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Editorial: Neue Waffen - neue Kriege? 


„Die Bilder von Frauen, die der Welt ıh- 
re lachenden Gesichter zeigten, von 
Männern, die ihre Bärte abrasierten, von 
Mädchen in der Schule, von Jungen, die 
in kurzen Hosen Fußball spielten: All 
das war zweifellos ein Schlag ins Gesicht 
linker Theorien über den amerikanischen 
Imperialismus...“ - so schreibt einer der 
prominenten Unterzeichner des US-ame- 
rikanischen Manifestes für den Krieg ge- 
gen Terror, Michael Walzer, und belegt 
damit, wie selbst renommierte Sozialwis- 
senschaftler sich derzeit wieder für die 
Idee vom „gerechten Krieg“ erwärmen. 
Wer würde ernsthaft der gestürzten Tali- 
ban-Regierung eine Träne nachweinen, 
wer der afghanischen Bevölkerung nicht 
ihre lang entbehrten Freiheiten gönnen, 
selbst wenn sich diese - nach allem, was 
man weiß - auf Ausschnitte des Alltags- 
lebens beschränken und möglicherweise 
nur für einige wenige gelten? Müssen 
aber solche Schnappschüsse damit ein- 
hergehen, dass viele der Fragen, die zu- 
mindest in den ersten Wochen des Krie- 
ges häufig gestellt wurden, nunmehr ob- 
solet erscheinen? Damals wurde noch 
darüber diskutiert, dass die USA selbst 
es waren, die den politischen Aufstieg 
der Taliban mit Waffenlieferungen be- 
günstigt hatten; dass das ursprüngliche 
Ziel des Krieges ein ganz anderes war, 
nämlich Bin Laden tot oder lebendig zu 
fangen; dass die als unterstützungswürdig 
geltende Nord-Allianz eine Warlord- 
Gruppierung darstellt, die den Talıban in 
ihren Methoden kaum nachstand; dass 
zwar über die finanziellen Kosten des 


Krieges informiert wurde, bis heute über 
die Zahl seiner zivilen Opfer aber Still- 
schweigen bewahrt wird. Solche Zusam- 
menhänge werden mittlerweile nur noch 
vereinzelt thematisiert, doch selbst wenn 
vielen Kommentatoren Bushs alttesta- 
mentarisch inspirierte Rhetorik, die sich 
um Gott und um „das Böse“ in der Welt 
rankt, etwas bombastisch und überzogen 
scheint, so hat offenbar mittlerweile eine 
resignierte Gewöhnung an die neue Nor- 
malität stattgefunden: die Normalität mı- 
litärischer Lösungen für die Probleme 
dieser Welt, die von westlichen (oder 
auch von östlichen) Regierungen als Ter- 
rorismus definiert werden. 

Es bedarf gar nicht der von Walzer be- 
mühten „linken Theorien über den ame- 
rikanischen Imperialismus“, um diese 
neue Normalität mit den USA in Verbin- 
dung zu bringen, die nach 1990 als ein- 
zige Supermacht übrig geblieben sind 
und sich nun, was eigentlich nicht be- 
sonders überraschen sollte, mehr denn je 
als solche gebärdet. Der schöne Traum 
vom Ende der Rüstungsspirale des Kal- 
ten Krieges und von der „Friedensdivi- 
dende“ ist ausgeträumt, und die US-ame- 
rikanische Regierung selbst macht kein 
Geheimnis aus ihrem unilateralistischen 
Weltbild des „America first“, das in er- 
ster Linie mit Waffengewalt durchgesetzt 
werden soll. So verkündete George W. 
Bush in seiner Rede zur „Lage der Nati- 
on“ am 29. Januar 2002, oberste Priori- 
tät müsse die „Sicherheit unserer Nati- 
on“ beanspruchen, und diese sei vor al- 
lem militärisch zu gewährleisten: „Meine 
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Haushaltsvorlage sieht die größte Steige- 
rung der Verteidigungsausgaben seit 
zwanzig Jahren vor - weil der Preis der 
Freiheit und Sicherheit zwar hoch, aber 
nie zu hoch ist. Was immer es kostet, 
unser Land zu verteidigen, wir werden 
zahlen.“ 

Sind diese Entwicklungen eine unmittel- 
bare Folge des 11. September und sind 
dabei tatsächlich nur die USA als 
Hauptakteur in den Blick zu nehmen? 
Die Beiträge dieses Heftes zeigen, dass 
dies eine zu einfache Sicht der Dinge 
wäre. „Nichts bleibt, wie es war“, so ver- 
kündeten in den ersten Tagen und Wo- 
chen nach dem New Yorker Anschlag 
Politiker und Kommentatoren. Damals 
wurde von verschiedensten Seiten gefor- 
dert, Konsequenzen zu ziehen, die auf 
dessen Hintergründe zielen: eine stärkere 
Regulierung von internationalen Geld- 
transfers, um Geldwäsche und die Fı- 
nanzierung terroristischer Netzwerke zu 
unterbinden; eine Neugestaltung der po- 
litischen Verhältnisse zwischen den Ge- 
winner- und den Verlierernationen der 
Globalisierung, um fundamentalistischen 
Strömungen in ärmeren Ländern den 
Boden für die von ihnen geschürten 
Ressentiments zu entziehen; eine Unter- 
stützung zwviler Strukturen in Regionen, 
die von Gewaltkulturen geprägt sind, um 
Alternativen zur Herrschaft von War- 
lords und Kriegsunternehmern zu eta- 
blieren. Fast nichts davon wurde verwirk- 
licht, statt dessen vielmehr die Logik der 
militärischen Aufrüstung und des Krieges 
erneut in ıhr Recht gesetzt. Diese ver- 
hängnisvolle politische Option ist nicht 
allein Sache der USA und auch keines- 
wegs eine Neuerung der letzten Monate. 
Geändert haben sich durch den 11. Sep- 
tember allenfalls die Begründungen für 
Waffenprogramme, sie selbst aber weisen 
eine Kontinuität auf, die mindestens auf 
die politische Wende von 1990, in man- 
chen Fällen auch auf die Zeit davor zu- 
rückgeht. Die Entwicklung von Kriegs- 
technologien, die Situation der Rüstungs- 
industrie, neue Militärstrategien und 
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staatliche Politik stehen in einem kom- 
plexen Wechselverhältnis, in dem so- 
wohl Kontinuitäten von Kriegführung 
als auch Brüche sıchtbar werden. 

So zeigt Ulrich Cremer in seinem Bei- 
trag zur „alten“ und „neuen“ NATO, 
dass der 11. September als Katalysator 
für eine Reihe von militärisch-politi- 
schen Entwicklungen gewirkt hat, die 
sich unmittelbar nach dem Ende des 
Kalten Kriegs abzeichneten. Selbst das 
Argument der Terrorismusbekämpfung 
findet sich bereits Anfang der 1990er 
Jahre in Dokumenten des Militärbünd- 
nisses, und schon damals verabschiedete 
sich dieses von dem Selbstverständnis 
einer defensiven Organisation zugunsten 
des Anspruchs, weltweit überall dort 
einzugreifen, wo man nach eigener Ein- 
schätzung „Sicherheitsinteressen“ be- 
droht sieht. Dies schließt nıcht aus, dass 
es innerhalb der NATO ın einzelnen Fäl- 
len, wie in den letzten Monaten etwa 
hinsichtlich des Iraks, unterschiedliche 
Einschätzungen gibt. Auch wenn die 
Dominanz der US-Regierung vor allem 
beim Afghanistan-Krieg die anderen Teil- 
nehmerstaaten derzeit in den Hinter- 
grund gedrängt hat, werden die Angriffs- 
kapazitäten der NATO zielstrebig ausge- 
baut und gesellschaftlich kaum noch in 
Frage gestellt. Die eigentlichen Verlierer 
bei dieser NATO-Neuorientierung, so 
wird in diesem Artikel klar, sind die 
UNO und das Völkerrecht. 

Sowohl Kontinuität als auch eine weitere 
Stufe der Eskalation zeigt sich bei den 
US-amerikanischen Plänen der Raketen- 
abwehr und der Weltraumrüstung. Jür- 
gen Scheflran analysiert die aktuelle Poli- 
tik zur Aufrüstung des Weltraums, in der 
es nicht mehr allein um Raketenabwehr 
geht, sondern gleichfalls um die zukünf- 
tige Weltraumbewaffnung. Bei der Dy- 
namik des militärischen Wettrüstens 
handelt es sich zu einem großen Teil um 
einen Wettlauf zwischen Offensive und 
Defensive: Angriffswaffen werden durch 
Abwehrmaßnahmen vorübergehend un- 
wirksam gemacht, bis neue Offensivsy- 
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steme diese wieder übertreffen. Nun fin- 
det sich auch der Weltraum, der trotz 
der militärischen Nutzung von Aufklä- 
rungs-, Kommunikations-, Navigations- 
und Wettersatelliten bislang eine waffen- 
freie Zone geblieben ist, von den USA in 
ihr neues, extrem kostspieliges und in 
sich widersprüchliches, Abschreckungs- 
konzept einbezogen. Dabei laufen viele 
dieser offensiven Weltraumaktivitäten 
unter dem Deckmantel der Raketenab- 
wehr, die damit zu einem „trojanischen 
Pferd“ für die Weltraumrüstung wird. 

Biologische Waffen gerieten für kurze 
Zeit in die Schlagzeilen, als Anfang Ok- 
tober ın den USA Milzbrand-Anschläge 
verübt wurden. Als sich der Verdacht er- 
härtete, dass die Anschläge nicht von 
den dämonisierten Gegnern ausgingen, 
sondern aus den US-Rüstungslaboren 
selbst kamen, wurde es schnell wieder 
still um aktuelle Bedrohungen durch 
biologische Waffen - zu Unrecht, wie ım 
Beitrag von Iris Hunger deutlich wird. 
Denn biologische Methoden der Krieg- 
führung wurden seit dem Zweiten Welt- 
krieg in mehreren Staaten vorangetrie- 
ben, was schließlich dazu führte, dass in 
einem internationalen Übereinkommen 
von 1972 erstmals eine gesamte Waffen- 
gattung verboten wurde. Doch haben 
die bisherigen Erfahrungen gezeigt, dass 
die fehlenden Kontrollmechanismen - 
insbesondere eines Verifikationssystems - 
dessen Effektivität stark beeinträchtigen. 
Langjährige Bemühungen, hier Verbesse- 
rungen zu schaffen, mündeten schließ- 
lich in einen Protokollentwurf, den die 
USA im Juli 2001 ablehnten, womit sie- 
benjährige diplomatische Anstrengungen 
mit einem Federstrich nahezu vollstän- 
dig beseitigt wurden. Im selben Monat 
torpedierte die US-amerikanische Regie- 
rung ebenfalls die Bemühungen, auf eı- 
ner UNO-Konferenz erstmalig die welt- 
weite Verbreitung von Kleinwaffen auch 
nur ansatzweise kontrollierbar zu ma- 
chen. Dennoch sind die USA in diesem 
Fall, wie Dorothea Schmidt darlegt, kei- 
neswegs der einzige Staat, der ein Inter- 
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esse daran hat, den Produzenten seines 
Landes möglichst ungestörte Verkäufe 
innerhalb und außerhalb der eigenen 
Grenzen sowie der eigenen Regierung 
nach eigenem Gutdünken Waffentrans- 
fers in Krisengebiete zu ermöglichen. 
Kleinwaffen wie etwa Granaten oder Ma- 
schinengewehre, die vielfach als neue 
Massenvernichtungswaffen bezeichnet 
werden, weil auf sie in den kriegerischen 
Konflikten des letzten Jahrzehnts der al- 
lergrößte Teil der Kriegstoten zurück- 
geht, wurden lange Zeit in ihrer Bedeu- 
tung unterschätzt. Ihr aktuelles Zerstö- 
rungspotential rührt nicht allein aus der 
Neuproduktion in einer Vielzahl von 
Ländern (darunter Russland, China, Isra- 
el, Deutschland und Brasilien) her, son- 
dern auch aus Millionen von Waffen, 
die aus Altbeständen stammen und vor 
allem seit dem Ende des Kalten Krieges 
weltweit zirkulieren. Sie wurden in ,„al- 
ten“ und werden in „neuen“ Kriegen 
eingesetzt, von staatlichen und von 
nicht-staatlichen Akteuren. 

Ob es um Raketenabwehr und Welt- 
raumflugzeuge, um biologische Kampf- 
stoffe oder um Kleinwaffen geht - man 
wird die US-amerikanische Regierung 
derzeit immer als Hauptakteur ausma- 
chen können, wenn es gilt, technische 
Entwicklungen voranzutreiben, finanziel- 
le Mittel für derartige Zwecke umzulen- 
ken, internationale Konventionen zu 
verhindern oder auszuhöhlen und die 
Politik auf militärische Lösungen einzu- 
stimmen. Gleichwohl sollten die übrigen 
Akteure auf dieser Bühne nicht überse- 
hen werden. Gerade die Bedrohung 
durch Atomwaffen zeigt, wie im Beitrag 
von Götz Neuneck ausgeführt wird, wie 
auch andere Staaten, insbesondere die 
frühere Sowjetunion, auf diese Karte 
setzten. Da wıe dort sind die Naturwis- 
senschaften immer wieder in einer ambi- 
valenten Rolle zu sehen, indem sie eben- 
so für die Realisierung dieser Art von 
Kriegführung wie für deren Verhinde- 
rung eingesetzt werden konnten. Die Sy- 
stemkonkurrenz der Großmächte führte 
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über Jahrzehnte dazu, die Wissenschaft- 
ler im eigenen Lager neue Angriffs- und 
Abwehrwaffen entwickeln zu lassen. Es 
sind aber auch Wissenschaftler aus West 
und Ost, die ihre fachlichen Kompeten- 
zen ım Rahmen der Pugwash Conferen- 
ces (seit 1975) und ım Rahmen anderer 
Initiativen dazu eingesetzt haben, ein 
Ende der bipolaren Aufrüstung zu errei- 
chen. Die Gefährlichkeit von Atom- 
waffen ist in der Gegenwart um nichts 
geringer geworden und wird zudem in 
den letzten Jahren durch technische 
Neuerungen ergänzt, wenn etwa Hoch- 
energielaser oder Quantenkryptographie 
für militärische Zwecke nutzbar gemacht 
werden sollen. Insofern sind Naturwis- 
senschaftler weiterhin dazu aufgerufen, 
ihr Expertenwissen zur Beobachtung 
solcher Entwicklungen einzusetzen, da- 
mit zumindest Beschränkungs- und Veri- 
fikationsmaßnahmen erarbeitet werden 
können. In diesem Zusammenhang dru- 
cken wir auch eine Erklärung der 
Vereinigung Deutscher Wissenschaftler 
(vDW) vom März 2002 ab. Die VDW 
sieht sich in der Tradition des Russell- 
Einstein-Manifests von 1955 zur Äch- 
tung von Kernwaffen und wendet sich in 
dieser Erklärung gegen die bekannt ge- 
wordenen Pläne der Bush-Administration 
zur künftigen Nuklearpolitik der USA. 

In einem historischen Rückblick auf die 
Geschichte der Industrialisierung der 
Kriegführung von Jens Warburg wird un- 
tersucht, wie die zunehmende Technisie- 
rung seit dem 19. Jahrhundert nicht nur 
dazu geführt hat, dass „leere Schlachtfel- 
der“ entstanden, sondern für die Solda- 
ten, jedenfalls diejenigen der am weite- 
sten entwickelten Länder, Krieg immer 
mehr als eine „versachlichte“ Dienstlei- 
stung erscheinen musste, die nur ent- 
fernt mit dem Töten von Menschen zu 
tun hat. Die wachsende Entfernung des 
Soldaten von seinen Opfern hat frühere 
Formen des männlichen Heldentums 
abgeschafft, stellt für die obersten 
Kriegsherren aber dennoch eine fragile 
Strategie dar. Das Ziel der weiteren In- 
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dustrialisierung liegt in der militärischen 
Logik daher darin, ferngesteuerte Auto- 
maten zu entwickeln, die treffsicher und 
ohne weitere Beeinflussung durch einen 
Menschen, selbständig ihr Ziel auswäh- 
len und zerstören. 

Außerhalb des Schwerpunkts setzt sich 
Peter Marcuse mit Manuel Castells drei- 
bändigem Werk zum Informationszeitäl- 
ter auseinander, das gerade in deutscher 
Übersetzung erscheint. Castells Studie, 
die vielfach bereits als Standardwerk gilt, 
wird von Marcuse vor allem aufgrund 
einer spezifischen Tendenz zur Entpoli- 
tisierung gesellschaftlicher Konflikte kn- 
tisiert: technische Möglichkeiten und 
Zwänge - die man allenfalls „gestalten“ 
aber nicht grundsätzlich in Frage stellen 
kann - erscheinen als entscheidende De- 
terminanten gesellschaftlicher Entwick- 
lung, hinter denen unterschiedliche In- 
teressen, sowie Macht- und Herrschafts- 
verhältnisse weitgehend verschwinden. 


Das Konzept dieses Heftes haben wir 
gemeinsam mit Ulrich Albrecht entwik- 
kelt, der sich aufgrund einer schweren 
Krankheit aber nicht mehr an seiner Rea- 
lisierung beteiligen konnte. Ihm möch- 
ten wır an dieser Stelle herzlich danken. 


Ulrich Cremer 


Nach dem 11. September: 
NATO putzmunter oder am Ende? 


Nach dem Ende des Kalten Krieges sah es so aus, als würden für die NATO 
die Totenglocken läuten. Eine tiefe Sinnkrise des Bündnisses wurde festge- 
stellt - gleichwohl verabschiedete die NATO bereits 1991, also noch im glei- 
chen Jahr, in dem sich der Warschauer Pakt als östlicher Gegenpart aufgelöst 
hatte, ein strategisches Konzept, das sie fit für die neue Epoche machte. Die 
Neue NATO war geboren. Sie ist auf konkrete Kriegsführung angelegt und 
hat den Sinn und die Fähigkeit, Militärinterventionen (also Kriege) in aller 
Welt durchführen zu können, sofern die Sicherheitsinteressen der ihr angehö- 
renden Länder als „bedroht“ angesehen werden. 

Aber die Umpositionierung in die Neue NATO konnte ihre Existenz an- 
scheinend nur für die nächsten zehn Jahre rechtfertigen. Nach den Terroran- 
schlägen des 11. September wird die Frage, ob der Militärpakt eine Zukunft 
hat, erneut aufgeworfen - und das nicht nur von denen, die ihn schon länger 
auflösen wollen. Bei einem Treffen der NATO-Botschafter und einem exklu- 
siven Kreis westlicher Militärexperten am 17. und 18. Januar 2002 in Brüssel 
machten die US-Politiker unmissverständlich klar: Wenn die Allianz sich 
„nicht radikal reformiert, um den neuen Bedrohungen und Herausforderun- 
gen zu begegnen, wird sie irrelevant und verliert die amerikanische Unterstüt- 
zung“. Die USA prüften derzeit „die Relevanz des Bündnisses“ und forderten 
vor allem zweierlei: die vorbehaltlose Unterstützung „im Kampf gegen den 
internationalen Terrorismus und gegen Massenvernichtungsmittel“. Ist die 
„neue Bedrohung für die NATO“ demnach US-Verteidigungsminister Rums- 
feld? (Hamburger Abendblatt 2.3.02). Sind die Tage der NATO also gezählt? 
Während manche einen „Bedeutungsverlust der NATO“ (Haftendorn 2002: 
50) konstatieren, proklamieren andere angesichts der Entwicklung seit dem 
11.9.: „Die Allianz lebt!“ und verweisen darauf, dass im Februar 2001 „wäh- 
rend der Münchener Konferenz für Sicherheitspolitik... die amerikanischen 
Vertreter ein klares Bekenntnis zur NATO und ihrer überragenden Bedeu- 
tung abgelegt“ (Voigt 2002: 117) haben. 

Um die NATO und ihre Perspektiven 2002 angemessen beurteilen zu kön- 
nen, ist eine Bestandsaufnahme der Veränderungen seit dem Ende des Kalten 
Krieges erforderlich. 
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1. Das Strategische Konzept der Neuen NATO 


Nicht erst 1999, als die NATO ihren ersten Angrifiskrieg, gegen Jugoslawien, 
führte und zum 50. Geburtstag in Washington das derzeit gültige Strategische 
Konzept verabschiedete, stellte man sich auf die Zeit nach dem Kalten Krieg 
ein. Bereits 1991 bestätigte das Bündnis in seinem Strategischen Konzept von 
Rom seine anhaltende Existenzberechtigung und definierte das sicherheitspoliti- 


sche Umfeld neu. 


1.1. Die neuen „Risiken” 


An die Stelle der „Hauptbedrohung der Vergangenheit“ traten Risiken, die „ihrer 
Natur nach vielgestaltig* wären und „aus vielen Richtungen“ kämen, „was dazu 
führt, dass sie schwer vorherzusagen sind“ (Rom, Ziffer 9). Derartige Risiken er- 
gaben sich „weniger aus der Wahrscheinlichkeit eines kalkulierten Angrifis auf 
das Hoheitsgebiet der Bündnispartner“, als vielmehr aus „Instabilitäten“, „der 

Verbreitung von ... Massenvernichtungswaffen und ballistischer Flugkörper“, 

dem Vorhandensein großer Militärarsenale, die (wieder) gegen die NATO gerich- 

tet werden könnten oder aber „der Unterbrechung der Zufuhr lebenswichtiger 

Ressourcen sowie von Terror- und Sabotageakten“ (Rom, Ziffer 10-13). Auch der 

Terrorismus war also bereits 1991 ein Thema - zehn Jahre vor den Anschlägen 

vom 11.9.2001! Regional verortete die NATO 1991 die Risiken in Mittel- und 

Osteuropa, dem GUS-Raum sowie am südlichen Mittelmeer und im Nahen 

Osten, betonte aber zugleich: „Die Sicherheit des Bündnisses muss jedoch auch 

den globalen Kontext berücksichtigen.“ (Rom, Ziffer 13 und wortgleich Wa- 

shington, Ziffer 24). Schon 1991 war also die Out-ofarea-Ausnichtung der NATO 
und damit die Umorientierung auf Offensivaufgaben beschlossen worden. 

Während sich zur Zeit der Kalten Krieges nur der Warschauer Pakt von der 

NATO bedroht sehen konnte, ist es jetzt möglich, dass alle Länder, die von der 

NATO als „Risikofaktor“ eingestuft werden, ins Fadenkreuz geraten. Der Jugo- 

slawien-Krieg stellte dafür einen ersten Anwendungsfall dar. Die heute gängigen 

Namen für solche Länder sınd „Schurkenstaaten“ oder „Achse des Bösen“. 

Im Rahmen der „Risikovorsorge“ definierte die NATO bereits 1991 als 

grundlegende Sicherheitsaufgaben (Rom, Ziffer 21): 

1. Sicherheit, also das Gewährleisten einer kriegs- und bedrohungsfreien Zo- 
ne als Fundament „für eın stabiles ... Sicherheitsumfeld“ (Rom, Ziffer 21) 
der NATO-Staaten. 

2. Konsultation „über alle Fragen“, die die „vitalen Interessen“ der NATO- 
Staaten berühren. 

3. Abschreckung und Verteidigung. 

Die vierte Aufgabe von Rom, die Bewahrung des strategischen Gleichge- 

wichts, wurde fallengelassen und durch „Krisenbewältigung“ und „Partner- 

schaft“ ersetzt. Hintergrund ist freilich, dass in Europa keine Milıtärblöcke 
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mehr bestehen, zwischen denen ein Gleichgewicht hergestellt werden müsste 
bzw. könnte. Der Terminus „Krisenbewältigung“ beschreibt die offensive mı- 
litärische Ausrichtung, zu der die NATO sich nun offen bekennt. In diesem 
Zusammenhang wurde in der Schlussbemerkung ein wichtiger Satz des Do- 
kuments von 1991 eliminiert: „Dieses Strategische Konzept bekräftigt erneut 
den defensiven Charakter des Bündnisses...“ (Rom, Ziffer 58). 


1.2. Euroatlantischer Raum als zukünftiges Einsatzgebiet der NATO 


Das strategische Konzept von 1999 präzisiert das mögliche Einsatzgebiet der 
NATO. Allerdings ıst die Formulierung „euroatlantischer Raum“ nicht ein- 
deutig und für Interpretationen offen. Die ehemalige US-Außenministerin 
Albright verortete z.B. die zukünftige NATO geographisch als „eine Kraft des 
Friedens vom Mittleren Osten bis nach Zentralafrika“ (Royal United Services 
Institute Newsbrief Vol. 18:4, April 1998: 26). Dieses Gebiet enthält wichtige 
aktuelle und potentielle Ölfördergebiete wie das Kaspische Meer, den Nahen 
Osten und Somalia. Auch Afghanistan liegt in diesem euroatlantischen Raum. 
Dass einige EU-Länder eine globale Zuständigkeit der NATO damals nicht 
festschreiben wollten, war übrigens eine rein taktische Position, da die eben- 
falls 1999 geplante EU-Eingreiftruppe durchaus global tätig werden soll. 
Auch für die USA ist die Beschränkung kein wirkliches Problem, da sie in 
den anderen Teilen der Welt auf sonstige regionale Militärallianzen (z.B. mit 
Japan) zurückgreifen können. 


1.3. Neues Verhältnis zu UNO und Völkerrecht 


Grundsätzlich versteht sich die NATO als zentrale Organisation im soge- 
nannten Geflecht ineinandergreifender Organisationen: Während sie ihr Sı- 
cherheitsumfeld, den euro-atlantischen Raum, „gestaltet“ (Washington, Ziffer 
12), leisten die nachgeordneten Organisationen VN, OSZE, EU und WEU 
„ausgeprägte Beiträge“ (Washington, Ziffer 14-17). 

Im strategischen Konzept von Washington wird positiv auf die „späteren Be- 
schlüsse ın bezug auf Krisenreaktionseinsätze auf dem Balkan“ hingewiesen. 
Der folgenreichste solche Beschluss, der Grundlage für den NATO-Angriffs- 
krieg gegen Jugoslawien war, erfolgte ohne Abstützung auf ein UN-Mandat. 
Die NATO mandatierte sich selbst. Dieses Vorgehen wird verallgemeinert, al- 
so als Prinzip verankert. Damit wırd das Gewaltmonopol der UNO nicht länger 
anerkannt, so dass die Grundlage für weitere NATO-Kriege nach dem Vorbild 
des Jugoslawien-Krieges gelegt ist. Insofern fällt die neue NATO-Strategie hin- 
ter die zivilisatorisch-rechtlichen Errungenschaften der internationalen Staa- 
tengemeinschaft zurück und markiert die Rückkehr zum Faustrecht. 

Für den gegenwärtigen Afghanıstan-Krieg, der zwar von den USA organisato- 
risch geführt, aber von allen NATO-Staaten unterstützt wird, gibt es entgegen 
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gängigen Behauptungen ebenfalls kein UN-Mandat. Am 12.9. hat der UN- 
Sicherheitsrat die Staaten aufgefordert, die Täter zu verfolgen, auszuliefern 
usw. sowie gleichzeitig das Recht auf Selbstverteidigung anerkannt. Dieses gilt 
jedoch laut UN-Charta nur solange „bis der Sicherheitsrat die zur Wahrung 
des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit erforderlichen Maßnah- 
men getroffen hat.“ Wäre der Sicherheitsrat untätig geblieben, läge die 
Selbstverteidigung in der Hand des angegriffenen Staates, also der USA. Das 
Recht auf Selbstverteidigung ist jedoch „erloschen“, weil der Sicherheitsrat am 
26.9. einen ausführlichen Beschluss gefasst und darin die entsprechenden Maß- 
nahmen ergriffen hat (Stuby 2001: 1330). Von der Ermächtigung zu Militär- 
schlagen ist in diesem zweiten UN-Sicherheitsratsbeschluss nicht die Rede. 

Bei der Aushöhlung des Völkerrechts handelt es sich jedoch um keine exklu- 
siv von den USA vertretene Auffassung. Die EU-Staaten äußern sich darüber 
zwar nicht so häufig, sind aber ebenfalls bereit, ohne UN-Mandat zu agieren. 
Dies gilt insbesondere für Italien und Deutschland als nicht im UN- 
Sicherheitsrat vertretene Mittelmächte (vgl. Cremer 2000: 25f). 


1.4. Atomwaffen im neuen Strategischen Konzept 


Hinsichtlich der Atomwaffen hält die NATO an der Drohung mit dem Eıst- 
einsatz fest: 

„Nukleare Streitkräfte werden weiterhin eine wesentliche Rolle spielen, indem sie dafür sorgen, 
dass ein Angreifer im Ungewissen darüber bleibt, wie die Bündnispartner auf einen militärischen 
Angriff reagieren würden.“ (Washington Ziffer 62, wortgleich: Rom Ziffer 55). 

Die USA und neuerdings auch Großbritannien drohen inzwischen nicht nur 
anderen Nuklearmächten, sondern auch Nicht-Nuklearmächten wie dem Irak 
atomare Erstschläge an und behalten sich quasi ein Recht auf Atomaggressi- 
on vor („Zum Atomkrieg bereit“, taz 26.3.2002). Deswegen ist an eine Besei- 
tigung der NATO-Atomwaffen, also atomare Abrüstung, nicht gedacht. Da- 
mit steht die NATO-Strategie im Widerspruch zum Atomwaffensperrvertrag, 
der in Artikel VI eine Verpflichtung aller Vertragsparteien vorsieht, „Verhand- 
lungen zu führen über wirksame Maßnahmen zur Beendigung des nuklearen 
Wettrüstens... und zur nuklearen Abrüstung“. Dass bereits die Drohung mit 
Atomwaffen in einem Gutachten des Internationalen Gerichtshofes (IGH) für 
völkerrechtswidrig erklärt wurde, interessiert die NATO herzlich wenig. 
Während die eigenen Atomwaffen für die NATO wichtige militärische Funk- 
tionen erfüllen, wırd es als Sicherheitsrisiko angesehen, wenn sich andere 
Staaten Atomwaffen samt Trägermitteln beschaffen. Mit der Bibel könnte 
man fragen: „Was siehst Du aber den Splitter in Deines Bruders Auge und 
nımmst nicht wahr den Balken in Deinem Auge?“ (Matthäus 7,3) 

Da sıch innerhalb der NATO die Bibelfestigkeit offenbar in Grenzen hält, 


werden als Gegenmittel „Arbeiten an einer Flugkörperabwehr“ (Washington 
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Ziffer 56) ausdrücklich gewürdigt. Ziel der NATO bei ıhren Antı-Prolifera- 
tions-Bestrebungen ist es, „die Schwachstellen der NATO-Streitkräfte im Ein- 
satz weiter zu reduzieren und gleichzeitig ihre Flexibilität und Wirksamkeit 
trotz der Präsenz von ABC-Waffen, der von ihnen ausgehenden Bedrohung 
oder ihres Einsatzes aufrechtzuerhalten“, d.h. eigene Kriegshandlungen trotz 
vorhandener Massenvernichtungswaffen zu ermöglichen und Krieg im Atom- 
zeitalter führbar zu machen. 


1.5. Neue Aufgaben - neue Mittel 


Nach eigenem Verständnis ist die NATO „der konkrete Ausdruck wirksamen 
kollektiven Bemühens seiner Mitglieder um Förderung ihrer gemeinsamen 
Interessen“ (Washington Ziffer 7). Um diese weltweit wahren zu können, be- 
darf es vor dem Hintergrund der neuen „Risikoanalyse“ (vergl. 1.1) natürlich 
anderer militärischer Mittel als während des Kalten Krieges. Deswegen wurde 
schon ım strategischen Konzept von 1991 auf den Aufbau von „Sofort- und 
Schnellreaktionsverbänden“ (später: „Krisenreaktionskräfte“) orientiert, die in 
der Lage sein müssten, „auf ein breites Spektrum von vielfach unvorherseh- 
baren Eventualfällen zu reagieren“ (Rom Ziffer 48). Derartige schnelle Ein- 
greiftruppen hatten bis dahin nur die USA und in bescheidenem Umfang 
Frankreich aufgebaut. Diese militärischen Offensivverbände sollten alle Teil- 
streitkräfte (Land, See, Luft) umfassen. Als Kernproblem wurden, insbesonde- 
re auf europäischer Seite, fehlende Transportkapazitäten identifiziert. 

Aber nicht nur neue Waffen sind für die NATO-Interventionseinsätze not- 
wendig, die militärische Organisation muss sich gleichfalls ändern. Die tech- 
nologisch zunehmend ausgefeilteren „intelligenten“ Waffen benötigen auch 
intelligentes, gut ausgebildetes Bedienungspersonal. Hierbei sind Wehrpflich- 
tige immer weniger zu gebrauchen. Entsprechend haben die Massenheere 
und Wehrpflichtarmeen ausgedient. In Deutschland wird die Wehrpflicht 
aufgrund ideologischer Vorbehalte der politischen Elite noch aufrechterhal- 
ten, aber faktisch ist auch aus der Bundeswehr schon eine Pseudo- 
Wehrpflichtarmee geworden, da Berufs- und Zeitsoldaten sowie die freiwillig 
längerdienenden Wehrpflichtigen dominieren und für die Auslandseinsätze 
herangezogen werden. 


1.6. Neue NATO-Militärdoktrin 


- Die „NATO-Doktrin für Friedensunterstützungs-Operationen“ wurde im Juni 
1996 in Berlin als Dokument MC 400/1 verabschiedet. Grundidee der 
NATO ist die gezielte Vermischung von friedensbewahrenden, friedenser- 
zwingenden und friedensaufbauenden Aufgaben, zusammengefasst als „Frie- 
densunterstützung“: 
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„Ihe term ‘peace support operations’ is agreed by the Military Committee to describe this wider 
range of activities which includes conflict prevention, peacemaking, peacekeeping, humanitarian 
aid, peace enforcement and peace-building.“ (NATO Doctrine for Peace Support Operations, 28 
February 1994, $.3; darin wird Bezug genommen auf das zugrundeliegende nicht öffentliche 
NATO-Dokument MC 327 NATO Military Planning for Peace Support Operations). 


Entsprechend müssen die NATO-Soldaten für Aufgaben im Rahmen der 
Friedensunterstützung ausgebildet sein. Dabei werden neun Prinzipien zu- 
grundegelegt: 

1. Gegenseitige Achtung zwischen den beteiligten Konfliktparteien und der Friedensunterstüt- 
zungsorganisation (z.B. der NATO). 

2. Unparteilichkeit der Friedensunterstützungstruppe, um das Vertrauen aller Konfliktparteien 
zu erhalten. 

3. Glaubwürdigkeit der Friedensunterstützungsoperation in dem Sinne, dass genügend militärt- 
sche Mittel bzw. Truppen eingesetzt werden, um die gesetzten Ziele zu realisieren. 

4. Begrenzte Gewaltanwendung: Vorrangig werden nicht-militärische Methoden angewandt. Die 
Gewaltanwendung muss gerechtfertigt sein und sorgfältig kontrolliert werden, da unnötige 
Gewaltanwendung die Mission gefährdet. Entsprechend gilt die Ausrüstung mit gepanzerten 
Fahrzeugen und schweren Waffen als adäquat. (Hintertür: Allerdings könnte manchmal 
doch eine starke Kraft für die Sicherheit des eingesetzten Personals und für den Erfolg der 
Mission erforderlich sein.) 

5. Transparenz der Operationen: Die beteiligten Konfliktparteien müssen über Ziele und Kon- 
zept der Operation Kenntnis haben. (Hintertür: ... aber nicht auf Kosten der Sicherheit der 
eingesetzten Truppe.) 

6. Einheit des Kommandos: Der Truppenkommandeur muss verantwortlich für alle Aspekte der 
Mission sein, d.h. er muss nicht nur das Oberkommando über alle operierenden militärischen 
Verbände haben, sondern ihm müssen auch Polizei oder andere zivile Stellen untergeordnet sein. 

7. Militärisch-zivile Koordination: Friedensunterstützungsoperationen bestehen üblicherweise 
aus militärischen und zivilen Komponenten. Aktivitäten der UN Polizei, von Wahlbeobach- 
tern, Menschenrechtsbeobachtern oder humanitären Hilfsorganisationen müssen auf die mi 
litärischen Operationen abgestimmt sein. 

8. Bewegungsfreiheit für die Friedensunterstützungstruppen. 

9. Flexibilität: Bei Friedensunterstützungsoperationen eingesetzte Truppen sollten darauf vor- 
bereitet sein, wenn nötig von einer Aufgabe zur nächsten zu wechseln, z.B. von Friedenser- 
haltung zu Friedenserzwingung. 

Will die NATO also ın Zukunft eine harmlose friedensbewahrende Operati- 

on in eine friedenserzwingende verwandeln, braucht sie nicht einmal mehr 

das Personal auszuwechseln. Während die ersten Prinzipien noch stark nach 
guten alten Blauhelmoperationen klingen, wird spätestens mit dem Flexibili- 
tätsprinzip der klassische Blauhelmansatz konterkariert, weil darüber gerade 
die Prinzipien Transparenz, Unparteilichkeit, gegenseitige Achtung und be- 
grenzte Gewaltanwendung aufgegeben werden. Offensichtlich haben die bei- 
den alten NATO-Kameraden „Abschreckung“ und „flexible Reaktion“ bei der 

Entwicklung des Friedensunterstützungskonzepts Pate gestanden: Dadurch 

dass die Konfliktparteien nicht wissen, welchen Eskalationsschritt die flexibel 

(re-Jagierende und militärisch angemessen ausgestattete NATO-Friedensunter- 

stützungstruppe als nächsten geht, werden sie in dıeser Logik abgeschreckt, 

die NATO-Mission zu sabotieren. 
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Durch die neue NATO-Doktrin ist die vielfach vertretene Forderung nach 
Abgrenzung klassischer Blauhelmoperationen („friedensbewahrend“ nach Ka- 
pitel VI der UN-Charta) von Kampfeinsätzen („friedenserzwingend“ nach 
Kapitel VII) seit mehreren Jahren kaum mehr zu erfüllen. Denn der NATO 
kommt als weltstärkstem und einflussreichem Militärpakt eine gewisse Defini- 
tionsmacht zu. Im Ergebnis ist die skizzierte Friedensunterstützungsdoktrin 
allgemeiner Standard geworden, und UN-Mandate werden nur noch auf 
Grundlage von Kapitel VII der UN-Charta erteilt. Auch der nach dem Day- 
ton-Abkommen 1995 begonnene NATO-Einsatz in Bosnien-Herzegovina 
stützt sich auf ein friedenserzwingendes UN-Mandat nach Kapitel VII, selbst 
wenn er manchen als „friedensbewahrender“ Einsatz erscheinen mag. 

Zwar hat die UNO die Begrifflichkeit „Friedensunterstützung“ bisher nicht 
übernommen, aber ihre Mandate sollen gemäß gewichtiger Reformvorschläge 
„robuste Einsatzregeln enthalten“ (Brahimi-Report 2000), und im Jahr 2000 
wurde vom UN-Sicherheitsrat anerkannt, „wie entscheidend wichtig es ist, 
dass Friedenssicherungseinsätze im Rahmen ihres Mandats gegebenenfalls 
über eine glaubwürdige Abschreckungsfähigkeit verfügen“ (Resolution des 
UN-Sicherheitsrates 1327 (2000)). Damit ist das traditionell neutrale Grund- 
verständnis der friedensbewahrenden Blauhelmeinsätze suspendiert. 


2. Das Verhältnis EU - USA 


In der NATO sind seit 1949 nordamerikanische und europäische Staaten zu- 
sammengeschlossen. Solange mit dem Warschauer Pakt ein klares Feindbild 
bestand, erreichten die gelegentlichen internen Konflikte zwischen den USA 
und Westeuropa nie eine existenzbedrohende Dimension. 

Nach dem Jugoslawien-Krieg fasste die EU 1999 dann ernsthafte Beschlüsse, 
eigenständige Krisenreaktionskräfte, also eine autonome Angriffsarmee, auf- 
zubauen. Darüber war Washington „not amused“. Zwar gilt europäische Auf- 
rüstung an sich als höchst willkommen, aber nur solange die US-Führungs- 
rolle und US-Kontrolle akzeptiert wird, so wie es aus US-Sicht bei der „Initia- 
tive zur Verteidigungsfähigkeit“ (DCI = Defensive Capabilities Initiative), die 
die NATO in Washington 1999 verabredete, gedacht war. Die Bezeichnung 
ist natürlich irreführend, da es um Angriffsfähigkeit geht, denn nichts anderes 
verbirgt sich hinter der Formulierung, dass die Initiative darauf ziele, „die Ef 
fektivität zukünftiger multinationaler Operationen über das ganze Spektrum 
der Allianzaufgaben im gegenwärtigen und absehbaren Sicherheitsumfeld ... 
sicherzustellen.“ Entsprechend legte die „Initiative zur Verteidigungsfähigkeit“ 
(DC]) einen besonderen „Schwerpunkt“ auf „die Verbesserung der Interope- 
rabilität zwischen Kräften des Bündnisses“ (und, wo angezeigt, auch zwischen 
Kräften der Allianz und Partnern) und umfasst „Verbesserungen der Dislo- 
zierbarkeit und Mobilität von Streitkräften der Allianz, ihrer Durchhaltefä- 
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higkeit sowie ihrer Logistik, ihrer Überlebensfähigkeit und ihrer Einsatzwirk- 
samkeit sowie ihrer Führungs- und Informationssysteme“ (Kommunique& der 
Staats- und Regierungschefs auf dem NATO-Gipfeltreffen am 24.4.1999 in Wa- 
shington, Ziffer 11). Die Europäer sollen also durchaus ihre Lufttransportkapa- 
zitäten ausbauen, um ihre Krisenreaktionskräfte schnell verlegen zu können. 
Dreh- und Angelpunkt ist für die USA dabei die gemeinsame Militärorganisa- 
tion NATO. Dort sollten die europäischen Großmächte zusammen mit den 
USA „in der ersten Reihe stehen, um die allen gemeinsamen vitalen außenpo- 
litischen Interessen zu befördern und zu verteidigen“. Nach Robert Blackwill 
(heute US-Botschafter in Indien, Anfang der 90er Jahre Sonderbotschafter in 
der Regierung Bush Senior) wären das u.a.: 


„die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen einzudämmen; die Entstehung einer feindlichen 
Hegemonialmacht in Eurasien zu verhindern; die globalen Handels- und Finanzsysteme weiter 
zu öffnen; ... die Versorgung mit Energie zu vernünftigen Preisen sicherstellen, letztlich Stärke, 
Vitalität und den Zusammenhalt des Atlantischen Bündnisses sicherzustellen.“ (Blackwill 1999) 
Schließlich ist aus Sicht der USA nur über die NATO eine stabile US- 
Hegemonie über Europa zu gewährleisten. Das war im Kalten Krieg so und 
hat sich auch in den Jahren danach nicht geändert. Allerdings musste die 
NATO ihre Existenz neu rechtfertigen: „Out of area or out of business“ lau- 
tete die Alternative. 


„Um die Hegemonie in Europa zu erringen, mussten die USA der NATO entsprechende Einsät- 
ze verschaffen; so könnten sie ihre führende Rolle aufgrund ihrer militärischen Überlegenheit un- 
ter Beweis stellen. Nur wenn die Westeuropäer von den USA abhängig wären, so wie sie von den 
strategischen Waffen in der Zeit des Kalten Krieges abhängig waren, wäre die militärische und 
politische Führungsrolle der USA in der NATO garantiert. Je größer und umfassender Out of 
area-Einsätze ausgelegt sind, umso sicherer wäre die militärische und dementsprechend politische 
Dominanz der USA in der NATO.“ (Gowan 2000: 50) 

In dieser Logik muss die NATO natürlich das Entscheidungsmonopol über 
die Einsätze bzw. Einsatzkräfte haben. Auch daraus erklärt sich das US- 
amerikanische Drängen auf von der NATO selbst mandatierte Militäreinsät- 
ze. Eine Restriktion durch den UN-Sicherheitsrat wird nicht hingenommen, 
und zwar nicht nur wegen des Veto-Rechts Russlands oder Chinas, sondern 
auch wegen desjenigen Frankreichs. Die eigentliche Auseinandersetzung dreht 
sich um die Frage, welche Macht bzw. Koalition die Führungsrolle in Europa 
einnimmt: die EU oder die USA. Vor diesem Hintergrund wurde die neue 
NATO-Rolle mit dem Jugoslawien-Krieg geprobt - hätte sich dieser Anwen- 
dungsfall nicht angeboten, wäre vermutlich ein NATO-Krieg gegen einen be- 
liebigen anderen „Schurkenstaat“ organisiert worden. 

Allerdings sind die EU-Planungen nicht so schnell vorangekommen wie ge- 
dacht. Die zwei Kernfähigkeiten zum Führen eines modernen Angriffskrieges 
(Lufttransportkapazitäten und moderne Militärsatelliten) sind weiterhin nicht 
realisiert. Nachdem die europäischen NATO-Staaten jahrelang über das Pro- 
jekt eines modernen Transportflugzeuges diskutiert hatten, entschieden sich 
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Großbritannien, Frankreich und Deutschland schließlich im Juni 2000 mit 
Blick auf die eigene industrielle und technologische „Verteidigungsbasis“ für 
den Airbus A400M. Die ersten Modelle werden voraussichtlich 2008 ausgelie- 
fert, aber auch mit den EU-Militärsatelliten wird es noch ein paar Jahre dauern. 
Faktisch bleiben die EU-Staaten deswegen weiter auf US-Kapazitäten und damit 
bei Kriegen auf die Zustimmung aus Washington angewiesen. In den nächsten 
Jahren wird die EU nicht in der Lage sein, autonom Kriege zu führen. 


3. Organisatorische Veränderungen der NATO in den 90ern 
3.1. Kurzer Frühling der KSZE 1990 


1990 wollten Polen, die damalige CSFR und Ungarn nicht nur die War- 
schauer Vertragsorganisation (WVO), sondern auch den anderen Militär- 
block, die NATO, auflösen. Dem heutigen tschechischen Präsidenten Vaclav 
Havel schwebte im April 1990 „eine Art Auflösungsagentur für die Paktsy- 
steme“ vor. Eingerichtet werden sollte eine „Sicherheitskommission mit Sitz 
in Prag“, bestehend aus allen KSZE-Mitgliedsstaaten (taz 10.4.90). Unterstützt 
wurde diese Idee von der Sowjetunion und Frankreich. Damit verbunden war 
eine KSZE-Euphorie, bei der die Idee der gemeinsamen Sicherheit und einer 
neuen Europäischen Friedensordnung triumphierte. 

Spielverderber waren jedoch die NATO-Staaten, die an ihrem Militärpakt ei- 
sern festhielten. Sie erteilten dem Konzept gemeinsamer Sicherheit eine Ab- 
sage und zogen es vor, wie bisher Sicherheit auf Kosten anderer zu schaffen. 
Sie verhinderten eine Stärkung der KSZE und begannen, dieser mit 
Gegengründungen das Wasser abzugraben. 

Polen, die CSFR, Ungarn und die anderen Länder begriffen, dass gemeinsame 
Sicherheit, ein kollektives Sicherheitssystem nicht zu haben war. Also mach- 
ten sie sich schleunigst die NATO-Sichtweise, Sicherheit vor anderen, also 
auf Kosten anderer zu schaffen (= kollektives Verteidigungsbündnis), zu eigen 
und forderten die Aufnahme in die NATO, das Zentrum des „Geflechts der 
ineinandergreifenden Institutionen“: Im April 1991, nach nur zwölf Mona- 
ten, war die Havelsche „Sicherheitskommission“ beerdigt, und die Regierung 
der CSFR richtete eine sicherheitspolitische Konferenz in Prag aus, die sym- 
bolträchtig von Außenminister Dienstbier und NATO-Chef Wörner geleitet 
wurde. Einen Monat vorher hatte Havel die NATO besucht und vorsichtig 
den Wunsch nach NATO-Mitgliedschaft geäußert. 

3.2 Die NATO-Vorfeldorganisationen 


Die NATO-Gegenorganisation zur damaligen KSZE hieß NATO-Koopera- 
tionsrat und wurde im Dezember 1991 eingerichtet. Mitglieder waren zuerst 
neben den NATO-Staaten alle Mitgliedsstaaten des Warschauer Paktes bzw. 
später deren Nachfolgestaaten sowie Albanien. Aufgabenfelder waren neben 
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abrüstungspolitischen Fragen (Rüstungskontrolle, Konversion etc.), mit de- 
nen sich die KSZE parallel beschäftigte, auch „Verteidigungsplanung“. Der 
im Dezember 1994 verabschiedete Arbeitsplan sah die „Erarbeitung einer 
gemeinsamen technischen Grundlage für die friedenserhaltenden Maßnah- 
men... einschließlich kritischer Interoperabilitätsfragen“ vor, herunterdekli- 
niert auf „materielle und technische Aspekte der Standardisierung“, „Verfah- 
ren und in Dienst gestelltes Gerät auf den Gebieten Friedenswahrung“, 
„Wehrmedizin“, „logistische Aspekte bei der Friedensbewahrung“, „Krisen- 
management“ und „Koordination von militärischen PfP-Aktivitäten“. 

Die NATO Partnerschaft für den Frieden (PfP) wurde 1994 aus der Taufe ge- 
hoben. Mit diesem Programm wurden ausschließlich militärische Ziele und 
Aufgaben (im Sinne der NATO-Out-ofarea-Bestrebungen) verbunden: 

„c) Aufrechterhaltung der Fähigkeit und Bereitschaft, zu Einsätzen unter der Autorität der VN 
und/oder Verantwortung der KSZE beizutragen, vorbehaltlich verfassungsrechtlicher Erwägun- 
da: 

a) Erkniekling kooperativer militärischer Beziehungen zur NATO mit dem Ziel gemeinsamer 
Planung, Ausbildung und Übungen, um ihre Fähigkeit für Aufgaben auf den Gebieten Friedens- 
wahrung, Such- und Rettungsdienst, humanitäre Operationen und anderer eventuell noch zu 
vereinbarender Aufgaben zu verstärken; 

e) auf längere Sicht Entwicklung von Streitkräften, die mit denen der Mitgliedstaaten der Nord- 
atlantischen Allianz besser gemeinsam operieren können.“ (PfP Dokument 1994: 288) 

Auf dieser Grundlage schloss die NATO individuelle Vereinbarungen mit di- 
versen europäischen Staaten ab. Dabei gelang ein weiterer qualitativer Sprung: 
Die traditionell neutralen Staaten (Finnland, Österreich, Schweden und die 
Schweiz) konnten endgültig in das NATO-Netzwerk einbezogen werden. 

Ein Vorteil der individuellen Vereinbarungen besteht darin, dass alle Länder, 
die keine prinzipiellen Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit mit der 
NATO sehen, ins NATO-Netzwerk eingebunden werden können. Ein weite- 
rer Vorteil ist, dass nicht der langsamste Teilnehmer das Integrationstempo 
bestimmt. Z. B. kann die Schweiz, die sich aufgrund der eigenen Gesetzeslage 
nicht einmal mit Blauhelmen, sondern nur mit unbewaffneten Kräften an in- 
ternationalen Operationen beteiligen darf, nicht als „Bremser“ bei der Schaf- 
fung der militärischen Kompatibilität auftreten. Der Ansatz, sich als trojanı- 
sches Pferd in das NATO-Netzwerk zu begeben, um den Betrieb aufzuhalten 
oder zu stören, ist also von vornherein zum Scheitern verurteilt. 

Ersonnen worden war die PfP-Idee von der US-Regierung. Sie ist auch in dem 
Kontext zu sehen, dass die NATO-Beitrittswünsche mittel- und osteuropäi- 
scher Staaten ab 1993 immer lauter angemeldet wurden. Das Interesse der 
NATO bestand darin, die eigene Handlungsfähigkeit nicht durch die hastige 
Aufnahme vieler neuer Staaten aufs Spiel zu setzen. Gleichzeitig sollte aber 
die Fangemeinde nicht verprellt werden. So erhielt das PfP-Programm eine 
weitere Funktion. Die Botschaft an die Teilnehmerstaaten war: „Aktıve Beteı- 
ligung an der Partnerschaft für den Frieden wırd eine wichtige Rolle ım evo- 
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lutionären Prozess der NATO-Erweiterung spielen“ (PiP Dokument 1994: 
286). Nicht zuletzt sollte die PfP jedoch die militärische Schlagkraft der 
NATO erhöhen. Der damalige US-Verteidigungsminister Aspin unterstrich 
1993 in Anlehnung an eın bekanntes Kennedy-Zitat: 

„Partnership for Peace requires that partners make a real contribution. It doesn’t ask what 
NATO can do for its new partners, it asks what the new partners can do for NATO.“ (Solomon 
1998: 34) 

1997 wurde der NATO-Kooperationsrat in den Euro-Atlantischen Partner- 
schaftsrat (EAPR) umbenannt. Hinter der Namensänderung stand politisch 
der Sinn, die politische und militärische Integration des NATO-Netzwerks zu 
intensivieren. Die Staaten, die der NATO bisher nur bilateral durch einen 
PfP-Vertrag verbunden waren, wurden auf diese Weise als Mitglied einer 
NATO-Vorfeldorganisation stärker an diese angebunden. 

Um die militärische Zusammenarbeit zu erproben, wurden im Rahmen der 
PfP in den letzten acht Jahren diverse Manöver durchgeführt. Wesentlich 
wichtiger waren jedoch die NATO-geführten Militäreinsätze auf dem Balkan 
(Bosnien, Kosovo), bei denen viele EAPR-Mitglieder mitwirk(t)en: „... three 
months in IFOR would be worth three years of PFP* (Solomon 1998: 90). 
Insgesamt ist es der NATO in wenigen Jahren gelungen, ein politisches und 
militärisches Netzwerk ım OSZE-Raum zu errichten, das sich durch einen 
größeren inneren Zusammenhalt als die OSZE selbst auszeichnet. Von der 
definierten Zielgruppe (alle OSZE-Teilnehmerstaaten) sind inzwischen fast al- 
le Staaten EAPR-Mitglied. Die zunehmende militärische Kompatibilität ver- 
schafft der NATO eın riesiges Reservoir von Hilfstruppen, auf die bei Mili 
täreinsätzen aller Art zurückgegriffen werden kann. 

Deswegen ist Bendrath zuzustimmen, wenn er resümiert, dass „die ‘neue 
NATO”... zwar neu“ sei, „aber nicht mehr die NATO im Sinne einer ge- 
schlossenen Organisation. Die verschiedenen Kooperationsprogramme, Part- 
nerschaftsräte und Kommandoformen haben sie in ein flexibles Netzwerk 
von insgesamt 44 Staaten des Nordens verwandelt, die alle ihr Militär auf US- 
Kriegsführung ausrichten“ (Bendrath 1997: 9). Inzwischen ist das Netzwerk 
sogar auf 46 Mitglieder angewachsen. 


3.3 Neue Mitglieder für die NATO und das Verhältnis zu Russland 


Vor diesem Hintergrund ist die 1999 vollzogene NATO-Osterweiterung um 
Polen, Ungarn und die Tschechische Republik militärisch wenig bedeutungs- 
voll, da die Staaten ja schon zuvor fest in das NATO-Netzwerk eingebunden 
waren. Die für November 2002 geplante Einladung von bis zu 7 weiteren 
Ländern, Mitglied in der NATO zu werden, ist ebenfalls politisch wenig auf- 
regend, denn die militärische Integration ist seit Jahren im Gange. 

Trotzdem wurde über die erste NATO-Osterweiterung 1997-99 eifrig disku- 
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tiert. Vielfach wurde eine neue Blockkonfrontation durch einen Entfrem- 
dungsprozess mit Russland befürchtet, da man nicht erkannt hatte, dass die 
Neue NATO nicht gegen den Osten, sondern gegen den Süden gerichtet ist, 
und dass Russland integraler Bestandteil der neuen militärischen Nordallianz 
gegen den Süden ist. Russland arbeitet seit Anfang der 90er Jahre in der 
NATO-Vorfeldorganisation mit. Sogar ihr aktueller Name „Europäisch-atlan- 
tischer Partnerschaftsrat“ geht auf einen russischen Vorschlag zurück (Solo- 
mon 1998: 107). 1997 präzisierte Russland das freundschaftliche Verhältnis 
zur NATO in der Grundakte NATO-Russland. Darın wird die feste Absicht 
betont, „auf der Grundlage gemeinsamen Interesses, der Gegenseitigkeit und 
der Transparenz eine starke, stabile und dauerhafte Partnerschaft zu entwik- 
keln“ (Grundakte NATO-Rußland 1997: 449). Dabei gehen die NATO und 
Russland 
„von der Voraussetzung aus, daß das gemeinsame Ziel der Stärkung von Sicherheit und Stabilität 
im euro-atlantischen Raum zum Nutzen aller Staaten eine Antwort auf neue Risiken und Heraus- 
forderungen erfordert, wie zum Beispiel aggressiven Nationalismus, die Verbreitung nuklearer, 
biologischer und chemischer Waffen, Terrorismus, die systematische Verletzung von Menschen- 
rechten und die Rechte von Personen, die nationalen Minderheiten angehören, sowie ungelöste 
Gebietsstreitigkeiten, die eine Bedrohung für unser aller Frieden, Wohlstand und Stabilität dar- 
stellen.“ (Grundakte: 450) 
Damit hat Russland im Grunde die NATO-Bedrohungsanalyse mit den „neu- 
en Risiken“ (Synonym für Out-ofarea Zuständigkeiten) als Kernbegriff über- 
nommen. Auf dieser Basis wird ein Ständiger Gemeinsamer Rat (NATO- 
Russland-Rat) eingerichtet, der drei Aufgaben erfüllen soll: 
1. Konsultationen über alle sicherheitspolitischen Fragen 
2. Darauf basierend gemeinsame Initiativen oder abgestimmtes Vorgehen 
3. Gemeinsames Handeln, „darunter die angemessene Teilnahme an der 
Planung und Vorbereitung gemeinsamer Operationen einschließlich frie- 
denserhaltender Operationen unter der Autorität des VN-Sicherheitsrats 
oder der Verantwortung der OSZE“ (Grundakte: 451). 
„Friedenserhaltend“ hört sıch zunächst harmlos an, aber an anderer Stelle 


heißt es: 


„.”’um sicherzustellen, dass diese Partnerschaft sich in möglichst hohem Maße auf praktische 
Aktivitäten und direkte Zusammenarbeit stützt, werden die jeweiligen Militärbehörden der 
NATO und Russlands die Möglichkeit einer Weiterentwicklung eines Konzepts für gemeinsame 
friedenserhaltende Operationen der NATO und Rußlands prüfen. Diese Initiative sollte von der 
positiven Erfahrung der Zusammenarbeit in Bosnien und Herzegovina ausgehen...“ (Grundakte: 
453). 

Wir erinnern uns: In Bosnien ist die NATO mit einem Mandat auf der 
Grundlage von Kapitel VII der UN-Charta, also friedenserzwingend tätig. Of 
fensichtlich ıst Russland bereit, die NATO-Militärdoktrin der „Friedensunter- 
stützung“ zu übernehmen. Prinzipiell hat die russische Regierung nıchts ge- 
gen die neuen Tätigkeitsbereiche der NATO einzuwenden. Nur: „An Frie- 
densmissionen wie in Bosnien wollen wir künftig gleichberechtigt beteiligt 
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sein“ (Ehemaliger russischer Verteidigungsminister Rodionow in: Stern 8/97, 
S.136). Ein Bereich für Konsultation und Zusammenarbeit zwischen NATO 
und Russland dürfte also nicht zuletzt in der Zusammenarbeit bei der „Kri- 
senbewältigung“ liegen. 

Genau in diese Richtung zielt die EU-Politik, wenn der außenpolitische Ko- 
ordınator der EU, Solana, eine „strategische Freundschaft“ zwischen Russland 
und EU (FAZ 30.5.2000) ins Auge fasst. Diese hat eine solide ökonomische 
Basıs, denn bereits heute wickelt Russland etwa 40% seines Handels mit den 
EU-Ländern ab. Nach der EU-Erweiterung könnte dieser Anteil nach Ein- 
schätzung des Präsidenten der europäischen Kommission Prodi „rasch auf 60 
Prozent steigen“ (FAZ 30.5.2000). Auch die westlichen Direktinvestitionen in 
Russland liegen mit inzwischen 31 Mrd. US-$ (Stand 2000) auf hohem Ni- 
veau (www.spiegel.de/almanach/laender Russland). 

Umgekehrt engagieren sich russische Konzerne in westlichen Ländern. In 
2000 hatten die russischen Direktinvestitionen im Ausland 3,2 Milliarden $ 
erreicht. Im Dezember desselben Jahres erwarb der Ölkonzern Lukoil das 
amerikanische Unternehmen Getty Petroleum Marketing Inc. mit 1.260 
Tankstellen („Russische Unternehmen auf Expansionskurs ins Ausland“, FAZ 
24.12.01). Auch die Kooperation und gegenseitige Verflechtung von russi- 
schen und westlichen Konzernen schreitet voran. Allein beim Besuch Putins 
im Juni 2000 in Berlin wurden „Wirtschaftsvereinbarungen mit einem Investi- 
tionsvolumen von über vier Milliarden Mark unterzeichnet“. Bei verschiede- 
nen Projekten kooperiert die russische Gasprom, die der größte Erdgaspro- 
duzent der Welt ist und etwa 60 Prozent der weltweiten Erdgasreserven kon- 
trolliert, mit den deutschen Unternehmen Wintershall, Ruhrgas, Ferrostahl 
und Salzgitter (Berliner Zeitung 17.6.2000). An der Gasprom hat sich übri- 
gens 1998 die deutsche Ruhrgas mit fast 1 Mrd. Euro (=4% des Aktienkapı- 
tals) beteiligt; seit Juni 2000 ist der stellvertretende Ruhrgas-Vorstands- 
vorsitzende Bergmann im Aufsichtsrat vertreten (Rufo-Online 30.6.2000, 
www.rufo.service.de). Die strategische Partnerschaft wird also beidseitig mit 
Substanz versehen. 

Nach dem 11.9. erhielt die Zusammenarbeit zwischen NATO und Russland 
neue Impulse. Mit bin Laden haben Russland und die USA bereits seit meh- 
reren Jahren einen gemeinsamen Feind. Angesichts der Talıban-Unterstützung 
für Tschetschenien brachten der russische Außenminister und der Verteidi- 
gungsminister im Mai 2000 die Option ins Gespräch, Stützpunkte in Afgha- 
nistan „präventiv“ zu bombardieren („Präventivschläge’ gegen Afghanistan?“ 
FAZ 25.5.2000). Genau das hatten die USA 1998 bereits (vor-)gemacht, als sie 
das Lager von bin Laden nach den Terroranschlägen auf US-Botschaften in 
Afrıka zerstörten. Anfang August 2001 räsonierte Bushs Sicherheitsberaterin 
Rice über eine NATO-Mitgliedschaft Russlands („Rice: Nato-Mitgliedschaft 
Russlands nicht ausgeschlossen“ FAZ 4.8.2001); Bundeskanzler Schröder fand 
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den Vorschlag sogleich „hochinteressant“ („Schröder: Russland in der Nato 
möglich“ FAZ 9.8.2001). Bereits 1997 hatte Clinton entsprechende Überle- 
gungen angestellt, und von russischen Regierungsmitgliedern liegen gleichlau- 
tende Äußerungen seit Jahren vor (Cremer 1998: 91f). Vor diesem Hinter- 
grund dürfte ein militärischer Nordblock unter Einschluss Russlands gegen 
den Süden Konturen annehmen. Gemeinsame Militäraktionen und Zusam- 
menarbeit der Geheimdienste zur Terrorismusbekämpfung dürften dabeı eı- 
nen wichtigen Meilenstein darstellen. 

Im November 2001 trieb der britische Premierminister Blair die Diskussion 
mit einem neuen Örganisationsvorschlag weiter voran: Danach sollte der 
NATO-Russland-Rat als 19+1 Gremium in ein 20er Gremium umgewandelt 
werden. Die NATO-Staaten sollten also nicht vor dem Treffen mit Russland 
bereits eine gemeinsame Position entwickelt haben, sondern diese gemeinsam 
mit Russland entwickeln. Die gleiche Idee (damals: 17 statt 16+1) hatte der 
ehemalige deutsche Außenminister Kinkel schon im September 1996 formu- 
liert, aber sich damit in der NATO nicht durchsetzen können. Der von Blair 
vorgeschlagene Themenkatalog für das reformierte Gremium umfasste u.a. 
den „Kampf gegen den Terrorismus, ein gemeinsames Krisenmanagement, die 
Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen, die Rüstungskontrolle und 
... ein europäisches Abwehrsystem gegen taktische Raketen“ („Nato und Russ- 
land streben „qualitativ neue Beziehungen“ an, FAZ 8.12.2001). 


4. Krieg gegen den Terror - ohne die NATO? 


Da die gegenwärtigen Kriege von den USA und nicht von der NATO geführt 
werden, entsteht vielfach der Eindruck, die NATO spiele militärisch keine 
Rolle mehr - und dies, obwohl die NATO nach dem 11.9. das erste Mal ın 
ihrer gesamten Geschichte den Bündnisfall feststellte. 

Geschäftsgrundlage für den Bündnisfall laut NATO-Vertrag ist, dass ein be- 
waffneter Angrıff auf ein NATO-Mitglied erfolgt: „Die Parteien vereinbaren, 
dass ein bewaffneter Angriff gegen eine oder mehrere von ihnen in Europa 
oder Nordamerika als ein Angriff gegen sie alle angesehen werden wird.“ Na- 
türlich hatte man 1949, als man diesen Artikel 5 formulierte, an einen staatlı- 
chen Akteur gedacht. Übrigens auch 1991 und selbst noch 1999, als die 
NATO ihre strategischen Konzepte in Rom und Washington verabschiedete. 
In diesen Dokumenten wird ausdrücklich zwischen „bewaffneten Angriffen“ 
einerseits und „Risiken“ in Form von „Terror- und Sabotageakten“ anderer- 
seits unterschieden. Während im Fall von Angriffen Artikel 5, also der Bünd- 
nisfall, greift, sollen bei Terrorakten „Konsultationen nach Artikel 4* stattfin- 
den. Dieser besteht aus einem einzigen Satz: „Die Parteien werden einander 
konsultieren, wenn nach Auffassung einer von ihnen die Unversehrtheit des 
Gebiets, die politische Unabhängigkeit oder die Sicherheit einer der Parteien 


Nach dem 11. September: Nato putzmunter oder am Ende? 197 


bedroht sind.“ 1999 hat die NATO unzweıdeutig beschlossen, dass u.a. die 
Risıken in Form von Terrorakten durch „nicht unter Artikel 5 fallende Krı- 
senreaktionseinsätze* beantwortet werden können. Als derartiger Einsatz 
wurde z.B. 1999 der Angrifiskrieg gegen Jugoslawien bezeichnet. 

Vor diesem Hintergrund ist es schon etwas verwunderlich, dass der Bündnis- 
fall in Reaktion auf die Terrorakte vom 11.9. erklärt wurde. Allerdings waren 
sich die NATO-Staaten auch anfangs nicht einig. Insofern wurde am 12.9. die 
Einschränkung gemacht, „dass dieser Anschlag, falls festgestellt wird, dass er 
vom Ausland aus gegen die Vereinigten Staaten verübt wurde, als Handlung 
im Sinne des Artikel 5 ... angesehen wird“ (Nordatlantıkrat 12.9.2001). 

Zwar legten die USA auch beı der nächsten Sıtzung des Nordatlantikrates 
keine gerichtsverwertbaren Beweise vor, aber die anderen NATO-Mitglieder 
waren inzwischen allesamt „überzeugt“ worden, und so konnte NATO-Gene- 
ralsekretär Robertson am 4.10.01 den Bündnisfall ausrufen. Es ist überflüssig 
zu erwähnen, dass dieser Beschluss von keiner unabhängigen Instanz noch 
eınmal überprüft werden kann, da es sich bei der NATO ja um keine demo- 
kratische Organisation mit Gewaltenteilung inklusive Judikative handelt. 

Der Artikel des NATO-Vertrages sieht nun vor, 


„dass im Falle eines solchen bewaffneten Angriffs jede von ihnen in Ausübung des in Artikel 51 
der Satzung der Vereinten Nationen anerkannten Rechts der individuellen oder kollektiven 
Selbstverteidigung der Partei oder den Parteien, die angegriffen werden, Beistand leistet, indem 
jede von ihnen unverzüglich für sich und im Zusammenwirken mit den anderen Parteien die 
Maßnahmen, einschließlich der Anwendung von Waffengewalt, trifft, die sie für erforderlich er- 
achtet, um die Sicherheit des nordatlantischen Gebiets wiederherzustellen und zu erhalten.“ 
D.h. die Wahl der Mittel stand jedem einzelnen NATO-Mitglied auch nach 
Feststellen des Bündnisfalles völlig frei. Das theoretische Spektrum reicht von 
einem Beileidstelegramm bis hin zu militärischer Hilfe bei der Selbstverteidi- 
gung. Wenn sich am 4.10.2001 sämtliche NATO-Staaten für die militärische 
Komponente entschieden haben, dann leitet sich das also nicht zwingend aus 
dem NATO-Vertrag ab („Bündnisverpflichtung“), sondern ist als rein polı- 
tisch motiviert zu erklären. 

Im einzelnen wurden folgende militärische Unterstützungsmaßnahmen verab- 
redet: Die USA erhielten gewünschte Überflugrechte für NATO-Territorien 
sowie Zugang zu Häfen und Flughäfen. Im östlichen Mittelmeer wurden 
NATO-Kriegsschiffe stationiert (Robertson 4.10.2001). Zur Unterstützung der 
Überwachung des US-amerikanischen Luftraums wurden in Spitzenzeiten sie- 
ben AWACs-Flugzeuge samt 230 Soldaten aus Europa abgezogen (Missfeldt 
2002). Hinzukommen die verschiedenen bilateralen Beiträge einzelner 
NATO-Staaten für den US-Krieg. Alleın Deutschland stellte gemäß Bundes- 
tagsbeschluss vom November 2001 3.900 Soldaten für verschiedene Opera- 
tionen zur Verfügung, so dass Bundeswehrsoldaten nunmehr in Kenia, Ku- 
wait, Dschibuti und Afghanistan unterwegs sınd. 
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Dennoch bleibt die Frage, warum die NATO bei dem gegenwärtigen Krieg 
ins zweite Glied treten musste. Im Gegensatz zu 1991, als beim zweiten Golf 
krieg eine Ad-hoc-Militärkoalition unter US-Führung gebildet wurde, wäre die 
NATO 2001 diesmal technisch fähig gewesen, die Führung zu übernehmen. 
Dagegen sprachen jedoch folgende Gründe: 

Maximale Breite der Antı-Terrorkoalition: Die Kriegskoalition konnte bei al- 
leinıger US-Führung breiter angelegt werden. An dem Krieg nehmen nämlich 
inzwischen 16 Nationen direkt teıl, 27 sınd im Hauptquartier in Tampa da- 
bei und weitere 66 Nationen leisten diverse Unterstützungsdienste (Wolfo- 
witz 2002). Eine NATO-Führung hätte sofort Eifersüchteleien ausgelöst: Wa- 
rum hätte das NATO-Mitglied Luxemburg mehr zu sagen als Australien oder 
Jordanien, die z.Z. signifikante Beiträge zum Krieg leisten? 

Pragmatismus: Das Eigenverständnis begrenzt die NATO auf den euroatlantı- 
schen Raum. Der Krieg gegen den Terrorismus wird jedoch auch in Ostasien 
(Philippinen, Indonesien) geführt, wo die USA über andere Militärallianzen 
und entsprechende Stützpunktrechte verfügen. Für die NATO insgesamt hät- 
te es „unnötige* Komplikationen bedeutet, die Nutzung von Stützpunkten 
und Häfen für NATO-Truppen auszuhandeln. 

Leichtere Zusammenarbeit mit Nicht-NATO-Verbündeten: Sie wırd, wıe im 
Fall von China, durch diese Konstruktion erleichtert. 

Kein Forum für Widerstände innerhalb der NATO (z.B. aus Frankreich): So 
zeitigte die französische Blockade des Einsatzes von NATO-Lufttransportern 
für Afghanistan im November 2001 keine große Wirkung („Keine humanitäre 
Hilfe der Nato in Afghanıstan“, FAZ 24.11.2001). 


5. Von der Neuen NATO zur Radikalreformierten NATO? 


Der Forderung nach ‘radikaler Reform’ der NATO liegt die Einschätzung 
zugrunde, dass die Sicherheitslage nach dem 11.9. völlig neu sei. Auf der 
Münchener Konferenz für Sicherheitspolitik 2002 verstieg sich US-Senator 
Lieberman zu der Äußerung: „The Cold War ended with the fall of the Ber- 
lin Wall ın 1989. The Post-Cold War world ended on September 11th, 2001“ 
(Lieberman 2002). Die Bezeichnung als „historische Zäsur“ ist weit verbreitet. 
Dennoch sei die kritische Nachfrage erlaubt, was denn nun eigentlich neu 
und anders geworden ist. Das Phänomen des Terrorismus, auch islamistisch 
motiviert, ist schon länger bekannt. Die UNO und auch die NATO beschäf- 
tigten sich seit Jahren mit „Terrorismus“ und die Antworten und Verhaltens- 
weisen der westlichen Staaten sind gleichfalls nicht so neu und originell. Die 
Bedrohung durch den Terrorismus wird ın diversen NATO-Dokumenten seit 
über zehn Jahren gebetsmühlenartig wiederholt. 

Worin soll vor diesem Hintergrund die „radikale Reform“ der NATO beste- 
hen? In der „vorbehaltlosen Unterstützung im Kampf gegen den internatio- 
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nalen Terrorismus und gegen Massenvernichtungsmittel“ (Hamburger Abend- 
blatt 2.3.2002). Insofern fordern die US-Kritiker überhaupt keine Reform der 
NATO ein, sondern üben lediglich Druck auf die europäischen NATO- 
Partner aus, bei dem ein oder anderen Krieg (z.B. gegen den Irak) mitzuma- 
chen. So kommt es, dass die verschiedenen Lehren, die aus dem 11. Septem- 
ber gezogen werden, Konzepte sind, die man ohnehin schon seit Jahren vo- 
rantreibt und nun mit einer aktuellen Begründung versieht. So nannte etwa 
der italienische Verteidigungsminister Martino auf der Münchener Sicher- 
heitskonferenz sechs derartige Lektionen (Martino 2002): 

Lektion 1: Terroristische Bedrohungen könnten von überall in der Welt aus- 
gehen. Deswegen müsse man Verteidigung und Sicherheitskonzepte global 
definieren. Also müsse die NATO ihr Einsatzgebiet global definieren (Neu- 
aufguss der seit elf Jahren gültigen Out-ofarea-Orientierung). Auch die EU 
müsse sich stärker nach außerhalb orientieren („more outward-reaching“) - 
auch das ist ein Jahre alter Hut, wenn man die Vorläuferorganisation WEU 
als militärischen Arm der EU einbezieht. 

Lektion 2: Da Terroranschläge ökonomischen Schaden anrichteten, müsse 
zusätzlich zu der Sicherheit der eigenen Bürger und Institutionen die Welt- 
marktstabilität („global market stability“) verteidigt werden. D.h. die NATO 
habe die Aufgabe, die aktuelle Weltwirtschaftsordnung militärisch zu schüt- 
zen. Auf US-amerikanisch ausgedrückt: 


„Damit der Globalismus funktioniert, darf Amerika sich nicht scheuen, als die allmächtige Su- 
permacht zu handeln, die es ist. Die unsichtbare Hand des Marktes wird nie ohne eine unsicht- 
bare Faust funktionieren. McDonald kann nicht ohne den F-15-Konstrukteur McDonnell Dou- 
glas florieren. Und die unsichtbare Faust, die dafür sorgt, dass die Welt für Silicon-Valley- 
Technologien sicher ist, heißt Heer, Luftwaffe, Marine und Marineinfanterie der USA.“ (Thomas 
Friedman, seinerzeit Berater von US-Außenministerin M. Albright im New York Times Magazine 
vom 28.3.99). 

Auch die ökonomie-flankierende Funktion der NATO wird in den NATO- 
Dokumenten seit Jahren erwähnt. 

Lektion 3: Die Militäretats müssten noch stärker erhöht werden, als irgend- 
jemand vor dem 11. September gedacht hätte. Darüber dass die Militäretats zu 
niedrig seien, jammern die NATO-Militärs seit Jahren. Richtig ist, dass die 
Forderungen nach dem 11.9. immer unbescheidener und gleichzeitig durch- 
setzbarer werden. Die USA haben bereits angekündigt, ihren Militäretat allein 
2002 um 15% aufzustocken. Selbst der Außenminister des NATO-Mitglieds 
Frankreich hat öffentlich erklärt: „Das hat nichts mit dem Kampf gegen den 
Terrorismus zu tun. Das sind Erhöhungen, die immer von dem berühmten 
militärisch-industriellen Komplex gefordert werden...“ (Vedrine 2002: 115). 
Die Folge der dramatischen Erhöhungen wird eine weitere Steigerung des 
NATO-Marktanteils an den weltweiten Militärausgaben sein, der unter Ein- 
beziehung der in den Vorfeldorganisationen zusammengefassten Staaten 
schon jetzt bei über 70% liegt. Zum Vergleich: Die „alte“ NATO zeichnete 
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1985 für „nur“ 48% der weltweiten Militärausgaben verantwortlich. Die Neue 
NATO hatte diesen Anteil zehn Jahre später um 10 Prozentpunkte auf 58% 
gesteigert (Zahlen errechnet auf Basis von IISS 1996: 311). Bereits jetzt ist 
die militärische Dominanz der NATO in der Welt größer denn je. 

Lektion 4: Man könne es sich nicht länger leisten, politische Vakuen wo 
auch immer auf der Welt nicht zu füllen. D.h. die westlichen Länder müssten 
sich überall einmischen. Über die von westlichen Ländern dominierten Or- 
ganisationen wie Weltbank und Weltwährungsfonds mischt man sich bereits 
seit Jahrzehnten überall ein, aber - zugegeben - hier mag noch eine Steige- 
rung möglich seın. 

Lektion 5: Die Angriffe vom 11. September signalisierten das Risiko ernsthaf- 
terer und destabilisierender möglicher Zukunftsgefahren: atomar, radiolo- 
gisch, biologisch und chemisch. Um den Gefahren zu begegnen, bedürfe es 
eines breiten Präventionskonzeptes, auch mit zivilen Schutzkomponenten. 
Dass hochentwickelte Industrienationen nun einmal verwundbar sind, ist ei- 
ne Erkenntnis, die zumindest so alt ıst wie das Atomzeitalter, das 1945 be- 
gann. Neu ist offenbar nur die veränderte Wahrnehmung der Welt, speziell in 
den USA. Durch den 11. September ist vielen dort das erste Mal bewusst ge- 
worden, dass es kein sicheres, unverwundbares „Homeland“ gibt. 

Lektion 6: Die zukünftige Entwicklung jedes globalen Sicherheits- und Verteidi- 
gungssystems muss auf NATO und EU basieren, nicht nur auf Ad-hoc Koalı- 
tionen. Auch die gegenwärtige US-geführte Ad-hoc Koalition „der Willigen“ 
bedient sich der NATO-Strukturen. Würde die NATO als Organisation nicht 
weiter die Harmonisierung der Waffensysteme und Kompatibilität der Einsatz- 
truppen vorantreiben, würde es insbesondere für die USA in Zukunft schwerer, 
verwendbare Hilfstruppen für die diversen Militäroperationen zu erhalten. 

In diesem Zusammenhang wird häufig auf die wachsende Kluft in den militä- 
rischen Fähigkeiten zwischen den USA und ihren europäischen Verbündeten 
verwiesen, die ein Problem für die NATO darstelle. Das wachsende techno- 
logy gap hat nach Angela Merkel mit der europäischen „Kleinstaaterei in si- 
cherheits- und verteidigungspolitischen Fragen“ (Merkel 2002) zu tun. Rudolf 
Scharping analysiert die Lage so: 

„Wenn es eine europäische Schwäche gibt, ... dann hat sie mit der mangelnden politischen Ent- 
schlossenheit der Europäer zu tun, ihre Streitkräfte besser zu harmonisieren, ihre finanziellen 
Kräfte besser zu poolen und ihre Ausrüstung besser zu standardisieren und auf diese Weise einen 
effizienteren und ökonomischen Gebrauch von ihren finanziellen Ressourcen zu machen.“ 
(Scharping 2002) 

Zwar gäben die EU-Staaten halb so viel wie die USA fürs Militär aus, erziel- 
ten aber „damit lediglich etwa 10% der militärischen Schlagkraft der USA“ 
(Merkel 2002). 

Während die EU-Staaten nach dem Jugoslawien-Krieg vollmundig auf eigen- 
ständige europäische Entwicklungen setzten und entsprechende Konzentra- 
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tionen in der europäischen Rüstungsindustrie forcierten, wird inzwischen et- 
was kleinlauter die „mangelnde Bereitschaft unserer amerikanischen Freunde“ 
beklagt, „transatlantische Projekte zu identifizieren, sie gemeinsam zu ver- 
wirklichen und den dafür notwendigen Technologietransfer auf der Grundla- 
ge gemeinsamer Technologieentwicklung zu organisieren“ (Scharping 2002). 
Hierin drückt sich die aktuell wieder klar anerkannte Führungsrolle der USA 
aus. Der Krieg gegen den Terrorismus hat die US-Hegemonie über Westeu- 
ropa gefestigt, auch wenn die militärischen europäischen Emanzipationsbe- 
strebungen nicht aufgegeben wurden. 


6. Resümee 


Alles in allem hat der 11.9. als Katalysator für eine Reihe von militärisch- 
politischen Entwicklungen gewirkt. Das wird auch von nachdenklicheren Be- 
obachtern so gesehen: „Wenn überhaupt, dann hat der 11.September den 
Lauf der Dinge beschleunigt - allerdings in die Richtung, die sich ohnehin 
bereits abgezeichnet hatte“ (Peel 2002: 13). 

Der 11.9. wird von den Militärs der westlichen Länder als Nachweis für die 
eigene Existenzberechtigung herangezogen. Die Schaffung bzw. Vermehrung 
der Angriffskapazitäten der NATO wird gesellschaftlich kaum noch in Frage 
gestellt. Es wurde eine gigantische Aufrüstungswelle in Gang gesetzt: Die Mi- 
litäretats werden stark angehoben. Die Bundeswehr konnte sich schon im 
September über eine 3-prozentige Steigerung freuen - obwohl sich diese ge- 
gen die US-Pläne eher bescheiden ausnimmt. 

Der Vorsprung der USA auf militärischem Gebiet gegenüber Europa dürfte 
noch wachsen. Die Pläne für autonome EU-Kriegsführungskapazitäten haben 
einen Dämpfer erhalten. Es wird noch sechs bis acht Jahre dauern, bis die 
notwendigen Lufttransportfähigkeiten und die eigenen modernen Militärsatel- 
liten einsatzbereit sind. 

Die Einbindung Russlands, das schon länger im NATO-Netzwerk mitarbeitet, 
macht deutliche Fortschritte, die sich demnächst auch in neuen Strukturen 
der Zusammenarbeit ausdrücken werden (20er-Rat). Die globale „Nordalli- 
anz“, die sich gegen den Süden der Welt richtet, nimmt Formen an. 

Nicht profitieren von der Entwicklung kann die UNO, die gegenüber USA 
und NATO weiter an Boden verliert. Der Afghanistan-Krieg ist nach dem Ju- 
goslawien-Krieg ein weiterer, der ohne UN-Mandat stattfindet. Sowohl auf 
dem Balkan, als auch in Afghanıstan sind Strukturen wirksam, in denen die 
UNO unter US- bzw. NATO-Kommando Dienst tut. 

Deswegen sind die Zukunftsaussichten der NATO eher rosig: Ihren Streitkräf- 
ten fließen mehr Mittel zu. Sie leidet nicht unter Auftragsmangel, ist sie doch 
für verschiedene Militäreinsätze auf dem Balkan verantwortlich. Auf absehba- 
re Zeit wird die militärische Koordination zwischen EU und USA in der 
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NATO stattfinden. Sie ist die Organisation, die für die Kompatibilität der 
militärischen Einsatztruppen und Waffen sorgt. Aus den Reihen der NATO- 
Verbündeten werden weitere Länder den Mitgliedsstatus erhalten. Da die EU- 
Staaten auf absehbare Zeit nicht zu autonomer Kriegsführung in der Lage 
sind, stellen sie die NATO nicht zur Disposition, sondern definieren sie weı- 
. ter als Plattform. Auch denjenigen US-Politikern, die die NATO „radikal re- 
formieren“ wollen, geht es nur um mehr Tempo, also den beschleunigten 
Ausbau der NATO-Angriffskapazitäten und die praktische Anwendung der- 
selben in Kriegen, die die USA in nächster Zeit zu führen gedenken. Ohne 
qualifizierte Hilfstruppen kommt eine Hegemoniemacht nun einmal nicht aus. 
Das galt für das alte Rom vor 2000 Jahren genauso wie für die USA heute. 
Insofern präsentiert sich die NATO zur Zeit putzmunter, sie hat durch den 
11.9. einen neuen Schub erhalten. 
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Jürgen Scheffran 


Raketenabwehr und Weltraumkrieg 
Eine unheilige Allianz 


1. Der doppelte Rumsfeld und die Bedrohungswahrnehmung der USA 


„Ein Angriff auf Teile des US-Weltraumsystems ... sollte nicht als unwahrscheinlich abgetan wer- 
den. Wenn die USA ein ‘Pearl Harbor im Weltraum’ verhindern wollen, müssen sie die Mög- 
lichkeit eines Angriffs auf US-Weltraumsysteme ernsthaft in Betracht ziehen. ... Die US-Regierung 
.. sollte unbedingt sicherstellen, dass der Präsident die Option hat, Waffen im Weltraum zu sta- 
tionieren... In absehbarer Zukunft werden die USA zur Unterstützung ihrer nationalen Interessen 
auf der Erde und im Weltraum [militärische] Operationen in den, aus dem, in dem und durch 
den Weltraum durchführen.“ 

Das Zitat stammt aus einem Bericht der „Commission to Assess United Sta- 
tes National Security Space Management and Organization“ vom Januar 2001 
(Rumsfeld 2001). Geleitet wurde die hochrangig besetzte Kommission von 
Donald Rumsfeld, der bereits in den siebziger Jahren unter Präsident Ford als 
Verteidigungsminister gedient hatte, dazwischen u.a. als Rüstungslobbyist 
agierte und nun unter George W. Bush erneut dem Pentagon vorsteht. Der Be- 
richt markiert einen Einschnitt, nicht so sehr, weil die Kommission eine reale 
Bedrohung der USA im und aus dem Weltraum erkennt, sondern wegen der 
unverblümten Forderung nach der Aufhebung eines bislang stillschweigend 
eingehaltenen Tabus: der Stationierung von Waffen im Weltraum. 

Knapp drei Jahre zuvor hatte Rumsfeld schon einmal einer Kommission vor- 
gestanden, die mit einem Bericht für politischen Wirbel sorgte. Die „Com- 
mission to Assess the Ballistic Missile Threat to the United States“ warnte im 
Juli 1998 vor der Bedrohung durch ballistische Raketen mit Massenvernich- 
tungswaffen ım Besitz von ‘Schurkenstaaten’ und verlich damit der Entwick- 
lung von Raketenabwehrsystemen einen kräftigen - auch finanziellen - Schub 
(Rumsfeld 1998). 

Mit dem ersten Bericht hatte Rumsfeld den zu Bush führenden politischen 
Klimawandel maßgeblich mit angestoßen, wie in den siebziger Jahren das 
„Committee on the Present Danger“ die Wahl Ronald Reagans zum US- 
Präsidenten vorbereitet hatte. War Clinton in der Anfangsphase seiner Präsi- 
dentschaft noch mit der Abwicklung des Kalten Krieges befasst, so geriet die 
Weltpolitik spätestens seit 1998 erneut auf das gefährliche Gleis der Konfron- 
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tation.' Die Initialzündung bildeten die Atomtests Indiens und Pakistans im 
Mai 1998, die das Versagen der Bemühungen repräsentierten, den nuklearen 
Gefahren allein mit einer Politik der Nichtverbreitung beikommen zu wollen, 
ohne die Atomwaffenarsenale der fünf Kernwaffenstaaten anzutasten. Die 
weltweite Bewegung für die Abschaffung aller Atomwaffen, die nach der un- 
begrenzten Verlängerung des nuklearen Nichtverbreitungsvertrages ım Mai 
1995 einige Erfolge erzielen konnte, war ab 1998 auf dem absteigenden Ast. 
Nach Vorlage des ersten Rumsfeld-Berichts führten - wie zur Bestätigung der 
bevorstehenden Raketenbedrohung - Nordkorea, Iran, Indien und Pakistan 
Raketentests durch. 

Diese dienten wiederum den konservativen Republikanern im US-Kongref 
zur weiteren Rechtfertigung ihrer Raketenabwehrpläne. Sie zwangen dem Prä- 
sidenten im März 1999 eın Gesetz auf, das den Beginn der Stationierung ei- 
ner nationalen Raketenabwehr (National Missile Defense, NMD) vorsieht, 
sobald diese technisch machbar sei. Angesichts technischer Fehlschläge 
konnte Clinton den Stationierungsbeginn im September 2000 noch einmal 
aufschieben. Doch Clintons Nachfolger Bush ließ keinen Zweifel daran, dass 
er mit der Stationierung auf jeden Fall und sobald wıe möglich beginnen 
wolle. Noch bevor Bush offiziell im Amt war, machte Rumsfelds 
Weltraumkommission deutlich, das es nun nicht mehr allın um 
Raketenabwehr ging, sondern auch um die Weltraumbewaffnung. Dahinter 
steht das offensive Konzept einer Dominanz der USA im Weltraum, das seit 
Jahren vom US Space Command verfolgt wird. 

Die Rechtfertigung der neuen Rüstungspläne ın den USA erfolgt dabei im- 
mer nach dem gleichen Muster: die mächtigste Militätmacht der Welt, die 
sich ein Vielfaches der Rüstungsausgaben anderer Staaten leisten kann und 
sich das weltweite Recht zu militärischen Interventionen vorbehält, fühlt sich 
bedroht. Wofür früher die „Roten“ herhalten mussten (waren es nun Indianer 
oder Kommunisten), dafür sind heute Schurkenstaaten und Terroristen gut. 
Zweifel oder gar Kritik an überzogenen Bedrohungsängsten der USA dürfen 
seit dem 11. September nicht mehr geäußert werden: sie gelten als unpatrio- 
tisch, wenn nicht gar staatsfeindlich. Zu perfekt haben hier reale Schurken 
die ihnen zugewiesene Rolle ausgefüllt. Übersehen wurde dabei jedoch, dass 
das Peal Harbor, das Rumsfeld noch ım Weltall wähnte, sich mitten in der 
Gesellschaft befand, und dass keines der existierenden oder geplanten teuren 
Waffensysteme die Umfunktionierung von Teppichmessern und Linienflug- 
zeugen in Massenvernichtungswaffen verhindert hätte. Die ganze Wider- 
sprüchlichkeit der derzeitigen US-Politik zeigt sich darin, die Verwundbarkeit 
der Industriegesellschaft durch immer ausgefeiltere Gewaltmittel verhindern 


1 Auch zuvor schon hatten sich entsprechende Entwicklungen abgezeichnet, etwa der Golf 
krieg oder die NATO-Osterweiterung. 
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zu wollen, diese ihrerseits jedoch weltweit neue Bedrohungen schaffen und 
Gegenmaßnahmen provozieren. 


2. Wie realistisch ist die Raketenbedrohung? 


Bis etwa Mitte der neunziger Jahre gingen die Planer im Pentagon und im 
Weißen Haus bei der Konzeption von Raketenabwehrsystemen von den Ge- 
gebenheiten des Kalten Krieges aus. Mit den USA und der Sowjetunion stan- 
den sich zwei mit vielfacher Overkill-Kapazität ausgestattete Blöcke gegenüber. 
Raketenabwehr sollte demgemäss die USA vor einem nuklearen Überfall des 
Hauptgegners schützen, dabei aber die volle Einsatzfähigkeit des Atomwaf- 
fenarsenals der USA gewährleisten. Unter dieser Prämisse mussten die Pläne 
scheitern. Unverwundbarkeit gegen Tausende von nuklear bestückten Inter- 
kontinentalraketen war weder technisch möglich noch finanzierbar. Und mit 
dem Ende der Sowjetunion hatten sich auch die politischen Gegebenheiten 
geändert. 

Spätestens seit dem ım Juli 1998 veröffentlichten Abschlußbericht der ersten 
Rumsfeld-Kommission rückten die als „Schurkenstaaten“ (rogue states) be- 
zeichneten Länder und ihre Pläne ın den Mittelpunkt der Argumentation für 
Raketenabwehr. Der Bericht resümiert, dass Nordkorea und der Iran schon in 
fünf Jahren, der Irak in maximal zehn Jahren über die erforderlichen Kennt- 
nisse und Technologien zum Bau von Interkontinentalraketen und chemi- 
schen, biologischen und/oder nuklearen Massenvernichtungswaffen verfügen 
würden und das Territorium der USA bedrohen könnten, „falls sie die Ent- 
scheidung dazu träfen“. Obwohl nicht behauptet wird, dass diese Entwick- 
lung wahrscheinlich sei und nicht gesagt wird, wie die Regierung auf Gefah- 
ren reagieren solle, schlossen die überzeugten NMD-Befürworter aus der Stu- 
die, die Bedrohung für die USA nehme signifikant zu und seı nur durch eine 
Raketenabwehr wirkungsvoll zu bekämpfen. Die genannten Einschränkungen 
fielen ın der öffentlichen Diskussion weg. 

Wenige Woche nach Vorlage des Berichts testete Nordkorea die Mittelstrek- 
kenrakete Taepo Dong-1 mit einer Reichweite von ca. 1.000 km (zum ersten 
Mal nach dem vorangegangenen ersten Test im Jahr 1993). Tatsächlich 
scheint sich die Verbreitung (Proliferation) von Raketentechnologie mit den 
bisherigen Mitteln kaum aufhalten zu lassen. Schon lange haben die fünf eta- 
blierten Kernwaffenstaaten ballistische Interkontinentalraketen (ICBM: Inter- 
continental-range Ballistic Missiles) in ihren Arsenalen. Daneben verfügen 
nach einer Untersuchung der US-Organısation Carnegie Endowment for In- 
ternational Peace (CEIP) weitere 32 Länder über ballistische Raketen mit 
mehr als 100 km Reichweite. Dazu gehören Länder wie Argentinien, Bahrein, 
Polen, die Slowakei, oder der Jemen. Die Reichweite der Raketen liegt aller- 
dings, mit wenigen Ausnahmen, unterhalb von 1000 km (Carnegie 2000). 
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Viele Länder sind an die Kenntnisse und Kapazitäten für ihre Raketen durch 
Exporte von Raketenbesitzern gelangt. Russland versorgte den Iran; China 
half dem Iran, Pakistan und Saudi Arabien; für Nordkorea wurden die Liefe- 
rungen an Iran, Pakistan und andere Länder eine wichtige Devisenquelle. 
Deutschland, das mit dem militärischen Einsatz der V2-Rakete im Zweiten 
Weltkrieg den Beginn des Raketenzeitalters markierte, war (zumindest bis 
zum Golfkrieg) einer der wichtigsten Exporteure von Raketentechnologien, 
insbesondere in den Irak, nach Argentinien oder Ägypten (Scheffran 1991). 
Auch die anderen westlichen Länder trugen zur weltweiten Raketenrüstung 
und damit zu dem als bedrohlich empfundenen Problem bei (auch die USA). 
Internationale Verflechtungen der Industrieunternehmen tun ein übriges. In 
Europa sind die einschlägigen Weltraumfirmen und Raketenbauer von Italien, 
Spanien, Frankreich, Großbritannien und Deutschland in den Konsortien 
EADS, Astrium und MBDA zusammengeschlossen - in Raketenexporte eines 
Landes sind somit zumindest indirekt auch die Partnerländer eingebunden. 
Eine häufig unterschätzte Rolle im Raketenwettlauf spielen regionale Fakto- 
ren, Zwar scheinen der US-Geheimdienst (CIA) oder der Bundesnachrichten- 
dienst (BND) die Erhöhung der Reichweiten vor allem unter dem Aspekt der 
Bedrohung des eigenen Territoriums zu betrachten. Tatsächlich verstärkt sich 
die Rüstungsspirale häufig durch lokale Entwicklungen. So arbeitet beispiels- 
weise Israel, das über Atomwaffen und die Mittelstreckenrakete Jericho ver- 
fügt, in Kooperation mit den USA seit Jahren an Raketenabwehrsystemen 
zum Schutz gegen Raketen aus dem Iran. Für den Iran ist dies ein Anreiz, 
seine Raketen weiter zu modernisieren und deren Reichweite zu vergrößern, 
wodurch auch europäische Großstädte ıns mögliche Schussfeld geraten. 
Politische Gegenmaßnahmen der Industrieländer, die über Exportkontrollen 
hinausgehen, blieben bislang aus. Auch wenn weiterhin jeder Punkt der Erde 
durch Interkontinentalraketen der fünf Kernwaffenstaaten erreicht werden 
kann, hat ihre Zahl in den letzten 10 Jahren eher abgenommen. Zwar verfü- 
gen einige Entwicklungsländer über Raketen kurzer und mittlerer Reichweite, 
doch haben sıe bislang nicht die technischen und finanziellen Voraussetzun- 
gen für den Bau von Langstreckenraketen. Einige Staaten wie Argentinien, 
Brasilien und Ägypten haben ihre Raketenprogramme sogar eingestellt. Nicht 
eingetroffen sind daher die Erwartungen von CIA-Direktor Webster von 
1989, demzufolge bis zum Jahr 2000 15 Länder eigene ballistische Raketen 
produzieren könnten, die Massenvernichtungswaffen transportieren. Staaten 
wıe Nordkorea, Iran und Irak haben zwar Raketentests durchgeführt, sind 
aber bislang nicht ın der Lage, damit den amerikanischen Kontinent zu errei- 
chen. Am ehesten könnten Indien und Israel die Reichweite ihrer ballisti- 
schen Raketen auf interkontinentale Dimensionen steigern, doch die beiden 
demokratischen Länder werden von den USA nicht als Bedrohung 
wahrgenommen. 
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Trotz dieses Sachverhalts nimmt die Bedrohungseinschätzung der US- 
Geheimdienste zu, was für Joseph Cirincione von der Carnegie-Stiftung eher 
auf geänderte Beurteilungskriterien zurückzuführen ist als auf tatsächliche 
Veränderungen der Raketenkapazitäten (Cirincione 2000). Die Bedrohungs- 
analyse überschätze die Raketenpotenziale Iraks, Irans und Nordkoreas, wäh- 
rend die Gefahren der existierenden ungesicherten Arsenale in Russland eher 
unterschätzt werden. Andere Trägersysteme wie Schiffe, Flugzeuge oder 
Marschflugkörper oder das Einschmuggeln einer Massenvernichtungswaffe ın 
die USA werden durch NMD nicht berührt. 


3. Raketenabwehr: Steigerung statt Verringerung der Risiken 
3.1 Der ewige Traum vom Schutzschild 


Historisch war das militärische Wettrüsten zu einem großen Teil ein Wettlauf 
zwischen Offensive und Defensive. Immer wieder wurden Angriffswaffen 
durch Abwehrmaßnahmen vorübergehend unwirksam gemacht, bis neue Of 
fensivsysteme diese wieder übertreffen konnten. Die Suche nach der letzten 
Angriffswaffe scheiterte ebenso wie die nach einem perfekten Abwehrwall. 
Die angeblich unüberwindbare Maginot-Linie Frankreichs wurde von deut- 
schen Truppen im Zweiten Weltkrieg in kürzester Zeit umgangen. Mit der 
Atomrakete schien in den fünfziger Jahren eine furchtbare Waffe geschaffen 
worden zu sein, die von ihrer Zerstörungskraft und Geschwindigkeit unan- 
greifbar zu sein schien. Dies hinderte allerdings Techniker, Politiker und Mi- 
litärs nicht daran, an einer Abwehr dagegen zu arbeiten. 

Schon 1958 erhielt die US-Armee die Genehmigung, Langstreckenraketen zur 
Bekämpfung anfliegender ballistischer Raketen zu entwickeln (ABM = Antı- 
Ballistic Missiles). Das System Nike-Zeus sollte angreifende Gefechtsköpfe 
oberhalb der Atmosphäre mit nuklearen Sprengköpfen zerstören. Da ein ma- 
nuell geführtes Radar als unzuverlässig galt, wurde ab 1963 mit dem NikeX- 
System ein elektronisches, phasengesteuertes Radar eingesetzt, das mehrere 
Ziele gleichzeitig verfolgen konnte. Für die Zerstörung sollten Abfangraketen 
(Sprint, Spartan) mit Nuklearsprengkopf eingesetzt werden. 1967 stellte Prä- 
sident Johnson mehrere hundert Millionen Dollar für eine nationale Rake- 
tenabwehr ın den Haushalt, beschloss dann aber angesichts der Kritik von 
Wissenschaftlern und öffentlicher Proteste gegen nuklear bestückte Abwehr- 
raketen, das Geld bis zum Abschluss eines Abkommens mit den Sowjets 
nicht freizugeben. Als die Verhandlungen zunächst scheiterten, wurde ein 
„dünnes“ System namens Sentinel in Auftrag gegeben, mit dem Großstädte 
der USA vor einer begrenzten Bedrohung geschützt werden sollten, bei 
spielsweise vor einem Angrırf Chinas. 

US-Präsident Richard Nixon wollte das Safeguard-ABM-System auf den 


Schutz einiger weniger, für die Verteidigung des Landes besonders wichtiger 
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Militäreinrichtungen und Raketenbasen beschränken. In der folgenden Ent- 
spannungsphase handelte Nixon mit dem Gegner 1972 den ABM-Vertrag 
aus, der die Zahl der zu schützenden Einrichtungen für beide Seiten zunächst 
auf zwei, in einer Vertragsergänzung von 1974 sogar auf lediglich eine be- 
schränkte. Während die Sowjetunion ihren Raketenabwehrgürtel um Moskau 
aufrecht erhielt, stellte der US-Kongreß das Safeguard-System unmittelbar 
nach Inbetriebnahme wieder außer Betrieb, da es zu teuer war und dennoch 
nicht vor einem Angriff schützen konnte. 

Am 23. März 1983 gab der damalige US-Präsident Ronald Reagan bekannt, 
mit dem Aufbau einer globalen Raketenabwehr gegen einen sowjetischen nu- 
klearen Erstschlag beginnen zu wollen. Die „Strategic Defense Initiative“ 
(SDT), damals weithin bekannt als „Star Wars“-Programm, sollte zahlreiche 
Weltraumkomponenten einschließen, u.a. im Weltraum stationierte Laser- 
kampfstationen und Röntgenlaser, die ihre Energie aus Nuklearexplosionen 
beziehen sollten. In den achtziger Jahren beherrschte Ronald Reagans SDI- 
Programm die sicherheitspolitische Diskussion, musste aber angesichts von 
technischen Schwierigkeiten und weltweiten Protesten sowie von Gorbat- 
schows Politik und des beendeten Kalten Krieges zurückgefahren werden. 

Die Anfangseuphorie über den beendeten Ost-West-Konflikt und die erhoffte 
Friedensdividende war bald verflogen. Die Sowjetunion hatte sich zwar aufge- 
löst, doch die USA konnten nun ungehinderter als zuvor Machtpolitik be- 
treiben; Raketenabwehr erhielt eine neue Funktionsbestimmung. Bereits im 
April 1990 erschien ein Artikel von Edward Teller, dem „Vater der Wasser- 
stoffbombe“ und Vordenker von SDI, mit dem Los Alamos Wissenschaftler 
Gregory Canavan (Canavan/Teller 1990), worin sie das Bild einer Bedrohung 
aus dem Süden zeichnen, gegen die nur Raketenabwehr helfen könne. 


3.2 Von Bush zu Clinton zu Bush 


Den Durchbruch für die Re-Instrumentalisierung der Raketenabwehr brachte 
das Duell Patriot gegen Scud im zweiten Golfkrieg 1991, das von George 
Bush (Senior) genutzt wurde, um einen globalen Schutz gegen begrenzte Ra- 
ketenangriffe zu fordern (Global Protection Against Limited Strikes). Erstmals 
wurde eine Zusammenarbeit mit Russland ins Auge gefasst. Bushs Nachfolger 
Bill Clinton benannte 1993 zwar das SDI-Programm um und stellte exotische 
Weltraumwaffen zurück, ließ aber das Budget intakt und integrierte Raketen- 
abwehr in die Counterproliferations-Strategie der USA. Das vom US- 
Kongress 1999 verabschiedete Gesetz verpflichtete den Präsidenten, eine Ent- 
scheidung für die Stationierung einer nationalen Raketenabwehr zu treffen, 
sobald die technischen Voraussetzungen dafür geschaffen seien. 

Während bei Reagans SDI-Programm der Schwerpunkt auf der Entwicklung 
weltraumgestützter Waffensysteme und exotischer Strahlenwaffen lag, die 
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nach Einschätzung der American Physical Society 1987 noch weit von einer 
Einsatzfähigkeit entfernt waren, ging es bei NMD vorwiegend um eine Ab- 
wehr vom Boden aus, verbunden mit einer Frühwarn- und Steuerungskom- 
ponente im Weltraum. Beschränkte sich SDI noch auf die Erforschung, Ent- 
wicklung und Erprobung der Raketenabwehr, steht seit 1999 auch die Statio- 
nierung eines Verteidigungsschirms auf der Tagesordnung. Anders als in den 
achtziger Jahren herrscht im US-Kongress ein weitgehender Konsens über die 
Notwendigkeit der Raketenabwehr (vgl. zur NMD-Diskussion unter Clinton 
Neuneck/Scheffran 2000). 

Mit dem von Clinton anvisierten NMD-Programm sollte das gesamte Terri- 
torıum der USA - d.h. alle 50 US-Staaten, einschließlich Hawaii und Alaska - 
gegen einen begrenzten Angriff durch Interkontinentalraketen geschützt wer- 
den, die mit Kernwaffen und anderen Massenvernichtungswaffen bestückt 
sind. Schnell fliegende Abfangraketen sollten anfliegende Sprengköpfe in gro- 
ßer Höhe außerhalb der Atmosphäre durch Zusammenprall zerstören. Dabei 
müssen zahlreiche boden- und weltraumgestützte Komponenten reibungslos 
zusammenwirken: 

- Frühwarnsatelliten des Defense Support Program (DSP), 

- die Verarbeitung von deren Daten im NMD Battle Management Center 
(BM/C3) in Cheyenne Mountain in Colorado, 

- Boden-Frühwarnsysteme in Alaska, Kalıfornien, Massachusetts, Grönland 
und Großbritannien zur Verfolgung der Rakete (Upgraded Early Warning 
Radar, UEWR), 

- die bodengestützten Abfangflugkörper (Ground-Based Interceptors, GBI) und 
das Exoatmospheric Kill Vehicle (EKV) zur Zerstörung des Gefechtskopfes. 


Neben der Verbesserung der Abwehr in niedrigen Höhen, die ursprünglich 
aus der Luftverteidigung stammten (PATRIOT, MEADS), wird mit dem The- 
atre High Altitude Area Defense-System (THAAD) auch an einer Variante 
gearbeitet, die zur Flächenverteidigung gegen Kurz- und Mittelstreckenrake- 
ten innerhalb und außerhalb der Atmosphäre geeignet ıst. Die US-Marine 
entwickelt ein TMD-System geringerer Reichweite (Navy Area Defense), das 
sich an Bord von US-Kreuzern befindet, sowie ein umfassendes Abwehrsy- 
stem mit erheblich größerer Reichweite (Navy Theater Wide Defense). Paral- 
lel zur Entwicklung einer landesweiten Raketenabwehr wurde an der Abwehr 
von Raketen kurzer Reichweite (Theater Missile Defense, TMD) zum Schutz 
eigener oder alliierter Truppen auf den potenziellen Kriegsschauplätzen der 
Welt gearbeitet. Seemobile Raketenabwehr ist weltweit einsetzbar und könnte 
besonders im Mittelmeer, im Persischen Golf und im Pazifıkraum dazu die- 
nen, militärische Interventionen abzusichern. Mit Verweis auf die Raketenbe- 
drohung durch Nordkorea und China streben die USA die Einbindung Ja- 
pans, Südkoreas und Taiwans in ihre TMD-Pläne an. 
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Die Realisierung der NMD-Architektur war unter Clinton ın drei Phasen ge- 
plant. In der ersten Ausbaustufe (C-1 für „capability-1“) sollten ın Alaska 20 
Abfangraketen stationiert werden, in der zweiten (C2) zusätzlich 100 Abfang- 
raketen sowie X-Band-Radars (XBR) in Alaska, Grönland und Großbritannien 
in der letzten Phase (C-3) ın Alaska und North Dakota insgesamt 250 Ab- 
fangraketen und XBRs in Südkorea, Kalifornien und Massachusetts. 

Um eine Entscheidung über die Stationierung von NMD treffen zu können, 
stellte Clinton am 19. März 2000 vier Kriterien auf: 1. Die tatsächliche Be- 
drohung durch ballistische Raketen; 2. die Ergebnisse der Tests und die 
technologische Machbarkeit; 3. die finanziellen Kosten und 4. die Konse- 
quenzen für die Rüstungskontrolle und den ABM-Vertrag. In allen vier Punk- 
ten fällt eine Bewertung von NMD negativ aus: von einer neuen Bedrohung 
der USA durch ballistische Raketen kann ın absehbarer Zeit nicht gespro- 
chen werden. Die technische Machbarkeit steht weiter in den Sternen. Ange- 
sichts der finanziellen Unsicherheiten hat das Programm Ähnlichkeit mit ei- 
nem schwarzen Loch, das große Budgetmittel verschlingt. Und die Konse- 
quenzen für die Rüstungskontrolle sind bereits jetzt fatal, lange vor der Realı- 
sierung des Programms: der ABM-Vertrag wurde aufgekündigt, eine Reihe 
weiterer Verträge sınd durch den Unilateralismus der USA gefährdet bzw. 
stehen unter Druck. 

Seit ihrem Amtsantritt ım Januar 2001 hat die Regierung Bush keinen Zweifel 
daran gelassen, dass der neue Präsident zumindest zwei Versprechen seiner 
Wahlkampfzeit einlösen wıll: Er gedenke die Anzahl der Atomwaffen dra- 
stisch zu reduzieren und den Aufbau eines Raketenabwehrschirmes deutlich 
zu beschleunigen. Bush ist bislang mit seiner Raketenabwehrplanung wenig 
konkret geworden, macht aber kein Hehl daraus, dass er unter dem Label Mis- 
sıle Defense (MD) ein weit umfassenderes Abwehrsystem anstrebt als Clinton, 
dessen begrenztes NMD-Konzept allenfalls als Einstieg dient. „National“ sei 
eine Definitionsfrage, erläuterte Bush gleich zu Beginn seiner Amtszeit - der 
Schutzschirm müßte schließlich auch in Südostasien stationierte US-Truppen 
abdecken. Zudem habe China das Potential, zu einer führenden Weltmacht 
emporzusteigen und den USA damit gefährlich zu werden. 


3.3 Technische Probleme, Gegenmaßnahmen und Kosten 


Besonders die technischen Probleme erregen das Interesse der Öffentlichkeit, 
treffen sie doch den Nerv eines Programms, das den Anspruch erhebt, den 
Raketenbedrohungen mit technischen Mitteln zu Leibe zu rücken. Die Be- 
fürworter der Raketenabwehr ignorieren, dass jedes Land, das eine Interkon- 
tinentalrakete entwickeln und testen kann, auch in der Lage ist, verschiedene 
Gegenmaßnahmen zu entwickeln, um eıne Abwehr zu umgehen oder zu über- 
lasten. Hierzu gehört die Erhöhung der Raketen- und Sprengkopfzahlen ebenso 
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wie die Verwendung von Attrappen und Täuschkörpern oder der Einsatz an- 
derer Transportmittel (siehe Lewis/Postol/Pike 1999, Sessler 2000). Offensive 
und defensive Flugkörper stehen im Wettstreit zueinander und können im 
Prinzip die gleichen technischen Möglichkeiten nutzen, so dass sich techni- 
sche Vorsprünge mit der Zeit wieder ausgleichen lassen. 

Trotz des technischen Fortschritts, v.a. aufgrund der elektronischen Miniatu- 
risierung, ist die Aufgabe der Raketenabwehr nicht wesentlich einfacher ge- 
worden. Wie schwierig schon die Abwehr von Raketen kurzer Reichweite ist, 
zeigte der Golfkrieg, als die Patriot-Abwehrrakete gegenüber der primitiven 
irakischen Scud-Rakete technisch fast völlig versagte (ein Abfangen ist keinem 
Falle nachgewiesen). Eine Interkontinentalrakete fliegt weit schneller (etwa 10 
mal so schnell wie eine Gewehrkugel) und müsste durch ein ebenso schnell 
fliegendes Geschoss getroffen werden. Die größten Entdeckungs- und Treffer- 
chancen bestehen in der Startphase, da die Rakete dann gut sichtbar und der 
Sprengkopf noch nicht von der Rakete getrennt ist. Aus diesem Grund schla- 
gen manche eine bodengestützte Abwehr in räumlicher Nähe zu den Rake- 
tenstandorten vor. In der mittleren Flugphase, in der die Raketenteile durch 
den Weltraum driften, ist die Ortung und Zerstörung sehr schwierig. Das zu 
ortende Objekt kann in einer Menge von Attrappen versteckt oder durch 
weitere Tarn- und Täuschmaßnahmen (Kühlung) für die Sensoren praktisch un- 
sichtbar gemacht werden. Eine Abwehr in der Endflugphase über dem eige- 
nen Gebiet ist zeitkritisch und kann zu einer Detonation verbunden mit der 
Freisetzung radioaktiver Materialien führen. Raketenabwehr muss extrem 
komplexe Aufgaben in kürzester Zeit bewältigen und begünstigt in der Krise 
Alles-oder-Nichts Entscheidungen, die zusätzliche Fehler und Präempti- 
onszwänge eröffnen. 

Für technologisch weniger entwickelte Länder wäre es einfacher, (primitive) 
Kernwaffen mit Kurzstreckenraketen oder Cruise Missiles zum Gegner zu 
schicken oder einfach ın einem Schiffscontainer in einem großen US-amerika- 
nischen Hafen zur Explosion zu bringen. Chemische und biologische 
Kampfstoffe könnten von einem LKW oder PKW aus beı der Fahrt durch eı- 
ne Großstadt verteilt werden - dagegen hilft keine Raketenabwehr. 

Angesichts der genannten Schwierigkeiten ist es nicht verwunderlich, dass die 
Bilanz der seit 1976 durchgeführten rund 20 Raketenabwehr-Tests ernüch- 
ternd ist. Auch von den bisherigen NMD-Versuchen konnte lediglich der am 
2. Oktober 1999 durchgeführte Test mit Hilfe einiger „Testvereinfachungen“ 
als erfolgreich bezeichnet werden. Bei allen Versuchen wurden nur Teilkom- 
ponenten verwendet und keines verwendete die endgültige Startrakete, so 
dass von einem unter realistischen Bedingungen erprobten Gesamtsystem 
nicht gesprochen werden kann. Für die nächsten Jahre sind etwa 20 integrier- 
te Flugtests (IFT) geplant, bei denen in zunehmendem Maße das Zusammen- 
spiel des Gesamtsystems getestet und die endgültigen Einzelkomponenten 
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eingesetzt werden sollen. Sämtliche Versuche finden nach aufwendiger Vorbe- 
reitung in speziellen Testumgebungen statt, wobei dıe Gefechtskopfattrappe 
von der Aır Force Base in Vandenberg/Kalifornien, dıe Abfangrakete vom 
Kwajallein-Atoll im Pazifik gestartet werden. Versuche unter realen Bedingun- 
gen von den eigentlichen Stationierungsorten aus sind nicht vorgesehen, 
ebenso wenig Versuche, bei denen das System gleichzeitig mit dem Start 
mehrerer Raketen und den entsprechenden Gefechtsköpfen und Attrappen 
konfrontiert wäre. Nach wie vor heftig umstritten ist überdies die Art und 
Qualität der Täuschkörper, dıe bei den Tests zur Simulation von Gegenmaß- 
nahmen eingesetzt werden sollen (Sessler 2000). 

Angesichts der miserablen Testergebnisse (zwei der drei NMD-Tests waren ge- 
scheitert),” verschob Bill Clinton am 1. September 2000 die Stationierung. Er 
betonte ausdrücklich, dass seine Entscheidung auf technischen Fakten ba- 
siert, die Auswirkungen einer Stationierungsentscheidung auf die internatio- 
nale Sicherheitslage und die Rüstungskontrolle aber keinesfalls unter den Tisch 
fallen dürfen. Er versprach, mit Nachdruck in weitere Abrüstungsverhandlun- 
gen einzutreten. Das Votum Clıntons bedeutete keineswegs das Aus für NMD. 
Entwicklung und Tests sämtlicher NMD-Komponenten gingen uneinge- 
schränkt weiter, die Finanzmittel für NMD blieben freigegeben, lediglich der 
Bau der X-Band-Radarstation auf der äußersten Aleuteninsel Shemya wurde 
verschoben. Dies verzögerte das Gesamtprogramm jedoch nicht, da die Ent- 
wickler und Ingenieure ohnehin hinter dem Zeitplan hinterherhinkten. 
Solange Raketenabwehr eine hypothetische Option bleibt und der Nachweis 
der technischen Machbarkeit aussteht, bleibt Bush ein Kaiser ohne Kleider. 
Sein Versuch, den Raketenabwehr-Prozess zu beschleunigen, könnte ebenfalls 
auf technische und ökonomische Grenzen stoßen. Der zunächst als Erfolg 
gefeierte Abwehrversuch vom Juli 2001 war alles andere als überzeugend. Die 
verwendeten Tricks (Sprengkopfattrappe war mit Sender ausgestattet) und 
aufgetretenen Probleme (Zielverfolgungsradar fiel wegen Überlastung aus) 
wurden erst hinterher offenkundig. Das Abfangen eines Ersatzsprengkopfs 
mit Ersatzraketen in einem gut geplanten Szenario hatte wenig mit einem 
Test unter realen Bedingungen zu tun. Spötter schlugen vor, die Raketen po- 
tentieller Gegner mit einer entsprechenden Sendevorrichtung auszustatten, 
um der US-Abwehr die Aufgabe zu erleichtern. 

Offensichtlich bereiteten einige der Schlüsselsysteme Probleme. So stellte der 
Haushaltsausschuss fest, dass die von Raytheon und TRW zu bauende Satelli- 
tenkonstellation SBIRS-Low zur Verfolgung der Raketenflugbahn im Welt- 
raum anstatt 10 Mrd. voraussichtlich 23 Mrd. US Dollar kosten wird. Der 


2 Beim ersten Test zerstörte das Exoatmospheric Kill Vehicle (EKV) tatsächlich die Gefechts- 
kopfattrappe, peilte allerdings zunächst den gleichzeitig freigesetzten, schr viel größeren Bal- 
lon an und wechselte erst in letzter Sekunde die Richtung. Beim zweiten Test versagte das 
Infrarotsystem des EKV. Beim dritten Test löste sich das EKV nicht von der Trägerrakete. 
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Haushaltsausschuss schlägt vor, die Machbarkeit alternativer Systeme zu un- 
tersuchen. Das von Lockheed Martin geplante SBIRS High-System für die 
geostationäre Umlaufbahn steht aus ähnlichen Gründen zur Disposition. 
‚Insgesamt haben die USA bis heute etwa 122 Mrd. Dollar für die Entwicklung 
von Raketenabwehrsystemen ausgegeben, ohne dass bislang ein brauchbares 
System zur Verfügung stünde. Allein seit Reagans SDI wurden ca. 69 Mrd. 
Dollar ın die Raketenabwehr investiert, ein gigantisches Projekt zur Unterstüt- 
zung der Rüstungsindustrie. Unter Clinton wurden im Durchschnitt 3 Mrd. 
Dollar pro Jahr für die Ballistic Missile Defense Organisation aufgewandt, 
nicht viel weniger als in den Hochzeiten von SDI. Für das Haushaltsjahr 
2002 konnte Bush den Betrag unter dem Druck des 11. September auf 8,3 
Mrd. Dollar hochschrauben, wobei bis zu 1,3 Mrd. alternativ für Terrorismus- 
bekämpfung umgewidmet werden dürfen. Mit diesem Geld soll nun u.a. ein 
als Testanlage deklarierter Stationierungsort für erste Abfangraketen ın Fort 
Greely, Alaska, gebaut werden. Mit den Rodungsarbeiten wurde im Oktober 
begonnen, und die Anlage soll bis 2004 einsatzbereit sein, weil es nach Bush 
nicht so sehr darauf ankomme, ob das System wirklich funktioniere, sondern 
mehr darauf, dass ein Gegner mit dem Funktionieren rechnen müsse. 

Unter Clinton schätzte das Pentagon die Kosten für ein System in Alaska mit 
20 Abfangflugkörpern auf 26,6 Mrd. Dollar. Für die Entwicklung und Be- 
schaffung neuer Satelliten werden 14 Mrd. Dollar veranschlagt. Hinzu kom- 
men Betriebs- und Unterhaltungskosten von 2 bis 4 Mrd. Dollar jährlich. 
Das Congressional Budget Office (CBO) hat in einer Studie für die erste 
Ausbaustufe bis zum Jahr 2007 bereits 30 Mrd. Dollar veranschlagt. Für die 
Ausbaustufe 3 (250 Abwehrflugkörper im Jahr 2011) rechnet CBO mit ca. 50 
Mrd. Dollar. Mit weiteren Ausbaustufen könnten die Kosten rasch auf mehr 
als 150 Mrd. Dollar anwachsen (Young 2000). Die bei Rüstungsprojekten 
dieser Größenordnung üblichen Kostensteigerungen dürften NMD kaum 
verschonen. Wenn defensive Maßnahmen wesentlich teurer sind als offensive 
Gegenmaßnahmen, müssten die USA in einem Wettrüsten erheblich mehr 
Mittel einsetzen als ihre Gegenspieler. 


4. Schwert und Schild - Die neue Nuklearstrategie 


Welche Rolle die Raketenabwehr in der zukünftigen Strategie der USA spielt, 
wollte Bush in seiner Rede an der National Defense University in Washing- 
ton vom 1. Mai 2001 erläutern (deutsche Übersetzung in Blätter 6/01). An 
die Stelle des Gleichgewichts des Schreckens und die gegenseitig gesicherte 
Zerstörung soll ein neues Abschreckungskonzept treten, das offensive und 
defensive Kräfte miteinander verknüpft. Mit den gemeinsamen Verantwort- 
lichkeiten für die Abwehr von Bedrohungen für die „freie Welt“ meint er vor 
allem die Bekämpfung von Bedrohungen durch Massenvernichtungswaffen 
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und Raketen aus „Schurkenstaaten“, durch eine Mischung aus aktıver Nicht- 
verbreitung, militärischer Counterproliferation und Raketenabwehr. Neue Ab- 
schreckungskonzepte sollen offensive und defensive Elemente miteinander 
verknüpfen, sollen vor Bedrohungen und Proliferation schützen. 

Bei der Raketenabwehr ist nun nıcht mehr der Schutz bestimmter Territorien 
oder Regionen das Ziel, sondern die Abwehr ballistischer Raketen in den drei 
Flugphasen einer Rakete. Alles was denkbar erscheint, soll dabei einbezogen 
werden, von boden- und seestationierten Abfangraketen bis zu luft- und welt- 
raumgestützten Laserwaffen. Keineswegs soll dadurch die Abschreckung be- 
seitigt werden, sondern nur auf niedrigerem Bedrohungsniveau um Raketen- 
abwehr ergänzt werden. 

Der angekündigte weitere Abbau der strategischen Kernwaffenarsenale wurde 
als große Abrüstungsmaßnahme gefeiert, ist allerdings die logische Fortset- 
zung einer US-Strategie, die seit Jahrzehnten versucht, von dem nuklearen 
Dilemma wegzukommen, dass bei gegenseitiger Verwundbarkeit die Andro- 
hung oder gar der Einsatz von Kernwaffen an Selbstmord grenzt. Durch die 
Verbindung von Raketenabwehr und niedrigen Atomwaffenzahlen rückt die 
1949 verloren gegangene strategische Kriegführungsfähigkeit theoretisch wie- 
der in greifbare Nähe. 

Bush lässt selbst keinen Zweifel daran, dass Kernwaffen weiterhin eine vitale 
Rolle in der Sicherheit der USA und ihrer Verbündeten spielen. Geändert 
werden soll lediglich die Größe, die Zusammensetzung, und die Funktion der 
Kernwaffenarsenale, die den Realitäten nach Ende des Kalten Krieges Rech- 
nung trägt. Angestrebt wird eine glaubwürdige Abschreckung auf möglichst 
niedrigem Niveau, die den USA mehr Flexibilität und Handlungsfreiheit gibt 
und den technologischen Vorsprung in militärische Überlegenheit übersetzt. 
Die Überprüfung der nuklearen Zielplanung (Nuclear Posture Review) sieht 
einen dreistufigen Zeitrahmen vor (Arkin 2001). In der ersten Phase werden 
die in den START-Verträgen festgelegten Verpflichtungen umgesetzt, die eine 
Reduzierung auf 3000-3500 Waffen vorsehen. In der zweiten Phase sollen die 
Gefechtsköpfe bis auf 2000 weiter abgebaut und der Alarmstatus der Kern- 
waffen verringert werden. Ein für ausreichend gehaltener Kern der nuklearen 
Abschreckung wird aufrecht erhalten, der im Ernstfall schnell aufgerüstet 
werden kann. Zugleich soll die Fähigkeit geschaffen werden, gehärtete und 
tief vergrabene Ziele angreifen zu können, darunter auch mehr als 100 Bun- 
ker außerhalb Chinas und Rußlands, ın denen die von „Schurkenstaaten“ 
gehaltenen Massenvernichtungsmittel vermutet werden. In der dritten Phase, 
bis zum Ende des Jahrzehnts, würden die strategischen Nukleargefechtsköpfe 
auf 1000 - 1500 sinken, von denen nicht alle in permanenter Einsatzbereit- 
schaft stehen sollen. 

Der Widersprüchlichkeit des Abschreckungssystems kann auch die jüngste 
Umorientierung nicht entrinnen. Militärplaner befürchten, dass bei niedrigen 
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Kernwaffenzahlen Russland in der Lage sein könne, einen Enthauptungs- 
schlag gegen die USA zu führen. Daher setzt sich das Bush-Team für die Er- 
haltung der Raketensilos ein, um einen russischen Erstschlag „aufzusaugen“. 
(Arkin 2001) Solange das zentrale Standbein der neuen US-Doktrin, die Ra- 
ketenabwehr, seine Funktionsfähigkeit nicht unter Beweis gestellt hat, zögert 
das US-Militär, die für bewährt gehaltene Abschreckungsdoktrin aufzugeben. 

Dass die von Bush gewählte anti-nukleare Rhetorik, die wie schon bei Reagan 
die Stimmung gegen Kernwaffen aufgreift, in sich widersprüchlich ist, zeigt 
der internationale Wirbel um die im April 2002 bekannt gewordenen Kern- 
waffenpläne. Statt die „Rolle von Atomwaffen in der Sicherheitspolitik zu 
vermindern und das Risiko ihres Einsatzes zu minimieren“, (wie in einer ge- 
meinsamen Erklärung der Kernwaffenstaaten 2000 vereinbart), spielen die 
USA ım Rahmen ihrer erweiterten Nukleardoktrin verschiedene Szenarien 
durch, in denen Atomwaffen gegen eine weiten Bereich von Zielen zum Ein- 
satz kommen. Es werden verschiedene Entwicklungsprogramme durchge- 
führt, um die nukleare Streitmacht für die nächsten fünf Jahrzehnte aufrecht 
zu erhalten und zu modernisieren. Dazu gehören Atomwaffen mit „niedriger 
Sprengkraft“ (mini nukes) gegen ein breites Spektrum potentieller Gegner 
ebenso wie die Entwicklung neuer Atomraketen und die Schaffung einer 
neuen nuklearen Infrastruktur. 

Bedenklich ist außerdem die ins Auge gefasste nukleare Zielplanung der USA 
gegen andere Kernwaffenstaaten, besonders gegen Russland und China. Da- 
mit wird auch gegen die 1995 unterzeichnete Erklärung verstoßen, in denen 
die Kernwaffenstaaten sich entsprechende Sicherheits- und Nichtangriffsga- 
rantien zusichern. In der neuen Atomkriegsplanung wird die Wiederaufnah- 
me von Atomwaffentests in weniger als einem Jahr empfohlen - entgegen 
dem vom US-Senat nicht-ratifizierten umfassenden Atomwaffen-Teststoppver- 
trag. Vollends ins Abseits führt der am 11. April 2001 bekannt gewordene 
Vorschlag des US-Verteidigungsministers Donald Rumsfeld, die fragwürdige 
Wirksamkeit eines Raketenabwehrsystems wie in den frühen sechziger Jahren 
möglicherweise durch nuklearbestückte Abfangflugkörper zu steigern. Die 
Vorstellung, Atomraketen mit Atomraketen bekämpfen zu wollen, führt 
nicht nur technisch zurück in die sechziger Jahre, sondern widerlegt die Rhe- 
torık von der defensiven und anti-nuklearen Ausrichtung der US-Strategie. 


5. Die Star-Wars Connection: Raketenabwehr als trojanisches Pferd 


Ein neues Element kommt mit den Empfehlungen der von Rumsfeld geleite- 
ten Weltraum-Kommission vom Januar 2001 ins Spiel. Darın heißt es: 


3 Bei der Überprüfungskonferenz zum nuklearen Nichtverbreitungsvertrag (NVV) im Jahr 
2000 verpflichteten sich die USA wie alle Atomwaffenstaaten in 13 Schritten zur Verhinde- 
rung eines nuklearen Wettrüstens und zur umfassenden nuklearen Abrüstung. 
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„Schutzlos ausgesetzt sind Weltraumsysteme Angriffen, die Bodenstationen, Startvorrichtungen 
oder Satelliten in der Umlaufbahn außer Betrieb setzen oder zerstören. Ihr politischer, wirtschaft- 
licher und militärischer Wert macht Weltraumsysteme zu attraktiven Zielen für staatliche und 
nicht-staatliche Akteure, die den USA und ihren Interessen feindlich gesinnt sind.“ 


Die Warnung vor einem „Pearl Harbor im Weltraum“ wird umgesetzt in die 

Durchführung militärischer Operationen der USA „in den, aus dem, im und 

durch den Weltraum zur Unterstützung ihrer nationalen Interessen auf der 

Erde wie im Weltraum“. 

Die Kommission empfiehlt der Regierung dringlich, die Durchsetzung militä- 

rischer Interessen organisatorisch abzusichern. Als ersten Schritt ernannte das 

Pentagon einen Vier-Sterne-General, der die Oberaufsicht über die laufenden 

und künftigen Weltraumaktivitäten der Teilstreitkräfte übernimmt. Mitte Ok- 

tober 2001 wies Rumsfeld verschiedene Abteilungen im Verteidigungsministe- 
rıum an, Direktiven auszuarbeiten, dıe die Umsetzung ermöglichen. Seit dem 

1. Oktober 2001 wurde Richard Myers, bis dahin Oberbefehlshaber des US 

Space Command, zum neuen Generalstabchef der USA ernannt. Er dirigierte 

den Angrıff auf Afghanıstan. Rumsfeld stellt auch sonst sicher, dass der Welt- 

raummilitarisierung gebührende Aufmerksamkeit zukommt. Anfang Septem- 
ber ernannte er einen Industrievertreter zu seinem Repräsentanten in Europa 
sowie zum Verteidigungsberater der US-Vertretung bei der NATO in Brüssel: 

Evan G. Galbraith ist u.a. Vorstandsmitglied der Groupe Lagardere S.A. in 

Paris. Diese wiederum hält außer großen Paketen an Medienunternehmen 

auch bedeutende Anteile (zwischen 26 und 80%) an Rüstungs- und Welt- 

raumfirmen wie EADS, Astrıum, Dassault Aviation, MBDA, Airbus, Arıa- 
nespace und ATR und ist Eigentümer von Eurocopter. 

Rumsfeld kann dabei auf verschiedenen Strategiepapieren der letzten Jahre 

aufbauen (vgl. Hagen 2001): 

- Das 1995 erschienene fünfzehnbändige Werk New World Vistas - Air and Space 
Power for the 21st Century der US Air Force zeigt sich überzeugt, dass die USA 
weltweit Überlegenheit bewahren müssten und sich Kriegshandlungen von der 
Erde in den Weltraum und sogar den ‘Cyber Space’ ausdehnen werden. 

- Vision for 2020 des US-Weltraumkommandos stellt 1997 das folgende Credo ın 
dem Mittelpunkt: „US Space Command - dominiert die Weltraumdimension der 
militärischen Operationen zum Schutz von US-Interessen und Investitionen. In- 
tegriert die Weltraumstreitkräfte in die Kriegsführungsfähigkeiten über das gesam- 
te Konfliktspektrum hinweg.“ Die Broschüre vergleicht die Weltraumkriegsfüh- 
rung mit der Nutzung von Land-, See- und Luftraum zur Gewinnung der Überle- 
genheit. 

— Im 1998 erschienenen „Long Range Plan“ entwirft das Space Command einen 
präzisen Plan für die Umsetzung der Vision for 2020, einschließlich der dafür er- 
forderlichen Strategien, Waffensysteme, Zeitpläne und (rechtlichen) Probleme. Be- 
tont wird, dass die USA die absolute Kontrolle über den Weltraum und Domr 
nanz über die Erde erlangen müssten. Gefordert wird die Übereinstimmung der 
Systeme für Raketenabwehr und für die Gewaltanwendung im und aus dem Welt- 
raum. 
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- Die Pentagon Directive 3100.10, Space Policy von 1999 beschreibt die offizielle 
Weltraumpolitik des US-Verteidigungsministeriums. Gewaltanwendung zur Durch- 
setzung nationaler Sicherheitsinteressen wird nicht ausgeschlossen, die Stationie- 
rung von Weltraumwaffen aber nicht angesprochen. 

- Der Strategic Master Plan for Fiscal Year 2002 and Beyond des Air Force Space 
Command vom Februar 2000 zeichnet den Weg in die Zukunft der Organisation 
für die nächsten 25 Jahre. Es geht darum, „für Amerika und seine Alliierten durch 
die Kontrolle und Nutzung von Weltraum und Informationen“ letztlich die 
„Weltraumüberlegenheit“ und die „Informationsüberlegenheit“ zu erlangen, u.a. 
durch Laserwaffen zum Blenden von Satelliten. 


Der Rumsfeld-Bericht ist somit die logische Fortsetzung eines langandauern- 
den Prozesses. Dass es nicht nur bei abstrakten Plänen bleiben soll, beweisen 
neben den konkreten Entwicklungsprogrammen auch die Vorbereitungen 
beim Space Command selbst. 1993 wurde das Space Warfare Center gegrün- 
det, das untergliedert ist in das Space Battle Lab, die Space Warfare School 
und ein Space Aggressor Squadron. Im Januar 2001 wurde hier zum ersten 
Mal ein ‘War Game’ im großen Maßstab abgehalten. Das Szenario sah für 
das Jahr 2017 einen Konflikt mit einem nahezu gleichwertigen Gegner unter 
dem Codename ‘Rot’ vor, dessen Charakteristika deutlich auf China hinwei- 
sen. In dem Weltraum-Kriegsspiel lag der Schwerpunkt des Waffeneinsatzes 
bei Laserkanonen und Mikrosatelliten. 

Viele der offensiven Weltraumaktivitäten laufen unter dem Deckmantel der 
Raketenabwehr, weswegen diese als „trojanisches Pferd“ für die Weltraumrü- 
stung bezeichnet wird. Im Long Range Plan wird ausdrücklich darauf hinge- 
wiesen, dass Schlüsselkomponenten wie Infrarot- und Radarsatelliten, Weltraum- 
flugzeug und weltraumgestützter Laser neben einer Vielzahl anderer Systeme 
für beide Anwendungsmöglichkeiten vorgesehen sind. Im August 2001 veröf- 
fentlichte die New York Times in ihrem Wochenendmagazın einen detaillier- 
ten Bericht unter dem Titel Das nächste Schlachtfeld liegt vielleicht im Welt- 
raum (Hitt 2001). Der Autor Jack Hitt hat sich bei den Rüstungsfirmen und 
staatlichen Waffenlabors vor allem der US Air Force umgesehen und eine er- 
staunliche Sammlung von Entwicklungsprojekten zusammengetragen: beson- 
ders leichte, reprogrammierbare und manövrierfähige Mikrosatelliten, welt- 
raumgestützte Laserwaffen (SBL), leistungsstarke Mikrowellenwaffen, riesige 
Weltraumspiegel zur Schlachtfeldbeleuchtung oder großflächigen Zerstörung 
auf der Erde, ein Weltraumflugzeug. Mit großem Einsatz wird auch an der 
Verschmelzung von Informations- und Weltraumkrieg gearbeitet. Besonders 
umstritten sind Pläne, die Elektronik gegnerischer Satelliten mit einem elek- 
tromagnetischen Puls (EMP) durch Kernwaffenexplosionen lahm zu legen - 
ein Verfahren, das viele Satelliten in Mitleidenschaft ziehen könnte und 
durch bestehende Verträge verboten ist (Weltraumvertrag, Teststopp-Vertrag). 
Selbst wenn einige der genannten Programme Zukunftsmusik bleiben und 
mit technischen oder Kosten-Problemen zu kämpfen haben (wie etwa die In- 
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frarotsatelliten SBIRS oder das Weltraumflugzeug X-33), reicht oftmals die 
Absicht, sie zu entwickeln aus, um bei anderen Staaten Bedrohungsängste 
und Gegenmaßnahmen zu erzeugen. 


6. Alles im Griff? Neue Risiken 
und der Versuch kooperativer Rüstungssteuerung 


Die Vorstellung, es ginge bei der Raketenabwehr um eine Abkehr von der ge- 
genseitig gesicherten Zerstörung (MAD: Mutually Assured Destruction) hin 
zum gegenseitig gesicherten Überleben (MAS: Mutually Assured Survival), al- 
so um das Ersetzen des Schwertes durch ein Schild, wird durch Bush selbst 
in Frage gestellt. Es bleibt unerfindlich, wie er mit den Instrumenten des Kal- 
ten Krieges (Kernwaffen, Raketen, Raketenabwehr, Weltraumwaffen) die 
MAD-Doktrin überwinden will. 

Sollte das ganze Arsenal offensiver und defensiver strategischer Waffen auf 
der Erden und im Weltraum zur Entfaltung kommen, wird die strategische 
Lage aufgrund der möglichen Wechselwirkungen dieser Systeme außerordent- 
lich komplex. Satelliten für Aufklärung, Kommunikation und Navigation 
bilden das Rückgrat für die Kriegführung der großen Militärmächte. Der Fin- 
satz von Antisatellitenwaffen (ASAT) gegen solche Satelliten oder gar gegen 
weltraumgestützte Komponenten eines Raketenabwehrsystems kann in Minu- 
tenschnelle über Sieg oder Niederlage entscheiden, was dıe Staaten zwingt, in 
einer Krise unter großem Zeitdruck zu handeln. Umgekehrt können Raketen- 
abwehrwaffen nicht nur zur Zerstörung von Raketen eingesetzt werden, son- 
dern ebenfalls zur Zerstörung gegnerischer Weltraumsysteme oder auch ge- 
gen ASAT-Waffen. Weltraumraketen könnten in ballistische Raketen konver- 
tiert werden oder Weltraumwaffen ins All transportieren, was sie zum Ziel der 
Raketenabwehr macht. Umgekehrt können mit ballıstischen Raketen nicht 
nur Bodenziele angegriffen werden, sondern auch Ziele im Weltraum. Mit of 
fensıv genutzten Weltraumwaffen lassen sich Bodenziele angreifen (einschließ- 
lich Raketenstart- und Radaranlagen). Schließlich können eine Vielzahl neuer 
Waffentechnologien - von Mikrosatelliten über Weltraumminen bis zu Strah- 
lenwaffen - zum Einsatz kommen, deren Leistungsfähigkeit unbekannt ist. 
Kurzum: Wird die „Büchse der Pandora“ von Raketenabwehr und Weltraum- 
rüstung geöffnet, würden enorme Risiken erzeugt, dıe die Sicherheitslage vol- 
lends unkalkulierbar machen, selbst für die USA. Ob dies der Sicherheit der 
USA im 21. Jahrhundert dient, daran gibt es selbst im Pentagon Zweifel. Ei- 
nıge Militärs vertreten die Ansicht, eine Weltraumschutzzone würde den 
USA mehr Sicherheit bringen als der Weg ın die Weltraumkriegführung (De- 
Blois 1998, Belote 2000). 

Robert C. Byrd, demokratischer Senator von West Virginia und Vorsitzender 
des Haushaltsausschusses, hielt im Kongreß Ende September 2001 - also 
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nach den Terrorattacken - eine nachdenkliche Rede, die durch die Lektüre 
des genannten Artikels im New York Times Magazine angeregt wurde. Byrd 
zeigte sich entsetzt von den Plänen des US-Militärs und schlug vor, alle ent- 
sprechenden Programme einem Moratorium zu unterziehen. So soll Zeit ge- 
wonnen werden, um ın einer öffentlichen Debatte auszuloten, ob die USA 
tatsächlich die „Überlegenheit im Weltraum“ erlangen, zum „Weltraum- 
Sheriff“ werden und somit eine „imperialistische, selbst wenn wohlmeinende, 
Diktatur im Weltraum“ ausüben sollten. Er sieht nicht nur die Gefahr eines 
immensen Haushaltsdefizits zur Finanzierung der Weltraumwaffen, sondern 
beschwört auch die Wahrscheinlichkeit herauf, dass andere Staaten auf die 
Provokation reagieren und sich ihrerseits mit Weltraumwaffen ausrüsten wür- 
den. Anders als US-Verteidigungsminister Rumsfeld sieht er die USA ın keı- 
ner Weise im Weltraum gefährdet und warnt davor, mit den Weltraumplänen 
das Wettrüsten auf eine bislang unbekannte Ebene zu steigern. 

Die Bush-Regierung versucht, durch Konsultationen und Gespräche mit Ver- 
bündeten und Partnern die Lage unter Kontrolle zu bekommen. Schon Rea- 
gan hatte sich in den achtziger Jahren bemüht, die Risiken auf dem Weg in 
die defensiv orientierte Welt durch Kooperation mit dem Kontrahenten zu 
umschiffen; die Rede war von einem „großen Kompromiß“. Beim Gipfel von 
Reykjavik 1986 scheiterte eine Einigung zwischen Reagan und Gorbatschow 
über die Beseitigung der Raketenarsenale an der Frage, in welchem Umfang 
SDI-Forschung und Entwicklung durch den ABM-Vertrag erlaubt oder be- 
schränkt seien. Während Reagan SDI als Versicherungspolice behalten wollte, 
befürchtete Gorbatschow, SDI könne den nuklearen Abrüstungsprozess de- 
stabilisieren. Dass es in den folgenden Jahren dennoch zu Abrüstungsfort- 
schritten kam, lag daran, dass Gorbatschow beide Bereiche entkoppelte. 

Für Moskau ist die Situation heute noch schwieriger als damals. Russland be- 
fürchtet eine weitere Entwertung seines kleiner werdenden nuklearen Arse- 
nals, das mangels Finanzen ohnehin nur mühsam aufrecht erhalten werden 
kann. Das Land kann bei den Kernwaffen nicht länger mit den USA mithal- 
ten. In sieben bis acht Jahren so schätzen Experten wird Russland ohnehin 
nicht mehr als 1500 strategische Kernwaffen stationiert haben. Die SS-27- 
Rakete ist das einzige von Russland derzeit produzierte Kernwaffensystem. 
Putin hat zwar eine Modernisierung seiner Kernwaffen ın Aussicht gestellt, 
um ein US-Abwehrsystem überwinden zu können, doch woher die Mittel 
kommen sollen, ist unklar. In einen Verhandlungsprozess mit den USA ein- 
gebunden zu sein und damit eine Mitsprachemöglichkeit zu haben, ist für 
Putin immer noch besser als ausgegrenzt zu werden. Daher verfolgt Russland 
eine Doppelstrategie: Festigkeit bei der Verteidigung der eigenen Position, 
aber Bereitschaft zum konstruktiven Dialog. Immerhin ist es Bush nicht ge- 
lungen, Putin ein Ja zur Aufweichung des ABM-Vertrages abzunötigen, was 
dann aber zur einseitigen Aufkündigung des Vertrages durch die USA beitrug. 
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Dass Russland und die USA über die mit der Raketenabwehr verbundenen 
Probleme sprechen und den START-II-Abrüstungsprozess fortsetzen (wie ım 
November 2001 oder im Mai 2002), kann als Schritt hin zu mehr Transpa- 
renz und Kooperation gewertet werden. Gelöst sind die Probleme damit 
noch lange nicht. Selbst wenn die Führer beider Staaten sich auf ein koope- 
ratives Management verständigen, ist die Frage, ob sie die mit diesem Prozess 
verbundenen Instabilitäten wirklich im Griff haben, zumal sich Bush weigert, 
völkerrechtlich verbindliche und überprüfbare Abkommen einzugehen. 

Ernst wird es, wenn ein nennenswertes Abwehrsystem installiert wird. Dann 
beginnen die Unsicherheiten für die anderen Kernwaffenmächte akut zu wer- 
den und die Befürchtungen über mögliche Dominanzbestrebungen oder gar 
Erstschlagfähigkeiten der USA. Die Widersprüche der Abschreckung werden 
durch Raketenabwehr nicht gelöst, sondern multipliziert. Bei einem gleichzei- 
tigen Prozess „Offensive runter - Defensive rauf“ wird irgendwann der Zeit- 
punkt der Parität erreicht, an dem die Abwehr rechnerisch die Offensive un- 
wirksam macht, zunächst bei kleineren Raketenmächten, dann auch bei grö- 
ßeren. Weder kann dann ein Angreifer sicher sein, strategische Ziele zu errei- 
chen, noch die angegriffene Seite über ihre Zweitschlagkapazität. Die Fähig- 
keit, auf das nationale Territorium oder die eigenen Truppen gerichtete Rake- 
ten abzuwehren und Waffen aus dem Weltraum einzusetzen, würde die oh- 
nehin vorhandene militärische Überlegenheit und Interventionsfähigkeit der 
USA noch erheblich steigern. Andere Staaten könnten befürchten, bei einem 
Angriff durch (konventionelle oder nukleare) Offensivkräfte der USA über 
keinerlei militärische Handlungsmittel mehr zu verfügen. 

China geht nicht ganz grundlos davon aus, dass die ‘Schurkenstaaten’ den 
USA lediglich als Vorwand für das neue Rüstungsprogramm dienen, und 
sieht seine bescheidene Fähigkeit zum nuklearen Zweitschlag in Gefahr. Kei- 
ne leere Drohung ist daher Chinas Ankündigung, es werde als Antwort auf 
NMD sein Raketenarsenal deutlich erhöhen, das momentan weniger als 20 
mit Flüssigtreibstoff zu betankende Interkontinentalraketen umfasst. Land- 
und/oder seegestützte regionale Raketenabwehrsysteme im Umfeld von Taı- 
wan, Südkorea und Japan würden chinesische Einkreisungsängste verstärken. 
Ein weiterer Aufbau des nuklearen und konventionellen Drohpotentials ver- 
stärkt die Instabilitäten ın Nordostasien. Regionalkonkurrenten würden zu 
stärkeren Rüstungsanstrengungen veranlasst, also Indien (und damit Paki- 
stan), Taiwan und möglicherweise Japan. Der dadurch ausgelöste Dominoef- 
fekt ım südlichen Asıen und in Nordostasien könnte eine ganze Region de- 
stabilisieren. 

Der Ost-West-Kontlikt ist vorbei, aber damit nicht notwendig die Furcht vor 
Atomwaffen oder die Anfälligkeit von Entscheidungsträgern gegenüber 
Worst-Case-Szenarien. Ist es wirklich auszuschließen, dass in Moskau rechts- 
nationale Kräfte mit dem Argument an die Macht kommen, die in Gefahr 
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geglaubte russische Abschreckungsfähigkeit gegenüber den USA sichern zu 
müssen? Wie würde dann die Führungselite der USA reagieren, die schon 
heute zu überzogenen Bedrohungswahrnehmungen gegenüber vermuteten 
kleinen Raketenmächten neigt? Was würden die USA tun, wenn sie in einer 
Krise befürchten müssten, dass ihr komplexes Abwehrsystem durch Sabotage, 
Cyber War oder direkte Angriffe außer Kraft gesetzt wird? Warum sollen sich 
die Führer anderer Staaten rationaler verhalten, obwohl bekannt ist, dass die 
USA sich das Recht zur militärischen Intervention herausnehmen? 

Ob eine stabile Einführung der Raketenabwehr kooperativ abgesichert wer- 
den kann, hängt von der Fähigkeit der Kernwaffenmächte ab, die Unsicher- 
heiten durch gegenseitige Überwachung und Informationsaustausch zu mi- 
nimieren, und ıhrer Bereitschaft, auf Worst-Case-Denken zu verzichten und 
den potentiellen Gegenspielern zu vertrauen. Diese „kooperative Rüstungs- 
steuerung“ bedeutet eher mehr Rüstungskontrolle als bisher und die Verstän- 
digung auf eine Zielperspektive, was Rush bislang grundsätzlich ablehnt. 
Wenn das Ziel ist, die Raketenbedrohung zu verringern oder gar die nukleare 
Abschreckung zu beenden, stellt sich die Frage, ob Raketenabwehr angesichts 
der Kosten und Risiken ein dazu geeigneter Weg ist, oder nicht eher ein 
Umweg, der in die Sackgasse führt. Offenkundig gibt es die Alternative, die 
Bedrohung kooperativ und in überprüfbarer Weise herunterzufahren. Ein 
solcher Abrüstungsprozess müsste ebenfalls durch Rüstungskontrolle abgesi- 
chert werden, wäre aber einfacher zu realisieren als bei gleichzeitiger Einfüh- 
rung von Raketenabwehr. 


7. Kann eine Rüstungsspirale auf der Erde 
und im Weltraum verhindert werden? 


Dass Bush und andere Mitglieder seiner Regierung wenig von völkerrechtlich 
bindenden Verträgen halten, haben sie mehrfach deutlich gemacht. Es geht 
für sie darum, die USA von vertraglichen Fesseln der Vergangenheit zu be- 
freien: Auf der Abschussliste stehen unter anderem das Kyoto-Protokoll zum 
Klimaschutz, das Verifikationsprotokoll zum Biowaffenabkommen, die 
Landminenkonvention, der ABM-Vertrag, der Atomwaffen-Teststoppvertrag, 
die Chemiewaffenkonvention, der internationale Strafgerichtshof. Es geht 
nicht mehr nur um einzelne Verträge, sondern um das Rüstungskontroll- und 
Abrüstungsregime insgesamt, das nach Rumsfeld einem „unentwirrbaren Tel- 
ler Spaghetti“ ähnele. Besonderer Dorn im Auge ist der ABM-Vertrag, der 
nach Rumsfelds Ansicht „ancient history“ sei, also graue Vorgeschichte. Der 
1972 abgeschlossene Vertrag hat viel dazu beigetragen, den nuklearen Rü- 
stungswettlauf der Supermächte einzudämmen und galt vielen als Grundpfeı- 
ler des Rüstungskontrollregimes. Mit der Aufkündigung des Vertrages Ende 
2001 (die im Juni 2002 gültig wırd) hat Bush ein fatales Zeichen gesetzt. 
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Die Staatengemeinschaft muss jedoch nicht - wie das Kaninchen auf die 
Schlange - untätig auf die USA schauen, sondern kann eigene Initiativen er- 
greifen, die auf eine konsequente Politik der Rüstungskontrolle, Abrüstung 
und Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen und Trägersystemen 
zielen. In einigen Bereichen können auch ohne die USA Fortschritte erzielt 
werden, nach dem Vorbild der Landminen-Konvention. Letztlich geht es um 
das Ziel der atomwaffenfreien Welt, und Nichtregierungsorganisationen hat- 
ten 1997 einen Modellentwurf für eine Nuklearwaffenkonvention vorgelegt, 
der den Weg dorthin aufzeigt (Datan etal. 1999). 

Im Raketenbereich gibt es bislang lediglich bilaterale Abkommen zwischen 
den USA und Russland (INF, START) und das Missile Technology Control 
Regime (MTCR) zur Einschränkung von Raketen- und Technologieexporten, 
das die Verbreitung von Raketentechnik zwar verlangsamen, aber nicht auf- 
halten konnte. Für das MTCR wird derzeit ein Verhaltenscodex (Code of 
Conduct) für den verantwortlichen Umgang mit Raketen erarbeitet, der 
erstmals nıcht nur Exportkontrollen vorsieht, sondern auch die grundsätzli- 
che Bereitschaft, Abrüstungsmaßnahmen bei Raketen zu ergreifen. Parallel 
dazu treibt Russland sein Globales Kontrollsystem für Raketen voran, und in 
den Vereinten Nationen wird derzeit auf Initiative Irans eine Studie zur in- 
ternationalen Kontrolle ballistischer Raketen erarbeitet. Noch gibt es kein in- 
ternationales Abkommen zur Begrenzung oder Abrüstung von ballistischen 
Raketen. Eın erster und wichtiger Schritt zur Schaffung einer internationalen 
Norm gegen ballistische Raketen wäre die Einstellung von Raketentests und 
der Verzicht auf den Ausbau der vorhandenen Arsenale. Bestimmte Regionen 
könnten zu raketenfreien Zonen erklärt werden. Schon 1992 legten US- 
Wissenschaftler einen Vertragsentwurf vor, der die stufenweise Beseitigung al- 
ler ballistischen Raketen vorsieht. Der Bau, Erwerb und Besitz ballistischer 
Raketen wäre demnach allen Ländern gleichermaßen verboten. Um eine 
Grenze zwischen erlaubten Weltraumraketen und verbotenen ballistischen 
Raketenwaffen zu ziehen, ohne die Möglichkeiten zur zivilen Weltraumfahrt 
einzuschränken, müssen Regelungen zum Informationsaustausch, zur multila- 
teralen Durchführung von Missionen, zu Verdachtskontrollen und Startbe- 
obachtungen ergriffen werden (vgl. ausführlicher Scheffran 2001). 

Auch die Verhinderung eines Wettrüstens im Weltraum wird zunehmend in 
die internationale Debatte eingebracht. Der Weltraumvertrag von 1967 for- 
dert zwar die „friedliche Nutzung“ des Weltraums ım Interesse der gesamten 
Menschheit, lässt aber offen, ob darunter auch ein Verbot von Weltraumwaf- 
fen gehört. Bislang sind lediglich Massenvernichtungswaffen in der Erdum- 
laufbahn konkret verboten sowie der Aufbau von Militärbasen auf Himmels- 
körpern. Trotz der militärischen Nutzung von Aufklärungs, Kommunikati- 
ons-, Navigations- und Wettersatelliten ist der Weltraum bislang eine waffen- 
freie Zone geblieben, und die Staatengemeinschaft will, dass es so bleibt. Jahr 
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für Jahr fordern fast alle Staaten in UNO-Resolutionen die Verhinderung ei- 
nes Wettrüsten im Weltraum (bis auf die USA). Es bleibt jedoch nicht viel 
Zeit, um diesen Zustand vertraglich festzuhalten. Bereits 1984 legten deutsche 
Wissenschaftler (unter Mitwirkung des Autors) einen „Vertragsentwurf zur 
Begrenzung der militärischen Nutzung des Weltraums“ vor, der es bis zur 
Debatte im Bundestag brachte und als Grundlage für überprüfbare völker- 
rechtliche Vorschläge dienen kann (Text in Labusch/Maus/Send 1984). 

In jüngster Zeit haben die Initiativen von Staaten und Nichtregierungsorganı- 
sationen für ein Weltraumwaffenverbot stark zugenommen. Ein internationa- 
ler Appell der deutschen Naturwissenschaftler-Initiative für ein Verbot von 
Weltraumwaffen vom November 2000 wurde von mehr als zehntausend 
Menschen unterzeichnet. Rebecca Johnson vom Londoner Acronym Institu- 
te schlug bei der internationalen Konferenz „Space Without Weapons“ in 
Moskau ım April 2001 ein dreigliedriges Weltraumwaffenverbot vor: a) ein 
Verbot von Stationierung und Einsatz aller Formen von Weltraumwaffen, in 
Erweiterung und Stärkung des Weltraumvertrages; b) das Verbot der Erpro- 
bung, Stationierung und des Einsatzes von Antisatellitenwaffen (ASAT), so- 
wohl erdgestützt wie auch weltraumgestützt; c) die Einrichtung eines Code of 
Conduct für friedenserhaltende, nicht-offensive und nicht-aggressive Welt- 
raumnutzungen. China stellte im Juni 2001 bei der UN-Abrüstungskonferenz 
ein Vertragsgerüst für ein Abkommen zur Verhinderung der Bewaffnung des 
Weltraums vor. Am 2. Oktober 2001 legte der demokratische Abgeordnete 
Dennis Kucinich dem US-Kongreß einen Gesetzentwurf (HR 2977) zum Ver- 
bot aller Weltraumwaffen, einschließlich Forschung, Entwicklung, Erpro- 
bung, Produktion und Stationierung vor (vgl. www.mbmd.org). 

Anstatt sich an Projekten zur Raketenabwehr und Weltraumrüstung zu betei- 
ligen (siehe Scheffran/Hagen 2001, Hagen/Scheffran 2001), sollte Europa Dı- 
plomatie an die erste Stelle setzen. Gespräche, Vertragsverhandlungen, wirtschaft- 
liche Anreize und Kooperation sind gegenüber militärischen Drohgebährden 
zu bevorzugen. Diese Tradition auch bei der Raketenabwehr zu verstärken, 
ist das Ziel des Memorandums Diplomatie zuerst der Vereinigung Deutscher 
Wissenschaftler, das im November 2000 vorgestellt wurde (VDW 2000). Das 
Beispiel Nordkorea zeigt, dass dies - entsprechendes Geschick vorausgesetzt - 
durchaus zum Erfolg führen kann. Fehlt die Raketenbedrohung, wird Abwehr 
überflüssig. Daher ist es weitaus sinnvoller und wirksamer, Raketen abzurü- 
sten statt abzuwehren, wie in einem Appell der Kampagne „Atomwaffen Ab- 
schaffen“ vom März 2001 an dıe Bundesregierung gefordert wird. 
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Götz Neuneck 


Die Rolle der Naturwissenschaft: 
Dienerin zweier Herren 


„Kein Zeitalter der Geschichte ist stärker von den Naturwissenschaften 
durchdrungen und abhängiger von ihnen als das 20. Jahrhundert“ schreibt 
Eric Hobsbawm im Kapitel „Zauberer und Lehrlinge: Die Naturwissenschaf- 
ten“ seiner Bestandsaufnahme Zeitalters der Extreme (Hobsbawm 1995: 445). 
Grundlegende Entdeckungen wurden in der ersten Hälfte des Jahrhunderts 
gemacht (Computertheorie 1935, Atomspaltung 1938, Transistor 1948, Laser 
1960, DNS 1951) und immer stärker und schneller in moderne Technologien 
umgesetzt. Die wissenschaftlich-technische Entwicklung ist ebenso verant- 
wortlich für den Wirtschaftboom der zweiten Jahrhunderthälfte und die 
Umweltbewegung, wie für die Technisierung der Welt und die anstehende In- 
formationsrevolution: „Ihretwegen wird das 20. Jahrhundert als ein Zeitalter 
des menschlichen Fortschritts und nicht primär als Zeitalter der menschli- 
chen Tragödie in Erinnerung bleiben“ (Hobsbawm 1995: 687). Dass im Jahr- 
hundert der Großkriege die wissenschaftlich-technischen Leistungen auch für 
kriegerische Zwecke genutzt wurden, liegt in der Ambivalenz wissenschaftli- 
cher Erkenntnisse und technischer Anwendungen begründet (Lie- 
bert/Neuneck 1990). 

Die historischen und ideologischen Ereignisse des kurzen 20. Jahrhunderts 
politisierten die Wissenschaft wie nie zuvor. Insbesondere im Zweiten Welt- 
krieg wurden die Wissenschaftler systematisch direkt für militärische Zwecke 
mobilisiert: das Radar, die Rakete, die computerisierte Kryptografie und die 
Atombombe waren und sind bis heute sichtbare Ergebnisse, wobei die Be- 
mühungen der Alliierten wohl effektiver waren als diejenigen der Achsen- 
mächte. „Der Krieg hatte aber auch Regierungen endgültig davon überzeugt, 
dass der Einsatz von bis dahin unvorstellbar umfangreichen Mitteln für die 
wissenschaftliche Forschung nicht nur möglich, sondern für die Zukunft 
auch unerlässlich sei“ (Hobsbawm 1995: 673). Erstmals wurden Großprojekte 
etabliert, die später in Großforschungseinrichtungen umgewandelt wurden 
und in denen Wissenschaftler und Ingenieure, materiell gut ausgestattet, ad- 
ministrativ koordiniert Grundlagenprobleme erforschen und praktische Pro- 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 127, 32. Jg., 2002, Nr. 2, 227-242 


228 Götz Neuneck 


bleme lösen konnten. Die Wissenschaft wurde zu einem wesentlichen, syste- 
matisch geförderten Faktor für die nationale Sicherheit. Mit dem Bau der 
Atombombe hat sıch die Rolle des Wissenschaftlers geändert. Wissenschaftler 
begannen sich auf der Grundlage ihres Wissens und ihrer Arbeit selbst in die 
Politik einzumischen, sei es durch direkte Einflussnahme oder Gegenexpertise 
(Böhme 1984). Gerade zu Beginn der Nuklearwaffenentwicklung war es den 
Politikern kaum möglich, die Fakten und Konsequenzen der Waffenentwick- 
lungen einzuschätzen. 

Dieser Trend hat sich im Kalten Krieg, besonders im Wettrüsten der beiden 
Supermächte fortgesetzt. Victor Weisskopf erinnert sich: 


„In den unmittelbaren Nachkriegsjahren gestalteten sich die Beziehungen zwischen Streitkräften 
und der Wissenschaftlergilde freundschaftlich, da wir ım Krieg so gut zusammengearbeitet hat- 
ten. Die Wissenschaftler hatten sich äußerst nützlich erwiesen bei der Entwicklung von Radar, 
beim Annäherungszünder (einem elektronischen Gerät, das Projektile detonieren lässt) und bei 
der Atombombe. Als Antwort darauf begann das Militär, wissenschaftliche Projekte im Frieden 
zu subventionieren. Vorbehaltlose Unterstützung stand für praktisch jede Art von Forschung 
ohne weiteres zur Verfügung, selbst für ganz ausgefallene, subtile Untersuchungen, die mit einer 
möglichen militärischen Verwendung nicht das geringste zu tun hatten. Unsere Arbeit im Krieg 
hatte bewiesen, dass Physiker, die ihre Zeit mit grundlegenden Problemen verbrachten, erfolg- 
reich auf praktische militärische Aufgaben umzuschalten vermochten, selbst ohne jede Erfahrung 
in Waffenkunde.“ (Weißkopf 1993:194) 


Eine beispiellose Rüstungskonkurrenz auf dem Sektor nuklearer Rüstung und 
der Bereitstellung von Trägersystemen Mittel- und Langstreckenraketen und 
Bombern setzte ein. 


Chronologie qualitativer, waffentechnischer Entwicklungen seit 1945 


Ereignis USA UdSSR 
Zündung der ersten Atombombe 1945 1949 
Stationierung des ersten interkontinentalen Bombers 1948 1956 
Stationierung von Bombern mit Jettriebwerk 1951 1954 
Erste Zündung einer Bombe mit Fusionsprinzip 1951/52 1953 
Erste Zündung einer Wasserstoffbombe 1954 1955 
Stationierung von taktischen Atomwaffen in Europa 1954 1957 
Stationierung von Nuklearartillerie 1954 | 1980 
Strategische Aufklärung und Zielerkennung 1955 1962 
Test einer Interkontinentalrakete (ICBM) 1958 1957 
Stationierung einer ICBM 1959 1960 
Stationierung von U-Boot-Raketen (SLBM) 1960 1964* / 68 
Stationierung von ICBM mit Festbrennstoff 1963 1968 
Stationierung von Überschallbombern 1967 1974 
Test von Mehrfachsprengköpfen(MIRV) 1968 1973 
Stationierung von MIRV 1970 1975 
Marschflugkörper (Cruise Missiles) 1983/84 1986 
Stealth-Bomber 1988 [4 


* Die ersten sowjetischen U-Boote konnten ihre Raketen nur aufgetaucht starten. 
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Vermeintliche „Raketen- und Bomberlücken“ (1955; 1960) wurden in den 
USA zum Anlass genommen, die Militärausgaben auf diesen Sektoren zu 
steigern. Atomgetriebene U-Boote wurden entwickelt und mit nuklearbe- 
stückten Raketen ausgestattet, die auch unter Wasser gestartet werden konn- 
ten. Atomenergie und Raumfahrt sind Technologien, die zivil wie militärisch 
genutzt werden können und dies keinesfalls nur von den Supermächten. An- 
dere Nuklearstaaten traten hinzu (Großbritannien, Frankreich 1960, China 
1964, Indien 1974/1998 und Pakistan 1998). Physiker wie Edward Teller war- 
ben für die Wasserstoffbombe, als die USA das Nuklearmonopol verloren 
hatten. Nukleartests wurden in der Atmosphäre ebenso durchgeführt wie Un- 
terwasser, bis sie 1963 eingeschränkt und durch weitere Abkommen weithin 
geächtet wurden. Der Wettlauf zum Mond wurde im wesentlichen vor dem 
Hintergrund der west-östlichen Systemkonkurrenz durchgeführt: „Die Ent- 
wicklung der Raumfahrt, so zeigt sich schon sehr früh, war eine Gratwande- 
rung zwischen wissenschaftlichem Fortschritt auf der einen Seite und einem 
möglichen Missbrauch für zweifelhafte Zwecke auf der anderen Seite“ (Mar- 
chis 2001: 51). Im Falle einer Auseinandersetzung der Militärblöcke wurde 
mit einem massiven Nuklearkrieg gerechnet. 

Die Anhäufung der nuklearen Offensivpotentiale führte nicht nur zu einer 
Verfeinerung der Nuklearstrategien (1957 Massive Vergeltung, 1968 Flexible 
Response und 1980 Counter-Vailing) und zum Ausbau begrenzter Einsatzop- 
tionen von Nuklearwaffen. Anstrengungen zur Einführung von Raketenab- 
wehr ABM begannen bereits in den 60er Jahren (Glebocki et al 2001). Das 
ABM-System Safeguard war 1975 einige Monate in Betrieb und wurde 1978 
demontiert, da das russische Nukleararsenal und insbesondere die Einführung 
von Mehrfachsprengköpfen (MIRV) wegen Überforderung des Systems eine 
Abwehr obsolet machte. 1983 initiierte Präsident Reagan mit seiner „Star 
Wars“ Rede die Strategic Defense Initiative (SDI), die die USA durch boden- 
und weltraumgestützte Waffen gegen anfliegende Sprengköpfe schützen und 
die Abschreckung überwinden sollte. SDI kam nie über das Entwicklungssta- 
dium hinaus. Auch die Sowjetunion begann in den späten Fünfzigern mit 
den Planungen für einen Raketenabwehrgürtel, der Moskau schützen sollte 
und noch heute funktionsfähig ist. Stets hat sich jedoch gezeigt, dass diese 
Defensivanstrengungen durch „kostengünstigere* Offensivmaßnahmen obso- 
let gemacht werden konnten. Seit den 50er Jahren haben alleine die USA 
insgesamt 148 Mrd. $ (heutige Dollars) (CSBA 2001) für Raketenabwehrpro- 
gramme ausgegeben, ohne dass bisher ein Abwehr-System stationiert werden 
konnte. Die neuen Anstrengungen zum Aufbau eines global einsetzbaren 
Mehrschichtsystems zur Raketenabwehr durch die Bush-Administration 
schreiben die nukleare Rüstungsdynamik fort (Neuneck 2001b). 

Im Kalten Krieg wurde bei diversen Gelegenheiten der Einsatz von Nuklear- 
waffen erwogen bzw. stand kurz bevor. Nuklearwaffen sind aber immer noch 
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eine reale Gefahr für die Staatenwelt: Ein Sprengkopf vernichtet eine große 
Stadt und tötet 10 Millionen Menschen. Hundert Atombomben können ei- 
nen Kontinent und seine Zivilisation, so wıe wir sie heute kennen, zerstören. 
Der Einsatz von Nuklearwaffen erscheint zwar vielen unwahrscheinlich, aber 
die politische Stabilität und Sicherheit, die heute den Garanten bildet, dass es 
nicht zur Weiterverbreitung und zum Einsatz kommt (z.B. im Fall von Russ- 
land), kann in Krisen umkippen. Das Frühwarnsystem Russlands ist beunru- 
higend defizitär, trotzdem verharren die Raketenkräfte der USA und Russ- 
lands im Launch-on-Warning-Modus. Angesichts der ökonomischen und po- 
litischen Sıtuation kann auch nicht ausgeschlossen werden, dass Nuklearma- 
terial in die Hände Unbefugter gelangt. Die Gefahr des Nuklearterrorismus 
und neu entstehender Nuklearmächte ist nicht ırreal. Es ist deshalb im wohl- 
verstandenen Interesse des Westens und des Ostens, die atomare Bedrohung 
radikal abzubauen und die Nuklearwaffen genauso zu ächten wie biologische 
und chemische Waffen. Bis heute ist nur ein kleiner Teil dieses Materials un- 
schädlich gemacht worden. Die internationalen Rüstungskontrollverträge, die 
die Begrenzung der verbleibenden Waffen regeln, klären keineswegs, was mit 
den überschüssigen Waffen und teilweise hochtoxischen Materialien passie- 
ren soll. Weder Lagerstandards noch umweltschonende Zerstörungstechnolo- 
gien werden vorgeschrieben oder empfohlen. Sicherheitsnormen und Um- 
weltstandards spielen eine untergeordnete Rolle. 


Die Altlasten des Kalten Krieges: verwendungsfähig für neue Einsätze 


Im Rahmen des Ost-West-Konflikts ist ein unvorstellbares Zerstörungspoten- 
tial angehäuft worden, dessen Dimension kaum in Zahlen ausgedrückt wer- 
den kann. Anfang der 90er Jahre gab es (Renner 1994: 180): 
- ca. 50.000 Atomsprengköpfe 
- über 70.000 Tonnen Giftgas, 
- Millionen Tonnen herkömmlicher Munition und konventioneller Sprengköpfe, 
- 45.000 Kampfflugzeuge, 172.000 Panzer, 155.000 Geschütze 

und 2.000 größere Schiffe und U-Boote. 
Den oft nur geringen Ausgaben für die Zerstörung des angehäuften über- 
schüssigen Militärpotentials stehen dabei enorme Herstellungskosten für die 
Militärausrüstung des Kalten Krieges gegenüber. Nach einer Schätzung der 
Brookings-Institution in Washington D.C. (Schwartz 1995) haben die USA 
von 1940 bis 1995 ca. 70.000 nukleare Sprengköpfe hergestellt. Für den Auf 
bau und den Unterhalt ihres Nukleararsenals wurden ca. vier Billionen Dollar 
(mit der Kaufkraft von 1995) ausgegeben, über das Dreifache der Militäraus- 
gaben der USA im 2. Weltkrieg. 
Auch die konventionelle Bewaffnung wurde durch den Einsatz neuer Tech- 
nologien zwischen den Supermächten weıter vorangetrieben. 
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Entwicklungen auf dem nicht-nuklearen Sektor 


Technologische Entwicklung USA UdSSR 
Schwerer Kampfpanzer 1952 1949 
Flugzeugträger 1955 1975 
Draht-gelenktes Panzerabwehrgeschoß 1972 1955 
Fotografischer. Aufklärungssatellit 1959 1962 
Überschall-Bomber 1960 1975 
Computer gelenkter Flugkörper 1960 1968 
Boden-Luft-Rakete 1963 1961 
Langstrecken-Kampfbomber 1962 1973 
Luft-Boden-Rakete 1964 1968 
TV gelenkter Flugkörper 1972 1987 
Schwerer Kampfhelikopter 1982 1972 
Amphibisches Angrifisschiff 1976 1978 
Mehrfachraketenwerfer 1983 1978 


Quelle: J.P.Holdren (1983): The Dynamics of the Nuclear Arms Race; RL.Sivard: World Military 
and Social Expenditure 1987-1988, Washington D.C. 


Die Entwicklung konventioneller Streitkräfte war bis Ende der 1980er Jahre 
auf die Führung großer, schwerer Verbände gerichtet. Das Ergebnis der An- 
strengungen zum Führen des Dritten Weltkrieges ist ein breites Spektrum 
von Langstreckenbombern, Kampfllugzeugen, Flugzeugträgern, Helikoptern 
und Panzern, deren Erhalt und globalen Einsatz sich heute lediglich die USA 
leisten können. Gleichzeitig haben Naturwissenschaftler sich aber auch dar- 
um bemüht, das nach Ende des Zweiten Weltkrieges forcierte Wettrüsten 
durch Abrüstung und Rüstungskontrolle zu dämpfen und einen katastropha- 
len Einsatz zu verhindern. 


Wissenschaft im Dienste der Öffentlichkeit: 
Rüstungskontrolle und Abrüstung 


„Gut, nun sind wır alle Hundesöhne“ meinte der Harvard-Physiker K. Bain- 
bridge bei der ersten Explosion einer Atombombe am Montag, dem 16. Juli 
1945. Schmerzlich wurde einem Großteil der Wissenschaftler bewusst, dass 
das Ergebnis ihrer Grundlagenforschung weitreichende Konsequenzen hatte. 
Mit ihren Forschungen waren sie erfolgreich und einige von ihnen - Physiker 
wie R. Oppenheimer oder E. Teller - sind einflussreich geworden. Auch Ma- 
thematiker beteiligten sich mit Spieltheorie und Operation Research an Fra- 
gen militärischer Forschung, wie das Beispiel des mit recht gefeierten Ma- 
thematikers John Nash zeigt (siehe Nasar 1999). John von Neumann selbst 
war entscheidend an den ersten Rechenanlagen und der Einführung der 
ICBM beteiligt. Er wurde 1951/52 in vier militärische Positionen berufen 
(Macrae 1994:304). Auch Bertrand Russell kommentierte: „Ein einfacher 
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Kernphysiker ist mächtiger als viele Infanteriedivisionen“. Niels Bohr schrieb 
in einem Memorandum an Präsident Roosevelt im Juli 1944: 


„Aber je weiter die wissenschaftlichen Forschungen auf diesem Gebiet fortschreiten, desto klarer 
wird es, dass die für diesen Zweck üblichen Maßnahmen nicht genügen und dass sich die grau- 
enerregende Aussicht auf eine Zukunft, in der sich die Nationen um diese furchtbare Waffe strei- 
ten werden, nur durch ein weltumspannendes, auf voller Ehrlichkeit beruhendes Abkommen 
vermeiden lassen.“ (Jungk 1973:321) 

Der Abwurf der beiden Atombomben auf die japanischen Städte Hiroshima 
und Nagasaki wurde nicht verhindert, obwohl im sog. Franck-Report ein- 
dringlich vor einem sich verschlechternden Klima und einem Wettrüsten ge- 
warnt wurde. Als die Wissenschaftler nach Ende des Krieges ihre abgesperrten 
Labors verließen, begannen einige von ihnen, ihr Wissen und ihre Verantwor- 
tung in den Dienst der Öffentlichkeit zu stellen. Dabei gingen die Wissen- 
schaftler, die an der Bombe mitgearbeitet hatten, jedoch unterschiedliche 
Wege. Es entstanden Organisationen wıe die Federation of Atomic Scientists, 
später dann die Pugwash Conferences on Science and World Affairs (1955) 
und das Council ofa Livable World (1962). Leo Szilärd, Joseph Rotblat und 
Eugen Rabinovitch fürchteten vor dem Hintergrund des sich verstärkenden 
Kalten Krieges den erneuten Einsatz von Atomwaffen und nutzten ihre in- 
ternationalen Kontakte, um die Öffentlichkeit vor den Folgen einer solchen 
Auseinandersetzung mit der gerade in der Entwicklung befindlichen Wasser- 
stoffbombe zu warnen. Auf Initiative von Bertrand Russell und Albert Ein- 
stein wurde am 9. Juli 1955 das Russell-Einstein-Manifest veröffentlicht, das 
den Verzicht auf Kernwaffen fordert und in dem Satz kulminiert: 


„Wenn wir die richtige Wahl treffen, dann sind uns ständiger Fortschritt, Glück, Wissen und 
Weisheit beschieden. Sollen wir stattdessen den Tod wählen, weil wir unsere Streitigkeiten nicht 
vergessen können? Als Menschen appellieren wir an die Menschen: Besinnt Euch auf Eure 
Menschlichkeit und vergesst alles übrige. Wenn Ihr dazu in der Lage seid, dann steht das Tor zu 
einem neuen Paradies offen; andernfalls riskiert Ihr den Tod.“ 

Auf den in der Folge von Kernphysikern aus Ost und West begründeten Pug- 
wash Conferences beschäftigte man sich im Rahmen von Workshops, Erklä- 
rungen und Studien immer wieder mahnend und vermittelnd mit den Schat- 
tenseiten des Kalten Krieges und nahm eine Vermittlerrolle zwischen den Mı- 
litärblöcken eın, was ihnen 1998 den Friedensnobelpreis einbrachte. Dabei 
kamen den Wissenschaftlern ihre internationalen Kontakte, der Zwang zur 
Neutralität und Objektivität, die wissenschaftliche Expertise und der Einblick 
in technologisch-militärische Entwicklungen zugute. Auch Mediziner wie die 
IPPNW (Friedensnobelpreis 1985) und diverse Akademien der Wissenschaft 
haben sich an der Überwindung der bipolaren Aufrüstung beteiligt. Es gab 
zahlreiche Erklärungen, Konferenzen und Aufrufe. 1957 forderten 18 Natur- 
wissenschaftler auf Initiative von Carl Friedrich von Weizsäcker und Werner 
Heisenberg ın der „Göttinger Erklärung“ den Verzicht der Bundesrepublik 
Deutschland auf Atomwaffenbesitz. Die Unterzeichner erklärten auch ihre 


Die Rolle der Naturwissenschaft: Dienerin zweier Herren 233. 


Absicht, sich nicht „an der Herstellung, der Erprobung, oder dem Einsatz 
von Atomwaffen ın irgendeiner Weise zu beteiligen.“ Ihre Motivation bezo- 
gen die Physiker aus der Tragweite ihrer eigenen Forschungen und der Wir- 
kung einer Atomwaffenexplosion. In Deutschland bildete diese Erklärung die 
Grundlage für Wissenschaftler, Arbeiten auf dem Gebiet der atomaren Abrü- 
stung und der Rüstungskontrolle vorzunehmen. Im Jahr 1983 wurde von 23 
Naturwissenschaftlern und Ärzten der Mainzer Appell „Verantwortung für 
den Frieden” beschlossen, der auf Folgen eines Atomkrieges in Europa, die 
Beschleunigung des Wettrüstens durch neue Waffentechnologien und die 
daraus entstehenden ökonomischen Folgen hinwies: 


„Naturwissenschaftler tragen eine besondere Verantwortung, weil einige ihr Expertenwissen zur 
Herstellung von Massenvernichtungswaffen missbrauchen ließen und andere dazu geschwiegen 
haben. Wir haben die Pflicht, über die Grenzen des Missbrauchs von Naturkräften nachzuden- 
ken und ihm mit Entschiedenheit entgegenzutreten.“ 

Insbesondere die Physiker, die auch bei der Entwicklung der Atombombe 
beteiligt waren, haben sich immer wieder zur Atomrüstung geäußert: Ein- 
stein, Bohr, Russell, Pauling haben sich nicht nur politisch-moralisch geäu- 
ßert, sondern auch technische Analysen beigesteuert. Persönlichkeiten wie 
Szilard, Pauling, Rotblat erhoben nach anfänglicher Beteiligung an der Nu- 
klearentwicklung warnend ihre Stimmen. US-Wissenschaftler wie Bethe, Pa- 
nofsky, Garwin, Kendall, von Hippel haben für die technisch-wissenschaftli- 
chen Aspekte der Rüstungskontrolle wichtige Beiträge geleistet. Auch russischen 
Physikern wie Sacharow oder Velichov kommt ein großer Anteil an den rü- 
stungskontrollpolitischen Fortschritten der letzten Jahrzehnte zu. Herauszu- 
heben sind besonders die Bereiche Kriegsfolgen und internationale Sicherheit, 
strategische Analysen, Technologiefolgenabschätzung, Weiterverbreitung, Kon- 
version und Verifikation. In unterschiedlichen Bereichen wurden wichtige 
Beiträge zu den Rüstungskontrollverträgen wie dem ABM-Vertrag (1972), 
dem Kernteststoppvertrag oder den Übereinkommen zur Begrenzung biologi- 
scher und chemischer Waffen (1972 und 1993) geleistet. Verfahrensvorschläge 
zur technischen Verifikation von Rüstungskontrollabkommen wurden ebenso 
erarbeitet wie alternative Vorschläge zur Strukturellen Nichtangriffsfähigkeit. 
Die Analyse und Aufklärung durch Wissenschaftler hat sicherlich dazu beige- 
tragen, dass für Öffentlichkeit wie Regierungen die Konsequenzen des fort- 
schreitenden Wettrüstens und der Gefahr eines Nuklearkrieges deutlich ge- 
macht wurden. Auch auf internationaler Ebene leisteten Naturwissenschaft- 
lergruppen in den achtziger Jahren durch Kongresse, Kontakte und Veröffent- 
lichungen einen wichtigen Beitrag, um die Debatten um die erneute Aufrü- 
stung der beiden Blöcke zu versachlichen und eine Beendigung der Ost-West- 
Konfrontation auf dem Milıitärsektor zu beschleunigen. Internationale Tref- 
fen insbesondere auch mit amerikanischen und sowjetischen Wissenschaftlern 
bildeten ein Diskussions- und Kontaktforum zwischen Politik und Wissen- 
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schaft und beeinflussten die politischen Abrüstungsschritte, die schließlich 
zur Beendigung des Ost-West-Konfliktes führten (Neuneck 1995). 


Neue Rüstungsdynamik, neue Waffen: das virtuelle Wettrüsten 


Dem ehemaligen Pugwash-Präsidenten Joseph Rotblat zufolge, der selbst 
noch am Manhattan-Projekt beteiligt war, dieses aber vor der Vollendung der 
Bombe verließ, hat 


„die Wissenschaft ihre Unschuld verloren... Die Realität ist, dass für einen zunehmenden Bereich 
der wissenschaftlichen Forschung die Zeitintervalle zwischen wissenschaftlicher Wahrheitsfindung 
und ihrer praktischen Anwendung so kurz werden, dass die Differenz zwischen reiner und ange- 
wandter Wissenschaft verschwindet. Die Realität ist, dass als Konsequenz Wissenschaft heutzuta- 
ge im Alltag jedes einzelnen eine wichtige Rolle spielt. Wissenschaftliche Forschung beeinflusst 
verstärkt die politischen Beziehungen zwischen Staaten und vice versa beeinflussen politische Er- 
eignisse die Art, wie wissenschaftliche Forschung gemacht wird.“ 

Wissenschaftler hätten ein besonderes Verständnis für gegenwärtige Gefahren 
und könnten vor künftigen Bedrohungen warnen. Gleichzeitig verwies er dar- 
auf, dass „wissenschaftliche Entwicklungen unvorhersehbare Konsequenzen 
oder eine Doppelverwendung hätten wıe der Laser, der als Blendwaffe oder 
für Augenoperationen verwendet werden könnte.“ 

Seit dem Ende der Systemkonkurrenz haben sich die Charakteristika der Rü- 
stungsdynamik geändert. Die Sowjetunion als Rüstungskonkurrent der USA 
ist weggefallen. Neue unspezifische Szenarien und Bedrohungen werden postu- 
liert. Der technisch-wissenschaftliche Fortschritt hat sich insbesondere im Be- 
reich der Informations- und Netzwerktechnologien beschleunigt. Ein weiterer 
Faktor, der die Rüstungsdynamik antreibt, ist der zunehmend zivile Charakter 
der Technologieproduktion und die damit verbundene Weiterverbreitung 
von Wissen, Technologie und Fachkräften. Dazu kommt, dass sich vor dem 
Hintergrund der Globalisierung neue Technologiekonzerne bilden, die gege- 
benenfalls auch vorhandene Marktsegmente im Bereich der Rüstung konsoli- 
dieren. In der Praxis führt dies aus Gründen der Wettbewerbsfähigkeit zur In- 
ternationalisierung der Rüstungsindustrie. Die Dual-Use Möglichkeiten wer- 
den somit das Proliferationsrisiko weiter erhöhen, allerdings besitzen heute 
nur die USA die Möglichkeit, Hochtechnologie in entscheidendem Maße in 
ihre Streitkräfte zu integrieren. 


„Neue Bedrohungen” und das virtuelle Wettrüsten der USA 


Neben der Bedrohung durch die klassischen Massenvernichtungswaffen, also 
atomare, biologische und chemische Substanzen, werden zunehmend auch 
Elemente der „Informationskriegsführung“ angesprochen. Präsident Bush er- 
klärte im Juni 2001 in einer Rede zu den „Bedrohungen des 21. Jahrhun- 
derts“: „Die wahren Bedrohungen sind Kriegsführung mit B-Waffen und In- 
formationskriegsführung.“ Seine Sicherheitsberaterin Rice verglich die künfti- 
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ge Bedrohung durch „Information Warfare“ sogar mit denen der Kernwaffen. 
Der Direktor der „Defense Intelligence Agency“ (DIA) hat im Februar 2001 
bestätigt, dass die USA als einzig verbliebene Supermacht mit verstärkter asym- 
metrischer Kriegführung durch Gegner rechnen müssen, die ihnen im konven- 
tionellen Bereich unterlegen sind (Wilson 2001). Auch Informationsoperatio- 
nen (Cyberwar), Terrorismus und die Nutzung von Massenvernichtungswaf- 
fen sind Teil einer möglichen Bedrohung u.a. der US-Weltraumeinrichtungen, 
Die Bedrohungsanalysen werden zunehmend diffuser, planen Szenarien mit 
ein, die irreal sind und dienen als Legitimation zur Anschaffung neuer Waf- 
fensysteme. Hellsichtig schrieb der Science-Fiction-Autor Stanislav Lem: 


„Dass alle Kräfte in neue Umrüstungen investiert wurden, darüber entschieden nicht mehr Regie- 
rungen, Staatsmänner, der Wille der Generalstäbe, die Interessen der Monopole oder auch ande- 
re Interessengruppen, sondern (...) die Angst, dass auf die Erfindungen und Techniken, die die 
endgültige Überlegenheit verteilen, als erster jemand anderer stoßen wird.“ 

Virtuelle Gegner und übersteigerte Bedrohungen bilden die Legitimation für 
enorme Rüstungsanstrengungen, bei denen die nächste Drehung der Rü- 
stungsspirale schon vorweggenommen scheint: Da die angenommenen Geg- 
ner bald über dieselben Technologie wie die USA verfügen werden, muss 
jetzt der nächste Schub vorbereitet werden (Neuneck 1999). 


Budgets der USA: das technologische Wettrüsten geht weiter 


Die Administration von George W. Bush nutzte die Gunst der Stunde des 
11. September und beschloss eine drastische Steigerung der Wehretats, eine 
Ausweitung der Pläne zur Raketenabwehr und vollzog die Kündigung des 
ABM-Vertrages. Diese Schritte sind kaum mit dem Kampf gegen den Terror 
begründbar. Widerspruch scheint in der patriotisch aufgeheizten Atmosphäre 
in den USA zur Zeit nicht möglich. Bereits im Haushaltsjahr 2002 hatte 
Bush eine Steigerung des Verteidigungshaushalts um 4 Prozent von 329 Mil- 
liarden auf 343 Milliarden Dollar mit dem Argument verfügt, die Streitkräfte 
seien nicht genügend ausgestattet. Durch die Anschläge im September wurde 
der Trend verstärkt. Im Haushaltsjahr 2003 erreichen die Verteidigungsausga- 
ben 396 Milliarden Dollar und sind der nominell höchste Militäretat aller 
Zeiten (Brzoska 2002). Die Steigerung des US Wehretats auf 396,1 Mrd. Dol- 
lar für 2003 liegt 15 Prozent über dem durchschnittlichen Wehrausgaben 
während des Kalten Krieges und entspricht der Summe der Militärbudgets 
der 15 nachfolgenden Staaten auf der von den USA angeführte Rangliste. 
Diese militärische Aufrüstung wird andere Staaten nicht unbeeindruckt las- 
sen: Die Weltmilitärausgaben werden nach Jahren der Abnahme wieder an- 
steigen. Eine Rückkehr des militärischen Faktors in die Weltpolitik ist vor- 
programmiert. Der überwiegende Anteil der globalen Mittel für militärische 
F&E (ca. zwei Drittel) wird von den USA ausgegeben. Bei den OECD- 
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Ländern ıst zwar eine Abnahme der Militär-Ausgaben zu verzeichnen, die 
Ausgaben für militärische F&E stagnieren dagegen. Viele Entwicklungsländer 
können diesem Tempo kaum folgen und verlegen sich auf andere Strategie- 
bereiche. Die Gefahr, dass unkonventionelle Kampfmethoden („asymmetri- 
sche Kriegführung“) populärer werden, um der konventionellen und nuklea- 
ren Überlegenheit westlicher Streitkräfte zu trotzen, nimmt dadurch zu. 

In den nächsten fünf Jahren plant die Bush-Administration 2,1 Billionen 
Dollar für die Verteidigung auszugeben. Neue High-Tech-Waffen sind ın der 
Planung und sollen die US-Streitkräfte in die Netzwerk-Kriege des 21. Jahr- 
hunderts führen. Obwohl die Anschläge vom September eine Raketenabwehr 
ad absurdum geführt haben, hat Missile Defense (MD) unter Bush hinsicht- 
lich des finanziellen Aufwands erheblich zugelegt. Im letzten Jahr wurde eine 
Steigerung von 57 Prozent beschlossen, nun wird mit einer neuerlichen 25- 
prozentigen Steigerung die 10 Mrd. $ Grenze angepeilt. Obwohl längst nicht 
bewiesen ist, ob überhaupt eine Bedrohung der USA durch Interkontinental- 
raketen der sog. „Schurkenstaaten“ besteht, obwohl - wie am 11.9. schmerz- 
lichst bewiesen - einfache Mittel zur Massenvernichtung hinreichen und ob- 
wohl die bisherigen Abwehrtests eher die Gestalt von Experimenten als von 
realen Tests hatten, hält die Bush-Administration eisern am Raketenabwehr- 
traum fest. Die Kündigung des ABM-Vertrages beseitigt für die Bush- 
Administration einen Meilenstein der Rüstungskontrolle und bildet das „Ein- 
trittsportal“ für einen kontinuierlichen Aufbau von Defensivpotentialen. Jede 
Administration kann nun weitere Defensivmaßnahmen beschließen, die von 
potenziellen Gegnern aber als Teil einer offensiven Politik verstanden werden 
können. Das zur Zeit geplante Mehrschicht-MD-System kann in Zukunft 
ständig erweitert werden, und zwar auch durch im Weltraum stationierte 
Waffensysteme. Die Planer in Russland, China und Indien haben sich längst 
auf einen Ausbau ihrer Nukleararsenale eingestellt. Die Gefahr eines Wettrü- 
stens oder einer kontinuierlichen Weiterentwicklung von nuklearer Offensive 
und Defensive ist deshalb real. Das Non-Proliferationsregime der vergange- 
nen Dekade ist in Gefahr: Weitere Staaten könnten sich Nuklearwaffen zule- 
gen, weil sie meinen, nur dadurch ihre strategische Sicherheit gewährleisten 
zu können. Zum Schutz der eigenen militärischen Infrastruktur im Weltraum 
wird in den USA eine Bewaffnung des Weltalls erwogen. 

In der amerikanischen Strategiediskussion findet man die Ausformulierung 
bekannter und neuer militärischer Missionen und Optionen für die Streit- 
kräfte. Elemente dieser Debatten und der sich daraus ergebenden Folgerun- 
gen finden sich aber auch in anderen Streitkräften, insbesondere auf folgen- 
den Gebieten: Counterproliferation d.h die Bekämpfung der Produktionsan- 
lagen und der Stationierungsorte von Massenvernichtungswaffen, Raketenab- 
wehr, Kriegführung im Weltraum, in Städten (Urban Warfare) und in küsten- 
nahen Bereichen (Littoral Warfare) (IFSH 2000:199-253). 
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Revolution in Military Affairs 


Die Rüstungsdynamik erfährt einen neuen Aufschwung in bezug auf eine an- 

gestrebte Qualitätssteigerung der vorhandenen Waffensysteme und Streitkräf- 

te. Der Grund ist zum einen im Abbau und der damit nötig gewordenen 

Umstrukturierung der Streitkräfte zu sehen. Zum anderen verspricht die ra- 

sante technische Entwicklung neue militärische Möglichkeiten, Missionen 

und Einsatzprofile: Quantität soll durch Qualität ersetzt werden. Angestrebt 
werden Einsätze ohne menschliche Verluste auf der eigenen Seite. 

Die Begriffe Command, Control, Communication wurden um die Begriffe 

Computer, Intelligence, Surveillance, Reconnaissance ergänzt. CAISR lauten 

die Stichworte, die dıe angestrebten Entwicklungen im Bereich der Waffen- 

technologie und der Strategie verdeutlichen. Sie sind Symbol für dıe Bedeu- 
tung von technologischer Innovation als Motor moderner Kriegführung (Bu- 
zan/Hering 1998). Diese Integration von Hochtechnologie in Waffensysteme 
und Militärstrategien wırd insbesondere von den Vereinigten Staaten stark 
vorangetrieben. Dabei wird verstärkt das Postulat einer Revolution in Military 

Afläirs samt ihrer möglichen Konsequenzen diskutiert, wobei sich diese 

schon seit Jahren angekündigt hat, weswegen eher von einer „Evolution“ zu 

sprechen wäre (O’Hanlon 2000). Faktoren der sog. RMA sind: 

- Die Verwendung von Präzisionsmunition, 

- der Einsatz von Plattformen, die als „Stand-off-Waffen“ aus sicherer Ent- 
fernung und für das Radar schwer zu erkennbar (Stealth) wirken, 

- Vernetzung der Kampfplattformen sowie der Aufklärungs- und Bekämp- 
fungskomponenten, 

-  Weltraum- oder luftgestützte Sensoren, die wetterunabhängig ein aktuelles 
Lagebild von bestimmten Kampfgebieten übertragen, 

- Weiterleitung der Daten, Auswertung und Weitergabe relevanter Informa- 
tionen an die betreffenden Einheiten sowie zeitgerechte Kommunikation 
und Führung, 

- Technologien zur Unterdrückung der Aufklärung, Kommunikation und 
Luftverteidigung eines Gegners, 

- Aufbau von Schutz und Verteidigungssystemen (wie z.B. Raketenabwehr). 

Die Digitalisierung des modernen Gefechtsfeldes und die Vernetzung von 

IuK-Technologien sind zentrale Meilensteine ın Rahmen dieser geplanten 

Umwälzungen. Waffensysteme in modernen Armeen sind nicht mehr als ein- 

zelne Einheiten zu sehen, sondern finden sıch ın elektronische Verbünde ein- 

bezogen, die, beginnend mit der Aufklärung und Navigation, über die Kom- 
munikation und Führung, bis hin zum Einsatz von Präzisionswaffen komple- 
xe Netzwerke umfassen. Physikalische Prinzipien wie Laser oder Mikrowellen 
sollen ebenso militärisch nutzbar gemacht werden wie nicht-tödliche Waffen, 
deren Erforschung zunächst originär einem humanen Zweck dienen sollte. 
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Diese Entwicklung geht insbesondere von den USA aus. Darüber hinaus leı- 
sten die führenden Raumfahrtnationen einer fortschreitenden Militarısierung 
des Weltraums Vorschub. Besondere Fortschritte für die Rüstung sind auch 
ım Bereich der Biotechnologie, Mikrosystemtechnologie, Sensorik und 
Kommunikation zu erwarten. Insgesamt kann dies zu einem neuen Schub 
qualitativer Aufrüstung auf dem Gebiet konventioneller und anderer Waffen- 
systeme führen, in dem High-Tech-Elemente eine Schlüsselrolle spielen. Die 
technologische Entwicklung sorgt für neue Wehrstrukturen und eine ständige 
Anpassung von Kampfweise, Strategie und Doktrin. 

Angesichts möglicher Gegenmaßnahmen potentieller Gegner wird von den 
USA das nächste Strategieelement vorbereitet: Neue Militärtechniken werden 
unter den Begriffen Cover, Concealement, Camouflage, Denial and Deceptr- 
on (C3D2) zusammengefasst. Gemeint sind hier Techniken zur Tarnung, 
Täuschung, dem Schutz von Truppen oder der Manipulation von Sensorsi- 
gnalen, wie sie z.B. im Kosovo-Krieg durch die serbische Armee angewandt 
wurde. Auch wird davon ausgegangen, dass die USA sich auf Angriffe gegen 
Satelliten oder Bodenstationen einrichten und entsprechende Gegenmaß- 
nahmen (Counter-Space Capabilities) aufbauen müssen. 


Information Warfare 


Seit den Terroranschlägen vom September 2001 taucht in den Strategiedo- 
kumenten der USA, aber auch ın anderen westlichen Staaten, zunehmend die 
Bedrohung durch information warfare auf. Verteidigungsminister Rumsfeld 
nannte bei seinem Bestätigungshearing Anfang 2001 die Bedrohung durch 
„Raketen, Terrorismus und Informationskriegsführung“ in einem Atemzug. 
Der Quadrennial Defense Review, die turnusgemäße Überarbeitung der 
Grundlagen der US-Streitkräfte, der nach den Anschlägen vom September 
2001 aktualisiert wurde, trägt die Überschrift „Creating the U.S. Military of 
the 21st Century“. Im Kapitel über „aufziehende Bereiche militärischen 
Wettbewerbs“ trıtt der Bericht nıcht nur für verstärkte „Weltraumkontrolle“ 
ein, sondern prognostiziert auch: „... Staaten werden wahrscheinlich offensive 
Informationsoperationen entwickeln und gezwungen werden, Ressourcen 
dem Schutz kritischer Infrastrukturen zu widmen, um eine Unterbrechung 
des Cyperspace oder der Anlagen zu verhindern“. Der Cyber Space soll ähn- 
lich wie der Weltraum vor zerstörerischen Eingriffen bewahrt werden. Gleich- 
zeitig wırd davor gewarnt, dass Staaten entsprechende Mittel dafür entwickeln 
könnten. Künftige Gegner könnten die Verwundbarkeiten der Informations- 
netzwerke durch gezielte Angriffe ausnutzen. Daher seien neue Konzepte und 
Streitkräfte für die Bekämpfung dieser Gefahr aufzustellen. Um die „asymme- 
trischen militärischen Vorteile“ der USA insbesondere im Bereich der Hoch- 
technologie auszunutzen, sollen die U.S.-Streitkräfte verstärkt in globale Netz- 
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werke eingebunden werden und künftige Angriffsoptionen entwickeln: „Dies 
erfordert die Fähigkeit, ohne Warnung aus der Luft, von der See her, vom 
Boden aus oder ım oder durch den Weltraum loszuschlagen. Dies erfordert 
auch, dass diese Kräfte so vernetzt sind, dass ihre kombinierten Wirkungen 
maximiert werden.“ Mit anderen Worten: Dieselben Mittel, die als Bedro- 
hung angeführt werden, sollen verstärkt entwickelt und, wenn nötig, auch 
genutzt werden, wobei geplant ist, eine im wesentlichen auf globalen Netz- 
werken beruhende Streitmacht, die auf einem weltweiten Sensor- und Be- 
kämpfungssystem basiert, zu schaffen. 

Der schnelle Erfolg der US-Truppen in Afghanistan wird mit dem Begriff 
netcentric warfare in Zusammenhang gebracht. Gemeint sind hier in erster 
Linie die eng vernetzten Aufklärungs-, Informations, Kommando- und Waf- 
fensysteme (Stichwort CAISR) der US-Streitkräfte, die eine zentrale Führung 
dezentral organisierter Streitkräfte erlauben. Hierzu gehören ebenso satelli- 
tengestützte Navigations-, Aufklärungs- und Kommunikationssatelliten, aber 
auch unbemannte Flugkörper (Predator, Golden Hawk), Flugzeuge (AWACS, 
E-8) oder Spezialkräfte am Boden. Wesentlich ist, dass die agierenden Einhei- 
ten elektronisch miteinander verbunden sind, die Bewegungen im Operati- 
onsraum gleichsam „gläsern“ werden und die Munition gezielt und schnell 
eingesetzt werden kann. Voraussetzung hierfür ist die Verwendung von Netz- 
werktechnologien und die Digitalisierung aller Informationen. Durch die zeit- 
nahe Verarbeitung einer Fülle von Aufklärungsdaten entsteht ein aktuelles 
Lagebild, relevante Informationen können sofort den Truppen vor Ort zur 
Verfügung gestellt werden und es kann schnell von jedem Punkt in der Hier- 
archie auf die Lage reagiert werden. Weiterhin wird an der Integration dieser 
Daten in die Leitsysteme für „intelligente“ Waffen zur Steigerung ihrer Präzı- 
sion gearbeitet. Insgesamt führt dies zu einer deutlichen Erweiterung der mi- 
litärischen Möglichkeiten. Inzwischen werden auch einzelne Soldaten in die- 
ses system of systems eingebunden. Sie können einerseits sofort Informatio- 
nen abrufen, andererseits Informationen weitergeben. Allerdings sind viele Fr- 
folgsmeldungen aus Afghanistan mit größter Vorsicht zu werten, da eine ob- 
jektive Berichterstattung nicht möglich war. Trotz der Einschränkungen auf 
diesem Gebiet drangen Nachrichten über Koordinationsprobleme, Fehlkalku- 
lationen und die Zerstörung ziviler Ziele durch. 

Angesichts dieser Fähigkeiten muss dıe Haltung des Westens, und insbeson- 
dere der USA, als höchst ambivalent bezeichnet werden. Einerseits wird vor 
Cyberterrorismus gewarnt, andererseits die „Digitalisierung und Vernetzung 
des Gefechtsfeldes“ selbst vehement vorangetrieben. Technisch und militä- 
rısch wird es in den nächsten Jahren wohl nur einen kleinen Kreis von Ak- 
teuren geben, der dem Tempo der USA folgen kann. Hier ist an einige euro- 
päische Länder, Russland und China zu denken, die Elemente der IW- 
basierten Informationskriegsführung aufgreifen könnten. 
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Viele der angedachten Technologien sind bisher jedoch noch gar nicht im 
Einsatz, wenngleich beim Afghanistan-Krieg, der dıe USA ca. eine Milliarde 
Dollar monatlich kostet, erste Anwendungen getestet worden sind. Hauptko- 
stenfaktor bilden in den neuen Haushaltsplänen der USA nach wie vor die 
Beschaffung „klassischer“ Waffenplattformen wıe das Kampfllugzeug F-25 Jo- 
int Fighter Aircraft (219 Milliarden Dollar, über 30 Jahre) oder F-22 Raptor 
(69 Milliarden Dollar) (Brzoska 2002). Die „neuen Technologien“ ergänzen 
somit die klassischen Kriegsführungsmittel, haushaltstechnisch bilden sie je- 
doch nicht den Hauptanteil der Aufrüstung. Waffensysteme, die angeblich 
besonders erfolgreich waren, werden in größeren Stückzahlen beschafft wer- 
den (Drohnen, satellitengesteuerte Präzisionsbomben etc.) Die Bush-Adminr- 
stration nimmt jedenfalls den Afghanistan-Krieg zum Anlass, die Umwand- 
lung der US-Streitkräfte mächtig voranzutreiben. 


Asymmetrische Kriegsführung, Low-Intensity Conflict und Terrorismus 


Allgemein wird davon ausgegangen, dass angesichts der militärischen Überle- 
genheit der US-Streitkräfte mögliche Gegner alternative Kampfmethoden (z.B. 
terroristische Mittel) wählen könnten (Carter/Deutch/Zelikow 1998). Auch 
mit dem Einsatz von Massenvernichtungsmitteln wird gerechnet. Hinzu 
kommt, dass dıe moderne Industriestruktur zunehmend durch konventionel- 
le und unkonventionelle Kampfmittel verwundbar wird. Neue Formen des 
Terrors wie Informationskriegführung, Attacken auf Verkehrs-, Informations- 
und Energieknotenpunkte etc. sind nach Expertenmeinung möglich. 

Am 11, September gelang es einer kleinen Gruppe religiöser Fanatiker, die 
militärisch hochgerüstete Supermacht USA schwer zu treffen. Mehrere US- 
Flugzeuge wurden innerhalb weniger Stunden entführt. Die todesbereiten Pi- 
loten stürzten die Insassen und sich auf die Wirtschafts- und Militärsymbole 
der Vereinigten Staaten in New York und Washington. Mit Teppichmessern, 
religiösem Fanatismus und jahrelanger Vorbereitung gelang ein Anschlag, der 
in der Geschichte seinesgleichen sucht. Er bewirkte die Tötung tausender un- 
schuldiger Menschen unterschiedlichster Nationalität, Religion und Her- 
kunft. Transportiert durch die Massenmedien, verbreiteten sich die Bilder des 
Zusammenbruchs der Twin Towers und der Folgen dieser monströsen Tat 
binnen kurzer Zeit. Die Rechnung der Täter: „Terroristen besetzen nicht Ter- 
ritorien, sondern die Köpfe ihrer Gegner“ war aufgegangen. 

Bis zu diesem Zeitpunkt hatten Experten angenommen, Terroristen würden 
vor Massenvernichtungsaktionen zurückschrecken. Jahrelang hatte man sich 
in den USA dennoch auf Anschläge mit nuklearen, biologischen oder chemi- 
schen Substanzen vorbereitet. Auf einen solchen Anschlag mit „konventio- 
nellen Mitteln“ hatte man offensichtlich nicht gerechnet. Die fast zeitgleich 
aufgetretenen Anthrax-Fälle ın den USA zeigen dabei eindringlich, welche 
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Wirkung Biowaffen haben können. Sie eignen sich als Terrormittel, die große 
Angst erzeugen und gesellschaftliche Funktionsabläufe lähmen. Ihre Verursa- 
cher sınd nur schwer zu identifizieren. Die Vermutung liegt nahe, dass der 
verwendete pathogene Stamm in diesem Falle nicht nur aus einem Waffenla- 
bor stammt, sondern dass der Täter in einer solchen Einrichtung gearbeitet 
hat. Nukleare, biologische und chemische Waften sind inhärent Terrorwaffen, 
die sich für eine gezielte Militärstrategie nicht eignen. Ihre Rezeptur, Her- 
kunft und Produktion stammt in vielen Fällen aus den Labors der Wissen- 
schaft, nicht aus den Hobbyküchen von Terroristen. 

Durch die Anschläge im September 2001 wurde nicht nur bewiesen, dass das 
Ziel terroristischer Anschläge die Tötung einer großen Zahl von Menschen 
sein kann, sondern auch, dass sich in hochkomplexen Industriegesellschaften 
eine Massenvernichtung ohne Massenvernichtungswaffen erreichen lässt. In 
modernen Hochleistungsgesellschaften gibt es Hunderte von sensitiven Ein- 
richtungen, die im Falle eines Sprengstoffanschlages gefährliche Substanzen 
freisetzen könnten: Raffinerien, Kernkraftwerke, Nuklearanlagen, Gefahrgut- 
Transporte oder chemische Betriebe. All diese Anlagen sind kaum rund um 
die Uhr wirkungsvoll zu schützen. Treffen solche Potenziale auf Orte, wo vie- 
le Menschen zusammenkommen, dann kann eine neue Dimension von Mas- 
senmord erreicht werden. Die weltweite Antiterrorismuspolitik ist hier aufge- 
rufen, die Ursachen des internationalen Terrorismus zu bekämpfen, und zwar 
durch eine vertiefte Auseinandersetzung mit den Wurzeln des Hasses. 
Wissenschaftliche Erkenntnisse werden in den nächsten Jahrzehnten weiter- 
hin ein dominanter Faktor in modernen Gesellschaften bleiben. Neue Tech- 
nologien werden die Welt verändern und auch für tödliche Zwecke verwen- 
det werden. Nanotechnologie wird es erlauben, auf kleinstem Maßstab Mo- 
leküle zu manipulieren, wodurch Miniroboter oder neue biologische Sub- 
stanzen möglich gemacht werden. Schon jetzt gibt es „Miniflügler“, die nicht 
größer als 15 cm sind und sehr wendig als Einwegsysteme z.B. im Häuser- 
kampf eingesetzt werden sollen (Altmann 2001). Minisatelliten könnten im 
Weltraum als Waffe eingesetzt werden. Quantenkryptographie wird in Zu- 
kunft ebenso eine Rolle spielen wie Hochenergielaser und Mikrowellen. Zwar 
wurden bereits Frühwarninstrumente für diese neuen Waffenprinzipien ausge- 
arbeitet, die staatliche Rüstungskontrolle schenkt diesen Entwicklungen je- 
doch bisher wenig Beachtung (Neuneck 2001). Demgegenüber ist eine Art 
präventiver Rüstungskontrolle nötig, in der Wissenschaftler technologische 
Rüstungsprozesse beobachten, analysieren und Beschränkungs- und Verifika- 
tionsmaßnahmen erarbeiten (Mölling/Neuneck 2001) - eine Aufgabe, der 
sich der Forschungsverbund Naturwissenschaft, Abrüstung und internationale 
Sicherheit widmet (www.fonas.org/fonas). Angesichts der Krise in der weltwei- 
ten Abrüstung und Rüstungskontrolle ist es mehr denn je geboten, dass sich 
Wissenschaftler/innen verstärkt um negative, militärische Entwicklungen 
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kümmern und ihre Frühwarnfunktion deutlich wahrnehmen. Die Denkschrift 
der Deutsche Physikalischen Gesellschaft kommt zu folgender Schlussfolge- 
rung (DPG 2001): 


„Physiker haben immer wieder öffentlich und unüberhörbar - auch gegen die vorherrschende 
Meinung - die drohenden Gefahren deutlich gemacht, die in der technischen und militärischen 
Nutzung naturwissenschaftlicher Forschungsergebnisse liegen. Eine einseitige Ausrichtung der ge- 
samten naturwissenschaftlichen und insbesondere der physikalischen Forschung auf technische 
Anwendung, Marktorientierung und Interdisziplinarität würde daher auf Dauer zu irreparablen 
Schäden führen. Deshalb muss der freien Entwicklung der Grundlagenforschung ebenso wie der 
Abschätzung und der Verhinderung großer Risiken eine hohe Priorität eingeräumt werden.“ 
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Erklärung der Vereinigung Deutscher Wissenschaftler (vow)" 
zu den bekannt gewordenen Plänen der Bush-Administration 
zur künftigen Nuklearpolitik der USA 


Presseberichte haben Details aus dem gesetzlich angeordneten, geheimen Nuclear Po- 
sture Review des amerikanischen Verteidigungsministeriums, der dem US-Kongress be- 
reits Anfang Januar 2002 vorgestellt worden ist, veröffentlicht. Erschreckende Einzel- 
heiten zur künftigen Nuklearplanung der Vereinigten Staaten wurden bekannt: 


1 Es werden Länder und Szenarien genannt, die Ziel eines Nukleareinsatzes durch 
die USA werden könnten. Darunter sind neben Russland und China auch als po- 
tenzielle Schwellenstaaten bezeichnete Länder, die heute keine Nuklearwaffen be- 
sitzen wie Nordkorea, Irak, Iran, Libyen und Syrien. 

2  Diskutiert und empfohlen wird die Entwicklung neuer Nuklearwaffen („mini nu- 
kes“), um unterirdische Ziele zu treffen, die tief in die Erde eindringen können 
(„earth penetrating munition“) und biologische oder chemische Substanzen („agent 
defeat“) vernichten sollen. 

3 Die neuen Fähigkeiten, beginnend mit neuer konventioneller Munition, über Ra- 
ketenabwehr bis hin zu neuen Nuklearwaffen sollen im Rahmen einer erweiterten 
Nukleardoktrin ın Form einer „neuen Triade“ in eine umfassende Militärstrategie 
eingehen, die u.a. einen Nukleareinsatz als Teilkomponente enthält. 


Das Papier schildert die breit angelegten Anforderungen und Planungen für künftige US- 
Nuklearstreitkräfte für den Einsatzfall und für unvorhersehbare Bedrohungen der USA 
und wurde offensichtlich vor dem Hintergrund des 11. September und des Krieges in 
Afghanistan verfasst. Es bildet eine Blaupause für die Planung der US-Streitkräfte in den 
nächsten 20 bis 50 Jahre. Im Gegensatz zu Vorläuferpapieren aus den US-Waffenlabors, 
die bereits ähnliche Gedanken artikuliert hatten, ist das bekannt gewordene Papier eine 
autoritative Planungsvorlage, die in den nächsten Jahren umgesetzt werden soll. 


Wir stellen dazu fest: 


1. Das Papier erweitert die Funktion und Bedeutung der Rolle von Nuklearwaften nach 
dem Ende des Ost-West-Konfliktes ein weiteres Mal, ındem es nıcht nur die „Be- 
kämpfung von biologischen und chemischen Arsenalen“ sondern auch den Eirst- 
einsatz gegen unterirdische Ziele propagiert. Nuklearwaffen sollen hier nicht als „Ab- 
schreckungsmittel gegen den Einsatz von Nuklearwaffen“ verwendet werden, son- 
dern es sollen neue Waffen (sog. „mini-nukes“) entwickelt werden, die militärisch ef- 
fizient wirken und die für einen „nuklearen Ersteinsatz“ geplant sind. Angestrebt 
werden soll eine nukleare Munition, die einen geringen „kollateralen Schaden“ ver- 


* Die Vereinigung Deutscher Wissenschaftler, die in der Tradition des Russell-Einstein-Manifests 
zur Ächtung von Kernwaffen steht, ist seit dem „Göttinger Appell“ ihrer Gründer 1957 konse- 
quent. auf die Abschaffung von Atomwaffen und die Erarbeitung friedens- und sicherheitspoliti- 
scher Konzepte gerichtet. Der Vereinigung Deutscher Wissenschaftler gehören z.Zt. 400 Professo- 
Innen an. Die Erklärung wurde vom Vertreter der VDW im Council der „Pugwash Conferences 
on Science and World Affairs“, Dr. Götz Neuneck im März 2002 verfasst. 
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ursacht. Die nukleare Rüstungsdynamik wird durch eine fortgesetzte Verfeinerung von 
Nuklearwaffen angeheizt. Dies widerspricht der u.a. in NATO-Erklärungen ständig 
wiederholten Auffassung von „Nuklearwaffen als letztem Mittel“ auf eklatante Weise. 
Optionen dieser Art bilden eine Ermutigung für alle, die Nuklearwaffen für ihre eı- 
gene Sicherheit entwickeln wollen und deren militärische Funktion in den Vorder- 
grund stellen. Die verheerende Wirkung von Nuklearwaffen wird verharmlost. 
Künftige Grundlage für die Berechnung der Zahl und Art der US-Streitkräfte sind 
Nuklearwaffenstaaten wie Russland und China, aber auch Staaten wıe Irak, Iran, 
Nordkorea Syrien und Libyen, in denen Nuklearwaffenprogramme vermutet wer- 
den. Diese Vorgehensweise erreicht das Gegenteil von dem, was sie zu erreichen 
sucht: In diesen Staaten werden den Kräften Argumente geliefert, die ihrerseits auf 
Nuklearwaffen setzen und deren Entwicklung forcieren möchten. Russland wird 
zwar als „strategischer Partner angesehen“, die konsequente Umsetzung dieser Er- 
kenntnis durch nukleare Abrüstung fehlt aber bis heute. China wird zu verstärkter 
Modernisierung der eigenen Nuklearstreitkräfte veranlasst und dürfte damit das 
Wettrüsten mit Indien und Pakistan stimulieren. Das Denken ın Kategorien des 
Kalten Krieges kehrt auf diese Weise in die internationalen Beziehungen zurück. 
Die Szenarien, in denen Nuklearwaffen eingesetzt werden sollen, umfassen ein 
umfangreiches Spektrum von Einsatzfällen. Die Verwendung von Nuklearwaffen 
gegen Terroristen wird ebenso wenig ausgeschlossen wie der Einsatz in konkreten 
Kriegsschauplätzen wıe z.B. im arabisch-israelischen Konflikt und ım Falle eines 
Taiwan-Konfliktes, eines Angriffs von Nordkorea auf Südkorea oder einen Angriff 
des Irak auf Nachbarstaaten. Die Drohung mit Nuklearwaffen in diesen Konflikt- 
regionen verkompliziert die politischen Lösungsmöglichkeiten dieser Konflikte 
und beschleunigt das militärische Wettrüsten ın den Regionen. 

All diese technischen Anstrengungen sollen in einer „neuen Triade“ münden. In 
der Zeit des Ost-West-Konfliktes verstand man hierunter die drei Pfeiler der land-, 
luft und seegestützten Nuklearträger. Die „neue Triade“ soll nun aus einem „of- 
fensiven Pfeiler“ (den nuklearen und konventionellen Streitkräften), einer „aktiven 
und passiven Verteidigung“ (Raketenabwehr und Verteidigung) und einer „reakti- 
ven Verteidigungsinfrastruktur“ (Nukleartests und die Weiterentwicklung von 
neuen Nuklearwaffen) bestehen. Außerdem sollen „neue nichtnukleare strategi- 
sche Fähigkeiten“ zum Angriff auf mobile Ziele, Bund C-Waffen-Lager in die 
Nuklearplanungen ebenso einbezogen werden wie neue konventionelle Waffen 
und „information operations“. Diese Schritte müssen von anderen Staaten als 
„aggressiv“ ausgelegt werden und dürften zu einer Verstärkung der eigenen Mili- 
täranstrengungen führen. Spätestens hier wird die Versicherung, die geplanten Ver- 
teidigungsanstrengungen der Bush-Administration diene rein defensiven Absichten 
(Stichwort Homeland Defense, Raketenabwehr), ad absurdum geführt. 

Im Rahmen der Nuclear Posture Review sollen für diese Zwecke in den nächsten 
Jahren nicht nur die vorhandenen Nuklearstreitkräfte modernisiert, sondern auch 
Studien für neue silogestützte und U-Bootgestützte Interkontinentalraketen, neue 
Sprengköpfe und Zielplanungssysteme begonnen werden, um in 10-20 Jahren 
über neue Nuklearstreitkräfte zu verfügen. Eine Wiederaufnahme von Nukleartests 
innerhalb von einem Jahr wird in Betracht gezogen. Eine nukleare Infrastruktur 
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soll aufgebaut werden. Diese Schritte konterkarieren die Verpflichtungen, die die 
Kernwaffenstaaten in den letzten Jahren übernommen haben. Die Vision einer 
kernwaffenfreien Welt wird dabei endgültig zur Illusion. „Nuclear Weapons Fore- 
ver“ ist stattdessen die Devise. 

6. Das Papier widerspricht international eingegangenen Erklärungen und Verpflich- 
tungen der USA zum Einsatz von Nuklearwaffen. Die USA haben mehrfach in- 
ternationale Verpflichtungen abgegeben, Länder nicht nuklear zu bedrohen, die 
keine Nuklearwaffen besitzen. Diese Verpflichtungen waren wesentliche Grundlage 
bei den Verlängerungsverhandlungen des Nichtverbreitungsvertrages von 1995 
und wurden mehrfach wiederholt. Sollten Staaten diese Grundlage als obsolet an- 
sehen, werden in den nächsten Jahren neue nukleare Akteure entstehen. 

7. Die nuklearen Reduktionen, die im Rahmen des „Nuclear Posture Review“ ın 
Aussicht gestellt werden, stellen zudem einen Betrug am Abrüstungsgedanken dar. 
Die meisten Nuklearsprengköpfe der USA werden lediglich in Reservelager über- 
führt und nicht irreversibel vernichtet, so dass in der vorhersehbaren Zukunft die 
USA noch über 10.000 einsetzbare Sprengköpfe verfügen werden, die innerhalb 
von Tagen aktivierbar sind. Dem Wunsch Russlands, die Überkapazitäten in ei- 
nem verifizierbaren, gesetzlich bindenden Abrüstungsvertrag zu reduzieren, wurde 
bisher nicht entsprochen. Das Interesse der USA an vertragsbasierter Rüstungs- 
kontrolle zur Bedrohungsminderung ist gleich Null. Russland und die USA verfü- 
gen nicht nur über 95 Prozent der weltweit stationierten Atomwaffen (ca. 31.000), 
sondern auch über enorme Lager an waffenfähigem Material. Die Gefahr einer 
unerlaubten Abzweigens von Plutonium oder hochangereichertem Uran ist hier 
real. Dem Nuklearterrorismus wird so Vorschub geleistet. 

8. Ausdruck der gegenwärtigen amerikanischen Rüstungskontrollfeindlichkeit ist die 
vorzeitige Kündigung des ABM-Vertrages durch Präsident Bush, obwohl weder die 
Raketenabwehrtechnologie, die durch den Vertrag beschränkt wird, einsatzreif ist, 
noch eine konkrete Bedrohung der USA durch ballistische Raketen wirkungsvoll 
mit dem geplanten Raketenschild vermindert werden kann. Vielmehr müssen die 
Raketenabwehrpläne in Verbindung mit einer Verstärkung der Nuklearkomponen- 
te als gefährliche Verbindung von Offensive und Defensive neubewertet werden. 
Dies verstärkt den Trend, dass heute nicht reale Kapazitäten Gegenstand der $ı- 
cherheitsvorsorge sind, sondern irreale Wahrnehmungen und Annahmen poten- 
zieller Risiken. Diese Denkweise wurde bereits durch die Anschläge vom 11. Sep- 
tember widerlegt, die weder durch Abschreckung, Raketenabwehr noch durch 
„mini nukes“ verhinderbar gewesen wären. 


Das Planungspapier, das Teil einer gesetzlich verordneten Überprüfung der Nuklear- 
doktrinen und Arsenale für die nächsten zehn Jahre der USA ist, versinnbildlicht eine 
fundamentale Revitalisierung der bisherigen US-Nuklearpolitik und eine Ausweitung 
der Rolle von Nuklearwaffen. Es restauriert das Denken des Kalten Krieges. Wir for- 
dern die Länder der Europäischen Union, die europäischen Nato-Länder und die 
deutsche Bundesregierung auf, sich von diesen Plänen zu distanzieren und energisch 
weitere Abrüstungsschritte von den Vereinigten Staaten und der Russischen Föderati- 
on zu verlangen. Die VDW wird sich im Rahmen der Pugwash-Konferenzen verstärkt 
mit dieser Problematik auseinandersetzen. 


Iris Hunger 


Biotechnologie und Militär 
Perspektiven des Biowaffen-Verbots 


Alle wichtigen technologischen Errungenschaften - Metallurgie, Sprengstoffe, 
Verbrennungsmotor, Flugtechnik, Elektronik, Nuklearenergie - sind nicht 
nur zu friedlichen, sondern auch zu kriegerischen Zwecken ausgenutzt wor- 
den (Meselson 2000: 16). Metallene Speerspitzen, Schwerter, Maschinenge- 
wehre, Bomben, Panzer, Langstreckenbomber und Atomwaffen sind einige 
der negativen Folgen dieser technologischen Erfindungen. Die Biotechnolo- 
gie stellt in diesem Bild dagegen eine Ausnahme dar. Am Anfang der 1970er 
Jahre wurde die moderne Biotechnologie mit der ersten gezielten Rekombi- 
nation von DNA-Molekülen geboren. Zum gleichen Zeitpunkt einigten sich 
Staaten auf ein umfassendes Verbot biologischer Waffen (BW). Biologische 
Methoden der Kriegführung, d.h. die Nutzung von Krankheitserregern oder 
anderen Mikroben als Mittel der Gewalt, wurden damit rechtlich bindend 
aus den Arsenalen von Staaten verbannt, noch ehe die zugehörige Technolo- 
gie sich voll entwickelt hatte. 

Das umfassende Verbot von BW ist allerdings zunehmend Angriffen ausge- 
setzt. Nicht alle Staaten haben sich an das BW-Verbot gehalten und das ex- 
ponentiell wachsende biotechnologische Wissen hat vollkommen neue Mög- 
lichkeiten der BW-Entwicklung eröffnet. BW können zudem in die Hände 
von nichtstaatlichen Akteuren gelangen, wie die Milzbrandbriefe demonstrie- 
ren, die im letzten Herbst in den USA fünf Menschenleben gefordert haben. 
In dieser Situation ist es von hoher Dringlichkeit, das BW-Verbot nicht nur 
vor dem Verfall zu schützen sondern es so zu stärken, dass es Angriffen auch 
in Zukunft sicher widerstehen kann. 

In diesem Artikel soll zunächst das bestehende BW-Kontroll-Regime be- 
schrieben und untersucht werden, wie erfolgreich dieses Regime funktioniert 
hat. Dann sind die Gründe für die Schwächung des BW-Kontroll-Regimes 
und des umfassenden BW-Verbots in den vergangenen Jahren zu benennen. 
Weiterhin werde ich die Anstrengungen zur Verbesserung des BW-Kontroll- 
Regimes beschreiben und die derzeitigen Chancen für Maßnahmen umrei- 
ßen, mit denen die Biotechnologien davor zu bewahren wären, ähnlich wie 
andere Technologien für kriegerische Zwecke ausgenutzt zu werden. 
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1. Was sind biologische Waffen? 


BW sind biologische Agenzien (z.B. Bakterien oder Viren) die zu nichtfriedli- 
chen Zwecken eingesetzt werden. Sie können gegen Menschen mit dem Ziel 
der Massenvernichtung gerichtet sein, und stellen dann Massenvernichtungs- 
waffen dar. Sie können gegen Tiere, Pflanzen und Materialien eingesetzt wer- 
den, und sınd dann Mittel der ökonomischen Kriegführung. Sie können ge- 
gen Menschen mit der Absicht verwendet werden, diese zu schädigen, jedoch 
nicht zu töten, und fallen dann in die Kategorie der nichttödlichen Waffen. 
Toxinwaffen sind ursprünglich in der Natur vorkommende Gifte, die zu 
nichtfriedlichen Zwecken eingesetzt werden, und stellen dem Wirkmechanis- 
mus nach Chemiewaffen dar, werden ihrer natürlichen Herkunft wegen aber 
oft gemeinsam mit BW behandelt. 

Biologische Kriegführung ist nicht erst bekannt, seit Medizin und Biologie 
die Ursachen von Krankheiten erklären können. Im Mittelalter wurden Lei- 
chen und Tierkadaver in belagerte Städte katapultiert. Im 18. Jahrhundert 
verschenkten britische Truppen in Nordamerika verseuchte Decken an geg- 
nerische indianische Truppen mit der Absicht, einen Pockenausbruch unter 
den indianischen Truppen auszulösen. Biologische Kriegführung im eigentli- 
chen Sinn scheint aber verhältnismäßig selten gewesen zu sein, u.a. deswegen, 
weil die Mechanismen der Krankheitsübertragung bis zum Ende des 19. 
Jahrhunderts nahezu unbekannt waren (Wheelis 1999). 


2. Das &xistierende BW-Kontroll-Regime 


Gift wurde seit Jahrhunderten als unehrenhafte Waffe verdammt, wobei man 
keinen Unterschied darin machte, ob Gifte chemischen oder biologischen 
Ursprungs waren. Internationale Vereinbarungen, die den Einsatz von Giften 
als Waffe einschränken, wurden bereits vor dem Ersten Weltkrieg geschlos- 
sen, dennoch kam es ım Ersten Weltkrieg zum Einsatz von Giftgas. Die Er- 
fahrung dieses Einsatzes chemischer Waffen brachte die internationale Ge- 
meinschaft dazu, kurze Zeit später chemische und auch - da die Mechanis- 
men der Krankheitsübertragung durch Bakterien klarer zu werden begannen - 
bakteriologische Methoden der Kriegführung zu verbieten. Dieses Verbot ist 
im Genfer Protokoll von 1925 niedergeschrieben. Es untersagt den Einsatz 
von BW im Krieg gegenüber anderen Mitgliedsstaaten und stellt daher im 
Grunde einen Vertrag dar, der den Ersteinsatz von BW verbietet. 

Es dauerte ein weiteres halbes Jahrhundert, bis die internationale Staatenge- 
meinschaft sich darauf einigte, BW vollständig zu verbieten. Dieses Verbot ist 
im Biowaffenübereinkommen von 1972, das 1975 ın Kraft trat, niedergelegt. 
Bei seinem Abschluss war das BWÜ ein bahnbrechender Vertrag - der erste, 
der eine gesamte Waffengattung verbot. Zur Zeit sind 144 Staaten Mitglied 
des BWÜ, und es bildet das Herzstück des internationalen BW-Kontroll- 
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Regimes (Fünfte Überprüfungskonferenz 2001). 

Regime sind „kooperative Institutionen, die durch informelle und formelle, 
rechtliche und nichtrechtliche Strukturen - Prinzipien, Normen, Regeln und 
Prozeduren - gekennzeichnet werden und Konflikte zwischen konkurrieren- 
den Nationalstaaten (gelegentlich unter Einbeziehung anderer Akteure) bear- 
beiten“ (Müller 1993: 26). Im Fall des BW-Kontroll-Regimes lautet das 
zugrundeliegende Prinzip, dass die Nutzung von biologischen Agenzien als 
Mittel der Kriegführung nicht akzeptabel ist. Dieses Prinzip drückt sich in 
zwei Normen aus: erstens in der Norm, BW nicht einzusetzen (die Nicht- 
Einsatz-Norm), und zweitens ın der Norm, BW nicht in seinem Besitz zu 
haben (die Nicht-Besitz-Norm). 

Beide Normen sowie die dazugehörigen Regeln und Prozeduren sind v.a. im 
BWÜ niedergelegt. Das BWÜ verbietet in seinem Artikel I die Entwicklung, 
Produktion, Lagerung, Beschaffung und Zurückbehaltung von BW und To- 
xinwaffen. BW und Toxinwaffen werden in Artikel I des BWÜ als mikrobielle 
oder andere biologische Agenzien und als Toxine definiert, unabhängig von 
ihrer Herkunft oder der Art ihrer Produktion, in Mengen und Arten, die der 
Nutzung für prophylaktische, schützende oder andere friedliche Zwecke zu- 
widerlaufen. Zusätzlich fallen unter das Verbot alle Waffen, Ausrüstungen 
oder Verbreitungsmittel, die dazu bestimmt sind, Agenzien oder Toxine zu 
feindseligen Zwecken oder in bewaffneten Konflikten einzusetzen. Diese De- 
finition von BW und Toxinwaffen mit Hilfe des sogenannten general purpo- 
se criterion ist der Dreh- und Angelpunkt des BWÜ. Nicht die Existenz von 
bestimmten Mengen oder Arten von biologischen Agenzien wird verboten - 
das ist gar nicht möglich, da diese natürlicher Bestandteil unserer Umwelt 
sind - sondern die feindselige Nutzung oder die Absicht der feindseligen 
Nutzung dieser Agenzien. Im Einklang mit dieser Definition ist es erlaubt, 
tonnenweise Krankheitserreger herzustellen, wenn diese für friedliche Zwecke 
bestimmt sind, z.B. für die Produktion von Impfstoften. Andererseits ıst die 
Produktion eines einzigen Milligramms eines Krankheitserregers verboten, 
wenn er mit der Absicht produziert wird, damit jemandem zu schaden. 
Neben diesem grundlegenden Artikel I enthält das dreiseitige BWÜ weitere 
14 Artikel, die Mitgliedsstaaten unter anderem dazu verpflichten, vorhandene 
BW oder Toxinwaffen innerhalb von neun Monaten nach Inkrafttreten des 
Vertrages zu vernichten (Artikel II), keine der verbotenen Agenzien, Toxine, 
Waffen, Ausrüstungen oder Verbreitungsmittel an andere Staaten weiter- 
zugeben (Artikel II), Gesetze zu verabschieden, die die Verbote des BWÜ 
national umsetzen (Artikel IV), und das BWÜ so zu implementieren, dass die 
friedliche ökonomische und technologische Entwicklung von Staaten nicht 
behindert wird (Artikel X). Das BWÜ wird alle fünf Jahre einer Überprüfung 
durch die Mitgliedsstaaten unterzogen, bei der seine Implementierung und 
Effektivität sowie der Einfluss wissenschaftlicher und technologischer Ent- 
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wicklungen auf das BWÜ diskutiert, und, wenn nötig, Durchführungsmodali- 
täten beschlossen werden. 

Das BWÜ hat allerdings eine entscheidende Schwachstelle: Es enthält nur 
schr rudimentäre Bestimmungen zur Kontrolle der Vertragstreue von Mit- 
gliedsstaaten. Diese sind lediglich aufgefordert, konventionsrelevante Proble- 
me kooperativ zu lösen (Artikel V), während im Falle des Verdachtes auf Ver- 
tragsverletzung Mitgliedsstaaten eine Beschwerde beim Sicherheitsrat der Ver- 
einten Nationen einlegen können (Artikel VI). Das macht das BWÜ heute zu 
einem „altmodischen“ Vertrag, stellt es doch den einzigen internationalen 
Vertrag zur Kontrolle von Massenvernichtungswaften dar, der kein System 
zur Kontrolle der Vertragstreue - ein Verifikationssystem - festschreibt. 


3. Die Effektivität des BW-Konitroll-Regimes 


Das dem BW-Kontrroll-Regime zugrunde liegende Prinzip ist im letzten Jahr- 
hundert nicht in Frage gestellt worden. Es hat keinen Staat gegeben, der of- 
fen argumentiert hätte, BW sei ein akzeptables Mittel der Kriegführung. 
Auch die Nicht-Einsatz-Norm ist extrem selten verletzt worden. Anders aber 
sieht es mit der Nicht-Besitz-Norm aus, gegen die mehrfach verstoßen wor- 
den ist. Im folgenden gehe ich auf Fälle des BW-Einsatzes und auf Vorwürfe 
des BW-Einsatzes nach 1928 ein, weil die Nicht-Einsatz-Norm durch das In- 
krafttreten des Genfer Protokolls seitdem rechtlich bindend war. Weiterhin 
untersuche ich Fälle der Verletzung der Nicht-Besitz-Norm und entsprechen- 
de Vorwürfe nach 1975, weil die Nicht-Besitz-Norm durch das Inkrafttreten 
des BWÜ seither rechtlich bindend war. 


3.1 Verletzung der Nicht-Einsatz-Norm 
und Vorwürfe solcher Verletzungen 


Das japanische Militär hat zwischen 1932 und 1945 BW-Forschung und - 
Entwicklung betrieben, womit auch umfangreiche Experimente an Menschen 
verbunden waren. Die japanische Armee führte außerdem Versuchsangriffe 
mit BW gegen sowjetische Truppen und gegen chinesische Städte durch. Die 
Zahl der Opfer dieser Aktivitäten ist umstritten und reicht von wenigen Tau- 
send bis zu mehreren Zehntausend.' 

In den Jahren 1951 und 1952 beschuldigten Nordkorea, China und die So- 
wjetunion die USA, in Korea und China BW eingesetzt zu haben. Die USA 
wiesen diese Vorwürfe zurück. Die Anschuldigungen wurden sodann zwar 
ausführlich in den Vereinten Nationen diskutiert, aber es fand keine unab- 
hängige Untersuchung der Vorwürfe statt. Vor kurzem sind sowjetische Do- 


1 Es gibt mehrere Publikationen, die das japanische BW-Programm in den Jahren 1932 bis 
1945 beschreiben: Harris (1995, 1999), Williams/Wallace (1989), Tsuneishi (1998). 
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kumente entdeckt worden, die darauf hindeuten, dass die Vorwürfe in den 
1950er Jahren aus politischen Gründen erhoben worden, inhaltlich jedoch 
gegenstandslos waren (Leitenberg 1998). 

1981 warfen die USA der Sowjetunion vor, in Südostasien Toxine einzuset- 
zen. Diese Vorwürfe wurden 1986 während der 2. Überprüfungskonferenz des 
BWÜ wiederholt. Die Sowjetunion verwahrte sich gegen diese Anschuldigun- 
gen. Später wurde nachgewiesen, dass der sogenannte „gelbe Regen“ aller 
Wahrscheinlichkeit nach Bienenkot war. 

Schließlich hat die kubanische Regierung die USA mehrfach beschuldigt, BW 
gegen Kuba eingesetzt zu haben. Diese Vorwürfe werden von den USA eben- 
falls regelmäßig zurückgewiesen. Nur eine dieser Anschuldigungen ist in ei- 
nem internationalen Forum diskutiert worden. So wurde im August 1997 auf 
Antrag Kubas ein formelles Konsultationstreffen aller Mitgliedsstaaten des 
BWÜ einberufen. Dort vertrat Kuba die Ansicht, dass das Auftreten von 
Thrips palmi - einem Insekt, das eine große Anzahl von Nutzpflanzen befällt 
und schädigt - durch den Abwurf einer unbekannten Substanz aus einem 
amerikanischen Flugzeug ausgelöst wurde. Die USA bestätigten den Überflug 
des Flugzeugs, lehnten aber jeden Zusammenhang zwischen dem Überflug 
und dem Ausbruch von TArips palmi kategorisch ab. Der Endbericht des 
Konsultationstreffens hielt fest, dass eine eindeutige Aussage zu den kubani- 
schen Beschuldigungen auf Grund der technischen Komplexität der Vorgän- 
ge und der verstrichenen Zeit nicht möglich sei (Zilinskas 1999). Der Bericht 
war so allgemein gefasst, dass beide Seiten ihn entsprechend ihrer eigenen 
Ansichten interpretieren konnten. Allerdings hat sich Kuba im Anschluss an 
den Bericht nicht mehr um eine weitergehende Klarstellung bemüht. 

Die Liste der Anschuldigungen ist damit noch nicht zu Ende.’ Zwischen 
1964 und 1987 hat die Sowjetunion mehrfach den USA vorgeworfen, BW 
eingesetzt zu haben. Die Anschuldigungen wurde nie international diskutiert 
und gelten allgemein als Propaganda. Es gab auch Behauptungen, dass Irak 
im Krieg gegen Iran in den 1980er Jahren BW eingesetzt habe. Beschreibun- 
gen der Ereignisse lassen vermuten, dass zwar chemische Waffen, nicht aber 
BW zum Einsatz kamen (Adam 1998). In einer jüngeren Publikation werden 
ein Tularämie-Ausbruch 1942 und ein Q-Fieber-Ausbruch 1943 unter deut- 
schen Truppen sowie mehrere ungeklärte Krankheitsausbrüche unter Guerilla- 
Gruppen zwischen 1982 und 1984 in Afghanistan als Ergebnis von BW- 
Einsätzen beschrieben (Alibek/Handelman 1999: 30, 36, 268). 

Neben den bisher betrachteten staatlichen Akteuren können - wie in Fällen 
von Bioterrorismus - auch nicht-staatliche Akteure relevant sein. Internatio- 
nale Regime kontrollieren nicht-staatliche Akteure allerdings nur indirekt. So 


2 Eine umfassende Liste dieser Anschuldigungen findet sich in Leitenberg (1997). 
3 Geißler bezweifelt die Tularämie-Anschuldigungen in Geißler (1998: 891). 
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verpflichtet das BWÜ die Staaten, Gesetze zu verabschieden, die die Normen 
auf nationaler Ebene umsetzen. Dies kann z.B. dadurch geschehen, dass der 
Besitz und Einsatz von BW strafbar gemacht wird. Die Normen, die durch 
internationale Regime festgelegt und für Staaten rechtlich bindend sind, 
können aber nicht nur durch Staaten, sondern auch durch nichtstaatliche 
Akteure unterminiert werden. 

Studien der Nutzung von BW durch nichtstaatliche Akteure zeigen, dass Bio- 
terrorismus oder Attentate mit BW eher seltene Ereignisse sind.‘ 1978 ermor- 
dete der bulgarische Geheimdienst den Dissidenten Markov mit einer rızin- 
gefüllten Regenschirmspitze (Geissler 1994: 719). 1984 verseuchten Mitglieder 
des Rajneesh-Kultes die Salattheken von Restaurants mit Salmonella-Erregern. 
Die daraus resultierenden Erkrankungen sollten Bürger davon abhalten, an 
den anstehenden Wahlen teilzunehmen und so den Ausgang der lokalen 
Wahlen beeinflussen. 

Seit Anfang Oktober 2001 werden in den USA Milzbranderkrankungen un- 
tersucht, die auf terroristische Anschläge zurückgeführt werden. Es wurden 
13 Fälle von Milzbrand identifiziert, wobei elf der betroffenen Personen sich 
durch das Einatmen der Erreger infiziert hatten. Diese Form der Infektion 
führt zu Lungenmilzbrand, einer schweren Krankheit, die unbehandelt ın den 
meisten Fällen tödlich endet. Nur die unverzügliche Einnahme von Antıbio- 
tika vor dem Auftreten eindeutiger Krankheitsanzeichen kann den Tod ver- 
hindern. Letztlich sind fünf Personen, die an Lungenmilzbrand erkrankt wa- 
ren, gestorben. Demgegenüber hatten sich sieben der 18 von Milzbrand be- 
troffenen Personen durch Hautkontakt infiziert. Dieser Infektionsweg führt 
zum Hautmilzbrand, einer normalerweise einfach zu behandelnden und nur 
selten tödlichen Erkrankung. 

Obwohl die zeitliche Korrelation dazu geführt hat, dass die Urheber der 
Milzbrandbriefe in der Nähe der Urheber der Terroranschläge vom 11. Sep- 
tember 2001 gesucht wurden, deuten viele Details darauf hin, dass ein ameri- 
kanischer Wissenschaftler die gefährlichen Briefe verschickt hat. Nach einer 
Studie von Barbara Rosenberg von der Federation of American Scientists 
wurde in allen Briefen der gleiche Milzbrandstamm verwendet. Dieser Stamm 
wird heute in den USA benutzt um B-Schutzausrüstungen zu testen. Weiter- 
hin lassen die Milzbrandbeimengungen, insbesondere das Trocknungsmittel, 
erkennen, dass die Produzenten der verwendeten Milzbranderreger einen 
Prozess benutzten, der dem geheimen amerikanischen Produktionsprozess 
ähnelt. Der Irak etwa, von dem bekannt ist, dass er im Rahmen seines Bio- 


4 Beispiele für terroristische Anschläge mit BW-Agenzien findet man in Carus (1998), Purver 
(1995) und Tucker (1999). 

5 Aktuelle Informationen finden sich bei ProMed-Mail unter www.promedmail.org und im 
CDC Morbidity and Mortality Weekly Report unter www.cdc.gov/mmwr/indexbt.htmi 
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waffenprogramms Milzbrand hergestellt hat, benutzte ein anderes Trock- 
nungsmittel. Aus den vorhandenen Informationen lässt sich schließen, dass 
die Produktionsrezeptur für die verwendeten Milzbranderreger mit hoher 
Wahrscheinlichkeit aus einem Labor in den USA kommt, oder dass ein La- 
bor in den USA sogar selbst die Milzbrandquelle darstellt. 


3.2 Verletzungen der Nicht-Basitz-Norm 
und Vorwürfe solcher Verletzungen 


Während und nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelten und produzierten 
einige große Staaten - Frankreich, Großbritannien, Kanada, Sowjetunion und 
die USA - BW. Ende der 1960er Jahre wurden die meisten dieser Programme 
allerdings eingestellt. 1975 trat das BWÜ in Kraft und damit wurde die 
Nicht-Besitz-Norm rechtlich bindend. Gleichwohl hat es seit 1975 einige gra- 
vierende Verletzungen der Nicht-Besitz-Norm gegeben. 

Russland hat von der Sowjetunion ein offensives BW-Programm geerbt, das 
mindestens bis zum März 1992 weitergeführt wurde. Vermutungen, dass trotz 
der BWÜ-Mitgliedschaft der Sowjetunion ein solches Programm existiert, gab 
es spätestens seit einem ungewöhnlichen Ausbruch von Milzbrand 1979 ın 
der Stadt Sverdlovsk, der nicht zufriedenstellend erklärt werden konnte. Im 
Jahr 1989 erreichte ein russischer Überläufer Großbritannien und berichtete 
detailliert über das sowjetische BW-Programm. Mittlerweile ist bekannt, dass 
die Sowjetunion riesige Produktionskapazitäten für mehrere verschiedene 
BW-Agenzien aufgebaut hatte. Die Informationen über das ehemalige sowje- 
tische BW-Programm und den heutigen Status der darin involvierten Einrich- 
tungen sind jedoch weiterhin lückenhaft.’ 

UNSCOM, die Sonderkommission der Vereinten Nationen für Irak, hat 
während ihrer Aktivitäten entdeckt, dass Irak ein offensives BW-Programm 
hatte. Im Juli 1995 gab die irakische Regierung erstmals zu, dass BW- 
Aktivitäten durchgeführt worden waren, behauptete aber, dass man keine 
BW-Agenzien munitioniert habe. Wie im Fall des sowjetischen Programms 
war es auch in Irak ein Überläufer, der UNSCOM über das wirkliche Aus- 
maß der BW-Aktivitäten berichtete. UNSCOM konnte diese Informationen 
später bestätigen und fand heraus, dass man Raketen und Bomben mit BW- 
Agenzien beladen sowie an anderen Ausbreitungsmitteln gearbeitet hatte. 

In Südafrika haben die Recherchen der Truth and Reconciliation Commissi- 


6 Aktuelle Informationen finden sich auf der website der Federation of American Scientists 
unter www.fas.org/bwc/news/anthraxreport.htm 

7 Informationen finden sich z.B. in Alibek/Handelman (1999), Leitenberg (1996), Smithson (1999). 

8 Der Status der UNSCOM-Aktivitäten in Irak in Bezug auf Iraks BW-Programm ist ausführ- 
lich beschrieben in UNSCOM’s Bericht vom 29. Januar 1999, abrufbar unter 
www.un.org/Depts/unscom/unscmdoc.htm Dieser Bericht enthält auch detaillierte Informa- 
tionen zu den irakischen BW-Aktivitäten. 
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on (1999: 509-523) ergeben, dass das Land in den 1980er und ın den frühen 
1990er Jahren ein BW-Programm durchgeführt hat, das die Entwicklung von 
Attentatswaffen zum Ziel hatte. Es gab außerdem Hinweise darauf, dass das 
südafrikanische Militär während dieser Zeit BW-Agenzien eingesetzt hat.’ 
Neben diesen eindeutig belegten Verstößen gegen die Nicht-Besitz-Norm gibt 
es eine Reihe von Anschuldigungen aus verschiedenen Quellen, dass bestimmte 
Staaten an BW arbeiten. Am häufigsten genannt werden dabei Ägypten, Chi- 
na, Iran, Israel, Libyen, Nordkorea und Syrien, wobei einige dieser Staaten 
(China, Iran, Libyen, Nordkorea) Mitgliedsstaaten des BWÜ sind (Leitenberg 
1996, Chevrier 1999). Zu Beginn der 5. Überprüfungskonferenz, am 19. No- 
vember 2001, beschuldigten die USA offiziell die BWÜ-Mitgliedsstaaten Irak, 
Iran, Libyen und Nordkorea, den BWÜ-Signatarstaat Syrien sowie den Sudan, 
BW zu entwickeln oder zu produzieren (Bolton 2001). 


4. Warum BW als neue Gefahr wahrgenommen werden 


Wie ım vorherigen Abschnitt dargestellt wurde, hat das BW-Kontroll-Regime 
die Existenz von BW nicht vollständig verhindert. Einige Staaten haben die 
beiden Normen des BW-Kontroll-Regimes verletzt. Bei anderen besteht der 
Verdacht, dass sie sich nicht normgerecht verhalten. Gravierende Normver- 
letzungen sind aber bisher die Ausnahme gewesen. Dass diese Ausnahmen als 
so bedrohlich wahrgenommen werden, liegt u.a. daran, dass - selbst wenn es 
relativ wenige sind - nicht nur die Staaten, die BW entwickeln, eine Bedro- 
hungsquelle darstellen, sondern dass staatliche BW-Programme auch die 
Quelle für BW in Terroristenhand werden können. 

Neben der seit längerem lückenhaften Einhaltung des BW-Verbotes, gibt es 
drei jüngere Entwicklungen, die die Entwicklung von BW befördern werden, 
wenn nicht Gegenmaßnahmen ergriffen werden. 

Erstens werden andere Arten von Massenvernichtungswaffen zunehmend bes- 
ser international kontrolliert. Neben den Nuklearen Nichtverbreitungsvertrag, 
der mit Ausnahme von fünf „offiziellen“ Nuklearwaffenstaaten allen Staaten 


9 Während der Anhörungen der Truth and Reconciliation Commission wurde bekannt, dass 
Südafrika Cholera und Milzbrand eingesetzt hat (BBC 1998). Die South African Press Asso- 
ciation berichtet über die Anhörungen, und die Truth and Reconciliation Commission gibt 
regelmäßig Presseerklärungen heraus; diese sind abrufbar unter www.truth.org.za/media/ 
index.htm. Weitere Details des südafrikanischen BW-Programms werden möglicherweise 
während der weiteren Anhörungen und während des Prozesses gegen Wouter Basson be- 
kannt. Basson war der Leiter des südafrikanischen BW-Programms. Regelmäßige Berichte 
über den Basson-Prozess findet man unter http://cerweb.ccr.uct.ac.za/cbw/cbw_index.html. 
Die südafrikanische Regierung hat am 15. Juni 1998 eine Erklärung abgegeben, in der es 
heißt, dass das Chemie- und Biowaffen-Programm der südafrikanischen Apartheidregierung 
beendet wurde, und dass die Materialien, die für offensive Zwecke bestimmt waren und sich 
in Regierungshand befanden, zerstört worden sind (South African Government Communti- 
cations and Information System 1998). 
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den Besitz von Nuklearwaffen verbietet, ist 1996 der Atomteststoppvertrag 
getreten. Der Atomteststoppvertrag ist zwar noch nicht in Kraft, die interna- 
tionale Behörde in Wien, die in Zukunft die Umsetzung des Vertrages kon- 
trollieren wird, ist aber im Aufbau. Die zivile Nutzung spaltbarer Materialien 
wird in den Nichtnuklearwaffenstaaten durch die Internationale Atomener- 
giebehörde in Wien kontrolliert. Chemische Waffen sind seit 1997 verboten, 
als das Chemiewaffenübereinkommen in Kraft trat. Existierende Chemie- 
waffenbestände werden im Moment unter internationaler Kontrolle abgerü- 
stet, und die Einhaltung des Chemiewaffenverbots wird durch die internatio- 
nale Organisation für das Verbot chemischer Waffen in Den Haag kontrol- 
liert. Die Verträge zur Rüstungskontrolle und Abrüstung von Massenvernich- 
tungswaffen sind mit detaillierten Kontrollmechanismen ausgestattet. Für das 
BWÜ existiert ein solcher Kontrollmechanismus bisher nicht. Staaten, die ein 
Interesse daran haben, Massenvernichtungswaffen zu besitzen, werden sich 
auf Grund dieser Situation möglicherweise verstärkt BW zuwenden, da in 
diesem Bereich die Gefahr, entdeckt zu werden, geringer scheint. 

Zweitens arbeiten die USA an Projekten, die langfristig dazu beitragen könn- 
ten, das absolute BW-Verbot zu unterhöhlen. Nach Ansicht von Experten 
bewegen sich z.B. einige der B-Schutzprogramme der USA, auch wenn sie 
mit dem ausdrücklichen Ziel des B-Schutzes betrieben werden, am Rande der 
Legalität. Im Rahmen des Projektes Clear Vision hat das CIA von 1997 bis 
2000 eine Bio-Bombe sowjetischen Designs nachgebaut und getestet. Im 
Rahmen des Bacchus-Projektes des US-Verteidigungsministeriums wurde zu- 
dem eine Fabrik gebaut, in der BW-Agenzien hergestellt werden können, wo- 
bei demonstriert werden sollte, ob und wie eine solche Einrichtung mit 
kommerziell erhältlichen Komponenten errichtet werden kann. Ein weiteres 
Projekt des US-Verteidigungsministeriums hat die Entwicklung eines neuen 
Milzbrandstammes zum Ziel. Dieses Projekt wurde vorerst gestoppt, da eine 
weitere rechtliche Prüfung notwendig wurde (Trust & Verify 2001: 9). 
Weiterhin arbeiten die USA an biologischen Agenzien, die Drogenpflanzen 
befallen und vernichten, in der Lage sind, Asphalt, Benzin oder Gummi zu 
zerstören oder Menschen befallen und in ihrer Gesundheit beeinträchtigen, 
ohne sie allerdings zu töten. Solche Arbeiten sind nicht notwendigerweise 
verboten. Nach Artikel I des BWÜ ist der Einsatz biologischer Agenzien 
dann, und nur dann, verboten, wenn der Zweck ein nıcht-friedlicher ıst. Das 
umfassende BWÜ-Verbot aller biologischen Agenzien für nicht-friedliche 
Zwecke wird jedoch automatisch in Frage gestellt, wenn man über benzin- 
fressende Bakterien auch für den Einsatz während militärischer Konflikte 
oder über die Nutzung mohnpflanzenzerstörender Pilze in einem Land, das 
seine Ablehnung bereits kundgetan hat, nachdenkt.'° 


10 Informationen zu diesen US-amerikanischen Programmen finden sich auf der website des 
sunshine-Projektes, www.sunshine-project.org 
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Der dritte und wichtigste Grund ist jedoch in der rasenden Entwicklung der 
Biotechnologien selbst zu sehen. Die Biotechnologie-Revolution, die zu Be- 
ginn der 1970er Jahre mit der ersten gezielten Rekombination von DNA- 
Molekülen begann, hat unser Verständnis der Lebensprozesse bereits grund- 
legend verändert und wird dies auch in den kommenden Jahrzehnten tun. 
Sie eröffnet unzählige neue Möglichkeiten der Krankheitsbekämpfung, der 
Nahrungsmittelproduktion und des Umweltmanagements. Sie bringt aber 
auch immense Möglichkeiten des Missbrauchs mit sich (Nixdorff 2001, 
Whitby/Millett/Dando 2001). Einige davon seien hier genannt: 

- Gentechnik erlaubt die gezielte Veränderung von biologischen Organis- 
men. Zum Beispiel können Antibiotikaresistenzen in normalerweise antibio- 
tika-sensible Krankheitserreger eingefügt werden. Erreger können in ihrer An- 
tigen-Struktur so verändert werden, dass Impfstoffe und Diagnostika wir- 
kungslos werden. Die Erhöhung der Widerstandsfähigkeit und Stabilität von 
Krankheitserregern, das Ermöglichen der Massenproduktion von Toxinen, 
und das Hervorrufen von pathogenen Eigenschaften in normalerweise harm- 
losen Erregern sind weitere Beispiele. 

- Das ständig wachsende Verständnis der Pathogenitäts-Mechanismen von 
Erregern erlaubt die Entwicklung immer besserer Therapeutika, kann aber 
auch dazu missbraucht werden, BW-Agenzien gefährlicher zu machen. 

- Das ständig wachsende Verständnis des Immunsystems kann dazu miss- 
braucht werden, Substanzen zu entwickeln, die nicht selbst krankmachen, die 
aber das Immunsystem lahmlegen und damit Menschen oder Tiere für an- 
sonsten harmlose Erreger anfällig machen. 

- Impfstoffe und Antidots werden die Gefahr, die von klassischen Krank- 
heitserregern ausgeht, verringern. Das hört sich positiv an, könnte jedoch zu 
einem Wettrüsten führen, in dem neue Impfstoffe zur Entwicklung neuer Er- 
reger führen, die diesen Impfstoffen widerstehen. 


5. Bemühungen um Stärkung des BW-Kontroll-Regimes 


Obwohl das BWÜ seit mehr als 25 Jahren existiert, hat die internationale 
Gemeinschaft erst in jüngerer Zeit begonnen, sich intensiv damit zu beschäf- 
tigen, wie man diesen internationalen Vertrag stärken und verbessern kann, 
insbesondere wie man dem Fehlen eines Verifikationssystems abhelfen kann. 
Die Gründe dafür liegen, wie zuvor ausgeführt, vor allem ın der explosionsar- 
tigen Entwicklung der Biotechnologien und in den sich verstärkenden Indizi- 
en, dass nicht alle Akteure sich an das BW-Verbot halten. Während der Zweı- 
ten Überprüfungskonferenz 1986 machten die BWÜ-Mitgliedsstaaten den er- 
sten Schritt in Richtung eines stärkeren Kontrollmechanismus. Dieser erste 
Schritt setzte eine Entwicklung hin zu einem robusteren BWÜ in Gang, die 
sich bis zum heutigen Tag zunehmend intensivierte, jedoch noch nicht ihren 
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Abschluss gefunden hat.’ Diese 
dargestellt. 
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Entwicklung ist in der folgenden Graphik 


Bild 1: Zunehmende internationale Anstrengungen zur Stärkung des BWÜ 


18,0 ; 
16,0 | 
5 140 | 
5 
312,0 | 
2 | 
5, 10,0 | 
= 
2 80 
S 
S 
H 6,0 
> 40 
| [N Ih 
0,0 SEEN zn Mr Ei m 4 = 
| je oO ie) oO 00 © © © = 
& & & & & N) N N Ne Na} S 
S D > a & S D £ ä E23 S 
Jahr 
1972 Verabschiedung des BWÜ 1991 Dritte Überprüfungskonferenz 
1975 In-Kraft-Treten des BWÜ 1992 - 1993 VEREX Gruppe 
1980 Erste Überprüfungskonferenz 1994 Spezialkonferenz 
1986 Zweite Überprüfungskonferenz 1995 - heute Ad Hoc Gruppe 
1987 Ad Hoc Treffen wissenschaftli- 1996 Vierte Überprüfungskonferenz 
cher und technischer Experten 2001 Fünfte Überprüfungskonferenz 


Während der Zweiten Überprüfungskonferenz 1986 verabschiedeten die Mit- 
gliedsstaaten vertrauensbildende Maßnahmen (VBMs), die einen regelmäßı- 
gen, freiwilligen Austausch von relevanten Informationen vorsahen. Dieser 


jährliche Informationsaustausch war ein erster kleiner Schritt hin zu kontinu- 
ierlicher Kooperation zwischen Staaten. Die VBMs wurden während der Drit- 


ten Überprüfungskonferenz 1991 


erweitert und verbessert. Im Rahmen der 


VBMs sind Staaten aufgefordert, Informationen unter anderem über ihre na- 
tionalen B-Schutz- und -Verteidigungsprogramme, über biologische Hochsi- 
cherheitslabors und über die Produktion von Impfstoffen für Menschen zu 


11 Für eine Zusammenfassung der historischen Entwicklung des BWÜ siehe Sims (2000). 
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deklarieren.'” Als diese Maßnahmen in der Mitte der achtziger Jahre verab- 
schiedet wurden, hofften Mitgliedsstaaten, dass sie die Effektivität des BWÜ 
ebenso wıe Offenheit und Transparenz erhöhen würden, und dass sie den 
Weg für weitere Schritte hin zu einem Verifikationssystem ebnen könnten. 
Diese Hoffnungen wurden nur zum Teil erfüllt.” Lediglich ein Bruchteil aller 
Mitgliedsstaaten nimmt regelmäßig am Informationsaustausch teil. Darüber 
hinaus sind die eingereichten Informationen ın vielen Fällen mehrdeutig oder 
unvollständig. Bei aller Kritik darf man aber nicht vergessen, dass die VBMs 
bis heute die einzige permanente Maßnahme sind, die einen regelmäßigen 
Austausch zwischen den Mitgliedsstaaten erlaubt. 

Während der Dritten Überprüfungskonferenz 1991 wurden jedoch nicht nur 
die VBMs erweitert und verbessert. Mitgliedsstaaten, mit einem wachsenden 
Gefühl der Verunsicherung angesichts der ungeklärten Vorwürfe über fortbe- 
stehende Verletzungen des BWÜ, setzten auch eine Ad Hoc Gruppe ein, in 
deren Rahmen Regierungsexperten untersuchen sollten, welche Verifikations- 
maßnahmen für das BWÜ in Frage kommen. Die Verifikationsmaßnahmen 
sollten ein hohes Potential haben, verbotene von erlaubten Aktivitäten zu 
unterscheiden, und damit ermöglichen, vertragsverletzende Staaten zu identi- 
fizieren.'” Diese Ad Hoc Gruppe ist heute unter dem Namen VEREX be- 
kannt. Sie trat 1992 und 1993 viermal zu je zweiwöchigen Sitzungen zusam- 
men. Der Abschlußbericht (VEREX 1993) listet eine Reihe von möglichen 
Verifikationsmaßnahmen auf, die von der Kontrolle relevanter Publikationen 
über die Satellitenüberwachung, die Probenentnahme und -analyse bis hin zu 
kontinuierlicher Beobachtung durch unabhängige Inspektoren vor Ort rei- 
chen. Im Abschlußbericht wird auch festgestellt, dass keine der Maßnahmen 
für sich allein hundertprozentige Sicherheit garantieren und alle Vertragsver- 
letzungen aufdecken könne. Trotzdem war VEREX überzeugt, dass die identi- 
fizierten Maßnahmen, wenn kombiniert genutzt, durch erhöhte Transparenz 
das Vertrauen in die Vertragstreue der Mitgliedsstaaten verbessern können. 
Während einer Sonderkonferenz 1994 evaluierten die Mitgliedsstaaten des 
BWÜ den VEREX-Bericht und berieten über das weitere Vorgehen. Sie waren 
überzeugt, dass die Entwicklung eines Kontrollprotokolls für das BWÜ not- 
wendig und möglich ist und setzten daher eine neue Ad Hoc Gruppe eın, 
die den Auftrag hat, Maßnahmen zur Stärkung des BWÜ inklusive Verifika- 
tionsmafßnahmen zu analysieren, und Vorschläge für ein rechtlich bindendes 
Verifikationsprotokoll zu entwerfen. 


12 Die aktuellen VBM-Formulare sind enthalten in Dritte Überprüfungskonferenz (1992: 25 - 47). 

13 Analysen der VBMs finden sıch unter anderem in Chevrier und Hunger 2000, Geißler 1990, 
Geißler 2000 und Hunger 1996. 

14 Das Mandat von VEREX findet sich in Dritte Überprüfungskonferenz 1992: 16. 
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5.1 Die Ad Hoc Gruppen-Verhandlungen 


Die Ad Hoc Gruppe für dıe Ausarbeitung eines Protokolls zur Stärkung des 
BWÜ nahm 1995 die Arbeit auf. Neben einem kurzen Vorbereitungstreffen 
im Januar 1995 trafen sich die Diplomaten in Genf bisher zu 24 Verhand- 
lungsrunden von je ein bis vier Wochen Dauer. Im folgenden werde ich zu- 
erst die Akteure und Themen der Verhandlungen in Genf vorstellen und an- 
schließend das Ergebnis der Verhandlungen, den Protokollentwurf zum 
BWÜ und die Reaktionen darauf beschreiben. 


Akteure und Themen 

Die Staaten, die an den Verhandlungen in Genf teilnehmen, werden in drei 
regionale und politische Gruppen eingeteilt: die Gruppe der osteuropäischen 
Staaten (EEG), die Gruppe der nichtpaktgebundenen und anderen Staaten 
(NAM) und die Gruppe der westeuropäischen und anderen Staaten (WEOG). 
China gehört keiner dieser Gruppen an. Diese Gruppeneinteilung hat histori- 
sche Wurzeln. In den Verhandlungen in Genf treten diese regionalen: Gruppen 
jedoch nur in seltenen Fällen als geschlossene Gruppen auf. Fast alle WEOG- 
Staaten nehmen regelmäßig an den Ad Hoc Gruppen-Sitzungen teil. Von den 
Ländern der EEG sind nur etwa ein Drittel und von den NAM-Staaten nur 
etwa ein Fünftel regelmäßig in Genf sind. Insgesamt nehmen nicht einmal 
die Hälfte der 144 Mitgliedsstaaten des BWÜ an den Verhandlungen teil. 

Die wichtigsten Delegationen ın der NAM sınd Brasilien, Indien, Iran, Kuba, 
Mexiko, Pakistan und Südafrika. China, obwohl nicht Mitglied der NAM, 
unterstützt häufig die Positionen dieser Gruppe. NAM-Delegationen legen 
im allgemeinen besonderen Wert auf den Entwicklungsaspekt des BWÜ." 
Diese Delegationen sind besorgt, dass durch die Implementierung von strik- 
ten Kontrollmaßnahmen die Technologielücke, die zwischen entwickelten 
und Entwicklungsländern besteht, weiter wachsen könnte. Sie fordern die 
vollständige Implementierung von Artikel X des BWÜ, das heißt sie sprechen 
sich für spezifische Maßnahmen zur Förderung der wissenschaftlichen und 
technischen Kooperation aus, und für Garantien, dass die Implementierung 
des BWÜ und des Protokolls ihre berechtigten Entwicklungsinteressen nicht 
schädigt. Ein Teil der NAM-Staaten und China legt dabei besonderen Wert 
auf die Abschaffung international koordinierter Exportkontrollen, die als 
diskriminierend empfunden werden. In den Augen dieser Staaten stehen sol- 
che Exportkontrollen in direktem Widerspruch zu den Bestimmungen von 
Artikel X des BWÜ. Allerdings sind die Verhandlungspositionen innerhalb 


15 Etwa die Hälfte der von Indien eingereichten Arbeitspapiere beschäftigt sich mit der Im- 
plementierung von Artikel X des BWU. Im Falle Irans ist es ein Drittel aller Arbeitspapiere. 
Artikel X regelt wissenschaftliche und technische Kooperation zwischen Mitgliedsstaaten des 
BWÜ. 
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der NAM nicht einheitlich. So ähneln zum Beispiel die Positionen von Süd- 
afrıka und Brasilien ın vielen Fällen mehr denjenigen von WEOG- 
Delegationen als denen anderer NAM-Staaten. 

Die wichtigsten Delegationen ın der WEOG sind Australien, die Delegatio- 
nen der Europäischen Union, Japan, Neuseeland und die USA. Im allgemei- 
nen legen WEOG-Delegationen besonderen Wert auf den Sicherheitsaspekt 
des Protokolls.'* Der Entwicklungsaspekt spielt in den Augen dieser Delega- 
tionen ın einem Rüstungskontrollvertrag eine untergeordnete Rolle. Staaten 
der WEOG konzentrieren ihre Anstrengungen daher vor allem auf Maßnah- 
men zur Förderung der Vertragstreue wie Deklarationen, regelmäßige vor-Ort- 
Inspektionen, und Verdachtsinspektionen im Falle von vermuteten Vertrags- 
verletzungen. Exportkontrollen hingegen fallen in den Augen der WEOG in 
die nationale Verantwortung von Staaten. Nach Ansicht dieser Staaten sind 
sie der entscheidende Mechanismus, den Verpflichtungen unter Artikel II 
des BWÜ nachzukommen, welcher fordert, keine waffenrelevanten Materiali- 
en an andere Staaten weiterzugeben. 

Starke Interessenunterschiede existieren aber auch innerhalb der WEOG. Der 
folgenreichste dieser Unterschiede besteht zwischen den Delegationen der 
Europäischen Union und der USA. Die EU, insbesondere Großbritannien, 
ist der stärkste Befürworter eines weitreichenden und effektiven Kontrollsy- 
stems und hat sowohl Inhalt als auch Tempo der Verhandlungen weitgehend 
bestimmt. Demgegenüber standen die USA dem Konzept der Verifikation des 
BWÜ von Anfang an skeptisch gegenüber. In US-Regierungskreisen ist die 
Ansicht verbreitet, dass das BWÜ auf Grund des starken dual-use-Charakters 
der relevanten Technologien nicht verifizierbar sei. Die USA tendieren daher 
dazu, das Protokoll als Gefährdung ihrer ökonomischen und Sicherheitsin- 
teressen zu sehen, da es die biotechnologische Industrie und nationale B- 
Schutz- und -verteidigungsprogramme Deklarationen und internationalen 
vor-Ort-Inspektionen unterwirft. Der Schutz der biotechnologischen Indu- 
strie bildet den zweiten Grund für unterschiedliche Positionen der WEOG- 
Delegationen. Obwohl dieses Thema für alle WEOG-Delegationen, und nicht 
nur für diese, sehr wichtig ist, sind es besonders Deutschland, Japan und die 
USA, die starke Schutzmechanismen für Industrieinteressen verlangen. 

Die EEG ist eine Gruppe, die nicht politisch, sondern nur praktisch-organisa- 
torısch eine Einheit bildet. Die Positionen der meisten mitteleuropäischen 
Mitglieder dieser Gruppe ähneln denen der EU. Wichtigste Delegation ın 
dieser Gruppe ist Russland, dessen Verhandlungsposition durch die Forderung 
nach klaren Definitionen und objektiven Kriterien für die Implementierung 
des BWÜ und des Protokolls geprägt ist. Demzufolge muss das Protokoll 


16 Etwa drei Viertel der von Großbritannien eingereichten Arbeitspapiere beschäftigen sich mit 
Maßnahmen zur Förderung der Vertragstreue. 
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Definitionen solcher Begriffe wie „biologische Waffe“, „feindseliger Zweck“ 
und „biologische Agenzien“ enthalten, all dies Begriffe, die ın Artikel I des 
BWÜ auftauchen. Die Mehrzahl der Delegationen in der Ad Hoc Gruppe ist 
dagegen der Meinung, dass Definitionen dieser Begriffe, die von der Wort- 
wahl im BWÜ abweichen, das BWÜ abwandeln und damit untergraben wür- 
den. Sie lehnen daher die Definition dieser Begriffe ab. Russland verlangt au- 
ßerdem die Benutzung von Schwellenwerten im Protokoll, wonach Mengen 
von biologischen Agenzien und Toxinen unterhalb eines bestimmten Schwel- 
lenwertes legitim und damit nicht hinterfragbar sein sollen. Dieses Konzept 
läuft dem general purpose criterion in Artikel I des BWÜ zuwider, und wird 
daher von nahezu allen Ad Hoc Gruppen-Delegationen abgelehnt. 

Eine wichtige Rolle spielen auch Einzelpersonen. In diese Gruppe der Akteu- 
re gehören der Vorsitzende der Verhandlungen, und die ihm zur Seite stehen- 
den sogenannten „Freunde des Vorsitzenden“ (Friends of the Chair, FOCs), 
die Verhandlungen zu einzelnen Themen leiten. Zunächst waren entsprechend 
dem Mandat der Ad Hoc Gruppe vier solcher FOCs aktiv. Das Mandat der 
Ad Hoc Gruppe gibt neben dem generellen Ziel eines rechtlich verbindli- 
chen Kontrollinstruments die folgenden vier zu bearbeitenden Themen vor: 
1. Definition von Begriffen und objektiven Kriterien; 

2. Vertrauens- und transparenzbildende Maßnahmen; 

3. Maßnahmen zur Förderung der Vertragstreue; 

4. Maßnahmen zur Implementierung von Artikel X des BWÜ."” 


Mit der Entwicklung des Protokollentwurfes wurden zunehmend mehr The- 
men relevant, z.B. die internationale Organisation zur Implementierung des 
Protokolls, Vertraulichkeitsbestimmungen und rechtliche Aspekte. Die Zahl 
der FOCs hat mit der Zahl der Themen stetig zugenommen. Bild 2 gibt ei 
nen Überblick über die FOCs und die von ihnen bearbeiteten Themen. 

Die meiste Verhandlungszeit, die der Ad Hoc Gruppe zur Verfügung steht, 
wird den Maßnahmen zur Förderung der Vertragstreue gewidmet. Fast ebenso 
viel Verhandlungszeit nutzt die Ad Hoc Gruppe, um den Entwicklungsaspekt 
des Protokolls zu diskutieren. Beide Themen sind stark umstritten. Themen 
wie Vertraulichkeitsbestimmungen, rechtliche Aspekte oder die Organisation 
sınd hingegen weniger Gegenstand kontroverser Diskussion; diese Themen 
erfordern ähnliche Bestimmungen wie ın anderen Abrüstungs- und Rü- 
stungskontrollverträgen, zum Beispiel der Chemiewaffenkonvention oder 
dem Atomteststoppabkommen, und müssen nicht völlig neu verhandelt 
werden. Die Ad Hoc Gruppe nutzt daher nur einen geringen Teil ihrer Ar- 
beitszeit für solche Themen. 


17 Das Mandat der Ad Hoc Gruppe findet sich in Sonderkonferenz (1994: 10). 
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Bild 2: FOCs und die von ihnen bearbeiteten Themen 


Zeitraum der 
Aktivitäten 


Staat, der gegen- 
wärtige FOC angehört _ 


Definitionen; Listen von 
Agenzien, Toxinen und Aus- 
| rüstungen; Schwellenwerte 


Technische Kooperation (Ar- 
| ükel X des BWÜ) 


Vertrauens- und transparenz- Juli 1995 - September 
bildende Maßnahmen __ 19965=-._ - —_ + 5 


Seit Juli 1995 


Seit Juli 1995 


Seit Juli 1995 


Deklarationsformate Seit Juli 2000 


Das Ergebnis: Protokollentwurf und Kompromisstext des Vorsitzenden 

Der gegenwärtige offizielle Vertragsentwurf (Ad Hoc Gruppe 2001: Annex A) 
ist 340 Seiten lang und enthält etwa 1500 eckige Klammern." Im Laufe der 
Verhandlungen hat sich die Zahl der eckigen Klammern kontinuierlich ver- 
ringert, da die Ad Hoc Gruppe für viele der ursprünglichen Probleme bereits 
Kompromisse finden konnte. Die verbliebenen 1500 eckigen Klammern er- 
wiesen sich jedoch als sehr hartnäckig; sie zeigen grundlegende Meinungsdif- 
ferenzen an, für die durch themenspezifische Verhandlungen keine Kompro- 
misse entwickelt werden können. Um diese Patt-Sıtuation aufzulösen, hat der 
Vorsitzende der Verhandlungen während der 23. Sitzung der Ad Hoc Gruppe 
im April/Mai 2001 einen Kompromisstext (Ad Hoc Gruppe 2001: Annex B) 


18 Eckige Klammern werden benutzt, um Unstimmigkeiten über die genaue Formulierung 
oder über Begriffe und Konzepte anzuzeigen. Die Zahl dieser Klammern ist daher ein Indi- 
kator für den Grad der Übereinstimmung; je geringer die Zahl, um so größer die Überein- 
stimmung. Die Zahl der Klammern muss aber vorsichtig interpretiert werden. Einerseits ist 
es ein Unterschied, ob ein einzelnes Wort oder aber ein ganzer Absatz in Klammern steht. 
Andererseits können mehrere Klammern das gleiche Problem ausdrücken; wenn sich Staaten 
zum Beispiel nicht über den Namen für eine bestimmte Maßnahme einigen können, so 
taucht der entsprechende Begriff überall, wo er gebraucht wird, ın Klammern auf, nicht nur 
an einer Stelle. 


Biotechnologie und Militär 263 


vorgelegt, in dem er Vorschläge macht, wie die noch bestehenden Meinungs- 
unterschiede beigelegt werden können. 

Der Protokollentwurf enthält Bestimmungen, die den Sicherheitsaspekt des 
BWÜ stärken, und Maßnahmen, die den Entwicklungsaspekt des BWÜ stär- 
ken. Maßnahmen zur Stärkung des Sicherheitsaspektes lassen sich in zweı 
große Gruppen einteilen: solche, die angewendet werden, wenn der Verdacht 
des Vertragsbruchs besteht; und Routinemaßnahmen, die gesicherte Basisin- 
formationen liefern und damit die Offenheit im Bereich ziviler und militäri- 
scher biologischer Aktivitäten fördern. Eine Übersicht gibt Bild 3. 


Bild 3: Überblick über die im Protokoll enthaltenen Maßnahmen 
zur Stärkung des Sicherheitsaspektes des BWÜ 


Maßnahmen zur Förderung der Vertragstreue 


Nichtverdachtsmaßnahmen Verdachtsmaßnahmen 
Deklarationen Verdachtsinspektionen 
Routinebesuche Klarstellungsbesuche 


Jeder Mitgliedsstaat des Protokolls muss eine Erstdeklaration einreichen, in 
der er über frühere offensive und defensive biologische Programme berichtet. 
Außerdem müssen jährliche Deklarationen eingereicht werden. Diese fordern 
Informationen über aktuelle B-Schutz- und -verteidigungsprogramme, über 
biologische Hochsicherheitseinrichtungen, über Einrichtungen die bestimmte 
Aktivitäten mit besonders gefährlichen Erregern durchführen, und über Ein- 
richtungen, die entweder Impfstoffe produzieren, oder die besonders große 
Produktionskapazitäten besitzen." 

Um die Richtigkeit und Vollständigkeit der deklarierten Informationen zu 
garantieren, sieht das zukünftige Protokoll drei verschiedene Arten von vor- 
Ort-Besuchen vor. Routinebesuche dienen der stichprobenartigen Überprü- 
fung der Deklarationen. Klarstellungsbesuche werden durchgeführt, wenn es 
Unklarheiten ın den Deklarationen auszuräumen gilt, oder wenn Staaten die 
Vermutung haben, dass andere Staaten eine deklarationspflichtige Einrich- 
tung nicht gemeldet haben. Und schließlich können Staaten Besuche anfor- 
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19 Weiterführende Informationen zu Deklarationen u.a. in Federation of American Scientists 
(1998a) und Pearson (1997a). 
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dern, um Hilfe bei der Erfüllung ıhrer Deklarationspflichten zu erhalten.” 
Die dermaßen gesicherten Informationen aus Deklarationen gehen dann in 
die Bewertung der Vertragstreue der Mitgliedsstaaten ein. 

Sollte der Verdacht aufkommen, dass das BWÜ verletzt wird, so hat ein Staat 
zwei Möglichkeiten, diesen Verdacht auszuräumen. Er kann entweder den 
politisch weniger kostspieligen Weg der Klarstellung gehen, in dem durch 
den Austausch von Fragen und Erklärungen Probleme gelöst werden können. 
Im Fall eines schwerwiegenden Verdachtes, dass ein Mitgliedsstaat des BWÜ 
BTW entwickelt, produziert oder eingesetzt hat, kann ein Staat eine Ver- 
dachtsinspektion beantragen. 

Verdachtsinspektionen sind einer der wenigen Bereiche des Protokolls, über 
die es von Anfang an generelle Einigkeit gab. Sie stellen sofortige vor-Ort- 
Inspektionen dar, bei denen der inspizierte Staat so gut wie keine Vorwarnung 
erhält. Inspektionen können entweder in einem bestimmten Areal beantragt 
werden, wenn der Verdacht besteht, dass BTW eingesetzt wurden, oder in ei- 
ner bestimmten Einrichtung, wenn der Verdacht besteht, dass dort BTW 
entwickelt oder produziert werden.” 

Maßnahmen zur Stärkung des Entwicklungsaspektes des BWÜ lassen sich 
ebenfalls in zwei Gruppen einteilen. Auf der einen Seite finden sich detaillier- 
te Bestimmungen zur Förderung der technischen und wissenschaftlichen Ko- 
operation. Auf der anderen Seite stehen Bestimmungen zur Regelung der 
Weitergabe von waffenrelevanten Agenzien und Materialien. Spezifische Maß- 
nahmen für technische und wissenschaftliche Kooperation sind eine Grund- 
voraussetzung für die Zustimmung der NAM-Staaten zum Protokoll, wäh- 
rend WEOG-Delegationen das Protokoll vornehmlich als einen Sicherheits- 
vertrag betrachten, und Entwicklungsaspekte höchstens am Rande behandeln 
wollen. Einigkeit bestand in der Ad Hoc Gruppe lediglich darüber, dass Mit- 
gliedsstaaten Hilfe bei der Implementierung des Protokolls erhalten sollen, 
z.B. beim Sammeln deklarationsrelevanter Informationen und dem Aufbau der 
nationalen Behörde. Kein anderer Rüstungskontroll- und Abrüstungsvertrag 
enthält ähnlich detaillierte Bestimmungen wie das Protokoll zum BWÜ in 
Bezug auf wissenschaftliche und technische Kooperation. So wird es z.B. ei- 
nen ständigen Kooperationsrat geben, der die Implementierung der Koopera- 
tionsbestimmungen überwacht, und Empfehlungen zur Verbesserung abgibt. 
Bestimmungen zur Nichtweitergabe waffenrelevanter Agenzien und Materia- 
lien und zur Regelung von Exportkontrollen sind weniger ausführlich gere- 
gelt. WEOG-Staaten vertreten die Position, dass Exportkontrollen allein in 


20 Weiterführende Informationen zu vor-Ort-Besuchen u.a. in Federation of American Scien- 
tists (1998c), MacEachin (1998) und Pearson (1997c). 

21 Weiterführende Informationen zu Verdachtsinspektionen u.a. in Kenyon (1998), Tucker 
(1997) und Pearson (19975). 
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natıonaler Verantwortung liegen, und dass es Staaten freistehen muss, diese 
nationalen Exportkontrollen mit denen anderer Staaten zu koordinieren, wie 
das z.B. in der Australiengruppe geschieht. Viele NAM-Staaten, obwohl auch 
sie häufig Exportkontrollen implementieren, sind verärgert über die in ıhren 
Augen einseitige und ungerechte Exportverweigerung. Die Diskussion in der 
Ad Hoc Gruppe hat sich daher in letzter Zeit nicht so sehr um Exportkon- 
trollen als solches gedreht, sondern vielmehr um die Möglichkeit, Unstim- 
migkeiten über Exportverweigerungen zu klären. 

Das Protokoll verpflichtet Staaten, nationale Gesetze zu verabschieden, die 
die Weitergabe waffenrelevanter Agenzien und Materialien regeln. Staaten 
müssen weiterhin den Export bestimmter Ausrüstungen (z.B. Fermentoren 
mit mehr als 100 Litern Fassungsvermögen, die für die Nutzung in biologi- 
schen Hochsicherheitseinrichtungen vorgesehen sind) jährlich melden, und 
bestimmte Richtlinien bei Exporten einhalten. Außerdem sind zwischenstaat- 
liche Konsultationen und die Überprüfung der relevanten Bestimmungen im 
Protokolltext vorgeschrieben. Um das Protokoll effektiv umzusetzen, ist ne- 
ben verschiedenen rechtlichen Regelungen der Aufbau einer internationalen 
Organisation mit etwa 250 Mitarbeitern vorgesehen. Diese Organisation ist 
insbesondere für die Archivierung, Analyse und Verteilung der Deklarationen, 
die Durchführung der vor-Ort-Besuche und Verdachtsinspektionen sowie die 
technischen Kooperationsmaßnahmen zuständig.” 


5.2 Die Blockierung der Ad Hoc Gruppe 


Nachdem der Kompromisstext des Verhandlungsvorsitzenden bereits vier 
Monate auf dem Tisch lag und von der Ad Hoc Gruppe weitgehend als Basis 
für die endgültige Einigung akzeptiert wurde, gab die US-amerikanische De- 
legation am 25. Juli 2001 die Erklärung ab, dass der ausgearbeitete Protokoll- 
entwurf nicht zu einer Stärkung des BWÜ führen würde und die USA diesen 
Entwurf daher nicht unterstützen könnten, dass das den Verhandlungen zu 
Grunde liegende Konzept ein falsches sei und keinerlei Änderung des Textes 
das Ergebnis der Verhandlungen für die USA akzeptabel machen könne (Mah- 
ley 2001). Nicht erklärt wurde von der US-amerikanischen Delegation, warım 
diese offensichtlich seit längerem bestehenden Bedenken nicht klar und deut- 
lich während der Verhandlungsjahre ausgedrückt und bearbeitet wurden. 

Nach der Ablehnung des Protokollentwurfs durch die USA ging eine Welle 
diplomatischen Bedauerns durch den Genfer Verhandlungssaal. Was aller- 
dings ausblieb, war ein kollektiver Aufschrei der Empörung. Statt dessen 
bröckelte die Unterstützung für eine schnellstmögliche Beendigung der Ver- 


22 Weiterführende Informationen zur Organisation u.a. in Federation of American Scientists 
(1998b) und Pearson (1998). 


266 Iris Hunger 


handlungen, wofür es mehrere Gründe gab. Es machte sich besonders 
schmerzlich bemerkbar, dass die Ad Hoc Gruppe während ihrer gesamten 
Geschichte wenig politische Beachtung gefunden hatte. Die Verhandlungen 
waren weitgehend technischen Experten überlassen worden, mit dem Ergeb- 
nis, dass verhältnismäßig wenig politischer Druck bestand, sie zügig zu Ende 
zu bringen. Außerdem gab es keinen Staat und keine Gruppe von Staaten, 
der/die den Abschluss des Protokolls zur Priorität des außenpolitischen En- 
gagements gemacht hatte. Der stärkste Befürworter des Protokolls, die EU, 
wandte sich nicht gegen ihren stärksten Alliierten, die USA, um im Allein- 
gang das Protokoll zum Abschluss zu bringen. Andere wichtige Staaten wie 
China und Russland brachten ebenfalls keine starke Unterstützung für das 
Protokoll zum Ausdruck. 

Die Ad Hoc Gruppe zerfiel endgültig in der Nacht vom 17. zum 18. August 
2001, dem letzten Tag der letzten Verhandlungsrunde, als sich die Delegier- 
ten nicht einmal mehr darauf einigen konnten, einen kurzen Arbeitsbericht 
an die 5. Überprüfungskonferenz zu schicken. 

Zusammen mit der Ablehnung der Verhandlungsergebnisse versprachen die 
USA, Alternativvorschläge zu unterbreiten. Diese Vorschläge wurden nach 
Monaten gespannten Wartens am 1. November 2001 öffentlich gemacht. US- 
Präsident Bush charakterisierte in einer kurzen Rede an diesem Tag die Stär- 
kung des BWÜ als Teil einer umfassenden Strategie gegen Massenvernich- 
tungswaffen und Terrorismus und forderte die Staaten auf, Maßnahmen in 
drei Bereichen umzusetzen: 1) nationale rechtliche Umsetzung der Verbote 
des BWÜ, insbesondere die Kriminalisierung von Beschaffung und Einsatz 
biologischer Waffen, die Implementierung umfassender Sicherheitsstandards 
für Lagerung und Handhabung gefährlicher Erreger, strikte Kontrollen risi- 
kobehafteter biologischer Experimente und die Entwicklung eines Ehrenko- 
dex für Biowissenschaftler, ähnlich dem hippokratischen Eid der Ärzte; 2) in- 
ternationale Mechanismen für die Untersuchung von Vertragsverletzungen, 
insbesondere die Untersuchung auffälliger und ungewöhnlicher Krankheits- 
ausbrüche unter Hoheit der Vereinten Nationen; vermutet ein Staat, dass in 
einem anderen Staat biologische Waffen entwickelt oder produziert werden, 
sollen Informationsaustausch und Besuche in gegenseitigem Einverständnis 
Klärung bringen; und 3) Hilfe für Opfer und internationale technische Ko- 
operation, insbesondere die Implementierung strikter Standards biologischer 
Sicherheit, die generelle Überwachung und Eindämmung von Epidemien 
und schnelle internationale Hilfe im Falle schwerer Krankheitsausbrüche (US 
Department of State 2001). 

Keiner der US-amerikanischen Vorschläge ist wirklich neu. Nach mehr als 
zehn Jahren des Nachdenkens über mögliche Stärkungsmechanismen für das 
BWÜ ist das nicht überraschend. Die eine Hälfte der Vorschläge ist bereits 
im abgelehnten Protokollentwurf enthalten. Die andere Hälfte der Vorschläge 
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erinnert an Vereinbarungen, die bereits 1996, 1991 und 1986 von Staaten po- 
litisch bindend beschlossen, aber nie umfassend umgesetzt wurden, da keine 
spezialisierte internationale Organisation existiert, die solche Vereinbarungen 
koordiniert, die Umsetzung fördert und kontrolliert, und gegebenenfalls 
Sanktionen verhängen kann. Wirklich neu an den amerikanischen Vorschlä- 
gen ıst allein die politische Stoßrichtung: als Ersatz für rechtlich bindende 
multilaterale Verträge werden nationale Maßnahmen und Bestrafungsmecha- 
nismen verlangt. 

Die Zukunft der Ad Hoc Gruppe, und noch allgemeiner die Zukunft multi- 
lateraler, rechtlich bindender Mechanismen zur Kontrolle des BW-Verbotes, 
bildete das umstrittenste Thema während der 5. Überprüfungskonferenz, die 
vom 9. November bis zum 7. Dezember 2001 in Genf stattfand. Das Thema 
war so kontrovers, dass es während der drei Verhandlungswochen nur in in- 
formellen Kleingruppen diskutiert wurde. Am letzten Tag, zwei Stunden vor 
Konferenzende, unterbreiteten die USA den Vorschlag, die Ad Hoc Gruppe 
aufzulösen und damit die Ergebnisse der siebenjährigen Verhandlungen zu 
vernichten. Diese explizite Forderung nach Auflösung der Ad Hoc-Gruppe 
torpedierte das bis dahin bestehende stille Einverständnis, die Zukunft der 
Ad Hoc Gruppe bis auf weiteres offen zu lassen und zu einem späteren Zeit- 
punkt zu entscheiden, in welcher Form Verhandlungen weitergeführt werden 
können. Die versammelten Staatenvertreter reagierten, jenseits der diplomati- 
schen Gepflogenheiten, mit Empörung auf die US-amerikanische Forderung. 
Nur der diplomatische Trick der Vertagung bewahrte die Konferenz vor dem 
Scheitern. Der zweite Teil der 5. Überprüfungskonferenz wird nun vom 11. - 
22. November 2002 stattfinden. 


6. Perspektiven des BW-Verbots 


Da die Gefahr, die von BW ausgeht, gebannt werden muss, bleibt eine der 
wichtigsten Aufgaben, das im BWÜ festgeschriebene vollständige BW-Verbot 
zu schützen und seine Einhaltung zu verbessern. Eine langfristig wirksame 
Strategie hätte mehrere Bedingungen zu erfüllen. 

Erstens müsste Prävention im Vordergrund der Anstrengungen stehen. Es ist 
besser, BW-relevante zıvile Aktivitäten der internationalen Kontrolle zu un- 
terwerfen und so die Entwicklung von BW unwahrscheinlich zu machen, als 
nach einem BW-Einsatz die Schuldigen zu bestrafen. 

Zweitens müssten Kontrollbemühungen multilateral angelegt sein. BW- 
relevante Technologien existieren nicht nur in einigen wenigen Staaten, son- 
dern sind schon heute weit verbreitet. In Zukunft werden diese Technologien 
weltweit zur Verfügung stehen. 

Drittens müssten die multilateralen Vereinbarungen rechtlich bindend nie- 
dergelegt werden. Es ist besser, den schwierigen Weg internationaler Verhand- 
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lungen jetzt zu Ende zu gehen und ein Kontrollsystem zum BWÜ auszuhan- 
deln, als in Zukunft mit der Situation konfrontiert zu sein, dass Staaten sich 
aus nur politisch vereinbarten Übereinkünften zurückziehen, weıl es ihrem 
kurzfristigem Interesse dient. 

In der derzeitigen Situation, in der das absolute BW-Verbot zunehmend in 
Gefahr ist, wären zweı Dinge notwendig. 

Erstens müsste die umfassende Gültigkeit des BW-Verbotes bestätigt werden. 
Da jegliche nicht-friedliche Nutzung biologischer Agenzien verboten ist, sind 
Ausnahmen gleich welcher Art, z.B. für polizeiliche Maßnahmen wie Dro- 
genbekämpfung mit Hilfe von Pilzen, nicht zulässig. Solche Ausnahmen 
würden automatisch das umfassende BW-Verbot in Frage stellen. Die nächste 
Gelegenheit, das umfassende BW-Verbot zu bestätigen, bietet sich für Staaten 
während des zweiten Teils der 5. Überprüfungskonferenz des BWÜ im No- 
vermber diesen Jahres in Genf. 

Zweitens müsste das BWÜ so bald als möglich durch die Verabschiedung ei- 
nes rechtlich bindenden, multilateralen Mechanismus gestärkt werden. Dieser 
Weg erfordert wegen des momentanen Widerstands der USA verstärkte intel- 
lektuelle, politische und finanzielle Ressourcen, sowie Durchhaltevermögen 
und Geduld. Staaten müssten den Entwurf eines Protokolls zum BWÜ und 
die Alternativvorschläge der USA einer erneuten kritischen Prüfung unterzie- 
hen und die Effektivität der einzelnen Elemente in Versuchen testen. Bestä- 
tigt sich dann erneut, dass eine kritische Masse von Staaten die Verabschie- 
dung eines Protokolls befürworten, so sollte die internationale Gemeinschaft 
auch gegen den Widerstand der USA einen solchen Vertrag verabschieden. 
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Dorothea Schmidt 


Kleinwaffen in „alten” und „neuen“ Kriegen 


Als Kleinwaffen gelten nach UN-Definition solche Waffen, die von einer Per- 
son getragen und bedient werden können: einerseits Handfeuerwaffen wie 
Revolver, Selbstladepistolen, Karabiner, Gewehre, Maschinenpistolen, Sturm- 
gewehre und leichte Maschinengewehre, andererseits leichte Waffen wie 
schwere Maschinengewehre, Granatwerfer, Handgranaten, rückstoßfreie Ge- 
wehre, tragbare Luftabwehrraketen und Antipanzergeschütze, Mörser mit ei- 
nem Kaliber unter 100 mm und Minen (Paes 2000: 3).' In den letzten Jahren 
sind die Produktionszahlen für diese Waffen zurückgegangen und ım Rah- 
men des (legalen) internationalen Waffenhandels machen sie, zusammen mit 
Munitionslieferungen, nach einer konservativen Schätzung nicht mehr als 5% 
der Umsätze der Branche aus.” Eine quantite negligeable also und zudem ei- 
ne Entwicklungsrichtung, die Friedensfreunde mit Erleichterung zur Kenntnis 
nehmen könnten? Doch gerade in den letzten Jahren haben Kleinwaffen ei- 
nen Aufmerksamkeitsschub erfahren: Sie wurden zum Thema von sozialwis- 
senschaftlichen Forschungen und von Dokumentationen, bildeten neue Ak- 
tivitätsfelder von NGOs und stellten 2001 den Gegenstand einer eigenen 


1 Die meisten Autoren gehen von dieser Definition aus, die in einem UNO-Dokument von 
1997 (UN Panel of Governmental Experts on Small Arms, www.un.org/Depts/dda/CAB/ 
rep52298.pdf getroffen wurde. Darin werden zusätzlich auch Landminen genannt, während 
sie ın die Definition des Graduate Institute of International Studies nicht aufgenommen 
wurden. Ich schließe mich hier dem Vorgehen des Graduate Institute an. In der Tat er- 
scheint es sinnvoll, die Frage der Landminen getrennt zu behandeln. Anders als bei den ge- 
nannten Waffen sind hierbei zwei Umstände vorrangig: 1) Das Faktum der etwa 80 Mio. 
weltweit verlegten Minen, besonders viele davon in Afghanistan, in Bosnien und im Kosovo. 
Vordringlich geht es um die Räumung dieser Minen. 2) Die anhaltende Neuproduktion von 
Minen, die zwar 1997 durch das Abkommen von Ottawa zumindest für Anti-Personen- 
Minen eingeschränkt wurde, wobei allerdings wichtige Produktionsländer wie die USA, Russ- 
land und China das Abkommen nicht unterzeichnet haben und andere die Konvention 
teilweise nicht einhalten (www.landminde.de). Demgegenüber steht bei den übrigen Klein- 
waffen vor allem die nahezu unkontrollierte Zirkulation von Altbeständen im Mittelpunkt. 

2 Dies ist die Einschätzung des Graduate Institute (2001: 144). In anderen Quellen ist von ei- 
nem Anteil von 10-20% am gesamten Waffenhandel bzw. am Handel mit konventionellen 
Waffen die Rede, und es wird eine Zunahme der Bedeutung dieses Anteils vermutet (Paes 
2000: 6, Gebrewold 1999: 2). Das Graduate Institute ist in seinen Einschätzungen durchweg 
sehr vorsichtig, um sich nicht alarmistischen Meldungen anzuschließen, wie sie in Journali- 
stenkreisen gelegentlich üblich sind. 
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UNO-Konferenz dar. Gleichzeitig haben Politologen und Friedensforscher 
einen Typus „neuer Kriege“ diagnostiziert, in denen nicht-staatliche Akteure 
und die Verwendung dieser Waffen eine besondere Rolle spielen sollen: 
„Kleinwaffen - ‘perfekt’ für die neuen Kriege“ heißt es etwa in einer Veröf- 
fentlichung des Bonn International Center for Conversion (BICC), und ähn- 
lich argumentiert Mary Kaldor in ihrem Buch Neue und alte Kriege (Paes 
2000: 3, Kaldor 2000: 153). Auch haben UNICEF ebenso wie Menschen- 
rechts- und Friedensgruppen wiederholt darauf hingewiesen, dass die Verbrei- 
tung solcher Waffen mit dem bedrückenden Phänomen der „Kindersoldaten“ 
einhergeht (Gebrewold 1999: 2, UNICEF 1999). Es wird hervorgehoben, dass 
in 46 der 47 größeren bewaffneten Auseinandersetzungen, die weltweit zwi- 
schen 1990 und 1998 gezählt wurden, Kleinwaffen die bevorzugten Kampfin- 
strumente darstellten (Gebrewold 1999: 2f). Nach Schätzungen von UNICEF 
kamen ın den 1990er Jahren mindestens 3 Millionen Menschen, d.h. 90% al- 
ler Kriegstoten, durch solche Waffen ums Leben - wesentlich mehr als durch 
Panzer, Raketen oder andere Großwaffen, wobei es sich bei den Opfern 
überwiegend um Zivilisten handelt, die meisten von ihnen Frauen und Kın- 
der (Paes 2000: 4). 

Die neuerdings konstatierte Brisanz des Problems hat schließlich auch dazu 
geführt, dass das unabhängige Graduate Institute of International Studies in 
Genf im letzten Jahr erstmalig einen Small Arms Survey veröffentlichte, die 
bis dato fundierteste Zusammenstellung von Informationen und Daten zur 
aktuellen Produktion, Verbreitung und Verwendung von Kleinwaffen (Gra- 
duate Institute 2001). All das wirft die Frage auf, ob die Problematik der 
Kleinwaffen tatsächlich neu oder aber vielleicht lediglich zu bestimmten Zeiten 
in unterschiedlichem Maß wahrgenommen worden ist, und in welcher Weise 
sie mit dem Phänomen der „neuen Kriege“ zusammenhängt. Was im Rahmen 
der jüngsten Publizitätswelle als Charakteristikum des letzten Jahrzehnts er- 
scheinen konnte, hat eine Vorgeschichte, die ins 19. Jahrhundert zurückreicht. 


Der Tod als Maschinist 


„Welch ein Wunderwerk der Technik solch ein Maschinengewehr! Man läßt es schnurren und 
schon spritzt es die Kugeln dichter als der Regen fällt... Es ist auf die Mitte der Leiber eingestellt 
und bestreicht die ganze Schützenlinie auf einmal. Es ist als ob der Tod die Sense auf das alte 
Eisen geworfen hätte, als ob er nun ein Maschinist geworden wäre.“ (Lamszus 1920: 14) 

Diese Begeisterung für die neue technische Errungenschaft, geäußert von ei- 
nem Hamburger Volkschullehrer im Jahr 1912, wurde zu dieser Zeit von den 
wenigsten westeuropäischen Militärs geteilt, und das, obwohl es bereits seit 
fünf Jahrzehnten Patente auf Maschinengewehre gab, diese bei diversen Gele- 
genheiten probeweise vorgeführt worden und auch bereits in mehreren Krie- 
gen zum Finsatz gekommen waren, so insbesondere im amerikanischen Bür- 


Kleinwaften ın „alten“ und „neuen“ Kriegen 273 


gerkrieg und im russisch-japanischen Krieg von 1904-5. Die Befürworter der 
Waffe machten geltend, dass der automatische Betrieb eine gänzlich neue Ef- 
fizienz - bereits in den 1860er Jahren 200 Schuss pro Minute - mit sich 
brachte, was somit eine schlagende Überlegenheit der Armee bewirken muss- 
te, die sich zu dieser Innovation entschloss. Ob ın Frankreich, Großbritanni- 
en oder im Deutschen Reich - die jeweiligen Offizierskorps blieben ihr ge- 
genüber dennoch äußerst reserviert, da für ihre zumeist adlıgen Mitglieder 
der Erfolg einer Schlacht nach wie vor in erster Linie von einer glanzvollen 
Kavallerie-Attacke abhing. Krieg war für sie eine Frage der persönlichen Tap- 
ferkeit, des Kampfes Mann gegen Mann, des Siegeswillens der Kämpfenden, 
des bewährten Einsatzes von Kanonen, Mörsern und Musketen. Auf „Man- 
neszucht“ kam es also an und diese schien sich nicht durch eine mehr oder 
weniger wahllos feuernde Maschine ersetzen zu lassen (vgl. Ellis 1975: 47f£, 
Storz 1994: 252ff). Gleichwohl wurden Maschinengewehre bereits vor dem 
Ersten Weltkrieg auch von europäischen Mächten in kriegerischen Auseinan- 
dersetzungen angewendet, allerdings nur außerhalb Europas: unter anderem 
von den Briten gegen die Zulus ın Südafrika, gegen die Matabele in Bet- 
schuanaland sowie gegen Araber in Ägypten und im Sudan, von den Deut- 
schen gegen die Hereros und Namas in Südwest-Afrika und gegen die Hehe 
in Tanganjıka. Hier, wie ın weiteren Kolonialkriegen, galten grundsätzlich 
andere Maßstäbe. Da man von der fraglosen Überlegenheit der eigenen wei- 
ßen Rasse ausging, kämpfte man in diesen Fällen nicht gegen als gleichrangig 
angesehene Gegner. Diesen gegenüber, die meistens bis dahin kaum jemals 
einfache Gewehre gesehen hatten, geschweige denn über solche verfügten, 
galt jedes Mittel als angemessen, um ihnen die Werte der westlichen Kultur 
und Zivilisation einzubleuen (vgl. Ellis 1975: 79). 

Am Beginn des Ersten Weltkriegs spielte die Ausstattung mit Maschinenge- 
wehren bei sämtlichen europäischen Kriegparteien nur eine untergeordnete 
Rolle, doch änderte sich das, sobald man die - trotz der Erfahrungen in den 
Kolonialkriegen - bisher unterschätzte ungeheure Wirksamkeit der neuen 
Waffe erfuhr, wenn ein Dutzend Soldaten mit Hilfe von nur zwei halbauto- 
matischen Gewehren zwei Bataillone des Gegners in Schach halten konnten. 
Dies war der Auftakt zu den ungeheuren Menschenverlusten, die dem Krieg 
bereits in den ersten Monaten ihren eigenen Stempel aufdrückten. In den Er- 
innerungen eines deutschen Infanteristen, der im August 1914 an der 
„Schlacht von Lothringen“ beteiligt war, heißt es: 


„Aus undurchdringlicher Deckung kommen die feindlichen Geschosse. Ein überwältigendes In- 
fanterie-, Maschinengewehr- und Artilleriefeuer hält uns nieder. Schwächer und schwächer wird 
das eigene Infanteriefeuer. Als es in der weiten, langgesteckten Schützenlinie ganz ruhig wird und 
auch das feindliche Feuer nachläßt, springe ich in die Höhe und rufe den Kameraden zu, aufzu- 
stehen. Ich will sehen, wie viele noch kampffähig sind. Wehmütig sagt mir der Hornist, der wie 
ein Schatten an meiner Seite geblieben ist: “Herr Leutnant, es ist niemand mehr da!’ Und wirk- 
lich steht auf der ganzen Frontlinie niemand mehr auf. Nur drei Mann sind noch heil geblieben, 
alles andere ist tot oder verwundet.“ (Zitiert bei Storz 1994: 252) 


274 Dorothea Schmidt 


Die Konsequenz aus diesen Erfahrungen hieß für die am Krieg beteiligten 
Armeen: nachrüsten. Das vorher so abwertend behandelte Maschinengewehr 
wurde nun verstärkt weiterentwickelt - im Deutschen Reich kam zum Bei- 
spiel seit 1916 das MG 08/15 zum Einsatz -, massenhaft produziert und ver- 
wendet, was entscheidend dazu beitrug, dass die militärischen Auseinander- 
setzungen zunehmend zur Materialschlacht und zum Stellungskrieg wurden, 
in dem beide Seiten sich in Schützengräben eingruben. Nach Einschätzung 
des britischen Premierministers Lloyd George gingen etwa 80% der Kriegsto- 
ten auf den Einsatz der neuen Feuerwaffen zurück (Ellis 1975: 142). 

Die Militärs zogen aus diesem Weltkrieg die Lehre, dass insbesondere alle 
technischen Weiterentwicklungen zu fördern und zu nutzen waren, mit de- 
nen man sich der Effizienz der automatischen Schusswaffen und Schnellfeu- 
ergeschütze durch Panzerung entziehen konnte. Außerdem wurde allerorten 
die Motorisierung von Infanterie und Artillerie sowie der Ausbau der Luft- 
waffe als eigenständiger Teilstreitkraft gefördert. Insofern hatte die Infanterie 
gegenüber dem Ersten Weltkrieg ihre herausragende Bedeutung verloren, 
wenngleich sie an Schlagkraft durch die Verwendung von Selbstladegewehren, 
Maschinenpistolen, Granat- und Minenwerfern erheblich zunahm. Außerdem 
standen inzwischen leichtere Varianten von Maschinengewehren zur Verfü- 
gung (Wörterbuch zur deutschen Militärgeschichte 1985: 308f, 520f). In Be- 
richten, Erinnerungen und Romanen über den Ersten Weltkrieg wurde der 
Einsatz der halbautomatischen Waffen später immer wieder thematisiert und 
die Schrecken dieses Krieges wurden außer mit den neuartigen Giftgasangrif- 
fen gerade mit ihnen in Verbindung gebracht. Demgegenüber bezogen sich 
populäre wie wissenschaftliche Darstellungen des Zweiten Weltkriegs lange 
Zeit überwiegend auf die Auswirkungen von Großaktionen wie Panzervorstö- 
ße (Einmarsch in Polen) oder Luftschlachten (Luftkrieg über England, Bom- 
bardierungen deutscher Städte). 

Insofern blieb die anhaltende militärische Bedeutung der Kleinwaffen auch 
nach dem Ersten Weltkrieg ım kollektiven Gedächtnis lange Zeit weitgehend 
ausgeblendet. In der Tat hatte ıhr Einsatz ab 1939 in hohem Maß mit den 
Seiten des Krieges zu tun, die im Widerspruch zu dem jahrzehntelang ın der 
Bundesrepublik gepflegten Bild der „sauberen Wehrmacht“ standen, die 
Krieg nach herkömmlichen Standards geführt hätte. Erst vor wenigen Jahren 
wurde dieser Mythos auch für eine breite Öffentlichkeit durch die Ausstel- 
lung des Hamburger Instituts für Sozialforschung Verbrechen der Wehrmacht 
massiv in Frage gestellt und rief entsprechend kontroverse Reaktionen hervor. 
Die Ausstellung wurde bekanntlich 1999 zurückgezogen, nachdem sich her- 
ausstellte, dass ein - wenn auch relatıv kleiner - Teil der präsentierten Fotos 
derartigen Geschehnissen irrtümlich zugeordnet worden waren. Die inzwi- 
schen neu konzipierte Ausstellung dokumentiert, ebenso wie dies bereits älte- 
re, aber bis dahin wenig rezipierte militärgeschichtliche Veröffentlichungen 
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taten, dass Erschießungen, an denen neben Angehörigen der SS, des Sicher- 
heitsdienstes und der Polizei immer wieder auch Soldaten der Wehrmacht 
beteiligt waren, zum militärischen Alltag gehörten. Ihre Opfer waren hundert- 
tausende Partisanen, jüdische Männer, Frauen und Kinder, sonstige Zivilisten 
im Rahmen von „Vergeltungsmaßnahmen“ sowie ın der Sowjetunion politi- 
sche Funktionäre. Ein Beispiel für zahllose weitere dieser Art stellt das Vor- 
gehen in der nahe Kiew gelegenen Stadt Lubny dar: 


„Im Oktober 1941 forderte die zuständige Ortskommandantur 1/922 mit Plakatanschlägen dazu 
auf, dass sich die Juden der Stadt und aus der Umgebung zwecks ‘Umsiedlung’ am 16. Oktober 
sammeln sollten. Wer diesem Aufruf nicht folgte, dem drohte die sofortige Erschießung. Die zu- 
sammengetriebenen Juden wurden unter Bewachung zur Exekutionsstätte gebracht, sie mussten 
sich entkleiden und wurden von Angehörigen des Sonderkommandos 4a erschossen. Anschlie- 
ßend meldete das Kommando den ‘störungslosen’ Verlauf und bezifferte die Anzahl der Opfer 
auf 1.865 Personen.“ (Hamburger Institut für Sozialforschung (Hg.) 2002: 166) 


Kleinwaffen in Kriegen nach 1945 


Auch in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg behielten Kleinwaffen ihre Be- 
deutung innerhalb der neuen Konzepte der Kriegsführung, wenngleich sie in 
der öffentlichen Wahrnehmung abermals ins Hintertreffen gerieten, da diese 
sich zunehmend auf die extrem kostspieligen und technisch hochkomplexen 
militärischen Großprojekte wie atomare Raketen, neue Typen von Kampf 
flugzeugen, später zusätzlich Laserwaffen richtete. Militärisch schien eine 
Phase des „Rüstungsbarocks“ (wie Mary Kaldor es 1981 in einem Buchtitel 
formulierte) angebrochen zu sein. Was für die einen ein beruhigendes 
„Gleichgewicht des Schreckens“ begründete, erschien anderen als Bedrohung, 
der gelegentlich apokalyptische Züge verliehen wurden. Die Konzentration 
des Interesses auf Großwaffen ließ Rüstungsbefürworter wie -kritiker, abgese- 
hen von den engeren Expertenzirkeln, lange Zeit reale Entwicklungen über- 
sehen, bei denen Tod und Verderben massenhaft als Folge der Verbreitung 
und Verwendung von Waffen auftraten, die technologisch viel weniger an- 
spruchsvoll waren, etwa automatische Gewehre in der Art der russischen Ka- 
laschnikow, des US-amerikanischen M 16 oder des deutschen G 3. Die neuen 
Generationen von Sturmgewehren zeichneten sich gegenüber früheren Mo- 
dellen dadurch aus, dass sie kleiner und leichter waren, aus relativ wenigen 
austauschbaren Teilen bestanden und bedienungsfreundlicher wurden. 

Trotz MIG 21 und 23, trotz Starfighter, Pershing 1 A und Tornado - die Be- 
deutung der Infanterie wurde in den NATO-Planungen der 1960er Jahre wie- 
der verstärkt, als man „begrenzte Kriege“ mit und ohne Atomwaffeneinsatz 
anvisierte. Im Rahmen der „flexiblen Militärstrategie“ entwickelte sie sich zu 
einer „Vielzweck-Waffengattung“ in verschiedenen neuen Formen zur Unter- 
stützung anderer Waffengattungen, so als mechanisierte Infanterie oder als 
Luftlande-Infanterie, als Panzergrenadiere oder als Jäger (Wörterbuch zur 
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deutschen Militärgeschichte 1985: 309). Dies blieben nicht nur militärische 
Konzepte, sondern Handfeuerwaffen wurden bei regulären wie irregulären 
Kampfhandlungen tatsächlich immer wieder verwendet. Wenn die USA wäh- 
rend des Vietnamkrieges zwischen 1964 und 1975 auch dreimal so viele 
Bomben abwarfen wie während des Zweiten Weltkriegs auf Europa, so be- 
schränkte sich die Kriegführung keineswegs auf den Einsatz von Großwaffen, 
wie etwa das Massaker von My Lai im Jahr 1968 deutlich belegt: 

„Am Morgen des 16. März marschierte eine amerikanische Infanterieeinheit in das aus vier Wei- 
lern bestehende Bauerdorf My Lai ein. Doch von den Guerilleros des Vietcong, die die Aufklä- 
rung gemeldet hatte, fanden die GlIs keine Spur. Darauf begannen die Soldaten unter dem 
Kommando von Lieutenant William Kelly mit der systematischen Ermordung der Zivilbevölke- 
rung. Das Gemetzel steigerte sich zu einer Blutorgie, der schätzungsweise 500 Frauen, Kinder 
und alte Männer zum Opfer fielen. Im Dorf befanden sich nur zwei Vietcong, die beide in ihren 
Verstecken überlebten. Kelly und seine Leute trieben die Einwohner aus ıhren Häusern, erschos- 
sen sie mit Maschinengewehrsalven oder ließen Handgranaten in den Erdlöchern detonieren, die 
der Bevölkerung gegen die pausenlos ım Einsatz stehende amerikanische Luftwaffe und Artillerie 
Schutz bieten sollte.“ (Biess 1998, vgl. auch Derriere, 30.8.2001) 

Danach wurde auf allen Stufen der militärischen Hierarchie versucht, diesen 
Vorfall zu vertuschen und erst die Recherchen eines US-amerikanischen 
Journalisten sowie die Aussagen eines Helikopter-Piloten, der das Massaker 
aus der Luft beobachtet und versucht hatte, ihm Einhalt zu gebieten, führten 
später zur Verhandlung vor einem Kriegsgericht, bei der von allen Beteiligten 
lediglich Kelly verurteilt und geraume Zeit später von Präsident Nixon be- 
gnadigt wurde (ebd.). 

Wenig öffentliche Aufmerksamkeit - jedenfalls ın westlichen Ländern - er- 
weckte gleichfalls der 1980 ausbrechende und acht Jahre andauernde erste 
Golfkrieg zwischen Iran und Irak, der nicht nur mehr als eine Million Tote 
forderte, sondern auch deutliche Züge eines „entgrenzten“, nicht auf Kampf 
handlungen zwischen regulären Soldaten beschränkten, Krieges trug, und 
zwar durch den massenhaften Einsatz von Kindersoldaten. Was heutzutage 
vielfach als neue Erscheinung gilt, die charakteristisch für die Bürgerkriege 
und das Auftreten von Warlords ım letzten Jahrzehnt seın soll, hat somit e- 
benfalls historische Vorläufer. Als der Krieg in sein drittes Jahr ging, wurden 
auf iranischer Seite erstmals Kinder und Jugendliche eingezogen, denen man 
verhieß, sie würden auf dem Schlachtfeld des Propheten ansichtig werden. 
Manche waren zu klein und schmächtig, um die Waffen, die man ihnen in 
die Hand drückte, auch nur zu halten oder zu tragen. Aber häufig hatten die 
Militärs mit ihnen ohnehin anderes vor, als sie schießen zu lassen; sie schick- 
ten sie anstelle von Minenhunden über die verminten Felder Chusistans, um 
auf diese Art der iranıschen Armee den Weg in den Irak freizumachen. Einer 
dieser Kindersoldaten schrieb später darüber: 

„Seit jenem schwarzen Tag, an dem über tausendfünfhundert Kinder zwischen zwölf und fünf 


zehn Jahren auf einem Minenfeld ihr Leben geopfert haben, damit die Panzer und Lastwagen der 
Armee vorrücken konnten, habe ich nicht mehr geweint. Viele Tränen habe ich vergossen in die- 
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sem Inferno, stumme Tränen, als man mich schlug, Tränen der Freude beim Anblick des Pro- 
pheten zu Pferde, Tränen der Trauer um meine in der Schlacht gefallenen Kameraden, deren Le- 
ben ich manchmal nur für wenige Stunden geteilt habe. Heute hab ich keine Tränen mehr zu 
weinen.“ (Zit. in: Gesichter des Krieges 1991: 11f) 


„Neue Kriege?” 


Was haben die genannten Beispiele für die Verwendung von Handfeuerwaf- 
fen in Kriegen des 19. und 20. Jahrhunderts mit der aktuellen Debatte um 
„neue Kriege“ zu tun? Bereits Carl von Clausewitz hat um 1820 zwischen 
„großen“ und „kleinen“ Kriegen unterschieden. Unter „großen Kriegen“ 
verstand man seither solche zwischen Staaten, wobei ausschließlich reguläre 
Streitkräfte zum Einsatz kommen und vereinbarte Regeln gelten sollen. Nach 
den Erfahrungen des dreißigjährigen Krieges waren die sich herausbildenden 
Nationalstaaten zunehmend an einer Einhegung des Kriegsgeschehens inter- 
essiert, indem durch die Einführung stehender Heere nunmehr deutlich zwi- 
schen Kombattanten und Nichtkombattanten unterschieden wurde (vgl. 
Hoch 2001: 17ff). Wesentliches Merkmal war somit, dass ein immer stärker 
zentralisierter Staat als „Monopolist des Krieges“ auftrat, also gegen selbster- 
nannte Kriegsherren, ränkesüchtige Provinzfürsten oder marodierende Ban- 
den vorging und den Bereich des Militärischen als ein ihm allein zustehendes 
Aktionsfeld reklamierte: 

„Zur Verstaatlichung des Krieges, die für die alten Kriege typisch war, hatte auch die Zivilisie- 
rung der Krieger gehört, die durch ein umfängliches Exerzierreglement, die Kasernierung der 
Truppen sowie die geregelte Versorgung und Entlohnung der Soldaten sichergestellt wurde. Mit 
der Professionalisierung des Kriegerstandes und der Entwicklung eines eigenen Ehrenkodex’ gin- 
gen die Zeiten des Mordens und Plünderns, wie Grimmelshausen sie in seinem Simplicissimus 
beschrieben hat, zu Ende.“ (Münkler 2001: 586) 

Dagegen versteht man unter „kleinen Kriegen“ (mittlerweile auch unter dem 
Etikett /ow-intensity conflicts bekannt) seit von Clausewitz solche, in denen 
nicht-staatliche Akteure beteiligt sind. Als ihre Merkmale gelten, dass sie 
nicht zwischen, sondern innerhalb von Staaten stattfinden, dass gegenseitig 
anerkannte Regeln fehlen, und die Auseinandersetzungen sich zudem nicht 
auf militärische Ziele beschränken müssen, sondern ebenso gut auf zivile Zie- 
le wie Infrastruktur und Versorgungseinrichtungen gerichtet sein können. Sie 
sind es, die für eine Reihe von Theoretikerinnen und Theoretikern als der 
nunmehr vorherrschende Typus der Kriege in den achtziger und neunziger 
Jahren des 20. Jahrhunderts angesehen werden, als „neue Kriege“, die „durch 
das Verschwimmen der Grenzen zwischen Krieg (üblicherweise als politisch 
motivierte Gewalt zwischen Staaten oder organisierten politischen Gruppen 
definiert), organisiertem Verbrechen (privat motivierte, normalerweise auf fı- 
nanziellen Gewinn abzielende Gewalttaten privat organisierter Gruppen) und 
massiven Menschenrechtsverletzungen (von Staaten oder politisch organisier- 
ten Gruppen gegen Individuen begangene Gewalttaten) geprägt sind“ (Kaldor 
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2000: 8). An die Stelle der Staaten als Hauptakteure in den „großen“ Kriegen 
seien also nicht-staatliche Akteure getreten, und zwar „... neben klassischen 
Befreiungsbewegungen und Guerillaorganisationen Strukturen der organisier- 
ten Kriminalität, private military companies sowie private Sicherheits und 
Nachrichtenorganisationen.“ (Hoch 2001: 19). In diesem Zusammenhang ist 
von einer wachsenden Privatisierung des Krieges die Rede, womit gemeint ist, 
dass das beschriebene staatliche Gewaltmonopol, wie es sich in den letzten 
Jahrhunderten tendenziell in den meisten Ländern herausgebildet hat, zu- 
nehmend infrage gestellt wırd und Konkurrenz von marktförmigen Organisa- 
tionen bekommt, die meist jenseits der Legalität operieren bzw. deren Ge- 
schäft überhaupt die Illegalität ist. Inbegriff dieses neuen Typs von Akteuren 
ist der Warlord, der „Unternehmer, militärischer Befehlshaber und politischer 
Führer ın einer Person ist“ (Strutynski 2001: 6). Als Beispiele für die „neuen 
Kriege“ der letzten Jahrzehnte werden genannt: für Afrıka Sıerra Leone, Kon- 
go und Sudan, für Lateinamerika Kolumbien, für Südostasien und den Pazi- 
fik die Philippinen und die Salomonen, Indonesien und Fidschi, für Europa 
der Kosovo, Südserbien und Mazedonien (vgl. Strutynski 2001: 1). Als typı- 
sche Vertreter der Warlords und ihrer Gefolgschaften figurieren der serbische 
Berufsverbrecher Raznjatovi® und seine „Schwarzen Tiger“ oder die „Kriegs- 
veteranen“ Mugabes ın Zimbabwe - wobeı die Hitliste der Prominenz mitt- 
lerweile zweifellos von Bin Laden angeführt wird (vgl. Eppler 2001). 

Einige Sozialwissenschaftler sehen die Herausbildung neuer politischer und 
militärischer Strukturierungen bereits in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun- 
derts und verweisen auf die große Zahl der Kolonial- und Befrerungskriege 
seıt den 1950er Jahren, wobei deren Akteure allerdings vorrangig politische 
Ziele hatten (Hoch 2001: 19). Andere setzen den Übergang von den „alten“ 
zu den „neuen“ Kriegen rund um das Jahr 1990 und betonen die Neuartig- 
keit ethnischer Konflikte wie sie etwa für die gewalttätigen Auseinanderset- 
zungen im zerfallenden Jugoslawien charakteristisch waren (Kaldor 2000: 
52). 

Die exemplarisch angeführten Erfahrungen mit der Verwendung von Klein- 
waffen in früheren Kriegen lassen es allerdings fraglich erscheinen, ob tatsäch- 
lich trennscharf zwei Phasen unterschieden werden können: die frühere der 
„großen“ Kriege (wann immer man diese auslaufen lässt, ob 1945 oder 1990) 
und die neuere der „kleinen“ Kriege. Denn auch früher gab es bereits parallel 
zu den Kriegen zwischen Staaten solche, in denen sich Staaten und nicht- 
staatliche Akteure gegenüberstanden, wıe in den Kolonialkriegen vor 1914. 
Die damit verbundenen strategischen und taktischen Herausforderungen 
mögen aus der Sicht der Militärs oft wenig reizvoll gewesen sein und in den 
Augen der Offizierselite mag es sich hierbei nicht um „richtige“ Kriege ge- 
handelt haben, bei denen Schneid und Heldenhaftigkeit unter Beweis gestellt 
werden konnten - aus der Perspektive der betroffenen Völker waren diese Mı- 
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litäraktionen jedoch alles andere als peripher, sondern in ihren Folgen für sie 
ungleich dramatischer, wenn die tendenzielle Auslöschung des eigenen 
Stammes drohte, wie im Fall des Massenmordes an den Hereros in Deutsch- 
Südwestafrika (1904-1907), dem mehr als 60.000 Menschen zum Opfer fielen 
(Gesellschaft für bedrohte Völker 2000). Auch die Ereignisse im Rahmen des 
deutschen Krieges gegen die Sowjetunion und aus dem amerikanischen Krieg 
in Vietnam belegen, dass die Kriegsführung von Nationalstaaten nicht 
zwangsläufig auf „reguläre“ Kämpfe, bei denen bestimmte international aner- 
kannte Regeln respektiert werden, begrenzt sein musste. Gerade das Beispiel 
des deutschen Vorgehens gegen die Sowjetunion zeigt, dass diese Regeln ganz 
bewusst missachtet werden konnten. So setzte die Wehrmachtsführung mit 
dem „Kriegsgerichtsbarkeitserlass“ und dem „Kommissarbefehl“ bereits im 
Vorfeld „zentrale Bestandteile des damals geltenden Kriegsvölkerrechts außer 
Kraft und schuf damit wesentliche Voraussetzungen für einen bisher beispiel- 
losen Rassen- und Vernichtungskrieg“, also für die von Hitler geforderte „un- 
erhörte Härte“ zur Beseitigung des „jüdischen Bolschewismus“ (Hamburger 
Institut für Sozialforschung 2002: 37). Auch das Maß an Zivilisiertheit des 
Militärs taugt wenig, um „alte“ und „neue“ Kriege säuberlich voneinander zu 
unterscheiden, wie Mary Kaldor es unternimmt, wenn sie als Besonderheit 
„des neuen Modus der Kriegsführung“ Vorgehensweisen anführt, „die gemäß 
den klassischen Regeln der Kriegsführung geächtet waren und im Kriegsrecht 
des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts kodifiziert wurden - Greueltaten 
an Nicht-Kombattanten, Belagerungen, die Zerstörung historischer Bauten 
und Denkmäler usw.“ (Kaldor 2000: 18). Ebendies waren auch Merkmale der 
deutschen Kriegsführung im Zweiten Weltkrieg (und fallweise auch derjent- 
gen der Alliierten, insbesondere im Zusammenhang mit den Bombardierun- 
gen deutscher Großstädte). Tatsächlich legen die Theoretiker der „neuen 
Kriege“ ein gewisses Unbehagen an den Tag, wenn es um die Einordnung der 
„totalitären“ Kriege des 20. Jahrhunderts geht, denen sie innerhalb der „alten 
Kriege“ doch einen Sonderstatus zubilligen möchten (Kaldor 2000: 42ff, 
Hoch 2001: 23). Allerdings ıst dann zu fragen, welchen Sinn die genannte 
Dichotomie hat, wenn die epochalen Großereignisse des 20. Jahrhunderts in 
ihr als Ausnahmen vom allgemeinen Muster verbucht werden müssen. 

Das Beispiel des Iran-Irak-Krieges weist schließlich darauf hın, dass auch das 
Phänomen der Kindersoldaten, das mit den „neuen Kriegen“ in einen ursäch- 
lichen Zusammenhang gebracht wird, seine staatlich initiierten Vorläufer hat. 
Seit 1996, als der UNO erstmals ein Expertenbericht dazu vorgelegt wurde, 
hat das Thema mittlerweile zu Recht erhebliche Resonanz gefunden. Für die 
1990er Jahre wird geschätzt, dass ın Ländern wie Liberia, El Salvador, Afgha- 
nistan und Äthiopien Kinder und Jugendliche mindestens 10% der kämpfen- 
den Truppen einer oder mehrerer Konfliktparteien bildeten. Meist wurden sie 
mit mehr oder weniger gewaltsamen Mitteln zum Dienst mit der Waffe ge- 
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bracht, und die Erfahrungen, die sie dabei sammelten, ließen sie vielfach zu 
einer „verlorenen Generation“ werden. Der Kontext, in dem diese Kinder 
und Jugendlichen das Handwerk des Krieges lernten, war von einem Mangel 
an Alternativen geprägt, wenn Bildungsmöglichkeiten ebenso beschränkt wie 
Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung hoch waren, so dass das Tragen ei- 
nes Gewehrs zu einem Mittel der Demonstration von Männlichkeit und von 
Anerkennung in der Gesellschaft wurde - das einzige, das ihnen offen stand 
(vgl. Solms 1999: 214 ff, Lock 1999: 4). Dennoch: eine völlig neuartige Er- 
scheinung ist auch diese Ausweitung des Begriffs „Kombattanten“ nicht. 

Aus all dem ergibt sich, dass die Kontinuitätslinien zwischen den „alten“ und 
„neuen“ Kriegen sehr viel stärker sind, als oftmals angenommen wird: Bereits 
in den „alten“ Kriegen sind wesentliche Züge zu erkennen, die manchen Au- 
toren als distinktives Merkmal der „neuen“ gelten - das „irreguläre“ Kriegsge- 
schehen, das Ägieren jenseits anerkannter Regeln in bezug auf die Zivilbevöl- 
kerung und auf die Behandlung von Kriegsgefangenen, die Ausdehnung des 
Begriffs Kombattanten auf Minderjährige. Auf einer anderen Ebene ist hinge- 
gen tatsächlich ein neuartiger Charakter des militärischen Geschehens der 
letzten Jahrzehnte zu erkennen. Fr liegt, bedingt durch die starke Präsenz 
nicht-staatlicher Akteure, in der Revolutionierung der ökonomischen Basıs. 


Ökonomie der Bürgerkriege 


Warlords gingen häufig aus Oppositionsbewegungen gegen Kolonialregime 
hervor und wurden ursprünglich von einer der beiden Großmächte unter- 
stützt. Daneben waren mehr oder weniger korrupte Regierungen ın Ländern 
der sogenannten Dritten Welt Adressaten für Waffen, Hilfe bei der militäri- 
schen Ausbildung oder Geldzahlungen. Die Unterscheidung zwischen War- 
lords und Regierungen ist hierbei nicht trennscharf, da Gewaltunternehmer 
oder bewaffnete Oppositionsgruppen gelegentlich so erfolgreich waren, dass 
sie Regierungsfunktionen übernehmen konnten, wie es Charles Taylor in Li- 
berıa gelang oder auch den Talıban ın Afghanistan. Ein wichtiger Einschnitt 
bedeutete für sie alle jedoch die Wende von 1990. Mit dem Ende des „Kal- 
ten Krieges“ (jedenfalls in weiten Bereichen der Erde) verloren die Groß- 
mächte das Interesse an derartigen Stellvertretern und stellten die bis dahin 
großzügigen Transfers weitgehend ein. Seither sind wichtige Merkmale sol- 
cher „Gewaltunternehmer“ wie auch korrupter Regierungen, dass sie nicht 
nur ihre politischen, militärischen und ökonomischen Ziele unabhängig von 
demokratischen politischen Prozeduren bestimmen, sondern mangels des 
Zugriffs auf eigene Steuergelder (oder weil diese nicht ausreichen) selbst für 
die Finanzierung ihrer Aktivitäten aufkommen müssen, etwa durch Drogen-, 
Waffen- oder Edelsteinhandel, durch das Eintreiben von Schutzgeldern, 
durch Raub und Plünderungen oder Überweisungen aus der Diaspora. 
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Die neuen Strukturen der Ökonomie der Bürgerkriege wurden bisher am um- 
fassendsten in dem gleichnamigen Sammelband von Jean und Rufin (1999) 
untersucht, wobei der Ausgangspunkt dieser Studien in den Erfahrungen von 
Mitgliedern internationaler Hilfsorganisationen lag, denen bei ihren Interven- 
tionen in Bürgerkriegen wiederholt Grenzen ihres Handelns deutlich wurden. 
Humanitäre Hilfe - deren Bedeutung in den 1990er Jahren stark zugenom- 
men hat - ist unter Konfliktbedingungen eine „Ressource, die die politischen 
und wirtschaftlichen Akteure sich anzueignen versuchen, um sie für ihre Ziele 
zu nutzen“ (Jean 1999: 459). Gravierender noch als der Umstand, dass kor- 
rupte Funktionäre häufig Teile der Lieferungen für sich abzweigen, ist dabei 
jener, dass dies auch die kriegführenden Gruppen und Regierungen selbst in 
erheblichem Umfang praktizieren oder Schutzgelder einfordern: „So gesehen 
hat die humanitäre Hilfe den Effekt, Kriegswirtschaften zu alımentieren, die 
andernfalls geschlossen wären“ (ebd.: 465). Neben Raub und Erpressung be- 
steht eine weitere wichtige Form, die sich in den letzten Jahrzehnten schritt- 
weise entwickelt hat, in der Teilnahme an der organisierten Kriminalität. Es 
kann sich dabei um Waren handeln, deren Produktion und Verbreitung in- 
ternational verboten ist, etwa Drogen. Oder aber um den Handel mit be- 
stimmten Gütern, der gegen internationale Regelungen verstößt, die Kontin- 
gente vorsehen, etwa Elfenbein oder Teakholz. Die dritte, häufig praktizierte 
Variante bezieht sich auf frei handelbare Waren wie Gold, Edelsteine oder 
Kautschuk: „Die Guerilla beutet deren lokale Vorkommen aus, wie auch eine 
Regierung es tun würde. Der einzige - und bedeutende - Unterschied liegt 
darin, dass sie dies ohne jede gesetzliche Beschränkung tut“ (Rufın 1999: 32). 
Eines der ältesten Beispiele für eine Schattenökonomie von hoher Komplexi- 
tät stellen die Milizen im Libanon dar, die seit den 1970er Jahren kriminelle 
Geldbeschaffung in unterschiedlichsten Formen betrieben: von Entführungen 
mit Lösegelderpressungen über Autodiebstähle, Zigaretten-, Drogen-, Waffen- 
und Treibstoffschmuggel, bis hın zur Organısierung privater Wach- und Sı- 
cherheitsdienste, Versicherungsbetrügereien und Spekulationsgeschäften (Pı- 
card 1999). 

In welchem Verhältnis wirtschaftliche und politische Motive bei solchen 
Strukturen stehen, ist ın der neueren Diskussion umstritten und wohl auch 
im einzelnen unterschiedlich. Für Georg Elwert sind „Gewaltmärkte“ der 
Gravitationspunkt für „als Bürgerkriege, Kriegsherrensysteme oder Räubertum 
bezeichnete Konflikte, bei denen das ökonomische Motiv des materiellen 
Profits dominiert“ (Elwert 1998: 265). Andere Beobachter heben die fallweise 
unterschiedliche Gewichtung der wirtschaftlichen, militärischen und politi- 
schen Ziele hervor: „Oft bleibt unklar: was Mittel ist und was Zweck. Han- 
deln die Warlords in Westafrika mit Diamanten, um ihre verwilderten Söld- 
ner zufriedenzustellen oder spielen sie ‘Krieg’ um des Diamantenschmuggels 
willen?“ (Eppler 2001). 
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Während auch Mary Kaldor die Bedeutung dieser Strukturen der informellen 
und kriminellen Ökonomie anführt, erscheint es dennoch zu kurz gegriffen, 
mit dem zutreffenden Verweis auf interne Verhältnisse die Gesamtproblema- 
tik auf den Begriff „Privatisierung der Gewalt“ zu reduzieren: „Die Aushöh- 
lung der Autonomie des Staates, in Extremfällen seine völlige Auflösung, bil- 
det den Kontext, aus dem die neuen Kriege erwachsen“ (Kaldor 2000: 12, vgl. 
auch 161 ff). Die Regionen, die hier angesprochen werden, stellen keine au- 
tarken sozialen und ökonomischen Inseln dar. Vielmehr sind Kriegsökono- 
mien sowohl was ihre Finanzierung als auch die von ihnen benötigten Waf- 
fenlieferungen angeht, in einem breiteren weltwirtschaftlichen Zusammen- 
hang zu sehen, der bei dieser Fokussierung auf die Binnenverhältnisse weit- 
gehend ausgeblendet bleibt: „Da Gewaltmärkte das landesinterne Institutio- 
nengefüge und Produktionspotential weitgehend zerstören, sind sie entschei- 
dend von Abnehmern, Lieferanten, Banken und anderen Dienstleistungen 
außerhalb ihres Raumes abhängig“ (Elwert 2001: 15). Wenn etwa die Bürger- 
kriege in Angola und Sierra Leone überwiegend dadurch finanziert werden 
konnten, dass die Rebellen Diamantengebiete kontrollieren, so bedurfte es 
auch der Abnehmer für diese Diamanten, in diesem Fall den südafrikani- 
schen Konzern De Beers, der den weltweiten Handel weitgehend kontrolliert 
und über den die Edelsteine den Weg in die legalen Kreisläufe fanden (vgl. 
Custers 2001). Als wesentlicher Hintergrund der unterschiedlichen Kriegs- 
ökonomien ist also die Verschränkung des regulären, des informellen und des 
kriminellen Sektors der globalen Wirtschaft zu sehen (vgl. Lock 2001: 20f). 
Wenn staatliche Gewalt in bestimmten Regionen auch weitgehend erodiert 
ist, so trifft dies auf der militärischen Ebene keineswegs auf alle Staaten zu 
(aktuelle Gegenbeispiele: USA, NATO) und ebenso wenig ist davon auszuge- 
hen, dass Staaten keinerlei Rolle bei den internationalen Waffentransfers spie- 
len würden. In unterschiedlichem Maß und in unterschiedlichen Formen ha- 
ben einzelne Regierungen in diese speziellen Warenströme eingegriffen (und 
tun dies bis heute). Staaten lieferten oder schenkten im Rahmen von Milıtär- 
hilfe Waffen an andere Staaten und Geheimdienste statteten oppositionelle 
Bewegungen, die in ihre Kalküle passten, mit dem nötigen Kriegsgerät aus. 
Regierungen konnten somit aus politischen oder wirtschaftlichen Gründen 
selbst an Waffentransfers beteiligt sein (active involvement). Oder aber sie 
versuchten, durch eine mehr oder weniger restriktive Gesetzgebung Einfluss 
auf Ausmaß und Richtung privater Geschäfte zu nehmen (passive involve- 
ment). Insofern sind die aktuellen Gewaltmärkte nicht allein durch eine Ten- 
denz von „Privatisierung“ und „Entstaatlichung“ zu erklären, sondern durch 
ein spezifisches Zusammenwirken von privaten und staatlichen Akteuren, das 
zu verschiedenen Zeiten unterschiedliche Formen angenommen hat. Dies ist 
am Beispiel der Kleinwaffen näher zu untersuchen. 
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Waffentransfers: Active involvement 


Die Expertenmeinungen sind darüber geteilt, ob Kleinwaffen „ewig“ hielten 
oder ob dies nur in einigen Fällen wie für das Kalaschnikow-Sturmgewehr AK 
47 gelte, das tatsächlich jahrzehntelang verwendbar sei (vgl. dazu Graduate 
Institute 2001: 81, Paes 2000: 35). Wenn also die vielfach betonte „Robust- 
heit“ von Kleinwaffen nicht überschätzt werden soll, bestehen gleichzeitig 
kaum Zweifel daran, dass die Mehrzahl von ihnen tatsächlich langfristig 
nutzbar sind, so dass frühere Waffenlieferungen der Großmächte seither viel- 
fache Zirkulationsetappen durchlaufen haben. In Afrika haben sich große re- 
gionale Waffenbestände insbesondere in Südafrıka und Mosambik, aber auch 
in Somalia und Äthiopien, deren Regierungen wechselweise vom Westen und 
vom Östen unterstützt wurden, angesammelt, wobei ein Großteil davon mitt- 
lerweile in Privathände gelangt sind: „Für die meisten Menschen am Horn 
von Afrıka ist Waffenbesitz kein Problem, sondern eine Selbstverständlich- 
keit“ (Johnson 2001a: 4, vgl. auch GTZ 2001: 15). 

Ähnlich verhält es sich mit den Waffen, die an zentralamerikanische Regie- 
rungen verteilt wurden, um dort gleichfalls den Kommunismus zu bekämp- 
fen, so in Nicaragua und Guatemala. In EI Salvador haben die erheblichen 
Waffenbestände aus der Zeit des Bürgerkriegs zusammen mit anhaltenden so- 
zialen Spannungen dazu geführt, dass heutzutage mehr Menschen durch 
Schusswaffen ums Leben kommen, als dies während des eigentlichen Bürger- 
kriegs der Fall war (Lock 1999: 11). In Kolumbien wiederum finden viele dieser 
Waffen sich inzwischen in den Händen der kolumbianischen Drogenbarone 
bzw. der von ihnen befehligten Guerillas, die sich auf diese Art gegen militäri- 
sche Operationen des von den USA beauftragten Söldner-Unternehmens MPRI 
zu Wehr setzen, da die USA mittlerweile den Kampf gegen den Kommunismus 
durch den Kampf gegen die Drogen ersetzt haben (Zelik 2001: 405). 

Auch Kambodscha war lange Zeit Adressat umfangreicher Waffentransfers: 
„in Militärbaracken, Höhlen und Bauernhäusern lagern noch mindestens eı- 
ne halbe Million Gewehre, Pistolen und Granaten amerikanischer, sowjeti- 
scher und chinesischer Herkunft, mit denen die Großmächte das kleine Land 
in Jahrzehnten des Krieges seit 1970 überschwemmten“ (Lietsch 2001: 4). Die 
Philippinen gehören zu den Ländern, die bevorzugt von den USA beliefert 
wurden und werden. Hier, wo die meisten Militärs schlecht bezahlt werden, 
hat sich ein schwunghafter Handel mit angehäuften Armeebeständen entwik- 
kelt, so dass sich unter anderem die Terrororganisation Abu Sayaf auch auf 
diese Art die nötigen Waffen verschafft: „... Soldaten und Offiziere der phil- 
ippinischen Armee sind froh, sich mit dem Verkauf ihrer Pistolen und von 
Munition an immer neue Möchtegernkidnapper einen Nebenerwerb zu ih- 
rem mageren Sold zu schaffen“ (Lietsch 2001: 4). Diese Verkäufe ergänzen 
die ohnehin schon bestehende anhaltende Zirkulation der Waffen zwischen 
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Armeeeinheiten und Rebellengruppen, die bei Kämpfen von der anderen Sei- 
te erbeutet werden, um bei der nächsten Gelegenheit dieser gegenüber einge- 
setzt zu werden (Graduate Institute 2001: 183). In den 1980er Jahren schließ- 
lich wurden die afghanischen Mudjadehin vom CIA großzügig mit mehr als 
1 Mio. Kalaschnikows samt Munition sowie mit Raketen ausgestattet, die 
von den Taliban im Herbst vergangenen Jahres gegen ıhre früheren Bündnis- 
partner eingesetzt werden konnten (Lock 1999: 1). 

Insgesamt sollen die USA zwischen 1950 und 1975 mehr als 2 Mio. Gewehre 
an Alliierte verschenkt haben. Die östliche Großmacht stand dem in nichts 
nach: „Die Sowjetunion hat insbesondere ihren “Exportschlager’ Kalaschnıi- 
kow millionenfach an Streitkräfte und Guerillakämpfer in den Entwicklungs- 
ländern verkauft oder verschenkt“ (GTZ 2001: 13). 


Waffentransfers: Passive involvement 


Offiziell werden Kleinwaffen derzeit in mehr als 600 Unternehmen und in 
mindestens 95 Ländern hergestellt, wobei das Gesamtvolumen des Marktes ın 
den letzten Jahren abgenommen hat. Gemessen an der Zahl der Beschäftig- 
ten wıe auch an den Stückzahlen ist die Produktion zumindest bis Ende der 
1990er Jahre ebenso geschrumpft wie ın anderen Bereichen der Rüstungsin- 
dustrie, vor allem weil für die im Kalten Krieg involvierten Armeen die legi- 
timatorische Grundlage entfiel, ihre bereits beträchtlichen Waffenarsenale 
weiterhin auszubauen. Fs wird geschätzt, dass von 1980 bis 1998 jährlich 
weltweit 6,3 Mio. Kleinwaffen produziert wurden, im Jahr 2000 demgegen- 
über 4,3 Mio. In den Jahrzehnten nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
wurden militärische Kleinwaffen vor allem in staatlichen Betrieben der So- 
wjetunion und in privaten Unternehmen der USA produziert, außerdem in 
mehreren europäischen Ländern. Ein großer Teil der Produktion wurde ex- 
portiert und für die gängigeren Waffen Lizenzen zur Produktion in anderen 
Ländern vergeben. Obwohl die Gesamtumsätze des Kleinwaffenmarktes zu- 
rückgingen, kam es zu einem Zuwachs an Firmen und Ländern, die in diese 
Art von Geschäften involviert sind. Als newcomer sind auf Länderebene ım 
letzten Jahrzehnt vor allem Brasilien, China, Indien, Israel, Pakistan, Singa- 
pur, Südafrika und Taiwan zu nennen. Diese Entwicklungen haben die Ent- 
stehung eines Käufermarktes und eine wesentliche Verschärfung der Konkur- 
renz mit sich gebracht, der manche Firmen durch verstärkte Produktdifferen- 
zierung, andere durch Dumping-Preise und durch die Suche nach neuen Ab- 
nehmern, also durch aggressive Verkaufspolitik, begegneten (vgl. Graduate In- 
stitute 2001: 7ff, 16, 48). 


3 Die Informationen über produzierende Länder und Firmen bleiben selbst auf der offiziellen 
Ebene unzureichend. So fehlen in der weiter unten zusammengestellten Tabelle über die am 
weitest verbreiteten Waffen etwa Angaben zu den von den deutschen Firmen Rheinmetall 
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Vom Produktionswert her noch bedeutender ist der Munitionsmarkt, und 
auch hier findet man ähnliche regionale Schwerpunkte. Wiederum dominie- 
ren Firmen in den USA und in der Russischen Föderation, außerdem gibt es 
bedeutende Produzenten in Norwegen, Österreich, Deutschland, Frankreich, 
Belgien und Großbritannien. Entscheidend ist nun, in welcher Weise Staaten 
legale Exporte definieren, sie fördern oder behindern und inwieweit sie illega- 
le Exporte unterbinden - oder aber ihnen sogar Vorschub leisten. Trotz der 
in den letzten Jahren verstärkten Bemühungen, Kenntnisse über die entspre- 
chenden Praktiken und ihre Ergebnisse zu erlangen, ist der Wissenstand nach 
wie vor äußerst lückenhaft. 

Man geht davon aus, dass 80-90% aller Exporte einen legalen Ausgangspunkt 
haben. Von den 95 Staaten, in denen Waffen produziert werden, machen al- 
lerdings weniger als 2/3 Angaben über ihre entsprechenden Exporte, zu den- 
jenigen, die solche Auskünfte ablehnen, gehören nicht nur Iran, sondern 
auch Norwegen und Frankreich (Graduate Institute 2001: 145f). Die vier 
größten Exporteure (deren jährliche Ausfuhr an Kleinwaffen mehr als 75 
Mio. US Dollar beträgt) sind, ın der Reihenfolge ihrer Bedeutung: die USA, 
Deutschland, die GUS und Brasilien. Auf den nächsten Plätzen finden sich 
Österreich, Tschechien, Großbritannien, Südkorea, Polen und Schweden 
(ebd.: 148). 

Durch das Bestehen von (im einzelnen unterschiedlichen) staatlichen Rege- 
lungen existiert ein Nebeneinander von legalen Exporten und einer Abstu- 
fung von illegalen Exporten (an denen durchaus auch Regierungen selbst be- 
teiligt sein können - prominentestes Beispiel war die Iran-Contra-Affäre in 
den USA). Nach der Definition der UNO sind illicit transfers solche, die im 
Gegensatz zu nationalem oder internationalem Recht stehen. Als „graue 
Märkte“ werden dabei jene bezeichnet, auf denen dieses Recht umgangen 
wird oder Schlupflöcher ausgenutzt werden; als „schwarze Märkte“ jene, auf 
denen in direktem Widerspruch zu solchem Recht gehandelt wird (wobei die 
Verletzung der Norm sich für die Akteure besonders profitabel gestalten 
kann, wenn etwa gegen eın Waffenembargo oder das Lieferverbot in eine 
Konfliktregion verstoßen wird, Graduate Institute 2001: 165f). 

Es gibt einige Länder, die mittlerweile eine besondere Reputation als Dreh- 
scheiben für den Umschlag von der Legalität zur Illegalität erlangt haben, so 
insbesondere Israel, eines der bevorzugten Empfängerländer für US-Exporte 
und seinerseits Lieferant an Rebellengruppen in Srı Lanka und Sierra Leone 
sowie an die Drogenbarone in Kolumbien; außerdem die Philippinen, eben- 


und Heckler & Koch produzierten Maschinengewehren. Dazu kommen in mindestens 25 
Ländern illegale Formen von Kleinwaffenproduktion, von der nur bekannt ist, dass es sie 
gibt, nicht aber, welches Ausmaß sie erreicht. Nach UN-Angaben existieren solche informel- 
len Strukturen u.a. in China, Tschechien, Japan, Südafrika, den USA und Großbritannien 
(Graduate Institute 2001: 20, 45.) 
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falls häufig Adressat von Exporten aus den USA, aber auch aus Großbritan- 
nien, Kanada und Südafrika; des weiteren Thailand, das von den USA, Kana- 
da und Deutschland beliefert wird; schließlich Singapur, das legale Waffenlie- 
ferungen aus den USA bezieht. Besonders die Philippinen gelten ebenso wie 
Thailand und Singapur als Länder, in denen sich Schwarzmärkte zur Versor- 
gung nahe gelegener Konfliktregionen etabliert haben (Graduate Institute 
2001: 155). 

Eine besondere Variante für derartige Vernebelungsaktionen der Lieferungen 
in Spannungsgebiete stellen Praktiken in mehreren afrikanischen Staaten dar. 
In rohstoffreichen afrikanischen Ländern nutzten dort agierende Rebellen- 
gruppen oder Warlords, wenn aufgrund anhaltender blutiger Konflikte ein 
UN-Waffen-Embargo bestand, gerne die Dienste der Regierungen benachbar- 
ter Länder. Diese erklärten sich vielfach bereit, als nominelle Bestimmungsor- 
te von Waffenlieferungen aufzutreten, gegen entsprechende Zahlungen oder 
die Überlassung eines Teils der Militärgeräte jedoch als faktische Zwischen- 
stationen zu fungieren. In dieser Weise wurden Lieferungen aus Bulgarien 
und der Slowakei an die RUF in Sierra Leone, die wichtige Diamantenminen 
kontrolliert, über Senegal abgewickelt, solche aus Libyen über Liberia, solche 
aus der Ukraine über Burkina Faso. In ähnlicher Weise unterstützten die Re- 
gierungen von Zaire und Togo Lieferungen aus Osteuropa an die UNITA in 
Angola und ließen sich dafür in Diamanten oder in bar bezahlen. Auch au- 
ßerhalb von Afrika wurden derartige Gepflogenheiten festgestellt. So hat sich 
vor allem Pakistan als Relaisstation etabliert, und dies bereits im Zusammen- 
hang mit den CIA-Transaktionen nach Afghanistan in den 1980er Jahren, 
wobei sich die Regierung ihre Makler-Dienste in Waffen bezahlen ließ, die 
auf regionale Märkte weiterverschoben wurden, beispielsweise an indische 
Rebellengruppen (Graduate Institute 2001: 171ff). Einen Fall besonderer Art 
stellte im August 2000 die großspurige Ankündigung der peruanischen Regie- 
rung dar, einen Schmugglerring aufgedeckt zu haben, der noch in der DDR 
hergestellte Kalaschnikows aus Jordanien an die kolumbianische FARC lie- 
fern wollte. Offizielle Destination war angeblich die peruanische Armee, 
doch stellte sich bald heraus, dass der peruanische Geheimdienst selbst den 
Deal über die 50.000 Sturmgewehre, der vermutlich mit Kokain bezahlt werden 
sollte, eingefädelt hatte. Die Affäre führte letztlich zum Rücktritt des peruani- 
schen Präsidenten Fujimori im November (Graduate Institute 2001: 187). 
Welche Rolle spielen nun staatliche Instanzen in Deutschland innerhalb die- 
ses Karussells der Lieferungen, Verschiebungen und Umlenkungen? Wie 
kommt es, dass dem erstmals 1999 vorgelegten deutschen Rüstungsexportbe- 
richt zufolge Kleinwaffen- und Munitionslieferungen in 68 Länder außerhalb 
von EU und NATO stattfanden, wobei allein das Sturmgewehr G 3 von 
Heckler & Koch in fast ebenso vielen Ländern millionenfach verbreitet ist, 
und dies, obwohl die Bundesrepublik stets eine restriktivere Exportpolitik be- 
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trieben hat als etwa Großbritannien und Frankreich (vgl. Richter 2001)? Ge- 
setzliche Grundlagen bilden das Außenwirtschaftsgesetz und das Kriegswaf- 
fenkontrollgesetz (KWKG), die beide aus dem Jahr 1961 stammen. Inzwı- 
schen bearbeitet das Bundesausfuhramt, als nachgeordnete Behörde des 
BMWi die Anträge der deutschen Industrie zum Export von Waffen. Grund- 
sätzlich galt bisher, dass sämtliche Exporte von Rüstungsgütern genehmi- 
gungspflichtig sind, wobei Genehmigungen dann zu versagen sind, wenn „die 
Gefahr besteht, dass die Kriegswaffen bei einer friedensstörenden Handlung, 
insbesondere bei einem Angriffskrieg, verwendet werden“, oder wenn „Grund 
zu der Annahme besteht, dass die Erteilung der Genehmigung völkerrechtli- 
che Verpflichtungen der Bundesrepublik verletzen oder deren Erfüllung ge- 
fährden würde“ (zit. nach Strutynski 1996: 1). Es durfte also nicht an Staaten 
geliefert werden, gegen die ein Embargo verhängt wurde oder die sich im 
Kriegszustand befanden. Aus den letzten Jahrzehnten ist allerdings bekannt, 
dass deutsche Waffen dennoch auch solche Gebiete erreichten. 

Es sind vor allem drei Gründe auszumachen, die mögliche wohlmeinende 
Absichten der Eingrenzung von Rüstungsexporten wiederholt auf die Quali- 
tät von Sonntagsreden reduzierten. Zunächst, dass die Kennzeichnung eines 
Staates als „Spannungsgebiet“ unterschiedlich interpretiert werden konnte, 
wie (bis zum heutigen Tag) an der vielfachen Gewährung von Rüstungsexpor- 
ten für die Türkei oder Israel zu sehen ist. Der zweite Grund ist in den er- 
wähnten Umweggeschäften zu sehen. Länder, an die geliefert wurde, mussten 
keineswegs die Enddestinationen darstellen, und die Wege, die die Waffen 
danach zurücklegten, konnten immer verworrener werden, je häufiger sie von 
dort aus ihre zweiten, dritten oder vierten Verwendungen fanden. Schließlich 
ist als drittes die Bedeutung von Lizenzproduktionen zu nennen, deren Aus- 
maß in den letzten Jahrzehnten stetig zugenommen hat. Für deutsche Waffen 
wie etwa die Gewehre von Heckler & Koch wird angenommen, dass die meı- 
sten von ihnen, wenn sie in Kriegen des letzten Jahrzehnts eingesetzt wurden, 
entweder aus Militärhilfe oder aus Lizenzproduktionen stammten: „Die Li 
zenzvergabe ist für den Kleinwaffenbereich das größte Problem: Zwar haben 
die Lizenznehmer gegenüber der Bundesrepublik eine Endverbleibserklärung 
unterschrieben, die einen weiteren Export ausschließt, die Einhaltung dieser 
Vorschrift ist jedoch kaum zu überwachen“ (Paes 2000: 8). 

Im Januar 2001 hat das Bundeskabinett neue Richtlinien für Rüstungsexporte 
verabschiedet, wonach erstmals auch die Menschenrechtssituation des Emp- 
fängerlandes zum Maßstab für eine positive Entscheidung gemacht wird. So 
begrüßenswert diese Absichtserklärung ist, so fraglich ist auch, ob sie aus den 
genannten und im Großen und Ganzen unverändert weiterbestehenden 
Gründen zu realen Veränderungen führen wird. Die Ankündigung, dass etwa 
in den kommenden Jahren bis zu 65.000 Heckler & Koch-Gewehre des neu- 
en Typs 36E an das Königreich Nepal geliefert werden sollen, lässt wenig Gu- 
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tes erwarten. Immerhin befindet sich das Land in einem Bürgerkrieg, in dem 
sich die autoritäre Regierung und die maoistische Guerilla UCP gegenüber- 
stehen. Es war im übrigen ein Gewehr dieses Typs, mit dem der nepalesische 
Kronprinz bereits letztes Jahr seinen Vater, weitere Verwandte und schließlich 
sich selbst umbrachte. Das Gewehr hat demnach seine Feuertaufe dort bereits 
hinter sich (vgl. Pflüger 2000, Nassauer 2002). 


Verbreitung und Zirkulation von Kleinwaffen 


Eine Vorstellung von den weltweiten Beständen zu erhalten, stößt auf wesent- 
lich größere Hindernisse, als sie im Fall von Großwaffen bestehen. So einfach 
es ist, sich auf Messen, in Fachjournalen und anhand von Firmenprospekten 
über die technischen Details älterer wie neuer Typen in allen ihren Varianten 
zu informieren, so schwierig ist es, Angaben über die quantitative Verbrei- 
tung der Waffen zu erhalten, da sich Herstellerfirmen hier meist äußerst re- 
serviert verhalten, wie auch Regierungen wenig Ambitionen zeigen, entspre- 
chende Daten zu sammeln oder zu veröffentlichen. In neueren Schätzungen 
wırd davon ausgegangen, dass der Bestand an Feuerwaffen ım Jahr 2001 
weltweit mindestens 550 Mio. Stück betrug, was im Schnitt eine Waffe für 
jeweils elf Erdbewohner bedeutet, wobei solche ım Besitz von Privaten unzu- 
reıchend erfasst werden und über den illegalen Besitz nur Vermutungen ange- 
stellt werden können. Von diesen rd. 550 Mio. Waffen gehören mehr als die 
Hälfte, nämlich rd. 305 Mio., ın legaler Form Privatpersonen. Dass ein ganz 
erheblicher Teil davon bei US-Bürgern im Schrank liegt, überrascht sicherlich 
nicht besonders, doch ist hierbei auch anzumerken, dass viele Länder, ın de- 
nen privater Besitz weitverbreitet ist, hierbei überhaupt nicht erfasst sind, weil 
die Regierungen die Veröffentlichung entsprechender Daten bisher nicht für 
erforderlich hielten (so etwa Afghanıstan, Jemen, Frankreich und die 
Schweiz). Ein weiterer großer Teil, nämlich rd. 226 Mio., sind regulären 
Streitkräften zuzuordnen, wobei diese Bestände in vielen Fällen weıt über ak- 
tuelle Erfordernisse hinausgehen und nach wie vor Reserven enthalten, die 
diese um das doppelte oder dreifache übersteigen. Demgegenüber verfügen 
Polizeikräfte lediglich über rd. 18 Mio. Waffen, da hier üblicherweise kaum 
Reserven gehalten werden, und noch geringer fallen die Schätzungen über 
den Waffenbesitz von nicht-staatlichen Milizen, Guerilla- oder Rebellengrup- 
pen aus, bei denen derzeit rd. 1 Mio. Waffen vermutet werden (vgl. Graduate 
Institute 2001: 59). 

Betrachtet man - soweit Daten dazu bekannt sind - die Gesamtzahl der pro- 
duzierten Waffen von 1945 bis Ende der 1990er Jahre, so ergibt sıch folgende 
Reihung der am weitesten verbreiteten Handwaffen: 
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Waffe Hersteller, Lizenzproduk- | in Verwen- | Produktion in 
Land tionen in dung in Stück 
Ländern Ländern 
Sturmgewehr Izhmash 19 80 70-100 Mio. 
AK 47 (Kalaschnikow) | (Rußland) 
Pistole Izhmash 5 14 20 Mio. 
Makarow 9 mm (Rußland) 
Sturmgewehr Colt’s Manuf. 4 67 > 7 Mio. 
Mi6 (USA) 
Sturmgewehr Heckler & Koch 18 64 > 7 Mio. 
G3 (Deutschland) 
Sturmgewehr EN Herstal 15 94 5-7 Mio. 
FN-FAL (Belgien) 
Maschinenpistole IMI 5 >50 1-10 Mio. 
UZI | (Israel) 
Pistole FN Herstal 7 64 1,3 Mio. 
EN 9 mm Browning | (Belgien) 
Gewehr Glock 50 1 Mio. 
Glock 9 mm (Österreich) 
Sturmgewehr IMI 3 15 | >500.000 
Galil (Israel) 
Maschinengewehr FN Herstal 8 >90 150.000-200.000 
7.62 MAG (Belgien 


Angaben nach Graduate Institute of International Studies (2001: 20) 


Hinter diesen aggregierten Daten verbergen sich Ströme innerhalb und zwi- 
schen diesen Sektoren, die der Logik des Bedarfs folgen: Ströme von Ge- 
brauchtwaffen fließen im allgemeinen dorthin, wo sie gebraucht, bezahlt und 
genutzt werden. Neben den Lieferungen von Staaten an Regierungen und 
Bürgerkriegsparteien sowie den legalen und illegalen Exporten ist eine große 
Zahl von Kleinwaffen durch Hinterlassenschaften aus früheren Kriegen und 
Bürgerkriegen in Umlauf gekommen. So landete etwa ein großer Teil der von 
den USA ın Vietnam hinterlassenen M 16-Sturmgewehre über Vermittlung 
Kubas bei der Befreiungsbewegung Guatemalas, die übrigen in anderen Ia- 
teınamerikanischen Staaten (Graduate Institute 2001: 169). Darüber hinaus 
haben die Großmächte ın Ost und West selbst wie auch ihre Bündnispartner 
ım Rahmen von NATO und Warschauer Pakt während des Kalten Krieges 
riesige Arsenale von Waffen und Munition angehäuft. In diesem Fall hat die 
politische Wende von 1990 eine entscheidende Weichenstellung bewirkt, da 
das Ausmaß der Bestände seither als überdimensioniert eingeschätzt und da- 
her schrittweise abgebaut wurde. So sehr die meisten Regierungen Ver- 
schrottungsaktionen begrüßen, wenn sie andernorts stattfinden, so wenig 
konnten sich westliche wıe östliche Regierungen zu solchen Maßnahmen im 
Hinblick auf die eigenen Bestände durchringen. Im Jahr 1991 verschenkte 
beispielsweise die deutsche Regierung 350.000 Kalaschnikow-Sturmgewehre, 
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440 Mio. Stück Munition, dazu noch Flugzeuge und Panzer, überwiegend 
aus den Beständen der NVA an die Türkei - eine „ganze Armeeausrüstung“, 
wie die FAZ damals feststellte. Weitere Kleinwaffen und Munitionsbestände 
landeten auf dunklen Wegen ın Bosnien (GTZ 2001: 13, Lock 1999: 7, Lee 
1999). In anderen Fällen erfolgte diese Reduzierung auch durch private 
Transaktionen ohne staatliche Genehmigung, wie im Fall der Lieferungen, die 
von 1992 bis 1996 im Wert von 1 Mrd. US Dollar aus russischen Beständen 
an Armenien erfolgten. Häufig waren (und sınd) die Waffendepots wegen der 
Erosion staatlicher Autoritäten unzureichend kontrolliert und gesichert, so 
dass kriminelle Gruppen sich dort ebenso für den eigenen Bedarf wie zur 
Weiterveräußerung bedienen konnten. Es wird vermutet, dass die russischen 
Armeedepots weltweit die größte Quelle an gestohlenen Militärgütern darstel- 
len. Ähnliche Zustände sollen in Kasachstan herrschen (Gebrewold 1999: 4f, 
Graduate Institute 2001: 178). In Albanien schließlich kam es dazu, dass die 
Bevölkerung 1997 im Zuge der Panik, die der Aufdeckung des Schwindels 
mit den Pyramiden-Investment-Fonds folgte, Polizeistationen und Armee- 
Depots stürmte. Dadurch kamen mehr als 650.000 Kleinwaffen in Umlauf, 
von denen viele später im Kosovo landeten. Dies erzeugte zusammen mit 
anderen Waffenströmen, die in die Region flossen, ein derartiges Überange- 
bot an Waffen, dass Berichten zufolge verarmte Albaner in Mazedonien Ka- 
laschnikow-Gewehre zum Preis von 25 US Dollar anboten (Paes 2000: 5, 
Graduate Institute 2001: 177). 

Der breite Strom der auf den Markt geworfenen Bestände wird vermutlich 
nicht so bald versiegen, da die meisten Armeen danach trachten, ihre Be- 
stände von Zeit zu Zeit zu erneuern. So verlautete im letzten Jahr, die Bun- 
deswehr plane in absehbarer Zeit die Ausmusterung von 400.000 G 3- 
Gewehren, 50.000 Maschinenpistolen sowie sonstigen Pistolen. An eine Ver- 
schrottung der überzähligen Waffen war bisher nicht gedacht: „Der Verteidi- 
gungsminister ist knapp bei Kasse und sucht händeringend nach zahlungs- 
kräftigen Abnehmern für überflüssiges Kriegsmaterial. Die alten Gewehre und 
Pistolen können etliche Millionen Mark bringen“ (Richter 2001). In einer 
neueren Stellungnahme des Bundesverteidigungsministerium heißt es dazu 
sibyllinisch: „Ausgesondertes Material der Bundeswehr ist nach haushalts- 
rechtlichen Vorgaben mit dem größtmöglichen Nutzen zu verwerten...“ Al 
lerdings bestünde, so wird ohne genauere Terminierung verkündet, die Ab- 
sicht, „eine Grundsatzregelung herbeizuführen, wonach Überbestände an 
Kleinwaffen generell nicht mehr veräußert, sondern vernichtet werden sollen“ 
(zit. in: Friedenspolitischer Ratschlag 2002). 

Waffen als solche richten keinen Schaden an, wıe die US-amerikanische Waf- 
fenlobby nicht müde wird zu versichern. Aber wenn sie in Spannungssitua- 
tionen verfügbar sind, ob im privaten oder im öffentlichen Bereich, und 
wenn sich eine entsprechende Gewaltkultur herausgebildet hat, dann können 
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sie ganz entscheidend zu dramatischen Eskalationen beitragen. Als ein Bei- 
spiel für viele sei der Genozid in Ruanda von 1994 angeführt. In den Medien 
hat sich damals eine Darstellung der Ereignisse durchgesetzt, bei der der 
„atavistische“ Charakter dieser Massenmorde unter anderem dadurch belegt 
wurde, dass dabei vor allem mit Macheten, Äxten, Messern und anderen 
„primitiven“, nicht-industriellen, Waffen vorgegangen wurde. Diese Sichtweise 
trug dazu bei, dıe Bedeutung der vorherigen Waffenlieferungen herunterzu- 
spielen. Tatsächlich war es der ruandischen Hutu-Regierung in den Jahren 
zuvor gelungen, Kleinwaffen in einem Umfang von mehr als 32 Mio. US 
Dollar zu erwerben, darunter Handgranaten, Munition, Sturmgewehre und 
Mörser aus Ägypten, Russland, Frankreich und Südafrika. Bezahlt wurden 
diese Waffen überwiegend aus den finanziellen Zuwendungen im Rahmen ei- 
nes IWF-Strukturanpassungs-Programms, das mit einer Schock-Therapie ein- 
herging, die in dem ohnehin armen Land zur Verschärfung der sozialen Span- 
nungen beitrug. Die Waffen wurden nicht nur gehortet, sondern auch 
benützt - unmittelbar vor Ausbruch der Auseinandersetzungen waren nach 
Einschätzung der Angehörigen von Friedenstruppen 85 Tonnen Waffen im 
Land verteilt worden - , und Experten gehen davon aus, dass es ohne den 
Einsatz von automatischen Gewehren und Handgranaten nicht zu der unge- 
heuren Zahl von mehr als einer Million Toten in nur wenigen Monaten hätte 
kommen können (Graduate Institute 2001: 206). 


Hoffnung auf nationale und internationale Regulierungen? 


An Vorschlägen zur Begrenzung der Produktion und Zirkulation von Klein- 
waffen fehlt es nicht. So wurde bereits des öfteren angeregt, als ersten Schritt 
den Informationsstand über die entsprechenden Daten zu verbessern, wobei 
vor allem die illegalen Transfers erfasst werden müssten. In der Tat bemüht 
sich das eingangs genannte Graduate Institute of International Studies in 
Genf, in Anlehnung an ähnliche Aktivitäten der Stockholmer Organisation 
SIPRI für den Bereich der Großwaffen, solche Daten systematisch zu sam- 
meln und aufzuarbeiten. (Der erstmals 2001 publizierte Small Arms Survey 
bildete daher eine der wichtigsten Informationsquellen des vorliegenden Bei- 
trags). Allerdings stellen sich im Fall der Kleinwaffen besondere Probleme, da 
diese im allgemeinen sehr viel schwerer zu identifizieren sind. Als grundle- 
gende Voraussetzung für eine bessere Erfassung der Export- und Importströ- 
me wurden daher Kennzeichnungssysteme gefordert, um eine Kontrolle der 
Verkäufe wie der sonstigen Zirkulation ermöglichen. Nach langen und kon- 
troversen Auseinandersetzungen bezog sich auch das einzige greifbare Ergeb- 
nis der UN-Kleinwaffen-Konferenz von Juli 2001 auf diesen Punkt: Handels- 
wege von Kleinwaffen durch die Markierung und Registrierung der Waffen 
transparenter zu machen, wobei der entsprechende Vorschlag zwar ange- 
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nommen wurde, für die einzelnen Staaten aber nicht bindend ist (Presseerklä- 
rung... 2001). 

Weitergehende Schritte zur Eindämmung der Kleinwaffenflut wären Be- 
schränkungen von Produktion und Besitz dieser Waffen. In dieser Frage pro- 
filierte sich besonders die Delegation der USA bei der genannten Konferenz 
mit einer Hardlinerposition. Nicht nur den eigenen Bürgern seien Einschrän- 
kungen nicht zuzumuten, auch für die Regierung sollte weiterhin die (bisher 
ja ausgiebig genutzte und in den Folgen bekannte) Ermächtigung gelten, „le- 
gal Waffen an Freiheitskämpfer im Kampf gegen ein Terror- oder Völker- 
mordregime zu liefern“ (Johnson 2001b). So schrumpfte die wichtige Forde- 
rung einer Begrenzung legaler Exporte zum (wiederum unverbindlichen) Auf 
ruf an die einzelnen Staaten zusammen, die Kontrolle ihrer Waffenexporte 
gesetzlich zu regeln (Presseerklärung... 2001). 

Insofern fehlen allgemeine Regelungen und sie sind wohl auch in absehbarer 
Zeit nicht zu erwarten, da von den großen Produzentenländern nicht nur die 
USA, sondern Russland und China ebenfalls wenig Neigung zeigen, irgend- 
welchen Einschränkungen zuzustimmen. Dennoch sind ın den letzten Jahren 
eine Reihe von regionalen Initiativen entstanden. Die inter-amerikanische 
Konvention, die sämtliche Länder des Nordens wie des Südens umfasst, zielt 
auf die Kontrolle der illegalen Transfers ab, wurde jedoch von mehreren Staa- 
ten, insbesondere den USA, noch nicht ratifiziert. Demgegenüber wurden bei 
einer Konferenz mehrerer westafrikanischer Staaten, ECOWAS, auch die Fra- 
ge aktueller Überschuss-Bestände einbezogen, außerdem ein Verhaltenskodex 
zum Handel mit Kleinwaffen und ein regionales Waffenregister beschlossen. 
Die Umsetzung hat sich allerdings als schwierig erwiesen und es gibt Hinwei- 
se auf Verstöße gegen das Moratorium bei Lieferungen an Sierra Leone. Im- 
merhin haben einige westliche Lieferländer, darunter die Bundesrepublik, an- 
gekündigt, Exporte nur noch ım Einklang mit dem Verhaltenskodex geneh- 
migen zu wollen. In anderen Teilen Afrıkas haben NGOs und Regierungen 
ebenfalls regionale Konferenzen initiiert, in denen ähnliche Zielsetzungen 
formuliert wurden. Im Vergleich dazu zeigten südost-asiatische Regierungen 
bisher kaum Interesse, sich mit dem Problem überhaupt zu befassen. Schließ- 
lich hat die EU 1998 einen Code of Conduct beschlossen, nach dem für 
Waffenexporte allgemein gilt, dass ein Antrag in einem Land dann nicht oh- 
ne weiteres genehmigt werden darf, wenn er zuvor in einem anderen EU- 
Land abgelehnt wurde. Auch sonst wurden auf EU-Ebene eine Reihe von Er- 
klärungen verabschiedet, in denen die Absicht bekundet wird, eine Verringe- 
rung der Bestände wie der Zirkulation von Kleinwaffen anzustreben. Für 
sämtliche genannten internationalen Übereinkünfte ist bisher gleichwohl frag- 
lich, ob sie tatsächlich eine praktische Relevanz haben, die über den Status 
der Lippenbekenntnisse hinausreicht (vgl. Graduate Institute 2001: 252). 
Während keine der angeführten Regierungen ernsthafte Absichten zeigt, im 
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eigenen Land stärkere Regulierungen durchzusetzen, finden punktuelle Maß- 
nahmen der Reduzierung von Waffenbeständen in Krisengebieten, also Waf- 
fen-Einsammel- und Vernichtungs-Aktionen wie zuletzt im Jahr 2001 im Ko- 
sovo, stets große Zustimmung. Sie berühren den Gesamtbestand so gut wie 
nicht und führen ım schlechteren Fall zu neuen Aufträgen für illegale Waf- 
fenhändler, im besseren Fall zu einer lokalen Deeskalation. Wenn die Erfolge 
angesichts der Gesamtproblematik auch bescheiden wirken, so konnten 
Rückkaufprogramme (bei UN-Friedensmissionen), oder UNDP-Programme 
nach dem Muster „Waffen für Entwicklung“ zumindest auf Dorfebene (z.B. 
in der albanischen Provinz Gramsch) begrenzt Ansätze für eine Umkehr der 
bisherigen Zerstörungslogik schaffen (GTZ 2001: 22). 

Allerdings ist mit Peter Lock zu fragen, ob es ausreichen kann, allein die An- 
gebotsseite dieses Marktes anzusprechen (Lock 1999: 2). Denn angesichts fast 
unerschöpflich scheinender Bestände würden selbst Beschränkungen von 
Produktion und Handel (sollte es sie denn jemals weltweit geben) möglı- 
cherweise immer noch ausreichend Kriegsgerät übriglassen, um nachhaltig 
Unheil anzurichten. Dies legt nahe, verstärkt auch die Nachfrageseite in den 
Blick zu nehmen. Dazu gibt es eine Reihe von Vorschlägen der GTZ, die sich 
auf die Länder beziehen, in denen Kriegsökonomien bestehen. Ehemalige 
Kämpfer wurden demobilisiert und mit Hilfe konkreter Projekte reintegriert, 
indem ihnen Ausbildungs- und Erwerbsmöglichkeiten angeboten werden. 
UNICEF hat derartige Wiedereingliederungs-Programme bereits in Mosam- 
bik, Uganda, Ruanda, Sierra Leone und Kambodscha für ehemalige Kinder- 
soldaten durchgeführt (GTZ 2001: 30 ff, UNICEF 2000). Schließlich wird 
von verschiedensten Seiten gefordert, Gewaltkulturen zu bekämpfen und 
Formen gewaltloser Konfliktaustragung zu fördern. Zweifellos müssen Regio- 
nen, in denen es Kriege und anhaltende Gewalt gibt, unterstützt werden, 
wenn sich Gruppierungen dort darum bemühen, auf einer zerrütteten Grund- 
lage neue zivile Strukturen aufzubauen. Doch kann es mit dieser erweiterten 
Form von Sozialpädagogik allein nicht getan sein. 

Derartige Projekte könnten nur dann eine anhaltende Wirkung haben, wenn 
sowohl die Verfügbarkeit von Waffen eingeschränkt wie die tieferliegenden 
ökonomischen und sozialen Ursachen für gewaltvolle Auseinandersetzungen 
thematisiert würden. Die Rede von den Gewaltökonomien verführt allzu 
leicht dazu, diese als relativ isolierte, sich selbst perpetuierende Erscheinun- 
gen zu betrachten, als eine Horror-Gegenwelt zu jenen Ländern, in denen 
staatliche Gewalt in den letzten Jahrzehnten zwar auf manchen Gebieten als 
obsolet gilt und auch im militärischen und polizeilichen Bereich Konkurrenz 
durch private Dienste bekommen hat, das dominante staatliche Gewaltmo- 
nopol aber ım Prinzip aufrecht erhalten bleibt. Doch die nichtstaatlichen 
und die staatlichen Akteure in verschiedenen Weltgegenden sind durch viel- 
fache und enge Beziehungen miteinander verbunden - auf direkte Art durch 
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Waffenlieferungen, auf indirekte durch die verschlungenen Wege der Güter, 
mit denen Kriegsökonomien sich finanzieren, wie durch Geschäfte mit Roh- 
stoffen oder anderen wertvollen Handelswaren. Solche unheilvollen Verflech- 
tungen zu kappen und sie durch Transaktionen zu ersetzen, die Entwick- 
lungschancen für benachteiligte Weltregionen böten, wäre ein lohnenswertes 
Zukunftsprojekt. Für dessen Realisierung sieht es derzeit allerdings nicht be- 
sonders gut aus. 
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Der industrialisierte Tod 


Nachdem Adorno ım Herbst 1944 in einer amerikanischen Wochenschau ei- 
nen Beitrag zur Eroberung von Südseeinseln durch US-Marines gesehen hat- 
te, notierte er, dass er nicht den Eindruck habe, Kämpfe zu beobachten, 
sondern zu sehen wie „mit unermesslich gesteigerter Vehemenz“ mechanische 
Straßen- und Sprengarbeiten durchgeführt werden. Ihn erinnerten diese Bilder 
ans „Ausräuchern’, Insektenvertilgung im tellurischen Maßstab“ (Adorno 1987: 
66). Seine Wahrnehmung weist eine ungebrochene Aktualität auf, denn bis 
heute halten Bilddokumentationen vom Kampfgeschehen fast immer die 
gleichen Szenen fest. Damals wie heute sehen die Zuschauer, wie Truppen 
und Material transportiert werden, wie Maschinen, z.B. Flugzeuge und Hub- 
schrauber, ihre Waffen einsetzen, wie Artillerie und Maschinengewehre Muni- 
tion verfeuern.' Genauso selten wie 1944 sınd dagegen Aufnahmen von 
Kämpfen im Sinne von feindlichen Begegnungen der Soldaten auf den 
Schlachtfeldern zu sehen. Die Videoclips, die heute die Einschläge von 
Cruise Missiles und lasergesteuerten Bomben in Bunkern, Depots und Brük- 
ken zeigen, sind eine konsequente mediale Vorstellung vom Krieg, der keinen 
Kampf kennt. In der kalten Ästhetik der tonlosen und in Grautönen gehalte- 
nen Bilder wird ein leidenschaftsloser Einsatz von Technik gegen leblose Ob- 
jekte dokumentiert. Selbst die letzten Spuren von Schrecken, Leid und Tod 
sind darin getilgt. Es wäre aber ein Trugschluss aus der absichtsvollen Veröf- 
fentlichung dieser Bilder vom Krieg das Fazit zu ziehen, sie würden nichts 
über seine Realität aussagen. Denn sie wurden keineswegs eigens für die 
Kriegspropaganda geschaffen, sondern sie knüpfen an der technisch- 
administrativen Seite der heutigen Kriegführung an. Sie sollen suggerieren, 
dass die kriegerischen Mittel effektiv und rational eingesetzt werden und nur 
diejenigen treffen, die es verdient haben.” Nichtsdestotrotz bilden sie einen 
Teil der Realität des Krieges ab. 


1 Jenseits der Berichterstattung aus den Pressestellen der westlichen Alliierten, sind auch die Fol- 
gen dieser Waffeneinsätze in den Nachrichten zu finden: zerstörte Gebäude, verwüstete Land- 
schaften und Tote, Verletzte, sowie Menschen, die versuchen, aus den Kampfzonen zu fliehen. 

2 Deshalb ist es sicher kein Zufall, dass erstmals im Afghanistan-Krieg 2001 auf einem solchen 
Video auch der Tod eines Menschen gezeigt wurde. Ob damit aber ein neuer Umgang mit 
dem Bildmaterial eingeläutet wurde, oder ob es sich bei dieser Präsentation des Tötens um 
ein einmaliges Vorkommnis handelt, muss an dieser Stelle offen bleiben. 
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Im folgenden sollen Kontinuitäten und Wandel der Kriegführung seit dem 
19. Jahrhundert skizziert werden. Dabei konzentriert sich die Darstellung auf 
die Landkriegführung. Sie ist, so die hier vertretene These, von einer zuneh- 
menden Industrialisierung des ‘Soldatenhandwerks’ geprägt. Nach einem 
Überblick über das Kriegsgeschehen im 20. Jahrhundert soll gezeigt werden, 
dass die militärische Kriegführung bereits vor ihrer Industrialisierung Versach- 
lichungstendenzen des Verhältnisses von Tod und Getötetwerden aufwies, der 
Einsatz von Maschinen ihnen aber zusätzlichen Auftrieb gab. 


Das industrialisierte Schlachtfeld 


Die heutigen Kriegswaffen entfalten ıhre tödliche Wirkung nicht, indem man 
sie, wie Schlaginstrumente, Hieb- und Stichwaffen als Gegenstände auf das 
Schlachtfeld trägt und mit ihnen den Gegner attackiert. Die Soldaten können 
heute noch nicht einmal (wie bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts) ihre Kugeln 
selber gießen, um ihre Waffen mit Munition zu versehen. Haben sie einmal 
ihre Munition verschossen, hängt ihre weitere Beteiligung am Kampfgesche- 
hen davon ab, ob sie mit neuer Munition versorgt werden. Verfügt ein Infan- 
terist über keine Munition mehr, wird seine Waffe zum lästigen Gegenstand, 
den er konsequenterweise häufig wegwirft. Allgemein gilt: Um dauerhaft ım 
Kampf eingesetzt zu werden, sind Kriegswaffen auf eine ständige Zufuhr von 
Munition und häufig darüber hinaus von Verschleißteilen, Schmier- und 
Treibstoffen angewiesen, ohne die sie ihre Destruktionskraft nicht entfalten 
können. In den Kriegen werden deshalb nicht nur vorwiegend Waffen einge- 
setzt, die industriell gefertigt wurden, sondern ıhr Einsatz setzt voraus, dass 
das Schlachtfeld dauerhaft mit den Stätten der industriellen Produktion ver- 
bunden bleibt, dem Hinterland.’ Eine solche Verbindung ließ sich kaum mit 
vorindustriellen Mitteln, dem Transport von Gütern durch Zugtiere und Kar- 
ren, bewerkstelligen. Historisch fußt deshalb die Industrialisierung des 
Kriegsgeschehens auf der Industrialisierung der Transportmittel, also dem 
Aufbau von Eisenbahnstrecken. 

Seit den 50er Jahren des 19. Jahrhunderts war die Eisenbahn so weit ausge- 
baut, dass sie für das Kriegsgeschehen genutzt werden konnte.’ Ihr Einsatz 
erhöhte die Beweglichkeit der Truppen enorm. Die Grenze, die zuvor durch 
Belastbarkeit und Geschwindigkeit vor allem des Pferdes gesetzt war, wurde 
durchbrochen. Die Zeit für die Konzentration und die Verlegung von Trup- 


3 Für die kolonialen Eroberungen im 19. Jahrhundert konnte auf eine solche permanente An- 
bindung noch verzichtet werden, weil diejenigen, die es zu unterwerfen galt, selten in der 
Lage waren, die europäischen Truppen in anhaltende Kämpfe zu verwickeln. Heute haben 
insbesondere Transportflugzeuge die Aufgabe, den notwendigen ständigen Nachschub si- 
cherzustellen, wenn Truppen in entfernt gelegenen Regionen intervenieren sollen. 

4 Welche umfangreichen Vorbereitungen der Eisenbahntransport erforderte, ist Messerschmidt 
(1975/6: 360f) zu entnehmen. 
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pen über weite Entfernungen, vorher ein Prozess von Wochen und Monaten, 
schrumpfte auf wenige Tage zusammen.’ Schnell wurde die Eisenbahn auch 
zum Transport von Munition und Nahrungsmitteln eingesetzt. Solange noch 
keine Autos zur Verfügung standen, mussten diese Güter zwar weiterhin von 
den Bahnhöfen mit Fuhrwerken zu den Truppen gebracht werden, trotzdem 
wurde damit die Versorgung aus dem Hinterland erheblich intensiviert. Die 
Versorgung der Truppen aus der Region, in der sie sich aufhielten oder durch 
die sie zogen, die vor allem bei langanhaltenden Kriegszügen zu den buch- 
stäblichen Verheerungen führten, verlor allmählich an Dringlichkeit. Dies 
bedeutete einerseits eine Eingrenzung des Krieges, weil die Zivilbevölkerung 
nun nicht mehr unbedingt zur Versorgung der Soldaten gezwungen wurde, 
hob andererseits aber eine bis dahin wichtige Hemmung des Kriegsgesche- 
hens auf. Solange die Versorgung aus dem Hinterland gewährleistet blieb, 
verloren die vor Ort herrschenden Lebensbedingungen und Jahreszeiten an 
Relevanz. So blieb es für die Soldaten beschwerlich ım Winter Krieg führen 
zu müssen, doch musste das Kriegsgeschehen in dieser Zeit nicht mehr wie 
bisher weitgehend ruhen. Allgemein gesprochen bewirkte die Revolutionie- 
rung des Transportswesen, die später durch die Dampfschifffahrt sowie durch 
Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren ergänzt wurde, dass viele Güter und 
Truppen gleichzeitig und schneller bewegt werden konnten.‘ Dadurch rück- 
ten die Kriegsgebiete näher an das Hinterland heran und die zwischen beiden 
liegenden Räume (vom Gebirge bis hin zum Meer) verloren an Gewicht. 

Die Industrialisierung des Kriegsgeschehens blieb der Organisation des Mili- 
tärs und seiner Angehörigen nicht äußerlich. Bereits vor dem Ersten Welt- 
krieg wurden die bürokratischen und logistischen Bestandteile immens erwei- 
tert. Immer mehr Truppenteile verrichteten Arbeiten zur Vor- und Nachbe- 
reitung des Destruktionsprozesses. Seit dem 19. Jahrhundert sank deshalb be- 
ständig der Anteil der Soldaten, die unmittelbar kämpfend auf dem Schlacht- 
feld auftraten. Um die Koordination der Truppen für den Aufmarsch, ihr Zu- 
sammenwirken ım Gefecht und den Einsatz z.B. von Flugzeugen und U-Booten 
sicherzustellen, stieg gleichzeitig die Zahl der Soldaten, die ausschließlich für 
die Kommunikation zuständig waren (vgl. Kaufmann 1995). Es entstand ein 
Militärapparat, der, neben den zunehmend spezialisierten Gefechtseinheiten, 


5 Angefangen vom Krieg zwischen Frankreich und Österreich um die Vorherrschaft in (Ober-) 
Italien (1859), hin zum Krieg zwischen Österreich und Preußen (1866) und zum Deutsch- 
Französischen Krieg (1870/71) wuchs die Bedeutung des Transportmittels Eisenbahn be- 
ständig. 

6 Die klimatischen und geographischen Bedingungen verloren auch deshalb an Bedeutung, 
weil die Energie für den Transport primär nicht aus den aktuellen und lokalen Reprodukti- 
onsprozessen gewonnen wurde, sondern aus fossilen Brennstoffen. In diesem Zusammen- 
hang sei darauf hingewiesen, dass Futter für Pferde und andere Zugtiere ein leicht verderbli- 
ches Massengut war. Aufgrund seines Volumens eignete es sich nicht für den Transport über 
weite Entfernungen durch Fuhrwerke. 
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einen Großteil seines Personals mit bürokratischen und industriellen Arbeits- 
techniken vertraut machen musste, wie sie auch in jedem beliebigen indus- 
triellen Produktionsprozess anfallen. Diese Tätigkeiten waren aber nur der 
Form nach identisch mit industriellen Produktionsprozessen, da sie von 
vornherein auf die Zerstörung des hergestellten Objektes ausgerichtet waren. 
Der erste Krieg, in dem deutlich wurde, wie entscheidend ein Sieg von der 
Verknüpfung des Kriegsgeschehens mıt dem (industrialisierten) Hinterland 
abhängig geworden war, war der Krimkrieg (1854-56). Ein Heer, das zum 
größten Teil aus französischen und englischen Truppen bestand, belagerte 
fast ein Jahr lang die von russischen Truppen belegte Festung Sewastopol. 
Die Kriegsparteien konnten sich kaum aus dem umliegenden Land versorgen, 
sondern mussten Truppen, Ausrüstung und Lebensmittel über eine Entfer- 
nung von einigen tausend Kilometern ın das Kriegsgebiet schicken. Während 
die russische Seite auf Pferdefuhrwerke zurückgriff, wurden die alliierten 
Truppen über See versorgt, was den Transport von Massengütern begünstig- 
te. Diesen Vorteil konnte der zaristische Staat nicht einmal durch die Be- 
schlagnahmung von bis zu 125.000 Bauernkarren ausgleichen. Ungenügend 
versorgt, in den letzten Tagen mit bis zu 52.000 Granaten am Tag beschos- 
sen, gaben die russischen Truppen die stark zerstörte Festung am Ende auf 
(vgl. McNeill 1984: 2041). 

Im US-amerikanischen Sezessionskrieg (1861-65) stellte dagegen die Eisen- 
bahn das entscheidende Transportmittel für die Verlegung von Truppen und 
deren Versorgung dar. Die Armeen beider Seiten konnten sich zu Hundert- 
tausenden jahrelang in zum Teil dünn besiedelten Regionen bekämpfen, weil 
sie ihren Nachschub durch Eisenbahnen aus einer Entfernung von mehreren 
hundert Kilometern bezogen. Die Südstaaten waren zwar in den Schlachten 
zu Beginn des Krieges siegreich, da sie mit routinierten militärischen Befehls- 
habern aufwarten und hoch motivierte Truppen einsetzen konnten. Den 
Krieg gewannen sie trotzdem nicht, da die Nordstaaten gegenüber dem eher 
agrarischen Süden über das größere Industriepotential und ein besser ausge- 
bautes Eisenbahnnetz verfügten. Die Fähigkeit, geschlagene Armeen schnell 
wieder aufzubauen und zu versorgen, entschied in diesem Fall also den Krieg. 
Die Unionstruppen erzwangen die Kapitulation, indem sie mit der Besetzung 
und Verwüstung großer Teile Georgias das konföderierte Eisenbahnnetz un- 
terbrachen (vgl. McNeill 1984: 216; Wallach 1972: 25f). 

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhundert zeigten sich die unmittelbaren Fol- 
gen der technischen Innovationen auch für das Geschehen auf dem Gefechts- 
feld. Zu dieser Zeit wurde die ındustrielle Massenfertigung von Handfeuer- 
waffen möglich, die es gestattete, binnen relativ kurzer Zeit die Streitkräfte 
eines Staates mit jeweils neuen und verbesserten Gewehrtypen auszurüsten. 
Als die neuen „gezogenen Gewehre wirksame Schussweıten erreichten, dıe an 
die der Artillerie herankamen und sie sogar noch übertrafen“ (Regling 1979: 
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343f), schienen sie diese Waffengattung vollständig in Frage zu stellen. „Es 
wirkte wie ein Schock, als während der kriegerischen Auseinandersetzungen 
ım Zusammenhang mit der Revolution von 1848 in Baden, Schleswig, Un- 
garn und Italien, wie dann auch im Krimkrieg Artillerie ihre Stellungen räu- 
men musste, weil sie aus Entfernungen zwischen 300 und 500 Metern von 
Infanterie beschossen wurde“ (ebd.). Doch die Artillerie sollte ihre Geschosse 
gleichfalls in immer schnellerer Folge und über größer werdende Entfernung 
wirkungsvoll einsetzen. So konnte die deutsche Feldartillerie 1870/71 franzö- 
sische Truppen mit Granaten und Schrapnells aus 3.800 bzw. 2.200 Meter 
Entfernung unter Beschuss nehmen (Regling 1979: 346). Durch die Verbesse- 
rungen der Gewehre und der Artillerie wurde der Angriff in geschlossenen 
Gefechtsformationen, die bis dahin für die Truppenführung als unverzichtbar 
galten, auf in Deckung liegende Soldaten für die Angreifer zu einem äußerst 
verlustbringenden Unternehmen. Da ihre Annäherungsgeschwindigkeit vom 
Gleichschritt der Formation abhing, konnten sie sich nur im Schritttempo 
den Stellungen der Verteidiger nähern, was bedeutete, auf weite Entfernung 
hin gut sichtbar zu sein und unter Feuer genommen zu werden. Die Angrei- 
fer hatten diesem Beschuss wenig entgegenzusetzen, wenn die Verteidiger 
Hinterlader hatten, die nicht im Stehen geladen werden mußten. Dennoch 
wurde in Deutschland noch bis zum Reglement von 1888 offiziell am Angrıff 
in geschlossenen Formationen festgehalten. Erst danach wurde die Konse- 
quenz gezogen, die die Soldaten zuvor bereits „instinktmäßig gefunden“ (En- 
gels 1894: 158) hatten: Der Angriff erfolgte seitdem im Schützenschwarm, der 
im Laufschritt möglich war (vgl. auch Regling 1979: 335f). Durch das in den 
1880er Jahren entwickelte rauchschwache Pulver wurde außerdem die Tar- 
nung von Soldaten, die aus einer Deckung heraus schossen, entscheidend 
verbessert. Enttarnte sich zuvor jeder Soldat mit dem ersten Schuss, der 
durch eine Rauchwolke seine Position markierte, so wurden die Kämpfe nun 
wesentlich unübersichtlicher (Storz 1992: 26). 

Als die industriell hergestellte Munition als Massengut durch die Eisenbahn 
zumindest in die Nähe der Geschützstellungen transportiert werden konnte, 
eröffnete sich durch die gesteigerte Schussfolge für die Artillerie eine neue 
Einsatzmöglichkeit. Denn bei Verfügbarkeit großer Munitionsmengen wurde 
es zweckmäßig, die Geschosse selbst dann abzufeuern, wenn kein Gegner 
sichtbar war, man aber annahm, dass sich gegnerische Truppen in einem be- 
stimmten Raum aufhielten. Zugleich wurde es möglich, den vor den eigenen 
Stellungen gelegenen Raum großflächig in eine tödliche Zone zu verwandeln 
und ihn damit für angreifende Truppen zu sperren. Dieses Potential besaß 
besonders das Maschinengewehr, das in unterschiedlichen Varianten Ende 
der 80er Jahre - bevorzugt in Gestalt des Maximgewehrs (1883 patentiert) - 
bis zum Ersten Weltkrieg bei allen Streitkräften der europäischen Großmäch- 
te Einzug hielt (vgl. dazu ausführlich Keegan (1991, 272f). 
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All dies sollte bis zum Ersten Weltkrieg die Verteidigung gegenüber dem An- 
griff begünstigten. Vorausgesetzt die Verteidiger verfügten über ausreichend 
Munition, wurde es unmöglich, ohne Deckung eine Stellung anzugreifen - 
unabhängig von der Zahl der beteiligten Soldaten. Angreifende Soldaten hat- 
ten überhaupt nur noch dann die Chance, eine Verteidigungsstellung lebend 
zu erreichen, wenn durch Artilleriebeschuss, bzw. durch das Feuer von ande- 
ren Infanteristen, die in Deckung lagen, die Verteidiger zumindest darin be- 
hindert wurden, ihre Waffen auf die Angreifenden abzufeuern. 

Von nun an bestimmten die zwei Prinzipien Unsichtbarkeit und Deckung 
die Gefechtsform. Erstens mussten Angreifer wie Verteidiger darauf achten, 
den Gegner über den eigenen Standort im Ungewissen zu lassen, damit er 
sein Artilleriefeuer im Raum verteilte. Zweitens wurde es notwendig, jede sich 
bietende Chance der Deckung auszunutzen, um die Waffenwirkung mit mög- 
lichst geringen Verlusten zu überstehen. Wo keine natürliche Deckung vor- 
handen war, musste welche geschaffen werden. Verteidiger wie Angreifer gru- 
ben sich deshalb ein, letztere mit dem Ziel, sich durch Gräben möglichst nah 
an die Stellungen der Verteidiger heranzuarbeiten. Das Schlachtfeld - zuvor 
mit vielen Menschen angefüllt - entleerte sich. Diese Entleerung bedeutete 
aber nicht, dass weniger Menschen auf dem Schlachtfeld waren, sondern, 
dass die Gegner sich, wenn überhaupt, nur noch für kurze Augenblicke sehen 
konnten. 

Die neuen Prinzipien erzwangen eine generelle Revision der infanteristischen 
Gefechtsform. Für die Kavallerie bedeutete das, dass ihre Angriffsfunktion in 
Frage gestellt wurde, denn der Nachteil, ein gut sichtbares Ziel darzustellen, 
ließ sich immer weniger durch die Geschwindigkeit kompensieren, mit der 
ein Pferd die tödliche Zone durchqueren konnte (vgl. Storz 1992: 52, 269#f). 
Über die Konsequenzen für die Kriegführung, die aus der Industrialisierung 
des Krieges zu ziehen waren, wurde unter den Militärs in den Jahren vor dem 
Ersten Weltkrieg heftig gestritten. Sie rangen nicht nur um die Frage, welche 
Bedeutung der Kavallerie weiterhin zukommen konnte. Andere Probleme wa- 
ren, wie weit die unmittelbare Kontrolle über die Soldaten notwendig war, 
damit diese ihre Waffen nıcht wahllos abfeuerten, ıhre Munition verschwen- 
deten oder während eines Angriffs einfach in Deckung verharrten. Diese Un- 
sicherheiten schlugen sich in einer Vielzahl von Widersprüchen nieder. So 
förderte das deutsche Militär von Beginn an die Entwicklung von Luftfahr- 
zeugen und subventionierte LKWs ım zivilen Transportgewerbe, konnte sich 
aber nıcht von der Kavallerie trennen.’ Quasi als Kompromiss zwischen Ein- 


7 Der Einführung des LKW wurde in Deutschland durch die Subventionierung beschleunigt. 
In der Brauereiwirtschaft war fast die Hälfte des Fahrzeugbestandes vom Militär subventio- 
niert worden (vgl. Storz 1992: 353). Von einer vollständigen Motorisierung waren die deut- 
schen Armeen, von Ausnahmen wie dem ‚Afrikakorps’ abgesehen, selbst im Zweiten Welt- 
krieg noch weit entfernt. 
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sicht und konservativem Festhalten am Althergebrachten wurden die Kavalle- 
risten lediglich dazu angehalten, ihre Übungen der Attacke mit dem blanken 
Säbel und der Lanze um das Gefecht zu Fuß zu ergänzen. Ein weiterer Wi- 
derspruch betraf die Tarnung. Aufgrund der Erfahrungen, dass sich gedeckte 
Uniformfarben bei den Kolonialtruppen als vorteilhaft für die Tarnung erwie- 
sen hatten, verschwanden um die Jahrhundertwende die bunten Uniformen, 
mit denen die Truppen noch in den Deutsch-Französischen Krieg gezogen 
waren.® Der Absicht, die Truppe im Feld besser zu tarnen, widersprach aber 
eklatant die gleichzeitig beibehaltene sogenannte Pickelhaube, deren Helm- 
spitze keinerlei funktionale Bedeutung hatte. Einem preußischen General- 
stabsoflizier fiel vor dem Krieg auf, dass es „ein Widerspruch (ist), wenn wir 
dem Mann lernen, wie er von jeder, auch der geringsten Deckung im Gelän- 
de, selbst von einer Ackerfurche oder einem Feldrain, Nutzen ziehen vermö- 
ge, und doch seinem Kopf eine künstliche Erhöhung zuteil werden lassen, 
wenn wir bemüht sind, sein Auge an die kleinsten Ziele zu gewöhnen, ihn 
selbst aber zu einem sichtbareren Ziele machen als es nötig ist“ (zit. nach 
Storz: 288). Die Beibehaltung der Pickelhaube war nach Storz eine Konzessi- 
on an die Aversion des Kaisers gegen eine funktionale, aber weniger impo- 
sante Kleidung. 

Mit dem Ersten Weltkrieg zeigte sich, dass in Kriegen, in denen Kontrahen- 
ten ihre Industriekapazitäten einbringen können, nicht unbedingt derjenige 
den Krieg verliert, der die größeren Verluste erleidet. Die Bedeutung der Ver- 
luste trat für die Frage Sieg oder Niederlage vielmehr in dem Maße zurück, 
als es gelang, dem Krieg neue Kräfte zuzuführen. Mit der Abhängigkeit des 
Kriegsgeschehens von der ständigen Mobilisierung neuer Ressourcen zielten 
die militärischen Operationen verstärkt auf eine Unterbrechung der Versor- 
gungslinien der gegnerischen Truppen. Der Gedanke, diese zu umfassen, sie 
von ihren rückwärtigen Verbindungslinien abzuschneiden, lag der Kriegfüh- 
rung zu Lande im Ersten wie im Zweiten Weltkrieg zugrunde.’ Der Erfolg der 
Verteidiger hing seither von der Vereitelung der Umgehung bzw. dem 
Durchbruch durch die eigenen Linien ab. Aus diesem Grund bildeten sich 
im 20. Jahrhundert auch immer wieder geschlossene Frontlinien zwischen 
den gegnerischen Parteien heraus, zuletzt im Krieg zwischen Eritrea und Äthio- 
pien (1998/99). Gefechte und Schlachten waren bei einer solchen Frontbil- 


8 Das gesamte deutsche Heer wurde erst ab 1907 mit grauen Uniformen ausgestattet (Ma- 
tuschka 1968: 210). 

9 Der Schlieffenplan, der 1914 den Krieg im Westen zugunsten der deutschen Streitkräfte ent- 
scheiden sollte, basierte auf dem Gedanken, möglichst schnell in den Rücken der französi- 
schen Truppen zu gelangen (vgl. Wallach 1972: 121f). Im Zweiten Weltkrieg sollten die geg- 
nerischen Truppen durch Frontdurchbrüche und Zangenoperationen abgeschnitten und 
eingekesselt werden. Der Barbarossa-Plan sah beispielsweise vor, die sowjetischen Truppen 
am Ausweichen in den rückwärtigen Raum zu hindern und nach ihrer Einkesselung zu ver- 
nichten (vgl. "ierzu Boog u.a. 1991: 246f.) 


304 Jens Warburg 


dung lediglich Höhepunkte eines gewalttätigen Prozesses, in denen die Kon- 
trahenten versuchten, durch die gegnerischen Linien zu brechen. Wenn dies 
nicht gelang, entstanden Destruktionsräume, wie es sie vorher allenfalls bei 
Belagerungen gegeben hatte. 

Im Ersten Weltkrieg führte die Überlegenheit der Verteidigung vor allem an 
der Westfront zu einer Erstarrung der Front, zum Stellungskrieg. Im Verlauf 
von vier Jahren versuchte die Generalität beider Seiten durch zahlreiche 
Großangriffe immer wieder die gegnerische Front zu durchbrechen. So kam 
es zu Materialschlachten, in denen Millionen Soldaten getötet wurden. Die 
Generäle verstanden es in dieser Zeit kaum, Lehren aus ihren gescheiterten 
Operationen zu ziehen. Erst 1918 gelangen durch neue Einsatzkonzeptionen 
der Infanterie (z.B. der Sturmtruppen auf deutscher Seite), Schwerpunktbil- 
dungen bei Angriffen und den Masseneinsatz von gepanzerten Fahrzeugen 
(8.8.1918 bei Amiens) Einbrüche in das gegnerische Stellungssystem (vgl. 
Regling 1979: 516f). Panzer spielten seitdem eine entscheidende Rolle, um 
den vom Gegner beschossenen Raum zu durchqueren. Sie ermöglichten es 
den Insassen sowie der sie begleitenden Infanterie, sich hinter einer Deckung 
zu verbergen. Gleichzeitig sollen Panzer durch den Einsatz von Maschinen- 
gewehren und Kanonen den Gegner zwingen, Deckung zu suchen. Die Aus- 
bildung einer Frontlinie, wie im Westen während des Ersten Weltkrieges, 
blieb danach eine Ausnahmeerscheinung. Doch sowie ein Gebiet auch nur 
für kurze Zeit umkämpft war, stellten sich Verhältnisse ein, die denen des 
Stellungskrieges im Ersten Weltkrieg ähnelten. Sowohl im Zweiten Weltkrieg, 
als auch danach, etwa im Koreakrieg oder im ersten Golfkrieg zwischen dem 
Iran und Irak (1980-88), durchzog ein Grabensystem den Raum und suchten 
die Soldaten in der Erde Schutz. Der Stellungskrieg ist ein Zeichen für eine 
Pattsituation zwischen den Kriegsparteien. 

Im industriellen Krieg erzeugten die Waffen Tötungszonen, die zwischen den 
Kriegsparteien lagen, und die man auch als Niemandsland bezeichnete. Sel- 
ten wurde gezielt auf einzelne Menschen geschossen. Wenn ein Soldat auf 
dem leeren Schlachtfeld einen Gegner sah, war er meist entweder tot oder ein 
Gefangener. Der Nahkampf im Krieg wurde selten und entschied kaum noch 
über den Verlauf eines Gefechtes. Paradigmatisch waren hierfür die Verhält- 
nisse an der Westfront des Ersten Weltkrieges. Soviel Elend, Leid und Tod 
bereits der Kriegszustand in vorindustriell geführten Kriegen für die Men- 
schen bereithielt, und so groß die Gefahr war, zu verhungern und an einer 
Krankheit zugrunde zu gehen - die Todesgefahr im Rahmen eines Gefechtes 
bestand meist nur für relativ kurze Zeiträume. So heftig die Affekte des Ein- 
zelnen waren, so traumatisch das hier Erlebte auf ihn wirkte, erst jetzt wurden 
die todbringenden und tödlichen Verhältnisse zu einem Dauerzustand. Für 
Soldaten bedeutete der permanente Kriegszustand, dass sie Todes- und Tö- 
tungsbereitschaft in einem zuvor unbekannten Ausmaß ın ıhren Alltag inte- 
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grieren müssen. Da Menschen keine Maschinen sind, blieb ihre Anpas- 
sungsleistung an diese Verhältnisse auch außerhalb der Destruktionsräume 
folgenreich. An der Front eingesetzt zu werden, hieß, einem zerstörerischen 
physischen und psychischen Raubbau ausgesetzt zu sein. Daran konnte auch 
ein durch Ruhephasen unterbrochener Einsatz nichts ändern. Alle Momente, 
die es rechtfertigen würden, von Gewöhnung an den Kriegsalltag zu spre- 
chen, beruhten auf einer nach innen gewendeten Anpassungsleistung an den 
Destruktionsprozess. Diese wirkte selbstzerstörerisch. Anpassung hieß, sich 
selber zu entsubjektivieren, und damit nur noch indirekt wahrzunehmen. Die 
indirekte Wahrnehmungsform entsprach gleichzeitig den Bedingungen des 


Schlachtfeldes. 


Zum Kriegsgeschehen im 20. Jahrhundert 


In allen Kriegen des 20. Jahrhunderts wurden Waffen eingesetzt, die indus- 
triell erzeugt waren und deren Einsatzfähigkeit von der Möglichkeit abhing, 
industrielle Ressourcen zu nutzen, unabhängig davon, ob diese Kriege inner- 
halb von Staaten oder zwischen ihnen tobten und unabhängig vom Niveau 
ihre Bewaffnung. Die Industrialisierung des Krieges schloss zu keinem Zeit- 
punkt aus, dass die Kriegführung sehr unterschiedliche Formen annehmen 
konnte. Im Ersten Weltkrieg blieb das unmittelbare Kriegsgeschehen im We- 
sten räumlich begrenzt, während quasi im Gegenzug die Bereitschaft der Ge- 
sellschaften maßlos wuchs, „Menschen und Materialien (...) auf das Schlacht- 
feld zu kippen“ (Geyer 1998: 246). Dass die Verwüstung und die Entvölke- 
rung mit dem Einzug der industrialisierten Kriegführung keineswegs ver- 
schwunden waren, zeigt ein Blick auf die Kämpfe in Ost- und Südosteuropa. 
Aufgrund des überlegenen Materialeinsatzes der deutschen und österreichi- 
schen Streitkräfte erfasste hier der Krieg immer wieder neue Regionen. Es 
entwickelte sıch ein „Verwüstungskrieg“ (Geyer), der „wie zuletzt nur der 
Dreißigjährige Krieg, die Überlebensfähigkeit ganzer Regionen und Volks- 
gruppen gefährdet(e)“ (ebd.: 249). Massaker und Übergriffe auf die Zivilbe- 
völkerung und Zwangsrekrutierungen gehörten seitdem zum Repertoire der 
Kriegführenden, was riesige Flüchtlingszüge auslöste.' 

Unabhängig vom Verlauf der Frontlinien konnte mit der Entwicklung von 
Luftschiffen der Krieg weit in das Hinterland des Gegners getragen werden. 
Doch ihre Fähigkeit, Bomben zu tragen, blieb sehr beschränkt. Ab 1916 er- 
wiesen sie sich zudem durch den Einsatz von Brandgeschossen als sehr emp- 
findlich gegenüber Angriffen von Flugzeugen. Erst mit der Entwicklung weit- 


10 Michael Geyer macht darauf aufmerksam, dass es kaum Arbeiten gibt, die den deutschen 
Anteil an dieser Krieg- und Okkupationspolitik der Vergessenheit entreißt und damit auch 
schwer zu ermessen ist, inwieweit sich diese Kriegführung als Vorläufer der nationalsoziali- 
stisch geprägten Osteuropapolitik ausweisen lässt. 
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reichender bombentragender Flugzeuge in den 1930er Jahren wurde es mög- 
lich, große Zerstörungen weıt hinter der eigenen Frontlinie anzurichten. Ins 
Fadenkreuz der Bomber gerieten neben den gegnerischen Stellungen deshalb 
zunehmend die Wege, die zur Front führten und die Industriegebiete." Billi- 
gend in Kauf genommen wurde, dass bei solchen Bombardements ganze 
Straßenzüge in Schutt und Asche gelegt wurden und unter der Zivilbevölke- 
rung Hunderte Tote zu beklagen waren. Dabei sollte es jedoch nicht bleiben. 
1940 versuchte die deutsche Militärführung durch Flächenbombardements 
englischer Städte die Industrieproduktion zu unterbinden und die Kriegsmo- 
ral der Bevölkerung zu erschüttern. Dies sollte Zehntausende das Leben ko- 
stete. Das Ziel der Angriffe wurde allerdings verfehlt, weil sie die städtische 
Industrieproduktion jeweils nur kurzzeitig senkten und die englische Kriegs- 
moral eher stärkten als brachen. Diese Erfahrung verhinderte jedoch nicht, 
dass die alliierten Bomberflotten in der Folge mit der gleichen Begründung 
deutsche Städte zum Schlachtfeld erklärten und verwüsteten.’” Es muss an 
dieser Stelle offen bleiben, weshalb vor allem das britische Militär keine Kon- 
sequenzen aus diesen Erfahrungen zog, und ob seine Überlegungen vielleicht 
allzu schr vom Motiv der Vergeltung dominiert waren. Fest steht, dass sich 
eine Schwächung der Kriegsmoral der deutschen Bevölkerung durch die 
Luftangriffe nicht einstellte und die industrielle Produktion aufgrund zerstör- 
ter Eisenbahnstrecken und -materialien sowie gezielter Angriffe auf industriel- 
le Schlüsselanlagen erst in den letzten Kriegsmonaten zurück ging. Der stra- 
tegische Bomberkrieg wurde von britischer Seite Mitte April 1945 beendet, 
als keine weiteren lohnenden Ziele mehr auszumachen waren. 

Die Gewaltdynamik des Ersten wie des Zweiten Weltkrieges beruhte auf der 
Inanspruchnahme der industriellen Ressourcen der entwickelten Ökonomien 
ihrer Zeit. Insbesondere von deutscher Seite wurde in beiden Kriegen die to- 
tale Mobilmachung aller gesellschaftlichen Ressourcen betrieben bzw. propa- 
giert. Mit einem forcierten Gewaltakt nach innen sollte der Sieg erzwungen 
werden. Als Folge der Ressourcenverteilung zugunsten des Krieges kehrte zwı- 
schen 1914 und 1918 für große Teile der Bevölkerung der Hunger zurück, 
und zwar in einem Ausmaß, wie es seit den Anfängen der Industrialisierung 


11 Damit wurde die Erringung der Lufthoheit über den gesamten gegnerischen Raum ein ent- 
scheidender Faktor in der Kriegführung. Angriffe auf die gegnerische Luftwaffe und Luftab- 
wehr gehören seitdem regelmäßig zu den ersten Angriffsoperationen eines Krieges. Grund- 
sätzlich fallen Luftstreitkräften folgende Aufgaben zu: Sie sollen die Operationen und Struk- 
turen des Gegners ausspähen und dessen Bewegungen am Boden möglichst unterbinden, 
nach Angriffen auf Kommandostellen und Kommunikationsmittel sollen seine Truppen 
führungs- und orientierungslos sein und die Zerstörung von Verkehrswegen und Produkti- 
onsstätten soll sie von der Versorgung abschneiden. Mit den in die Erdumlaufbahn geschos- 
senen Satelliten erweiterte sich der Kampf um die Lufthoheit um die Dimension des erdna- 
hen Weltraums. 

12 Etwa sechshunderttausend deutsche Zivilisten sollten durch die alliierten Luftangriffe getötet 
werden, fast 8 Millionen wurden obdachlos. Zahlen nach Wette (2000). 
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nicht mehr erlitten worden war. Die totale Kriegführung der Nationalsoziali- 
sten vermied solches dagegen für die deutsche Bevölkerung, weil sie im Hun- 
ger ein entscheidendes Motiv für die Revolution von 1918 sahen; es wurden 
aber besonders die besetzten ost- und südosteuropäischen Gebiete erbar- 
mungslos ausgeplündert und damit die dort lebenden Menschen dem Hun- 
ger preisgegeben."” 

Dass in beiden Weltkriegen auf sämtlichen Seiten Millionen Menschen getö- 
tet wurden, lag nicht an einem Mangel an zweckgerichteter Rationalität. Ge- 
rade das rationale Kalkül stellte ihre Letalität sicher. So ersann die deutsche 
Heeresleitung im Ersten Weltkrieg mit kühlem Kopf den Plan, mit ständig 
wiederholten Angriffen auf Verdun ein Schlachthaus einzurichten. Optimi- 
stisch, als gälte es, das Verhältnis von Ausschuss und marktfähigem Produkt 
zu kalkulieren, hoffte man, dass wesentlich weniger deutsche Soldaten getötet 
werden würden als gegnerische. Bewusst wurde der Tod Tausender in den eı- 
genen Reihen in Kauf genommen und für das Ziel der Tötung Hunderttau- 
sender auf der gegnerischen Seite als angemessen angesehen. Am Ende der 
Kämpfe musste man feststellen, dass man sich verrechnet hatte. 

Wie der Kriegseintritt der USA in den Ersten Weltkrieg (1917) zeigt, muss ei- 
ne industrialisierte Kriegführung auf höchstem Niveau dennoch keine totale 
sein. Denn die USA richteten zwar ihre Ökonomie auf eine Produktion für 
den Krieg aus, waren aber bei weitem nicht zu so rigiden Praktiken gezwun- 
gen wie z.B. das Deutsche Reich. In diesem Sinne unterblieb eine totale Mo- 
bilisierung, weil ihre Kriegsziele in einem angemesseneren Verhältnis zu den 
vorhandenen Mitteln standen. Dagegen scheiterte die deutsche Staatsführung 
in zwei Kriegen an einer solchen Vermittlung, und zwar bereits bevor der er- 
ste Schuss gefallen war, und trotz der Dominanz von rational formulierten 
Überlegungen und bürokratischen Gesichtspunkten bei den Kriegsvorberei- 
tungen.'' Geradezu von einer Umkehr der Zweck-Mittel-Relation muss ange- 
sichts des nationalsozialistischen Verhältnisses zum Krieg trotz seines rationa- 
len Kalküls gesprochen werden. Krieg war für den Nationalsozialismus nie- 
mals bloßes Mittel, sondern stand ım Rang eines Selbstzweckes. Nur in der 
Überwältigung des zu vernichtenden Feindes bewährte und bestätigte sich 
der nationalsozialistische Herrschaftsanspruch. Eingebettet in die sozialdar- 
winistisch angeleitete Vorstellung, dass nur die Stärksten ein Recht auf Leben 
haben, hatte jede Rationalität sich dem Kampf gegen die als lebensunwürdig 


13 Bereits vor dem Angriff auf die UdSSR (1941) wurde beschlossen, dass sich die deutschen 
Truppen aus dem Land ernähren sollten und die restliche Nahrung ins Reichsgebiet abzu- 
transportieren sei (Gerlach 1999: 46; Boog: 498f). 

14 Die Kräfteverhältnisse zugunsten der Gegner wurden zwar nicht ignoriert, sollten aber durch 
hasardeurhafte Gewaltstreiche, wie dem Schlieffen-Plan im Ersten Weltkrieg und der ‚Blitz- 
kriegsstrategie’ (Salewski 1978: 126f) ım 2. Weltkrieg ausimanövriert werden. Dem Vabanque- 
spiel lag schlussendlich keine andere Realitätsprüfung zugrunde, als das Vertrauen auf die ci- 
genen Kräfte und die schlichte Überzeugung, dass der Krieg einfach gewonnen werden müsse. 
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erklärte ‘jüdische Rasse und den Bolschewismus’ unterzuordnen. Insbesonde- 
te an der Ostfront vollzog sich eine umfassende Entgrenzung des Kriegsge- 
schehens. Völkerrechtliche Normen, wie man Zivilisten und Kombattanten 
zu behandeln hat, wurden missachtet. Während Kriegsgefangene aus westli- 
chen Herkunftsländer zumindest auf eine Behandlung entsprechend der 
Haager Landkriegsordnung hoffen durften, bedeutete für Millionen sowjeti- 
scher Soldaten die Gefangennahme den Hungertod bzw. die Versklavung un- 
ter elendsten Bedingungen (vgl. Streit 1997). Dazu kam, dass die jüdische Be- 
völkerung hier wie dort von Deportation und Ermordung bedroht war, und 
in Osteuropa Millionen sonstiger Zivilisten der deutschen Entvölkerungspoli- 
tik und der gewaltsamen Aufrichtung des Besatzungsregimes zum Opfer fıe- 
len. An diesem Primat des Vernichtungsmotivs brach sich sogar die Zweckra- 
tionalität in bezug auf die Kriegführung. So blieben kriegswichtige Trans- 
portzüge für die Front aus, weil die Waggons eingesetzt wurden, um die jüdi- 
sche Bevölkerung in die Vernichtungslager zu verschleppen. Auch hinter der 
Front wurden die Pläne, die besetzten Gebiete möglichst rational auszuplün- 
dern, oftmals durch die Praxis der Vernichtungspolitik durchkreuzt. Dies galt 
hauptsächlich für die besetzten Gebiete der UdSSR. Weder die Klagen von 
Verwaltungsbeamten über plündernde Wehrmachtsangehörige, die sich ei- 
genmächtig aus dem Land versorgten und dabei mehr Güter zerstörten als 
tatsächlich konsumierten, noch die Beschwerden, dass die Erschießungs- und 
Verschleppungskommandos der SS und Polizei keine Arbeitskräfte für die 
Einholung der Ernte übrig ließen, änderten etwas an dieser Herrschaftspra- 
zis." 

Im Hinblick auf die Entgrenzung des industrialisierten Krieges stellt die deut- 
sche Kriegführung während des Zweiten Weltkrieges, insbesondere im Osten, 
einen einsamen Gipfelpunkt ım 20. Jahrhundert dar. Allerdings ist auch für 
andere Staaten festzustellen, dass sie in den beiden Weltkriegen oder in den 
militärischen Auseinandersetzung nach dem Zweiten Weltkrieg bewaffnete 
Auseinandersetzungen häufig nicht auf die Funktion des politischen Macht- 
mittels gegenüber anderen Staaten einschränkten. Die eingesetzte Zweckra- 
tionalität bot mitnichten die Gewähr, dass die Kriege begrenzte Phänomene 
der Gewalttätigkeit waren. Für die konstatierte Amalgamisierung von Rationa- 
lität und Menschenverachtung gilt erst recht, dass sie beileibe keine deutsche 
Eigenheit war, obwohl die Konzentration meiner Ausführungen auf die deut- 
sche Kriegführung dies nahe legen mag. Allein die USA führten nach dem 
Zweiten Weltkrieg zwei große Kriege (in Korea und Vietnam), in deren Ver- 
lauf sie ihre industrielle und technische Potenz einsetzten und dabei die 
Länder verwüsteten, in denen die Kampfhandlungen stattfanden. 


15 Für Weißrussland kommt Gerlach (1999) zu einer anderen Einschätzung (1126f, vgl. insbe- 
sondere 1148f). 
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Trotz unterschiedlicher Kriegsdefinitionen ist in der Literatur unumstritten, 
dass mindestens seit dem Zweiten Weltkrieges die Zahl der innerhalb von 
Staaten geführten Kriege bei weitem das Gros des weltweiten Kriegsgesche- 
hens ausmacht.’ In ihnen verfügt meist nur eine Seite über reguläre Truppen. 
Militärisch werden die meisten derzeit geführten Kriege als low intensity 
conflicts eingestuft (vgl. Crefeld 1998: 45f). Damit wird betont, dass in diesen 
Kriegen mitunter lediglich sporadisch gekämpft wird und dass die Kombat- 
tanten häufig über keine komplexen Waffensysteme wie große Artilleriege- 
schütze, Panzer, Flugzeuge und Schiffe verfügen. Hauptsächlich werden 
Handfeuerwaffen wıe automatische Gewehre der Typen Kalaschnikow, M16 
und G3, Granatwerfer und Minen eingesetzt. Selbst wenn eine Kriegspartei - 
meist die vom Staat aufgestellten Truppen - über komplexe Waffensysteme 
verfügt, erweisen sie sich regelmäßig als ungeeignet, einen Gegner zu besie- 
gen, der die Kleinkriegstaktik anwendet. Anstatt den in ihrer Destruktionsfä- 
higkeit überlegenen Truppen direkt gegenüber zu treten, ziehen es solche 
Kombattanten vor, dem Gefecht auszuweichen und sich aus dem Raum zu- 
rückzuziehen, in dem sie zum Kampf gezwungen werden sollen. Sollte es zu 
Gefechten kommen, dann entwickeln sich meist Schießereien, für die die oben 
angeführten Phänomene, Unsichtbarkeit des Gegners sowie Entleerung des 
Gefechtfeldes, ebenfalls gelten und die das Geschehen für Nicht-Kombattan- 
ten gefährlich unübersichtlich machen. Diese Kriegführung setzt voraus, dass 
für die Kämpfer die Möglichkeit besteht, in die sie umgebende Gesellschaft 
zu diffundieren, also sich als unbeteiligte Zivilisten zu tarnen, und/oder dass 
es Rückzugsräume gibt. Die erste Bedingung ist dann gegeben, wenn die Ge- 
sellschaft, innerhalb der die Guerillakämpfer agieren, zumindest in Teilen be- 
reit ist, sie zu decken. Die zweite Bedingung hängt stark von topographi- 
schen Gegebenheiten des Landes ab. Aber auch ohne unzugängliche Gebirge, 
Sümpfe und Dschungelgebiete fällt dem Militär die Verfolgung der Guerilla 
schwer, wenn es in Regionen vorstoßen muss, in denen die territoriale Herr- 
schaft lediglich punktuell und damit schwach ausgebildet ist. Noch schwieri- 
ger wird die Verfolgung, wenn das Rückzugsgebiet im Nachbarstaat liegt, so- 
lange dieser an der Fortsetzung des Krieges ein großes Interesse hat und sich 
deshalb weigert, die Aktivitäten der Guerilla auf seinem Gebiet zu unterbin- 
den. Selbst einzelne militärische Erfolge des Militärs können meist nicht dar- 
über hinweg täuschen, dass sie den Gegner nicht dauerhaft zerschlagen kön- 
nen, wenn er sich in seinen Rückzugsgebieten neu formieren kann. Da die 


16 So kommen Gantzel/Schwinghammer mit Blick auf den Zeitraum von 1945 bis 1992 auf 
insgesamt 184 Kriege, von denen knapp 2/3 den ‚inneren Kriegen‘ zugeordnet werden. Für 
den selben Zeitraum wird angegeben, dass fast 23% des Kriegsgeschehens auf internationale 
Kriege entfielen. Hierunter werden auch alle Dekolonisierungskriege gefasst. Weitere 11% 
der von ihnen erfassten Gewaltgeschehnisse zählen sie zu den Kriegen, in denen sich ein 
‚innerer Krieg‘ mit einem internationalen überlappte (1995: 117). 
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Guerilla ihrerseits selten in der Lage ist, das Militär durch Überfälle, etc. so- 
weit zu schwächen, dass sie einen militärischen Sieg erringen kann, kommt es 
meist zu langanhaltenden Kämpfen. Verschärfend muss man sogar festhalten, 
dass es der Guerilla gerade darauf ankommt, eine militärische Entscheidung 
hinauszuzögern und den Gegner durch Überfälle zu zermürben, bis sie stär- 
ker ist als er. Deshalb ist der Kleinkrieg wiederholt auch als ein politischer 
Kampf bestimmt worden. Sein erstes Etappenziel besteht nicht im Aufbau 
einer territorialen Herrschaft, sondern in der Schwächung der bestehenden 
politischen Herrschaft. Eng verbunden mit der Schwächung der vorherigen 
politischen Herrschaft ist der Aufbau von parallelen Organisationen, die an- 
fangs staatliche Aufgaben übernehmen und in der zweiten Etappe die Grund- 
lage für den Aufbau einer eigenen staatlichen Organisation durch die Gueril- 
labewegungen bilden (vgl. z.B. die Staatenbildung von Eritrea). Diese politi- 
sche Bestimmung des Kampfes hängt allerdings entscheidend davon ab, in- 
wieweit es der politischen Führung gelingt, die Gewaltdynamik der Kämpfe 
zu kontrollieren und sie einzuhegen. Aufgrund der Unkenntlichkeit der Kon- 
trahenten und der Unsicherheit, wann, wo und wie der Gegner erneut zu- 
schlägt, erweist sich eine solche Einhegung als ein ausgesprochen vorausset- 
zungsvolles Unterfangen. Dies gilt umso mehr, je länger und verbissener der 
Krieg geführt wird, zumal wenn die politischen Kader durch Gefangennahme 
und Tod geschwächt werden können (Beispiel: Algerienkrieg, 1954-62). Eska- 
lierend wirkt zudem bei diesen ‘inneren’ Kriegen, dass eine politische Füh- 
rung nach einer Niederlage nicht unbedingt darauf hoffen darf, das Ergebnis 
des Krieges später noch einmal zu revidieren. Deshalb hängt die Dauer des 
Krieges und die Bereitschaft zur Eskalation davon ab, ob es einer Konflikt- 
partei gelingt, den Kreis derer, für die die Niederlage einschneidende, ver- 
nichtende Konsequenz haben wird, glaubwürdig auf ein Minimum von Per- 
sonen zu begrenzen, weil dadurch weniger Menschen bereit sind, ihr eigenes 
Schicksal mit dem der unterlegenen Partei weiter zu verknüpfen. 

Es ist vor allem die auf dem Land lebende Bevölkerung, die sich dem Zugriff 
Bewaffneter ausgesetzt sieht, die von ihnen unbedingte Unterstützung verlan- 
gen. Die Repressalien, die den Opfern drohen, reichen von der exemplari- 
schen Misshandlung Einzelner und deren Ermordung bis hin zum Massa- 
krieren aller, derer man habhaft wird. Beginnend mit dem Burenkrieg (1899- 
1902) wurde wiederholt versucht, durch eine in Lagern untergebrachte und 
damit besser kontrollierbar gewordene Bevölkerung der Guerilla das Wasser 
zu entziehen, in dem sie sonst ‘wie Fische schwimmen’. Wie kalkulierend 
mitunter Exzesse eingesetzt werden können, zeigen alle Kriege, in denen nach 
ethnischen oder religiösen Kriterien eingestufte Bevölkerungsgruppen als 'stö- 
rend’ für die zukünftige Entwicklung des Gemeinwesen erklärt wurden. Die 
Verbrechen geschehen in diesen Kriegen nicht heimlich, den Kriegführenden 
ist vielmehr daran gelegen, dass die Nachricht von den Gewalttaten unter der 
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betroffenen Gruppe bekannt wird, denn es soll sich in ihr Angst breit ma- 
chen und ihre Flucht die Vertreibung aus dem Gebiet erleichtern. Als Para- 
debeispiel aus der jüngsten Vergangenheit sind die Kriege in der ehemaligen 
Volksrepublik Jugoslawien anzuführen, die außer in Slowenien mit einer von 
Exzessen begleiteten Vertreibungspolitik verbunden waren. 

Die Anwendung solcher Praktiken gehört zum normalen, wenn auch als irregu- 
lär markierten Repertoire der Kriegführung. Irregulär heißt, dass man sich selten 
der hier angewendeten Gewaltpraktiken rühmen kann und deshalb auf öffentli- 
che Anerkennung verzichten muss. Der Sinn vieler irregulärer Mittel, zu denen 
auch der Aufbau, die Finanzierung und Bewaffnung von Guerillabewegungen 
gehört, beruht gerade darauf, andere Staaten bzw. deren Regime zu schwächen, 
ohne selber Krieg mit den eigenen regulären Truppen führen zu müssen. 

Selbst Kriege, die von den meisten Beobachtern (überwiegend Journalisten) 
als archaische Relikte vormoderner Gesellschaften, gar als Stammeskriege in- 
terpretiert werden, in denen sich ein biologisch fundiertes Abgrenzungsbe- 
dürfnis und Aggressionspotential des Menschen austobe, sind keinesfalls als 
vorindustriell geführte Kriege anzusprechen. Wenn, wie in Sierra Leone, 
Menschen mit Knüppeln, Hieb- und Stichwaffen, sowie Macheten drangsa- 
liert, verstümmelt und abgeschlachtet werden, sind die Opfer Unbewaffnete. 
In den eigentlichen Kämpfen dagegen werden Waffen und Munition aus in- 
dustrieller Fertigung eingesetzt, die häufig aus dem Ausland importiert wer- 
den müssen. Über den Umfang und die Art der Waffen entscheiden wesent- 
lich zum einen die Nachbarstaaten, die den Kriegsschauplatz mit Waffen be- 
liefern, und zum anderen die vorhandenen Ressourcen in den Kriegsgebieten. 
Rohstoffe, wie Erdöl, Diamanten, Holz und halluzinogene Pflanzen, die sich 
gut auf dem Weltmarkt verkaufen lassen, wirken sich dann wie ein Fluch aus. 
Um die An- bzw. Abbaugebiete wırd gekämpft, ihre Verfügbarkeit kann zum 
faktischen Kriegsziel werden, und die Voraussetzung zum weiteren Unterhalt 
des Krieges schaffen." 


Der subjektive Faktor 


Die Industrialisierung der Kriegführung akzentuierte eine bereits bestehendes 
Besonderheit des Militärs gegenüber anderen Formen organisierter Gewalt- 
ausübung neu. Gemeint ist das Ringen des Militärs um ein versachlichtes 


17 Zur Ökonomie der Bürgerkriege vgl. Jean/Rufin (1999). Voreilig ist es aus der derzeitigen 
Zahl der inneren und auf ‚niedriger Intensität’ geführten Kriege den Schluss zu ziehen, dies 
sei nun die Zukunft des Krieges. Die Rüstungsanstrengungen aller Großmächte, die einen 
erheblichen Teil ihrer Sozialprodukte beanspruchen, sind nicht nur als bloße Wirtschaftspo- 
litik zugunsten von Rüstungskonzemen zu werten. Sie sind auch Ausdruck des Kampfs um 
die militärische Vorherrschaft, die zwar die USA auf unabsehbare Zeit für sich beanspruchen 
kann, aber auf Dauer nicht unumstritten bleiben soll. Machtpolitisches Denken heißt auch, 
in Kategorien des worst case zu denken. 
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Verhältnis zu Leben und Tod. Dieses Ringen geht auf zwei unterscheidbare 
und trotzdem innig miteinander verschränkte Motive zurück. Zum einen 
darauf, die Herrschaftsverhältnisse innerhalb des Militärs auch unter Kampf- 
bedingungen zu bewahren. Zum anderen darauf, dass die Soldaten ıhr Ge- 
waltpotential auch angesichts des Todes möglichst effizient einsetzen sollen. 
Mag das Militär heute aufgrund seines partiell antiquiert anmutenden Geprä- 
ges beim Betrachter den Eindruck hervorrufen, es handele sich um ein Relikt 
aus vormodernen Zeiten - zu denken ıst hierbei an Zeremonien wie den 
Großen Zapfenstreich und an die Grußregeln, die noch aus der Zeit der ste- 
henden Heere stammen - so weist seine Geschichte es als eine moderne Or- 
ganısation aus, deren Vorläufer erst das feudale Heerwesen, und später auch 
alle außereuropäischen Institutionen der organisierten Gewaltausübung aus 
dem Felde schlugen. 

Nicht der Einsatz überlegener Waffen führte zu der Überlegenheit der Söld- 
nerverbände, dem Vorläufer des heutigen Militärs, gegenüber den Ritterhee- 
ren, die ab dem 15. Jahrhundert immer deutlicher wurde. Vielmehr erwuchs sie 
anfangs vor allem aus ihrer Organısationsform. Während die Kampfkraft ei- 
nes Ritters im wesentlichen auf seinem Mut und seinem Geschick im Um- 
gang mit den Waffen beruhte, entfaltete sich die Kampfkraft der Söldner durch 
das Zusammenwirken der einzelnen Waffenträger in einem hierarchisch und 
arbeitsteilig organisierten Verband. Dies gilt besonders für die zu Fuß kämp- 
fenden Söldner, die nur als Angehörige eines solchen Verbandes eine Chance 
hatten, den Angriff von Berittenen abzuwehren (vgl. u.a. Weber 1980: 681f). 
Zum Siegeszug gegenüber allen anderen, außerhalb Europas existierenden 
Formen organisierter Gewaltausübung hätte die Disziplinierung der Tötungs- 
und Todesbereitschaft der Waffenträger allein aber nicht ausgereicht, wenn die 
neuzeitliche Staatenbildungsprozesse in Europa, mit der die Geschichte des Mı- 
litärs auf das engste verknüpft ist, nicht zugleich mit heftigen Konkurrenzkämp- 
fen um Land und Ressourcen verbunden gewesen wären. Um nicht ins Hinter- 
treffen zu geraten, waren die Kriegsherren gezwungen, jede von ıhren Gegnern 
erfolgreich angewendete waffentechnische und organisatorische Innovation 
nachzuvollzichen. Die Einbettung in die Dynamik der Staatenbildungsprozesse 
markiert auch den Unterschied zu zahlreichen Organisationen der Gewaltaus- 
übung außerhalb Europas, die zumindest noch bis ins 18. Jahrhundert den eu- 
ropäischen Streitkräften gefährlich werden konnten. Selbst den Streitkräften des 
Osmanischen Reiches, die über Jahrhunderte hinweg gegen europäische Ar- 
meen kämpften, gelang es immer weniger, ihr Waffenarsenal und ihre Organisa- 
tionsstruktur adäquat zu modernisieren’, weil diese Veränderungen an die Herr- 
schaftsverhältnisse innerhalb der osmanischen Gesellschaft rührten. 

Wie oben an verschiedenen Stellen deutlich wurde, vollzog sich zwar auch in 
Europa die Steigerung des Gewaltpotentials der Streitkräfte zu keinem Zeit- 
punkt frei von derartigen Hemmungen, doch ım Vergleich zu den außereu- 
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ropäischen Gewaltorganisationen zeigte sich das Militär in Europa als anpas- 
sungsfähiger gegenüber neuen Herausforderungen. Aufgrund der anhaltenden 
zwischenstaatlichen Konkurrenz der europäischen Staaten, konnte sich letzt- 
lich die zweckrationale Optimierung der Kriegführung durchsetzen.” Die 
Zweckrationalität schmolz Rituale und moralische Vorstellungen von einer 
ehrenvollen Kriegführung ab, die in vielen anderen Gesellschaftsformen häu- 
fig die Gewaltausübung zwischen den Kontrahenten wirkungsmächtig be- 
grenzten. Die an ihre Stelle getretenen, in völkerrechtlichen Normen kodifi- 
zierten Regeln, die ausdrücklich die Aufgabe haben, das Kriegsgeschehen zu 
begrenzen, erwiesen sich dabei als ein eher schwacher Ersatz. 

Das Militär ist eine soziale Form der organisierten Gewaltausübung, die nach 
innen hierarchisch strukturiert ist und sich durch ein extremes Machtgefälle 
von den ranghöheren zu den rangniedrigeren Angehörigen auszeichnet. Grund- 
sätzlich haben die untergeordneten Soldaten die Befehle ihrer Vorgesetzten 
auch dann zu befolgen, wenn sie dieselben ablehnen. Auf Befehlsverweige- 
rung stehen schwerwiegende Strafen, die keinesfalls durch persönliche Anti- 
pathie gegenüber den Vorgesetzten und äußerst selten mit einer ablehnenden 
Meinung über die Folgen der Ausführung von Befehlen legitimiert werden 
kann. Wie umfassend der Machtanspruch der Vorgesetzten gegenüber den Un- 
tergebenen ist, wird auch daran deutlich, dass letzteren kein Recht zugebilligt 
wird, über das Risiko, im Kampf verletzt oder gar getötet zu werden, mitzu- 
entscheiden. Die verlangte Folgebereitschaft bedeutet für Soldaten, dass sie 
auch dann ihr Leben einsetzen müssen, wenn sie es nicht wollen. Um das Ge- 
waltpotential der einzelnen Soldaten operational zu halten, werden Soldaten 
nicht nur dazu angehalten, den Kampfgeist hemmende Faktoren, wie die To- 
desangst, zu unterdrücken. Auch ihre aggressiven Neigungen, wie z.B. Zorn- 
ausbrüche, die sich auf den Gegner richten, dürfen das Primat der Befehlslage 
nicht durchbrechen. Die Einsicht von Mandeville Anfang des 18. Jahrhun- 
derts, dass der „Zorn, ohne den kein Lebewesen natürlichen Mut aufweist, (...) 
in einem mit List zu führenden und zu einer regelrechten Kunst entwickelten 
Krieg ganz und gar nutzlos“ ist (1988: 191), gilt nicht erst für die Soldaten des 
20. Jahrhunderts. Weil die individuelle Aggressivität als viel zu unbeständig 
gilt, um die Soldaten dauerhaft im Kampf zu leiten, und sie immer Gefahr 
läuft, die taktischen und strategischen Überlegungen der Befehlshaber zu 
durchkreuzen, wird von den Soldaten verlangt, dass sie fähig sind, ihre Ge- 
fühle in einem Umfang zu beherrschen, wie dies zu keinem Zeitpunkt von 
einem Zivilisten angesichts von Tod und Elend verlangt worden ist. 

Der Drill des 17./18. Jahrhunderts ist eine Herrschaftspraxis, mit der aus un- 
willigen Untertanen gefügige Soldaten geschunden werden sollten, damit sie 


18 Dass die zweckrationale Orientierung vor ideologischen Fixierungen und Realıtätsblindheit nicht 
schützt, zeigt ein Blick auf das deutsche Offizierskorps im 20. Jahrhundert (vgl. Kurz 1990). 
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den Offizieren wie Automaten gehorchen. Mit dem Drill wurde zugleich 
auch das funktionale Ziel verfolgt, eine größtmögliche Effektivität der Ge- 
waltausübung zu erreichen. Die durch intensive Übungen erworbene Routine 
half den Soldaten, den Strapazen und Emotionen standzuhalten, die sich vor 
und während einer Schlacht einstellten, denn der Sieg in einer Schlacht hing 
neben dem Tempo, in dem sie ihre Gewehre abfeuern und wieder laden 
konnten, von der Zeitdauer ab, während der sie sich vom gegnerischen Feuer 
unbeeindruckt zeigten, also ihren eigenen sich unwillkürlich aufdrängenden 
Angst- und Wutgefühlen keinen unmittelbaren Ausdruck verliehen. 

Die Fähigkeit zur Unterdrückung der anstürmenden Emotionen wurde als 
eine Eigenschaft des Mannes gefasst. Bis heute ist auffallend, wie ungebro- 
chen die Verschränkung von Männlichkeit und Kampf in das Verständnis der 
Geschlechteridentitäten hineinreicht. Für Männer in den westlichen Indu- 
striegesellschaften beruht die Attraktivität des Dienstes beim Militär wesent- 
lich darauf, dass hier eine der wenigen Nischen in modernen Gesellschaften 
besteht, ın der noch relativ unangefochten diese bestimmte reduzierte Form 
von Männlichkeit vermittelt und gelebt werden kann.” 

Für die Einhaltung der Disziplin im Gefecht spricht aus Sicht der einzelnen 
Soldaten, dass sie eine Überlebenstechnik darstellen kann, die verhindert, 
dass sie in Grenzsituationen in Panik geraten. Disziplin als Ausbildungsziel 
ist auf die Tilgung von Subjektivität aus, dies aber nur, soweit sie ein Hin- 
dernis für die Gefügigmachung zur Ausführung menschenverachtender Prak- 
tiken darstellt. In diesem Zusammenhang hat der Drill in seinen modernen 
Varianten seine wichtige Aufgabe behalten. Aus den auf den Kampfeinsatz 
bezogenen Unterweisungen, wie Körperhaltung und Fortbewegung im Ver- 
band, sowie aus vielen aus der Zeit des Absolutismus stammenden Ritualen - 
etwa die Form, wie ranghöhere Soldaten zu grüßen sind - sind Demüti- 
gungspraxen hervorgegangen, die die Rekruten für die Übernahme militäri- 
scher Normen und Werte empfänglich machen sollen (vgl. Treiber 1973). 
Sie lernen, sich in den militärischen Alltag einzufügen, ihren Vorgesetzten zu 
gehorchen, auf militärspezifische Weise zu sprechen, zu denken und sich zu 


19 Und dies obwohl das Militär nie ein frauenferner und -freier sozialer Ort war. Bis auf die 
Zeit zwischen den Napoleonischen Kriegen und dem Ersten Weltkrieg war kriegsunterstüt- 
zende Arbeit von Frauen für das Militär unverzichtbar. Im Zweiten Weltkrieg und danach 
waren sie wiederholt auch unmittelbar an Kämpfeinsätzen beteiligt. Dass der Kampf mit ei- 
ner Aura der Männlichkeit umgeben ist, daran dürfte die Öffnung von Kampfeinheiten für 
Frauen wenig ändern. Da die meisten Frauen an den körperlichen Tauglichkeitskriterien 
scheitern, gelingt es nur wenigen Frauen in solche Einheiten vorzudringen. Dies begünstigt 
eine Wahrnehmung als Ausnahme, die die Regel bestätigt. Sie werden weniger als weibliche 
Wesen, sondern als ‚männlich infiziert” anerkannt (vgl. Seifert 1996: 176f). Zur Geschlechter- 
geschichte von Militär und Krieg: vgl. Hagemann (1998). Ein bündiger Überblick zum ge- 
genwärtigen Einsatz von Frauen beim Militär ist bei Creveld (2002) zu finden. 

20 Nur noch bei operanter Konditionierung, z.B. beim Schießtraining, werden Soldaten 
drillähnlich auf den Kampfeinsatz vorbereitet. 
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bewegen. Sie lernen, Haltung zu bewahren und das meint vor allem, keine 
spontanen Emotionen zu zeigen. Sie lernen, dass ein Soldat ein Mann ist, der 
sich empathischer Gefühle möglichst enthält. Und diese Anteilslosigkeit soll 
sich im Idealfall auf den eigenen Körper und seine Empfindungen ausweiten. 
Nicht die Bemühungen um eine versachlichte Form der Gewaltausübung ist 
folglich neu, sondern dass Soldaten auf dem Gefechtsfeld ihre Gewaltaus- 
übung versachlicht erleben können, ohne eine zusätzliche Abstraktionslei- 
stung erbringen zu müssen. Der Einsatz komplexer Waftensysteme ermög- 
licht ihnen, Distanz zum Geschehen zu halten. Sie bedienen Maschinen, also 
tote Objekte, deren zerstörerische und tödliche Potenzen während des Ar- 
beitsprozesses nicht mehr unmittelbar aufscheinen. Stärker denn je in der 
Geschichte des Militärs sind auf diese Art die Bedingungen zur Herstellung 
der Anteilslosigkeit am Kriegsgeschehen gegeben. Die Tätigkeit am bzw. im 
Flugzeug, Hubschrauber, Schiff oder am Artilleriegeschütz, an den Beobach- 
tungs-, Überwachungs-, Feuerleitsystemen und Kommunikationsmitteln ist im 
wesentlichen von einer sachgerechten Bedienung der Maschinen abhängig. 
Diese technischen Apparaturen wirken auf die Soldaten disziplinierend, weil 
sie permanent unabweisliche sachadäquate Verhaltensanforderungen stellen. 
„Damit die Maschinen funktionieren, müssen es auch die Menschen - aber 
mehr müssen sie nicht“ (Bröckling 1997: 310). An die Stelle der personalen 
Herrschaftsbeziehung zwischen Ausführenden und ihren Vorgesetzten tritt 
eine versachlichte Herrschaftsbeziehung. Von denjenigen, die durch den Ein- 
satz der Maschinen getötet werden, schen die Soldaten meist nur technisch 
erzeugte Bilder, auf denen Ziele durch abstrakte Symbole markiert werden, 
die für feindliche Objekte wie für Stellungen stehen. Charakteristisch für den 
Kriegsalltag der modernen Soldaten sind eine starke Entsinnlichung und die 
Ausführung von Routinehandlungen. Tödlich wird ihr Kriegseinsatz immer 
dann, wenn der Gegner über zumindest ähnliche technische Mittel verfügt. 
Leiblich steht er ihnen in solchen Momenten nicht gegenüber. 

Die Distanz zum Geschehen ist jedoch nicht nur räumlich zu fassen. In dem 
Maße, in dem die bürokratische und technische Durchdringung des arbeits- 
teiligen Militärapparates zugenommen hat, fällt es den einzelnen Befehlsemp- 
fängern immer schwerer, die Folgen ihrer Handlungen zu überblicken. Sich 
selber nur als Teil einer langen Handlungskette zu sehen, hilft eine soziale 
Distanz zum Geschehen zu bewahren bzw. aufzubauen. Dies ist institutionell 
gewollt, denn durch koordinierte Handlungszusammenhänge wird zurechen- 
bare Verantwortlichkeit maskiert, und werden erst Gewalttaten möglich, zu 
denen ein Einzelner nicht fähig wäre, wenn er sich seiner eigenen Verantwor- 
tung für das Geschehen jederzeit bewusst wäre (vgl. Bauman 1992: 176f). 

In den Armeen, deren Industrialisierung am weitesten fortgeschritten war, 
entstand daher nach dem Zweiten Weltkrieg eine spezifische Berufsmentalität 
unter den Soldaten, die sich als Dienstleister in Sachen Frieden und Sıcher- 
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heit sehen, und deren Selbstverständnis sich über weite Strecken kaum von 
demjenigen ziviler Beschäftigter im öffentlichen Dienst und in Unternehmen 
unterscheidet. Erinnert sei hier an Interviews mit deutschen und amerika- 
nischen Piloten vor und nach ihren Kampfeinsätzen während des zweiten 
Golfkrieges, in denen eine solche Mentalität zum Ausdruck kommt. Vom 
Töten sind diese Soldaten weniger begeistert als von der Arbeit mit einer als 
faszinierend, weil machtvoll erlebten Technik. Dass ihre Tätigkeit mit großen 
Risiken für ihre Gesundheit und ihr Leben verbunden ist, war und ist ihnen 
sehr wohl bewusst, wırd aber mit den Risiken bei Polizei- und Feuer- 
wehreinsätzen oder gar mit Freizeitaktivitäten wie dem bungee-jumping ver- 
glichen, und verliert damit an Schärfe. Diese Mentalität wird durch die gerin- 
gere Bedeutung der formalen Hierarchie bei der alltäglichen Dienstausübung 
begünstigt. Da den formalen Vorgesetzten meist die Kenntnisse fehlen, die 
komplexen Waffensysteme zu warten, zu reparieren und zu bedienen, bilde- 
ten sich beim Militär Arbeitsbedingungen heraus, die denjenigen in der zivi- 
len Arbeitswelt ähnlich sind. Im Alltag ist der Umgang der Vorgesetzten mit 
den rangniedrigeren Soldaten daher weniger durch ihre Kontroll- und Vor- 
bildfunktionen geprägt, sondern durch bürokratische und administrative Zu- 
sammenhänge. Zwar ist die formale Hierarchie weiterhin eindeutiger markiert 
als im Zivilleben, doch solange die erteilten Befehle ausgeführt werden, kann 
zwischen den Rängen ein lockerer Umgangston herrschen (vgl. Bröckling 
1997: 308 f). 

Dennoch: Die Anteilslosigkeit des Soldaten ist eine fragile Strategie. Ihr Er- 
folg hängt letztlich von seiner Position innerhalb des Militärapparates und 
der Art seines Einsatzes ab. Je näher er an die Gewalt herankommt, desto 
mehr erweist sich die Jobmentalität eines zivilen Technikers oder Angestell- 
ten als Illusion. Beispielsweise gilt für Piloten, die Kampfeinsätze fliegen, und 
ihre Tätigkeit vor allem als eine anspruchsvolle technische Aufgabe sehen, die 
reizvoll, weil gefährlich ist, dass die Gefahr des Getötetwerdens eine andere 
Qualität annimmt, wenn ihre Gegner tatsächlich in der Lage sind, sie abzu- 
schießen, und wenn sie erleben, wie mehrere ‘Kollegen’ im Zuge der Einsätze 
getötet wurden. Für Schiffsbesatzungen, die weder ihre Angriffsziele noch die 
bedrohlichen Geschosse des Gegners, geschweige denn ihn selber mit eigenen 
Augen sehen können, kann von der sachlich-nüchternen Dienstausführung 
buchstäblich mit einem Schlag nichts mehr übrig bleiben. Und für infanter- 
istische Bodentruppen auch der westlichen Industriestaaten gilt bis heute, 
dass sie die geringsten Chancen haben, die extremen Gewalterfahrungen, die 
sich im Verlauf des Kampfes einstellen, für sich auf Distanz zu halten. 
Ausgeklügelte psychologische Eignungstests können geeignete Personen her- 
ausfiltern, vielfältige Prozeduren der operanten Konditionierung können ebenso 
wie der Konsum von (Psycho-)Pharmaka Physis und Psyche von Menschen 
resistenter machen, dennoch bleibt die Bedürfnisstruktur von Menschen al- 
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len Bemühungen zum Trotz im allgemeinen leicht zerbrechlich, ein ‘weiches 
Ziel’. Selbst die willigsten Soldaten werden nicht zu Maschinen, und wenn sie 
sich noch so sehr darum bemühen. Neben der Bedürftigkeit des Körpers, die 
sich in Hunger, Durst und Übermüdung ausdrückt, unterminieren unwillkür- 
lich sich einstellende Emotionen wie Angst und Wut ihre Distanzierung zum 
Kampfgeschehen. 

Die Automation des Krieges wird deshalb nicht nur vorangetrieben, um die 
politischen Opportunitätskosten zu senken, die verletzte und getötete Solda- 
ten gegenüber der eigenen Gesellschaft darstellen, sondern auch, weil diese 
als unzuverlässige ausführende Gewaltinstrumente gelten. Die Traumvision 
der gegenwärtigen technischen Innovationen des Militärs besonders in der 
Luft- und Seekriegsführung ist die Entwicklung von Automaten, die einmal 
“losgelassen’, treftsicher und ohne weitere Beeinflussung durch einen Men- 
schen, selbständig ihr Ziel auswählen und zerstören. Allerdings ist die Waf- 
fenentwicklung noch auf Jahrzehnte hin von einer völligen Substitution des 
Mensch im Kampfgeschehen entfernt. Denn während Jets, Hubschrauber 
und Drohnen in der Lage sind, die Herrschaft im Luftraum zu erringen, 
Areale in Todeszonen verwandeln können, in denen quasi maschinell alles 
zerschlagen wird, sind selbst mit Menschen besetzte Panzer kaum in der La- 
ge, Räume zu beherrschen. Sie können lediglich den Raum durchschneiden 
und Punkte zerstören. So kann man zwar mit einem Panzer in ein Haus fah- 
ren und es zerstören, man kann jedoch mit ihm das Haus nicht besetzen. 
Nach wie vor sehen sich deshalb selbst Armeen, die über das fort- 
schrittlichste Equipment verfügen, gezwungen, Infanterie einzusetzen, um 
Räume zu besetzen. Bei diesen Einheiten handelt es sich um Spezialkräfte, 
die mit teurem technisches Equipment ausgestattet werden, das ihr Überle- 
ben in den tödlichsten Zonen sichern und ihre Wahrnehmungs- und Kom- 
munikationsfähigkeit verbessern soll. Letzteres bedeutet, dass sie in ihren 
Wahrnehmungen zunehmend von den eingesetzten Technologien abhängig 
werden. Neben dem Aspekt, dass die Infanteristen untereinander stärker ver- 
bunden werden, ist hervorzuheben, dass die Apparate so konstruiert sein wer- 
den, dass ihre Abhängigkeit vom übrigen Militärapparat erhöht und damit ihre 
Kontrollierbarkeit durch die Kommandostruktur gesteigert wird. Trotz der Auf- 
rüstung der Infanterie bleibt sie aber im Grunde nur ein Lückenbüßer für eine 
noch nicht soweit vorangetriebene Technik, die auf eine vollständige Eliminie- 
rung von Subjektivität aus ist. Soweit ist es aber noch lange nicht. 

Dies auch deshalb nicht, weil eine derart avancierte Kriegführung nur den 
Streitkräften möglich ist, die über eine entsprechende Ausrüstung verfügen, 
also den führenden Industriestaaten. Die Kampfeinsätze der meisten Solda- 
ten, Kombattanten in den gegenwärtigen Kriegen, ist deshalb noch immer 
durch die Nähe zu den tödlichen Gefahren geprägt, die der Einsatz von so- 
genannten Kleinwaffen mit sich bringt - von Handfeuerwafien über Granat- 
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werfer bis zu Minen. Es gibt sogar Beobachter, die soweit gehen, nicht im 
Einsatz modernster Techniken und Maschinen, sondern in der Kleinkriegs- 
taktik, die in verschiedenen Gebieten Afrikas (Sierra Leone, Liberia, Kongo) 
und Asiens (Afghanistan) das Kriegsgeschehen prägen, die Zukunft des Krie- 
ges zu sehen. 

In diesen Ländern haben sich trotz umfassender Zerstörungen von Verkehrs- 
wegen, von städtischer Infrastruktur und lokaler nichtagrarischer Produkti- 
onsstätten über die Jahre räuberische Kriegsökonomien herausgebildet, die 
die Kriegsparteien dazu befähigen, den Krieg, wenn auch überwiegend auf ei- 
nem technisch niedrigen Niveau, fortzusetzen, und dies oft ohne Aussicht 
auf einen umfassenden Sieg über ihre Kontrahenten. Die militärischen Ope- 
rationen in diesen Gebieten sind überwiegend auf sporadische Kämpfe be- 
schränkt, die an Bandenkämpfe erinnern, mit denen das jeweils beherrschte 
Gebiet markiert und (neu-Jabgesteckt werden soll. Hinterhalte und überfallar- 
tige Aktionen bestimmen das Kriegsgeschehen. Letztere gelten häufig der im 
gegnerischen Gebiet lebenden Bevölkerung. In diesen Kriegen entwickeln die 
Kombattanten nicht die Berufsmentalität eines Soldaten, sondern eher die 
eines kriminellen Bandenmitglieds. Ihre Zugehörigkeit zu einer bewaffneten 
Gruppe bestimmt nicht nur ihre Chance an sozialer Teilhabe, sie bestimmt 
auch ihre Identität, die sich ubiquitär in der Figur des ‘Kämpfers’ auszudrük- 
ken scheint. Sie verbindet Männlichkeit mit dem Habitus extremer Gewalt- 
und Opferbereitschaft, aus der sich für die Kämpfer ein sozialer Dominanz- 
anspruch ableitet. 

Wenn auch an dieser Stelle die Frage nicht entschieden werden kann, ob das 
Umsichgreifen der Kleinkriegstaktik tatsächlich die Zukunft des Krieges und 
damit die zukünftige Gestalt des subjektiven Faktors im Kriegsgeschehen prä- 
gen wird, so sei hier doch kritisch angemerkt, dass der Kleinkrieg wahrlich 
keine ganz neue Antwort auf die militärische Überlegenheit regulärer Streit- 
kräfte ist. Und ist er nicht vor allem dort zu finden, wo die Kriegsgebiete 
durch ihre ökonomische Verelendung und anhaltende Auszehrung weder die 
Bewaffnung mit komplexeren Waffen noch die Rekrutierung eines entspre- 
chenden Personals erlauben? 
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Peter Marcuse 


Entpolitisierte Globalisierungsdiskussion 
Informationszeitalter und Netzwerkgesellschaft 
bei Manuel Castells 


Von der kritischen Stadtsoziologie zur Globalisierungsdiskussion 


In den späten 60er Jahren wehte ein frischer - und kritischer - Wind durch 
die Stadtsoziologie und zog Wissenschaftler verschiedenster Gebiete mit sich. 
Manuel Castells und eine Gruppe französischer Forscher legten die Grund- 
steine eines neuen Ansatzes, der bald darauf auch in England vor allem von 
Chris Pickvance und anderen aufgegriffen und unter dem Namen „Neue 
Stadtsoziologie* bekannt wurde. Gleichzeitig kamen Impulse aus der Geo- 
graphie durch David Harveys Buch Social Justice and the City und der Phi- 
losophie, wo sich seinerzeit vor allem Henri Lefebvre mit dem Raum und 
dessen „Herstellung“ beschäftigte. Die neue Stadtforschung wurzelte im Mar- 
xismus, war jedoch stark neo-marxistisch bis neo-weberianisch geprägt (Le- 
febvre 1968, Castells 1972, Harvey 1973, O’ Connor 1973, Pickvance 1976). 
„Stadt“ wurde meistens als der Austragungsort spezifischer Konflikte defi- 
niert, die sich im Kern um Probleme des kollektiven Konsums drehten (Ca- 
stells 1973, Katznelson 1984, 1992). 

Diese Entwicklungen standen in direktem Bezug zu den damals weltweit statt- 
findenden Auseinandersetzungen, wie den Maiunruhen, die es 1968 nicht nur 
in Paris gab, sondern auch ın vielen anderen Ländern der Welt oder der Bür- 
gerrechtsbewegung in den USA. Beide Ereignisse wurzelten nicht zuletzt in 
der wachsenden Unzufriedenheit der Bewohner großer Städte über anhaltende 
soziale Missstände. Die Hoffnungen der unmittelbaren Nachkriegszeit, dass 
der Sieg über den Faschismus ein neues Zeitalter umfassender Demokratie, 
Freiheit und allgemeinen Wohlstands einleiten würde, schienen trotz offen- 
sichtlichen Wachstums enttäuscht zu werden: die Demokratie blieb ober- 
flächlich und begrenzt, der Wohlstand nur wenigen zugänglich und die Frei- 
heit brachte nicht wie erwartet auch eine gerechtere Gesellschaft. Die Proteste 
gegen diese Entwicklungen formten sich in der späten 60er Jahren zu dem, 
was als „Neue Soziale Bewegungen“ bekannt wurde und diese Bewegungen 
gaben schließlich den Impuls für die Wende in der Stadtsoziologie. 
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Sowohl die urbanen Bewegungen selbst als auch deren wissenschaftliche Re- 
flexion in der Stadtforschung waren stark politisiert. Die Teilnehmer der 
Massenproteste in Europa betrachteten sich selbst als radikal, ja revolutionär 
und auch für die neuen intellektuellen Strömungen war die Bezugnahme auf 
politisches Handeln ein zentrales Anliegen. Die Verbindungen zwischen den 
kritischen urbanen Protesten und der Neuen Linken waren unübersehbar, 
ebenso die neo-marzistische Analyse als das theoretische Fundament der ur- 
banen Neuen Linken. Von der älteren, orthodoxen Variante des Marxismus 
unterschieden sie sich hauptsächlich darin, dass sie anstelle der Arbeiterklasse 
nun den sozialen Bewegungen die Hauptrolle bei der Herbeiführung funda- 
mentaler gesellschaftlicher Veränderungen zuschrieben (Gorz 1982). Die 
Wende in der Stadtsoziologie war eine explizit politische. 

Die Dinge sollten sich aber wieder ändern. 1983 schrieb Chris Pickvance, ei- 
ner der englischen Pioniere in der Erforschung der Neuen Sozialen Bewegun- 
gen: „Die Forschung über die neuen urbanen sozialen Bewegungen hat ein 
Problem: diese Bewegungen existieren nicht mehr.“ Tatsächlich hatte sich vie- 
les anders entwickelt, als es 15 Jahre zuvor angenommen worden war. In 
England übernahmen die Konservativen um Margaret Thatcher die Regierung, 
ein Jahr später folgte Ronald Reagan in den USA. Man sprach sich nun offen 
gegen den Wohlfahrtsstaat und somit auch gegen eine progressive Stadtpo- 
litik aus, wie sie von den Neuen Sozialen Bewegungen verfochten und durch 
die Forschungen der Neuen Stadtsoziologie unterstützt worden war. Zwar 
gab es weiterhin Widerstand, dessen Schwerpunkt verlagerte sich jedoch 
merklich. So verschiedenartige Bewegungen wie die Ökologie- und die Frau- 
enbewegung oder die Verfechter der Rechte ethnischer Gruppen, sowie die 
Schwulen- und Lesbenbewegung gewannen an Bedeutung, womit gleichzeitig 
die Stadtpolitik zugunsten verschiedener Identitätspolitiken in den Hinter- 
grund rückte. 

Die Prozesse, die dieser Wende zugrunde lagen, werden häufig unter dem 
Label „Globalisierung“ zusammengefasst, ein Begriff, der eine sorgfältigere 
Definition verdient, als ihm üblicherweise zukommt. Für unsere Zwecke ver- 
wende ich die folgende Definition: 

Globalisierung ist die Kombination von (1) Fortschritten in der Technologie, 
vor allem auf den Gebieten der Kommunikation und des Transports, mit (2) 
gestiegener internationaler Mobilität von Personen, Kapital und Gütern, (3) 
der Zentralisierung der Kontrolle und eines Machtzuwachses der die neuen 
Möglichkeiten von Technologie und Mobilität ausnutzenden Großunter- 
nehmen gegenüber den Arbeitskräften, was (4) in einer dem maximalen Profit 
untergeordneten Kommodifizierung von Gütern, Dienstleistungen und kultu- 
reller Produktion auf einer globalen Skala resultiert. 

Wenngleich Globalisierung auch das seit den frühen 70er Jahren dominie- 
rende Phänomen ist, ist sie nicht neu, sondern lediglich eine Fortsetzung von 
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bereits seit Jahrhunderten spürbaren Tendenzen. Dennoch ist sie in ihrer ge- 
genwärtigen Entwicklung so außergewöhnlich schnell und geographisch um- 
fassend, dass sie als eigenständiges Phänomen betrachtet werden muss. Die 
Globalisierung repräsentiert eine signifikante Verschiebung von Machtver- 
hältnissen, nicht nur zwischen Kapital und Arbeit, sondern auch zwischen 
den politischen Verbündeten des Kapitals und der sozialen Basis der Bewe- 
gungen, an denen in den 60ern die Hoffnungen so vieler hingen. 

Mit der Aktualität der Globalisierung ging deren ideologische Legitimierung 
durch ein in der Stadtforschung zunehmend dominierenderes Paradigma 
einher, das Globalisierung nicht nur als Realität, sondern als die einzige und 
auch als wünschenswerte Realität akzeptiert. In Bezug auf urbane Themen 
setzte sich damit auch eine Orientierung durch, die das Ziel verfolgte, den 
Wettbewerb zwischen Städten zu effektivieren: Wenn jede Stadt ihren spezifi- 
schen Wettbewerbsvorteil herausstelle, sei schließlich ein größeres und nach- 
haltigeres Wachstum ım gesamten System der Städte zu erlangen. Die daraus 
folgenden sozialen Probleme wurden zwar noch zur Kenntnis genommen, je- 
doch als kurzfristig und unvermeidbar angesehen 

Was aber sind nun die Konsequenzen dieser Entwicklungen für die neu ent- 
standene Stadtsoziologie? Grundsätzlich lassen sich drei verschiedene, zum 
Teil ineinander fließende Ausrichtungen unterscheiden: Der pragmatische 
Ansatz hält die revolutionären Visionen früherer Zeiten für irrelevant und 
konzentriert sich auf gegenwärtige Reformen. Seine Themen drehen sich um 
öffentlichen Wohnungsbau, Umweltschutz, soziale Integration, Umvertei- 
lungs- und Antidiskriminierungspolitik. Ein zweiter Ansatz hält den kriti- 
schen Anspruch aufrecht, zuweilen in einer umfassenden gesellschaftlichen 
Perspektive, aber auch konzentriert auf enge Bereiche urbaner Aktivitäten. 
Zum Teil wird der Bezug zu den neomarzistischen Wurzeln explizit herge- 
stellt, zum Teil auch nicht.‘ Die neueste und möglicherweise interessanteste 
Tendenz dieses Ansatzes ist die Untersuchung der Wirkungen der zuneh- 
menden Kommodifizierung von Alltag und Kultur und weist damit in die 
Richtung der Cultural Studies.’ 

Der dritte Ansatz ist cher mit den unmittelbaren Ereignissen am Boden (so- 
wie in der Luft und im Äther - dazu später mehr) der heutigen Städte ver- 
knüpft. Es ist ein geisterhafter Marxismus, einer in dem die marxistische Ana- 
lyse zwar noch leise nachhallt, sie jedoch ihren radikalen politischen Inhalt 
verloren hat. Die frühere Kritik wird zurückgelassen; statt dessen stürzen sich 
die Vertreter dieses Ansatzes enthusiastisch auf die Beschreibung einer sich 
rasant und unaufhaltsam entwickelnden High-Tech-Gesellschaft, die sie gleich- 
zeitig eher oberflächlich im Zusammenhang mit der Globalisierung diskutie- 


1 Vgl. die Arbeiten von Harvey, Preteceille, Harloe, Häufßermann/Siebel, Logan oder Fainstein. 
2 Frederic Jameson und Nancy Fraser gehören zu dieser Richtung. 
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ren. Dies endet, so möchte ich behaupten, nicht nur in einer entpolitisierten, 
sondern in einer unpolitischen Analyse des gesamten Problemfeldes, das die 
Neuen Sozialen Bewegungen der 60er Jahre noch so aggressiv in Angriff 
nahmen. Eine solche Herangehensweise ist implizit konservativ, auch wenn 
sie hinsichtlich der einzelnen Problemstellungen den Anschein einer progres- 
siven Kritik behält. Letztlich wird auf diese Weise die sozialdemokratische 
Rhetorik einer Politik des „Dritten Weges“ unterstützt, die bereits die ın den 
Regierungskreisen Englands, Deutschlands und anderer Länder dominiert. Im 
Folgenden werde ich Manuel Castells dreibändiges Hauptwerk Das Informa- 
tionszeitalter als zentralen Repräsentanten dieser Tendenz diskutieren. An- 
thony Giddens ist heute der vielleicht am besten bekannte Vertreter der ideo- 
logischen Positionen, die aus diesem Ansatz hervorgehen.’ 


Castells theoretische Entwicklung: von der Analyse von Klassen 
und Konflikten hin zu einem technischen Determinismus 


Eine kritische Untersuchung der Arbeit von Manuel Castells muss - trotz al- 
ler Kritik an seiner jüngsten theoretischen Entwicklung - allerdings anerken- 
nen, dass das Ausmaß seines Beitrags zur Entwicklung der neuen Stadtsozio- 
logie und zur Erforschung der gegenwärtigen Globalisierungsprozesse immens 
ist, ebenso sein Einfluss auf das Denken der auf diesen Gebieten Forschen- 
den, mich selbst nicht ausgenommen. Auch ist festzuhalten, dass Castells’ 
Entwicklung vom Marxismus zu seiner jetzigen Form der Analyse keineswegs 
unbewusst oder aus Mangel an Selbstreflexion geschah. Er selbst hat darauf 
bei vielen Gelegenheiten hingewiesen. Castells hat sich von seinen früheren, 
eher radikalen Analysen abgewendet, da sie ihm auf die veränderte Konstella- 
tion von Akteuren und Ereignissen seit den 60er Jahren nicht mehr anwend- 
bar erschien. Im Folgenden will ich der Frage nachgehen, ob mit diesem Per- 
spektivwechsel, den Castells offensichtlich vollzogen hat, auch ein ımpliziter 
Prozess der Entpolitisierung einher ging. 

Indem Castells seine früheren neo-marxistischen und strukturalistischen Ana- 
Iysen urbaner Themen verlässt, sucht er eine nuanciertere, weniger ökonomi- 
stische Erklärung für aktuelle Phänomene, die den technologischen Wandel 
sowie kulturelle und soziale Bewegungen stärker einbezieht. Castells’ Arbeit 
stellt einerseits eine provokative Erweiterung einiger jüngerer Ansätze der 
Neuen Stadtsoziologie und der Politischen Ökonomie der 70er Jahre dar, 
andererseits läuft sie auf eine Erosion von deren kritischer Schärfe hinaus. Sie 
beschreibt vorherrschende Prozesse (wie z.B. die Globalisierung) als akteurs- 
los, zwangsläufig, nicht beeinflussbar. Sie nährt Ansichten wie die von Gid- 
dens (2000) zur gegenwärtigen „sozialdemokratischen“ Politik des Dritten 


3  Giddens Zustimmung ist auf der Rückseite des Dritten Bandes nachzulesen. 
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Weges und trägt zur Glonifizierung der Global Cities bei. Obwohl seine Ar- 
beit eine rhetorische Verneigung vor den sozialen Bewegungen bleibt, führt 
sie zu Modellen wie der „wettbewerbsfähigen Stadt“, für die Borja und ande- 
te (nicht selten Castells selbst) auf der ganzen Welt werben und die Michael 
Porter national anpreist. In direktem Widerspruch zu dem utopischen Den- 
ken, das Castells frühere Arbeiten stark inspirierte, sind seine heutigen Arbei- 
ten ein Angriff auf alle Versuche, über Utopien nachzudenken. Das Konzept 
der Politischen Ökonomie wird in seinen neueren Schriften seines kritischen 
Gehaltes beraubt und die Inhalte der Globalisierungsdebatten dabei so ver- 
kürzt, dass sie ebenso gut auch in jede politische Sonntagsrede passen. 

Die Tatsache, dass die Konsequenzen, die aus Castells’ jüngeren Arbeiten für 
die praktische Politik zu ziehen sind, in scharfem Gegensatz zu seinen frühe- 
ren Auffassungen stehen, stellt allein natürlich noch nicht die Gültigkeit sei- 
ner Analyse ın Frage. In vielen Polıitikfeldern erweisen sich Castells’ Positio- 
nen als genauso sozialkritisch und durchdrungen vom Streben nach Gerech- 
tigkeit und Gleichheit wie immer. Die Implikationen seiner Analyse jedoch 
weisen in andere Richtungen. Dies gibt Anlass, eben diese Analyse eingehend 
daraufhin zu untersuchen, was mit ihr eigentlich passiert ist und ob sie ihrem 
Gegenstand angemessen ist. 

Es ist gerade die Verschiebung des Fokus weg von der Natur der und den 
Beziehungen zwischen den sozialen Gruppen, die Castells’ theoretische Ent- 
wicklung markiert. Es ıst eine Tendenz, die das Politische, im breiten Sinne 
als Konflikt zwischen der Ausübung von Macht und des Widerstandes dage- 
gen, unterdrückt und sich hin zu einem Determinismus bewegt, der die Rele- 
vanz der politischen Aktion untergräbt. Macht und Machtkonflikte ver- 
schwinden aus dieser Sicht. Auch Klassen, sofern sie erscheinen, spielen nur 
eine untergeordnete Rolle. Kapitalismus und Globalisierung sind auf eine 
mehrdeutige und ahistorische Art und Weise miteinander verschmolzen; 
Technologie, Medien, demographischer Wandel und der Staat erscheinen als 
homogene, autonome Einheiten, als eigenständige Akteure, hinter denen die 
gegenwärtigen Akteure gar nicht mehr zu sehen sind. Es ist ein klassischer 
Fall von Verdinglichung, die Beziehungen zwischen Menschen als Beziehun- 
gen zwischen Dingen erscheinen zu lassen bzw. die Beziehungen zwischen 
sozialen und ökonomischen Positionen darzustellen als Verbindungen für 
oder gegen Technologien, für oder gegen die Vorherrschaft der „Informati- 


4 Zwar verschwindet Macht nicht tatsächlich aus der Wirklichkeit, sie wird jedoch „in die kul- 
turellen Codes hinein verlegt, vermittels derer Menschen und Institutionen ihr Leben reprä- 
sentieren und Entscheidungen, einschließlich politische, treffen.“ (II: 367). Aber deshalb 
sind Machtkonflikte keine politischen Konflikte; im Gegenteil: „Kulturelle Auseinanderset- 
zungen sind die Machtkämpfe des Informationszeitalters.“ (III: 368, kursiv im Original). - 
Anm. d. Übers.: Zitate aus den drei Bänden des Informationszeitalters, werden lediglich mit 
Band- und Seitenzahl nachgewiesen, der erste Band wird nach der deutschen Übersetzung 
Castells (2001) zitiert, Zitate aus den anderen Bänden sind eigene Übersetzungen. 
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on“. An die Stelle der Spannungen, der Widersprüche, der Konflikte zwi- 
schen menschlichen Akteuren und Gruppen als Motor des Wandels tritt hier 
der unaufhaltsame und globale Vormarsch der Technologie, der organisierten 
Form als solcher. Menschliche Akteure reagieren nur noch auf diese Entwick- 
lungen (und einige profitieren auch von ihnen), sie stellen insgesamt aber 
nicht viel mehr dar als passive Teilnehmer. Castells Kritik an der Globalisie- 
rung schließt implizit und oft auch explizit mit einem Appell an „uns“: uns 
zu verstehen, zu kommunizieren, uns gegenseitig wahrzunehmen - politi- 
schen Konsequenzen oder Handlungsempfehlungen wird dabei bewusst ab- 
geschworen. Die Diskussion wird entpolitisiert, sowohl in der Analyse als 
auch hinsichtlich ihres Potenzials, Handlungsempfehlungen geben zu kön- 
nen. In seinen Worten: „Die Macht der Ströme gewinnt Vorrang gegenüber 
den Strömen der Macht.“ (I: 527)’ 

Um Missverständnisse zu vermeiden: mit „entpolitisiert“ meine ich nicht, 
dass Castells oder irgendein anderer Autor verpflichtet wäre, aus seiner Arbeit 
politische Schlussfolgerungen zu ziehen und/oder im Anschluss daran politi- 
sche Handlungsempfehlungen zu geben. Viel mehr bin ich der Ansicht, dass 
die Perspektive von Castells politische Inhalte herunterspielt, so dass polı- 
tische Zusammenhänge, ganz im Gegensatz zu ihrer Rolle in der Realität, völ- 
lig nebensächlich werden. Eine politische Analyse müsste sich meiner Meinung 
nach verstärkt um die Machtverhältnisse zwischen gesellschaftlichen Akteu- 
ren drehen. Gesellschaftliche Akteure allerdings spielen bei Castells, sofern sie 
überhaupt auftauchen, bestenfalls eine sekundäre Rolle. Meine Kritik besteht 
also nicht darin, dass Castells seinen Untersuchungsgegenstand nicht poli- 
tisch analysiert, sondern dass er diesen Gegenstand nicht adäquat als politi- 
schen begreift. Damit meine ich nicht, dass er „unpolitische“ Untersu- 
chungsgegenstände „politisieren“ sollte, ich kritisiere vielmehr, dass er ın seı- 
ner Analyse Phänomene „entpolitisiert“ hat, die tatsächlich in höchstem Ma- 
ße politisch sind. 

Bereits der Titel von Castell’ Werk - Das Informationszeitalter - enthält die- 
ses Problem. Zentral für die Analyse ist nicht eine gesellschaftliche, sondern 
eine technische Entwicklung (die dazu noch mystifiziert wird - auf die eigent- 
liche Bedeutung von „Information“ in diesem Zusammenhang werde ich spä- 
ter noch zurückkommen). Damit kennzeichnet sie den Charakter dieser 


5 Wie bei so vielen eleganten Castellschen Redewendungen bedeuten die konkreten Worte 
auch an dieser Stelle etwas anderes, als es zunächst den Anschein erweckt: hier könnte es 
sein, dass Castells auf die Art und Weise anspielen möchte, ın der die neue Gesellschaft der 
„Ströme“ sogar über die ihr innewohnenden Mächte dominiert. Dieser Punkt wird im Text 
allerdings nicht weiter herausgestellt. Er spricht speziell von „Vernetzungslogik* als einer 
„sozialen Determination auf höherer Ebene als jener der spezifischen gesellschaftlichen In- 
teressen, die in den Netzwerken zum Ausdruck kommen“. (I: 527) Netzwerklogiken, nicht 
gesellschaftliche Interessen determinieren das Geschehen. Genau dies nenne ich Entpolitisie- 
rung. 
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Epoche anhand ihrer Produktionsmittel, nicht ihrer Produktionsverhältnisse. 
„Informationszeitalter* beschreibt die Gegenwart dabei in etwa so gut wie 
„Zeitalter der Dampfmaschine“ die Ära des frühen Kapitalismus. Vielmehr als 
um die Genauigkeit einer begrifflichen Klassifikation für die auf den Spätka- 
pitalismus folgende Gesellschaft geht es jedoch um deren jeweiligen Kern, der 
schließlich zum Klassıfikationskriterium wird. Dieses zentrale Charakteristi- 
kum bilden, auch in der klassischen Soziologie, der traditionellen Ökonomie 
und natürlich beı Marx, letztlich die Beziehungen zwischen Akteuren und 
deren Charakterisierung innerhalb einer bestimmten Gesellschaft - nicht je- 
doch bei Castells. 

Castells’ Entwicklung ging von einer marzistischen Analyse stadtsoziologi- 
scher Themen über seine Auseinandersetzung mit Klassenfragen, Oppositi- 
onspolitik und Problemen der Sozialen Bewegungen hin zur ausschließlichen 
Beschäftigung mit technologischen Entwicklungen. Die ın seinen früheren 
Arbeiten zentrale Diskussion von Klassen und von Widerstand gegen die 
herrschende Politik fällt zwar auch in den späteren Schriften nicht heraus, 
wird jedoch dem Fokus auf den unausweichlichen Fortschritt des technologi- 
schen Prozesses untergeordnet. 

Auch der Titel des ersten Bandes ın Castells’ Trilogie - Die Entstehung der 
Netzwerkgesellschaft - zeigt diese Verlagerung des Schwerpunktes weg von 
einer substanziellen hin zu einer eher oberflächlichen Charakterisierung ge- 
sellschaftlicher Beziehungen. Immer wieder erscheinen Netzwerke in Castells’ 
jüngsten Werken als das bestimmende Charakteristikum des Informations- 
zeitalters. Allerdings sind Netzwerke relativ einfache Organisationsformen, die 
zudem schon seit Urzeiten in der Form verwandtschaftlicher Beziehungen, 
als religiöse Netzwerke, als Seilschaften usw. existieren. Netzwerke nun ins 
Zentrum de Analyse zu stellen, so als handle es ich um eine erst in neuerer 
Zeit entstandene Organisationsform, bedeutet daher eine Ersetzung des In- 
haltes durch die Form bzw. die Substitution eines bestimmten Verhältnisses 
der Verteilung von Macht durch eine bestimmte Organisationsform. Ob die 
zunehmende Nutzung von Netzwerken dabei eine Zentralisierung oder De- 
zentralisierung von Macht widerspiegelt, bleibt eine wesentliche Frage, die es 
weiter zu untersuchen gilt. Wird der Fokus aber auf die bloße Form gerich- 
tet, stellt sich eine solche Frage erst gar nicht. Im Gegenteil scheint die Kon- 
zentration von Macht eher ab- als zuzunehmen: „In dem Maße, wıe der Prozess 
der Globalisierung voranschreitet, entwickeln sich die Organisationsformen von 
multinationalen Unternehmen hın zu internationalen Netzwerken“. Schließlich 
„löst die Globalisierung der Konkurrenz den Großkonzern ın ein Gewebe von 
multidirektionalen Netzwerken auf...“ (1: 220f Herv. im Original). 

Castells’ Stil erschwert eine Kritik an seiner zugrunde liegenden Denkrich- 
tung, da die von ihm präsentierte reichhaltige Argumentation Anknüpfungs- 
punkte in jede erdenkliche Richtung bietet. Zu jedem einzelnen Zitat lässt 
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sich an anderer Stelle ein weiteres finden, das offensichtlich das Gegenteil 
behauptet. Belege, mit denen die Stichhaltigkeit eines bestimmten Argumen- 
tes nachgewiesen werden soll, widerlegen zum Teil die Argumentation in an- 
deren Kapiteln. 


Das Verschwinden menschlicher Einflussnahme 


Dies ist ein zentraler Aspekt der Entpolitisierung, wobei es hier um weit 
mehr als um die alte marxistische Debatte um Struktur versus Handlung 
geht. In diesen Diskussionen ging man einvernehmlich davon aus, dass sich 
gesellschaftliche Strukturen auf die Muster der Beziehungen zwischen den 
Akteuren, zwischen den Klassen, bezieht. Innerhalb dieser Strukturen wurden 
Umfang und Proportionen, das relative Gewicht und die Potenziale der 
menschlichen Handlungsfähigkeit problematisiert. In Castells’ Publikationen 
und seiner dort verwendeten Sprache verschwindet die Handlungsfähigkeit 
aber vollständig und die Akteure geraten aus dem Blickfeld. 

Zwar wird die Frage nach der Möglichkeit menschlicher Handlungsfähigkeit 
von Castells durchaus angesprochen. „Wer sind nun ... die Kapitalisten?“, 
fragt er (I: 531), um anschließend zu betonen, es gäbe keine einfache Ant- 
wort. Vielmehr gäbe es eine „bunte Palette kapitalistischer Charaktere“ (ebd.: 
531). Auf diese Weise scheint er zunächst den Boden zu bereiten für eine tie- 
fere Diskussion der Klassenzusammensetzung ın entwickelten Industriegesell- 
schaften.‘ Castells fährt jedoch fort: 


„Oberhalb einer Vielfalt von Kapitalisten aus Fleisch und Blut ... gibt es also einen gesichtslosen 
kollektiven Kapitalisten, der aus Finanzströmen besteht, die durch elektronische Netzwerke in 
Gang gehalten werden“ (l: 532, Herv. von mir). 

An dieser Stelle wären nun wesentliche Aspekte zu diskutieren, u.a. die Au- 
tonomie individueller Kapitalisten, die Unterschiede zwischen einer Ver- 
schwörung und einer Klasse, die Art und Weise der Ausübung von Macht 
etc. Castells jedoch verfolgt diese Richtung nicht weiter und schließt statt 
dessen mit dem recht dünnen Ergebnis, dass es „so etwas wie eine globale 
kapitalistische Klasse nıcht“ gäbe (ebd.: 532). Vielmehr seien „die kapitalisti- 
schen Klassen ... Anhängsel des mächtigen Wirbelwindes ...“ (ebd.: 532), der 
alle Grenzen verwischt: „Wer die Eigentümer, wer die Produzenten, wer die 
Manager und wer die Diener sind, verschwimmt“ (ebd.: 533). Dies mag nun 
für Castells, nicht aber für die Mehrheit der Weltbevölkerung gelten. An die- 
ser Stelle handelt es sich um Entpolitisierung in Reinform: nicht Machtver- 
hältnisse, sondern ein „mächtiger Wirbelwind“ regiert unser Handeln. 


„Macht ... konzentriert sich nicht länger in Institutionen (dem Staat), Organisationen (kapitalisti- 
schen Unternehmen) oder bei den Meinungsmachern (Medien, Kirchen). Sıe hat sich durch die 


6 Tatsächlich gibt es zu diesem Aspekt eine Menge Literatur, die vom frühen Giddens zu Erik 
Olın Wright und darüber hinaus reicht. Diese Arbeiten werden jedoch nicht herangezogen. 
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globalen Wohlstands-, Macht-, Informations- und Symbolnetzwerke ausgebreitet. ... Die neue 
Macht liegt in den Codes der Informationen und in der Art der Präsentation, um die herum die 
Gesellschaften ihre Institutionen organisieren. ... Die Standorte dieser Macht sind die Köpfe der 
Menschen (Il: 359, Herv. im Original). 

Soll die Macht herausgefordert werden, dann wird auf diese Weise die gesam- 
te, organisierende „Gesellschaft“ zur verantwortlichen Person. Jede Kritik am 
Staat, an den Unternehmen oder den Medien wird überflüssig, die wirklichen 
Herrschaftsverhältnisse sind kein Thema mehr. 


Ausgeschlossene ohne Ausschließende: Den Ausgeschlossenen wird viel Auf- 
merksamkeit gewidmet - ganz im Gegensatz zu denen, die sie ausschließen. 
Der Ausschluss großer Teile der Weltbevölkerung aus bestimmten Zusam- 
menhängen erscheint dabei als ein gesichtsloser, weltgeschichtlicher Prozess 
am „Ende des Jahrtausends“, für den nicht irgend jemand, eine Gruppe oder 
Klasse zur Rechenschaft gezogen werden kann. Nach seiner Untersuchung 
der Exklusion der „Mehrheit der afrikanischen Bevölkerung innerhalb der ak- 
tuellen internationalen Arbeitsteilung“ schlussfolgert Castells, „dass struktu- 
relle Irrelevanz (vom Standpunkt des Systems) ein weitaus bedrohlicherer Zu- 
stand ist als Abhängigkeit“ (I: 135). „Eine beträchtliche Anzahl an Men- 
schen“ seien „irrelevant ... aus der Perspektive der Logik des Systems“ (II: 
364). Sie sind dies allerdings nicht in den Augen derer, die so aus dem Leben 
dieser Ausgeschlossenen keinen Profit schlagen können. Es gibt also einige 
Ausgeschlossene, aber niemanden, der sie ausschließt. Akteure verschwinden 
gänzlich unter einer Decke von Phrasen, fallen weg im Zuge der Transforma- 
tion aufgrund der „gemeinsamen Einwirkungen des informationstechnologi- 
schen Paradigmas und der sozialen Formen und Prozesse ..., die vom gegen- 
wärtigen historischen Wandlungsprozess ausgehen“ (I: 431). 

In der Schlussfolgerung des dritten Bandes behandelt Castells explizit die 
Frage, wer innerhalb der neuen globalen Informationsökonomie verantwort- 
lich ist. „Es gilt nach wie vor, Profite zu erwirtschaften und sich diese auf der 
Basıs der Eigentumsrechte privat anzueignen - was zum Wesen des Kapita- 
lismus gehört. Aber ... wer sind die Kapitalisten?“ (III: 362) Castells macht 
hier auf einer „ersten Stufe“ die „Inhaber von Eigentumsrechten“ aus, eine 
„zweite Stufe“ umfasse zudem die „Klasse der Manager ...“ (ebd.: 362, Herv. 
im Original). Hier allerdings endet seine Bezugnahme auf Klassen, dichter 
kommen wir nicht an dıe Existenz realer Akteure heran. Die „dritte Stufe 
(umfasst) die globalen Finanzmärkte im weitesten Sinne. Diese selbst ein- 
schließlich ihrer Management-Netzwerke sind der gegenwärtige kollektive Ka- 


7 Anm. d. Übers.: Diese Seitenangabe bezieht sich auf die erste Ausgabe der englischen Origi- 
nalfassung des ersten Bandes The Rise of the Network Society von 1996, Kap.2, Abschnitt 
The Newest International Division of Labor (S.106-150), der auch dieses Zitat entstammt. 
Dieser Abschnitt wurde in der Fassung von 2000, auf die sich auch die deutsche Überset- 
zung bezieht, gestrichen, vgl. Castells (2001: 144, Fn.112). 
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pitalist. ... Globale Finanznetzwerke sind das Nervenzentrum des Informati 
onskapitalismus...“ (Il: 362, Herv. im Original). Auf diese Weise sind die 
Kapıtalisten schließlich nicht „jemand“, sondern der Markt - nicht diejeni- 
gen, die sich vernetzen, sondern das Netzwerk selbst.? 


Sprache: Immer dann, wenn mit einer aktiven Formulierung auch die Frage 
nach einer konkreten Verantwortlichkeit - seitens bestimmter Personen oder 
auch seitens identifizierbarer Kräfte, Machtverhältnisse, Institutionen oder 
Praktiken - einher gehen würde, benutzt Castells Passıvkonstruktionen. Diese 
Praxis durchzieht alle drei Bände seines Werks. Im ersten Kapitel des ersten 
Bandes 

„schalten globale Netzwerke des instrumentellen Austauschs Individuen, Gruppen, Regionen und 
sogar ganze Länder selektiv an und ab, je nach ihrer Bedeutung für die Erfüllung der Ziele, die 
in dem jeweiligen Netzwerk ın einem nicht abreißenden Strom strategischer Entscheidungen ver- 
folgt werden. ... Unsere Gesellschaften sind immer mehr um den bipolaren Gegensatz zwischen 
dem Netz und dem Ich herum strukturiert“ (l: 3, Herv. im Original). 

„Das“ (kapitalistische?} Netz und „das“ (kapitalistische?} Ich - was soll das 
bedeuten? Zwar stehen Netzwerke zwischen bestimmten Gruppen durchaus 
in Opposition zur Entfaltung anderer Gruppen und existiert „Widerstand“ 
innerhalb der von Castells beschriebenen Strukturen. Konflikte tauchen je- 
doch nicht auf. Tatsächlich gibt es keine „globalen Netzwerke instrumentel- 
len Austauschs“, sondern Netzwerke von spezifischen Unternehmen, Macht- 
blöcken und Staaten. Diese „schalten“ bestimmte Individuen, Gruppen, Re- 
gionen und Länder, also alles, was als „Ich“ charakterisiert wird, zudem sehr 
gezielt und keineswegs zufällig „an- und ab“, konkret vor allem Arme und 
Arbeiter, Dritte-Welt-Länder und Frauen. 

Auch für die zusammenfassende Beschreibung der Transformationen, die in 
den drei Bänden ausführlich behandelt worden sınd, nutzt Castells im letzten 
Kapitel des dritten Bandes Passivkonstruktionen, so als belege er an anderer 
Stelle schon zur Genüge, wer zu den Profiteuren und wer zu den Verlieren 
dieser Entwicklungen gehört: „Produktionsverhältnisse wurden transformiert 
.“ (II: 361, Herv. im Original), „Arbeit wurde in ihrer Rolle als produzie- 
rende Arbeit umdefiniert und hinsichtlich ihrer Anforderungen an die Arbeı- 
tenden stark differenziert“ (II: 361), „ebenso wıe die Arbeit wurde in dieser 
neuen Ökonomie das Kapital transformiert“ (III: 362). Auch hier verlagert 
diese Art der Darstellung den Schwerpunkt der Betrachtung weg von einer 


8 Diese Formulierungen implizieren einen wesentlichen Aspekt: Die realen Akteure, die realen 
Kapitalisten können selbst nicht frei nach ihren Vorstellungen handeln, sondern sind ihrer- 
seits den Zwängen der Märkte und Netzwerke unterworfen. Menschen besitzen also Hand- 
lungsfreiheit, allerdings unter nicht selbst gewählten Bedingungen. Dies ist eine bedeutende 
Dialektik, die auch Castells Ansatz möglicherweise zugrunde liegt. Allerdings sind die Ak- 
teure auf diese Weise nicht von ihrer Verantwortlichkeit für die Entscheidungen, die sie tref- 
fen, befreit - worauf im Text nicht eingegangen wird. 
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Verantwortlichkeit von Personen oder Gruppen hin zu den Werkzeugen, den 
Instrumenten, den „globalen Netzwerken instrumentellen Austauschs“, die 
von irgendwelchen Personen für deren Zwecke und auf Kosten irgendwelcher 
anderer genutzt werden. 


Die Übertragung der Handlungsfähigkeit von Menschen auf Dinge 


In gewisser Hinsicht ist dies die Kehrseite des Verschwindens der realen Ak- 
teure aus dem Blickfeld: Prozesse und Beziehungen werden verdinglicht, wer- 
den selbst zu autonomen Kräften und unabhängigen Akteuren. Reale Akteure 
verschwinden und Dinge werden zu Akteuren. 

In Bezug auf die Technologie lesen wir in diesem Zusammenhang Sätze wie: 
„die Technologie hat die politische Rolle der Medien verändert.“ (II: 319) 
Nicht etwa haben politische Akteure Vorteile aus den technologischen Fort- 
schritten gezogen, die es ihnen schließlich erlaubten, die Medien auf eine 
neue Weise zu benutzen - die Technologie selbst bewirkt die Transformati- 
on.’ Das neue „'techno-ökonomische Paradigma’ ... basiert in erster Linie auf 
.. billigen Inputs von Informationen“ (III: 60-61). Die Rolle der Medien wird 
von Castells scharfsichtig und zuweilen auch mit einem Unterton morali- 
scher Missbilligung analysiert - dies jedoch nur sofern es darum geht, die 
Technologie zu verurteilen. Nichts dagegen verweist auf die Möglichkeit, dass 
andere Eigentumsstrukturen oder Formen der Medienkontrolle diese in ande- 
rer Weise handhabbar machen könnten. Medienanalysen von Autoren wie 
Herbert Gans, Noam Chomsky oder Douglas Kellner finden keinerlei Er- 
wähnung. 

Gleichzeitig lässt sich bei Castells jedoch auch die gegenteilige Auffassung 
finden, wobei die Widersprüche ungelöst bleiben. So schwört er an anderer 
Stelle dem Technikdeterminismus explizit ab: „Die IT-Revolution hat die 
Netzwerkgesellschaft NICHT geschaffen“ (1997: 7, Herv. im Original). Oder, 
wie er im dritten Band des Informationszeitalters schreibt: „Informations- 
technologie wird zum unentbehrlichen Werkzeug für eine effektive Imple- 
mentation der Prozesse des sozioökonomischen Wandels“ (II: 356f). Stellen 
wie diese tauchen zwar immer wieder auf, widersprechen aber dennoch der 
theoretischen Grundaussage, nach der die Technologie ein sowohl von der 
Ökonomie als auch von der Kultur unabhängiger Prozess sei (III: 356). Diese 
Ambivalenz der erklärenden Rolle der Technologie gegenüber dem sozio- 
ökonomischen Wandel durchzieht die gesamte Diskussion. Für eine politi- 


9 Wie so oft sind auch hier mehrere und ganz verschiedene Formulierungen anzutreffen: so 
spricht Castells an anderer Stelle von zwei „relativ autonomen Tendenzen ...: der Entwick- 
lung neuer Informationstechnologien ... [und der Nutzung der] Macht der Technologie ..., 
um der Technologie der Macht zu dienen.“ (I: 66) (Warum nicht einfach „um der Macht zu 
dienen?“) Das Bestreben, der Informationstechnologie die Macht eines Akteurs zu verleihen, 
durchzieht viele Schriften Castells‘; vgl. dazu z.B. Castells in Hutton/Giddens (2000: 62). 
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sche Analyse der von Castells beschriebenen Entwicklungen ist in diesem 
Punkt jedoch Klarheit notwendig: Sollte es sich tatsächlich als richtig erwei- 
sen, dass es die „Technologie ist, die transformiert“, so bleiben die menschli- 
chen Einflussmöglichkeiten auf diese Entwicklung, mit Ausnahme der Ma- 
schinenstürmerei, äußerst gering. Sind dagegen sozioökonomische Kräfte in- 
volviert, so kann auf diese direkt eingewirkt werden und mit ihnen auf die 
Art und Weise, ın der Technologie angewendet wird. 

An verschiedenen Stellen suggeriert Castells Verbindungen zwischen den un- 
terschiedlichen Phänomenen, die er unter immer wieder auftauchenden, all- 
umfassenden Begriffen wie „Informationszeitalter“, „Netzwerkgesellschaft“ oder 
„globale Ära“ zusammenfasst. Während diese Phänomene in den einzelnen 
Bänden jeweils separat diskutiert werden, stellt er in einem zusammenfassen- 
den Artikel (Castells 1997) Verbindungen her: „Die IT-Revolution..., die 
Neuorganisation des Kapitalismus..., die kulturellen Sozialen Bewegungen“ 
(ebd.: 7). Die Art der Verflechtungen benennt er dabei deutlich: „Die Netz- 
werkgesellschaft ... ist das Resultat aus der Konvergenz und Interaktion (die- 
ser) drei voneinander unabhängigen Prozesse“ (ebd.:7, Herv. im Original). 
Seine Sprache ist allerdings uneindeutig: Sind die Prozesse tatsächlich unab- 
hängig, wenn sie interagieren? In welchem Maß determiniert diese Interaktion 
ihr Wesen und ihre Richtung? Ist die „historische Konvergenz“ nur ein Zu- 
fall? Die genauere Untersuchung eines jeden Punktes legt die Vermutung na- 
he, dass es sich tatsächlich um voneinander unabhängige Kräfte mit jeweils 
eigenständiger Form handelt. Eine unabhängig erscheinende technologische 
Entwicklung folgt außerhalb jeglicher politischer Kontrolle ihren eigenen Ge- 
setzen und soziale Bewegungen treten an keiner Stelle als Kräfte in Erschei- 
nung, die diese Neuorganisation des Kapitalismus kontrollieren, in andere 
Bahnen lenken oder gar verhindern könnten. Dass ein kohärenter Kreis von 
Akteuren ın jedes dieser drei Phänomene involviert ist, gerät gänzlich aus 
dem Blickfeld. Ebenso wenig wird der offensichtliche Aspekt weiter aufgegrif- 
fen, dass „die Restrukturierung des Kapitalismus“ Richtung, Ausmaß und 
Wesen des technologischen Wandels geprägt hat und dabei mit kulturellen 
und sozialen Bewegungen ın Konflikt geriet bzw. deren Position verbesserte 
oder verschlechterte. 

Auch Globalisierung wird von Castells wie eine Person, eine aktive Kraft be- 
handelt - hätte der „Wirbelwind“ einen Namen, wäre dieser „Globalisierung“. 
Die genaue Bedeutung dieses Begriffs bleibt jedoch unklar. Im ersten Band 
wird sie vor allem als die notwendigerweise mit dem „Informationalismus“ 
verbundene Globalisierung der Wirtschaft verstanden, als „historische Dis- 
kontinuität“ (I: 84). Im zweiten Band wird der Begriff weitaus breiter angelegt 
und umfasst nun auch kulturelle und soziale Formen. Die Frage, ob Globalıi- 
sierung ein neuartiges Phänomen sei, ist dabei „für meine Untersuchung 
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nicht von Interesse“ (Il: 244, Fn.4).'” Dennoch lesen wir, dass „Globalisierung 
.. die Autonomie von Institutionen, Organisationen und Kommunikations- 
systemen auflöst ...“ (II: 66). Sollte dies aber der Fall sein, wäre „Globalisie- 
rung“ als solche - unabhängig davon, ob sie nun ein neues Phänomen dar- 
stellt, oder nıcht - zumindest ein relevanter Faktor, auch, wenn Castells das 
Gegenteil behauptet." Ein solches Bild suggeriert jedoch, dass nicht be- 
stimmte Akteure, nicht zunehmend außerhalb nationaler Grenzen agierende, 
multinationale Unternehmen, nicht das sich bereits ohne erhebliche Be- 
schränkungen weltweit bewegende Kapital am Werke sind, sondern ein an- 
onymer Prozess der Globalisierung. Würde Globalisierung nun nicht als neu- 
es Phänomen betrachtet, könnte ebenso gut der Kapitalismus als solcher, 
wenngleich in einer fortgeschritteneren Form, verantwortlich gemacht werden 
für die von Castells so ausführlich beschriebenen Entwicklungen. In diesem 
Fall wären dann auch Kapitalisten verantwortlich und der politische Inhalt 
des vorgestellten theoretischen Konzepts würde deutlich. Wird jedoch die 
Perspektive der Betrachtung wie hier auf „die Globalisierung“ gelenkt, ver- 
schwindet dieser politische Inhalt. 


Konflikte und Identitäten 


Konflikte werden in Castells Darstellung weitgehend ausgelassen.'? Der zweite 
Band Die Macht der Identität konzentriert sich auf Soziale Bewegungen, die 
zunächst definiert werden „als: zielgerichtete kollektive Aktionen, deren Er- 
gebnisse, unabhängig von Sieg oder Niederlage, die Werte und Institutionen 
einer Gesellschaft verändern“ (II: 3). Dies impliziert, dass Konflikte - gewon- 
nene und verlorene soziale Auseinandersetzungen - zum Wesen Sozialer Be- 
wegungen gehören, wobei die Verteidiger und Repräsentanten der „Werte 
und Institutionen der Gesellschaft“ als klarer Gegner fungieren. Die Existenz 
von Konflikten sollte daher auch ein wesentlicher Bestandteil in der Diskus- 
sion der Sozialen Bewegungen sein, die von Castells als „Identitäten“ verhan- 
delt werden. Im Verlauf dieser Untersuchung jedoch sind die „von der Ent- 
faltung der eigenen Identität in den globalen Netzwerken von Macht und 
Reichtum ausgeschlossenen“ gesellschaftlichen Akteure gerade nicht in Kon- 
flikte mit denjenigen verwickelt, von denen sie ausgeschlossen wurden (und 


10 Vgl. auch Band II, Seite 356, Fn.1, die mit dem merkwürdigen Gedanken schließt: „Wenn 
es nichts Neues unter der Sonne gibt, warum sich dann die Mühe machen, darüber zu for- 
schen, zu denken, zu schreiben und zu lesen?“ Ein paar Gründe fielen einem schon ein. 

11 „Ob Globalisierung etwas Neues ist oder nicht, hat mit meinem Thema nichts zu tun.“ 

12 Bemerkungen dazu, was Castells auslässt, sind immer gefährlich, da er sicher - an der einen 
oder anderen Stelle - auf so gut wie alles eingeht, ob es nun in seine Argumentation passt 
oder diese widerlegt. Eine Reihe von Widersprüchen wird daher im Laufe seiner Darstellun- 
gen tatsächlich aufgegriffen. Allerdings werden Widersprüche nicht als Ursache von Wandel 
in der breiteren theoretischen Diskussion erörtert. 
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die namenlos bleiben). Vielmehr seien sie mit der Suche „nach der Konstruk- 
tion von Bedeutung“ beschäftigt. Ihre Organisationen, die Sozialen Bewe- 
gungen, definieren sich demnach nicht über die Konflikte mit denjenigen, 
die ihnen ihre Bedeutung entzogen haben (und vermutlich auch ihre materi- 
ellen, zur Sicherung eines angemessenen Lebensstandards notwendigen Res- 
sourcen - der Begriff „Ausbeutung“ allerdings spielt in den drei Bänden kei- 
ne Rolle). Sie sind „kulturelle Gemeinschaften“, die „um spezifische Wertvor- 
stellungen“ herum organisiert und „durch spezifische Codes der Selbst-Identi- 
fikation“ (Il: 65) gekennzeichnet sind. Da es aber „allen urbanen Akteuren“ 
letzten Endes darum gehen müsse, „ein urbanes Projekt (zu entwickeln), das 
die Stadtkultur aufleben lässt und dabei auf einen möglichst breiten Konsens 
abzielt (Borja/Castells 1997: 121), werden auch gesellschaftliche Auseinander- 
setzungen schließlich nicht mehr notwendig sein. Die frühere zentrale Position 
des Konfliktes ist hier der theoretischen Antizipation des Konsens gewichen. 
Unklar bleibt zunächst sowohl die tatsächliche Bedeutung von „Identität“ als 
auch, worauf Identitäten eigentlich reagieren. Formal definiert Castells Identi- 
tät als „den Prozess, durch den ein sozialer Akteur sich erkennt und Sinn in 
erster Linie auf der Grundlage eines gegebenen kulturellen Attributs oder ei 
ner Reihe von Attributen konstruiert, was einen umfassenderen Bezug auf 
andere gesellschaftliche Strukturen ausschließt“ (l: 23). Warum eine so kon- 
struierte Identität nicht auch auf andere soziale Strukturen Bezug nehmen 
können soll, wird nicht deutlich - viele Beispiele im zweiten Band, z.B. die 
Frauen- oder Bürgerrechtsbewegung, belegen das Gegenteil. An einigen Stel 
len wird darüber hinaus der zuvor klar als Identitätsbewegung definierte Fun- 
damentalismus als Reaktion auf den Ausschluss großer Teile der Gesellschaf- 
ten dargestellt (I: 25f), was offensichtlich „Bezug auf andere gesellschaftliche 
Strukturen“ erfordert. Warum aber gilt die Arbeiterklasse nicht als Identität? 
Worauf reagieren „Identitäten“? Einerseits auf dıe „Logik der Apparate und 
Märkte“ (I: 23), mit anderen Worten: auf soziale Bedingungen. Darüber hinaus 
auf die Globalisierung (III: 19), auf dıe „Ausschließenden“ (II: 9) (die wiederum 
namenlos bleiben, manchmal durch „Ausschluss aus der Modernität“ (II: 20) 
umschrieben werden), auf die „Krise des Patriarchats“ (II: 25) und schließlich 
auf „die Unvorhersehbarkeit des Unbekannten“ (N: 61). Vorausgesetzt also, dass 
Identitäten sehr unterschiedlich sein können, ın welcher Hinsicht kann dann 
diese Kategorie noch als einzelnes kohärentes Konzept verwendet werden? 

Im Laufe der Diskussion verschwinden allerdings die funktionalen Unter- 
schiede zwischen den Identitäten. Alle Identitäten werden als Reaktionen auf 
allgemeine Prozesse betrachtet. Gegner treten nicht in Erscheinung und die 
Prozesse vollziehen sich ohne vermittelnde Akteure oder Subjekte. Obwohl 
es eine detaillierte und scharfsichtige Debatte um Widerstandsbewegungen im 
zweiten Band gibt, richtet sich der Widerstand nicht gegen einen Einzelnen 
oder gegen eine einzelne Gruppe: 
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„Religiöser Fundamentalismus, kultureller Nationalismus, der Rückzug auf territorial begrenzte Ge- 
meinschaften sind ... defensive Reaktionen. Reaktionen auf drei fundamentale Bedrohungen: ... 
auf die Globalisierung, auf die Vernetzung und Flexibilisierung und auf die Krise der patriarcha- 
len Familienstrukturen. ... Wenn die Welt zu groß wird, um sie noch beherrschen zu können, ... 
wenn Netzwerke Raum und Zeit auflösen, ...wenn patriarchale Strukturen zusammenbrechen ... 
(reagieren die Menschen) (II: 65). 

Menschen reagieren also nicht auf die ihren Interessen möglicherweise entge- 
gengesetzten Handlungen anderer Menschen, sondern auf gesichtslose Pro- 
zesse. Zwar ist es sicher richtig, dass Menschen oft nicht in der Lage sind zu 
erkennen, „wer was mit wem macht“, wie Castells an vielen Stellen anschau- 
lich und scharfsichtig beschreibt. Aber wäre es nicht gerade dann die Pflicht 
der Analyse zu klären, welche Akteure und Freignisse in welche Prozesse in- 
volviert sind? Und verhindern nicht gerade Formulierungen wie die obigen 
den klaren Blick auf das Geschehen und nehmen einem zielgerichteten Wi- 
derstand den Wind aus den Segeln? Indem die Identitätsbewegungen als ge- 
gen gesichts- und akteurslose Prozesse gerichtet dargestellt werden, werden 
die Bewegungen selbst gleich mit aufgeweicht. Sie werden nicht länger über 
ihre eigenen Interessen, Inhalte und Ansichten definiert, sondern lediglich 
über „den Prozess“, gegen den sie sich jeweils wenden. 

Castells selbst diskutiert die Identitäten noch auf einer stärker analytischen 
und politischen Ebene, wenn er zwischen legitimierenden Identitäten, Wider- 
stands-Identitäten und Projekt-Identitäten unterscheidet. Während erstere von 
den herrschenden Institutionen eingeführt werden, um deren Herrschaft wei- 
ter zu stärken, werden die zweiten von den Beherrschten selbst generiert, um 
sich gegen die Herrschaft abzugrenzen. Projekt-Identitäten schließlich ent- 
wickeln jene, die darauf abzielen, Positionen innerhalb der Gesellschaft neu 
zu definieren und die sozialen Strukturen insgesamt zu transformieren (Il: 3ff, 
355ff). Castells entwirft damit eine brauchbare Kategorisierung, die auf die 
Diskussionen der 60er Jahre über die Natur der Sozialen Bewegungen und 
ihre radikal systemkritischen bzw. systemimmanenten Rollen zurückgeht. Al- 
lerdings wendet er dieses Werkzeug in der weiteren Diskussion nicht konse- 
quent an, wenn er religiösen Fundamentalismus, die Zapatisten, die Patriot 
Movement in den USA, die japanische Aum-Sekte, die Umwelt-, Frauen- und 
Lesben und Schwulenbewegung mehr oder weniger gleich unter der Über- 
schrift „Identitäten“ abhandelt. 

Gibt es de facto irgendwelche „Projekt-Identitäten“? Während andere Auto- 
ren diese Kategorie als inhaltslos kritisieren, bleibt Castells in dieser Hinsicht 
ambivalent. Zum einen führt er an, dass Projekt-Identitäten bei den Anstren- 
gungen der Frauenbewegung „...durch die Verwirklichung weiblicher Identi- 
tät” oder in Bewegungen „im Namen Gottes, seı dieser Allah oder Jesus“ (Il: 
10) eine Rolle spielen könnten. Zum anderen spricht er davon, dass aus „kul- 
turellen Gemeinschaften“ heraus „neue Subjekte erwachsen könnten, die auf 
diese Weise der Projekt-Identität eine neue Bedeutung geben“ (II: 66, Herv. 
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im Original). Im abschließenden Kapitel von Die Macht der Identität spricht 
er lediglich von „Projekt-Identitäten, die potenziell aus diesen Horten (des 
Widerstands) erwachsen...“ (N: 359). Identitäten und um diese herum organı- 
sierte Soziale Bewegungen sınd also nicht die politisch Handelnden der Ge- 


genwart; Identität ist nıcht sehr mächtig. 


Raum und Zeit 


Dass sich Castells mit der „Entpolitisierung des Raumes“ (II: 359) beschäftigt, 
ist ein einigermaßen unerwarteter Aspekt ın seiner Darstellung. Er hat damit 
einen entscheidenden Beitrag zu der aktuellen Debatte um Raum und die 
Entstehung der Dualität des „Raumes der Orte“ und des „Raumes der Strö- 
me“ geliefert (I: Kap.6). Beide Begriffe gelten inzwischen als fester Bestandteil 
sozialwissenschaftlicher Terminologie. Der Raum der Orte bezieht sich auf 
den Raum/Ort, an den bestimmte Menschen gebunden sind: ungelernte Ar- 
beiter, Leute ohne die Mittel oder den legalen Status für Mobilität, Leute, für 
die ein bestimmter Ort, eine Stadt, ein Territorium einen fundamentalen Teil 
ihrer Identität darstellt. Der Raum der Ströme dagegen wird von denjenigen 
genutzt, die über Möglichkeiten uneingeschränkter Mobilität verfügen. Es ist 
der Raum, in dem sich das Kapital bewegt, in dem hochdotierte Finanztrans- 
aktionen ablaufen, in dem Entscheidungen getroffen und kontrolliert werden 
- der Raum, den die dominierenden Netzwerke der entwickelten Netzwerkge- 
sellschaft in Besitz genommen haben. Die Welten der Ortsgebundenen und 
die der uneingeschränkt Mobilen sind dabei sowohl hinsichtlich der jeweili- 
gen individuellen Leben als auch der Art, wie das Leben organisiert wird, 
zweı völlig verschiedene Welten. 

Ist es aber angemessen, die Differenzen zwischen diesen Welten in einen einzi- 
gen Unterschied zu konvertieren, der seinen Ursprung in der jeweiligen Nut- 
zung des Raumes hat bzw. durch diese charakterisiert wird, anstatt die Differen- 
zen hinsichtlich der Nutzung des Raumes als Ergebnis von Unterschieden in 
Wohlstand, Macht, Ressourcen zu betrachten? Ist der Raum der Ströme in ir- 
gend einer bedeutenden Weise ein wirklicher Raum oder stellt er nicht eher ei- 
ne Freiheit von räumlichen Beschränkungen dar? Besteht der Raum der Orte 
nicht auch genauso gut aus Orten wie aus Strömen?” Was für eine politische 
Auswertung dieser Punkte analysiert werden müsste, ist das Ausmaß, in dem die 
Nutzer des Raumes der Ströme, also die dominierenden Gruppen der Weltge- 
sellschaft, ebenfalls an lokale Grenzen gebunden sınd.'' Die Differenz zwischen 


13 Michael Peter Smith behandelt diesen Punkt eindrucksvoll in Smith (2001: Kap.5). 

14 Das ist eine Schlüsselfrage, der Saskia Sassen einen Großteil ihrer aktuellen Forschung ge- 
widmet hat. $ie fragt darin nach der Notwendigkeit räumlicher Basispunkte für globale Ak- 
tivitäten: In welchem Maß müssen alle „Ströme“ irgendwo auf einen festen Punkt zulaufen 
und in welchem Maß müssen welche „Ströme“ von ganz spezifischen Orten mit sehr spezi- 
fischen physischen Voraussetzungen ausgehen und von diesen gesteuert werden. 
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den Okkupanten des Raumes der Orte und den Nutzern des Raumes der 
Ströme ist eın Klassenunterschied, der in ihren Beziehungen zum Raum wider- 
gespiegelt und verschärft, jedoch nicht dadurch generiert wird.’ Die Unter- 
schiede in der Nutzung des Raumes zu untersuchen, ohne dabei die diese 
räumlichen Unterschiede erst produzierenden Klassen, Macht- und 
Wohlstandsdifferenzen einzubeziehen, heißt, die sozialwissenschaftliche Analyse 
ihrer politischen Relevanz zu entledigen - sie zu entpolitisieren. 

Aber es kommt noch schlimmer - Raum selbst wird zum Akteur, der reale 
Personen und Interessen verdrängt: 


„Weil ... Funktionen und Macht in unseren Gesellschaften im Raum der Ströme organisiert sind, 
verändert die strukturelle Herrschaft seiner Logik die Bedeutung und die Dynamik von Orten 
entscheidend. ... Daraus folgt eine strukturelle Schizophrenie zwischen zwei räumlichen Logiken, 
die droht, die Kommunikationskanäle innerhalb der Gesellschaft zum Zusammenbruch zu brin- 
gen. Die herrschende Tendenz verweist auf den Horizont eines vernetzten, a-historischen Raumes 
der Ströme, der darauf abzielt, seine Logik den verstreuten, segmentierten Orten aufzuzwingen... 
Wenn nicht bewusst und planvoll kulturelle, politische und physische Brücken zwischen diesen bei- 
den Formen des Raumes gebaut werden, könnten wir uns auf dem Weg zu einem Leben in paralle 
len Universen befinden, deren Zeiten sich nicht treffen können...“ (I: 484, Herv. im Original). 

Die Logik des Raumes wird so zum Grund, nicht zur Konsequenz sozialen 
Wandels. Nur wie baut man eine „physische“ Brücke zum Raum der Ströme? 
Castells selbst benutzt dieses durchaus interessante Konzept allerdings nicht 
weiter - möglicherweise handelt es sich auch nur um eine lockere Verwen- 
dung der Begriffe. In jedem Fall verwandelte sich das Verständnis gesellschaft- 
licher Zusammenhänge auch hier von einem potenziell angriffslustigen und 
inhaltlich politischen in ein bloßes Spiel mit Metaphern, das die „Logik des 
Raumes“ anstelle der Beziehungen zwischen den diesen Raum nutzenden 
Menschen zum Gegenstand der Untersuchung erhebt. Castells trägt kaum zu 
einem besseren Verständnis industrieller Beziehungen unter globalen Bedin- 
gungen bei, wenn er schreibt, dass sich „mit der Logik der informationstech- 
nologischen Fertigung ... (und der neuen) Logik des Raumes ... noch selbst 
die Vorstellung vom industriellen Standort (verändert): vom Fabrikgelände 
hin zum Fertigungsfluss“ (I: 449). 

Wie die Untersuchung des Raumes erweist sich auch die Behandlung von 
Zeit bei Castells als aufschlussreich und provokativ - aber entpolitisiert. Es 
gelingt ihm nicht, seine wirklichen Erkenntnisse auch in logische Schlussfol- 
gerungen zu übertragen. Er betont und illustriert die Differenzen in der 


15 Sicherlich nimmt die Elite die Räume der Orte ebenfalls ın Besitz, indem sie darin lebt, Fe- 
rien macht etc. Und sicherlich nutzen auch einige Oppositionsbewegungen, mitunter auch 
die der Ausgeschlossenen, den Raum der Ströme (z.B. das Internet) um zu kommunizieren, 
zur Solidarität aufzurufen oder Widerstand zu organisieren (z. B.. hätte das jüngste World 
Social Forum in Porto Alegre ohne das Internet so nicht stattfinden können). Dies ändert 
jedoch nicht die Beziehung zwischen der Elite und den Ausgeschlossenen, nicht deren vor- 
herrschende Positionen in der Strom/Raum-Dualität. Diese Konstitution geht der NR 
von Orten und Strömen voraus und hängt nicht davon ab. 
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„Zeitgebundenheit“ verschiedener Akteure und Aktivitäten. In gewissem Ma- 
ße gleicht diese Differenzierung der zwischen den Empfängern von Stunden- 
löhnen und denen, die auf der Basis längerfristiger Angestelltenverhältnisse 
Gehälter beziehen bzw. ohne Bezug zur aufgewendeten Zeit Gewinne erwirt- 
schaften - eine Unterscheidung, die schließlich auf Definitionen von Klassen 
und Klassenbeziehungen hinaus läuft. Castells vertieft diese Unterscheidung 
noch: sie bestehe nicht nur zwischen den Empfängern von Stundenlöhnen 
“und den auf andere Weise Bezahlten, sondern ebenso zwischen denen, für 
die Zeit als solche ein bedeutender Faktor für die Ausgestaltung ihres Lebens 
ist und denen, die von Zeit relativ unabhängig sind, die in „zeitloser Zeit“ 
(l: Kap.7) leben. Auf diese Weise stellt Zeit für die einen mehr als für die an- 
deren einen Zwang bzw. eine Einschränkung dar, sie hat für verschiedene 
Gruppen verschiedene „Bedeutungen“. Unbestritten. Der Frage aber, welche 
unterschiedlichen „Bedeutungen“ Zeit in dieser Hinsicht für die verschiede- 
nen Klassen habe, geht Castells in seiner Analyse nicht weiter nach. Er erklärt 
lediglich die eingängige Phrase „zeitlose Zeit“ zum Merkmal bestimmter Ty- 
pen von Personen oder Aktivitäten: z.B. des Jet-Set, der Organisatoren großer 
und ohne Zeitverluste abzuwickelnder Kapitaltransaktionen oder der ganz 
zeitunabhängigen, permanenten Ausübung von Kontrolle. Ebenso wie der 
„Raum der Ströme“ reflektiert die Metapher „zeitlose Zeit“ dabei reale Zu- 
sammenhänge: Einige kontrollieren die Zeit anderer. Während erstere dabei 
jedoch über ihre eigene Zeit frei bestimmen können, wird die Zeit „der ande- 
ren“ gegen deren Willen kontrolliert. Auch hier verschleiert der Gebrauch 
dieser Metapher, dass sie eigentlich sehr reale Klassenunterschiede beschreibt. 
Es ist gerade nicht so, dass „ausgewählte Funktionen und Individuen ... die 
Zeit (überschreiten)“ (I: 523), sie haben lediglich die Macht, die eigene Zeit 
und die von anderen zu kontrollieren. 


Die Autonomie des Staates 


Zentrale Probleme der politischen Tradition, der auch Castells entstammt, 
drehten sich immer um die Rolle des Staates. Dabei wurde Marx’ klassisches 
Diktum vom Staat als „Ausschuss der herrschenden Klasse“ zumeist zwar 
nicht als falsch, jedoch als unvollständig angesehen. Zur Erklärung der Ent- 
wicklungen des Staates ım 20. Jahrhundert lieferte Castells’ enger Freund Ni- 
cos Poulantzas eine komplexe Analyse, die auch den Hintergrund der frühen 
Arbeiten von Castells bildete. Castells allerdings weist dessen Darstellung 
gleich zu Beginn seines Kapitels über den Staat als nicht länger anwendbar 
zurück (II: 242). Für ihn erscheint der Staat selbst zunehmend als eigenstän- 
diger Akteur, wenn er von den „Anstrengungen des Staates“ spricht, „seine 
Legitimität wieder herzustellen“ bzw. „die Versuche des Staates“ beschreibt, 
„seine Macht durchzusetzen“ (II: 243). Der Nationalstaat bei Castells 
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„scheint an Macht, nicht jedoch, und das ist wesentlich, an Einfluss zu ver- 
lieren“ (IM: 243). An anderer Stelle schreibt er: „...der Staat verschwindet 
nicht. Er verändert sich. Diese Transformation wird dabei nicht allein durch 
die Globalisierung verursacht, sondern ebenso durch Strukturveränderungen 
in den Arbeitsprozessen und in den Beziehungen von Wissen und Macht“ 
(Carnoy/Castells 2001: 6). Demnach existieren äußere Zwänge, aber der Staat 
agiert selbst um sich zu transformieren. 

Die Bedeutung dieser Argumente bleibt unklar. Castells selbst kehrt nie zu 
diesen Formulierungen zurück, schreibt jedoch am Ende des Kapitels, die 
Nationalstaaten hätten sich „in den 90ern von souveränen Subjekten zu stra- 
tegischen Akteuren gewandelt“ (TI: 307). Die Diskussion bleibt konfus:'° Zwar 
wird der „Nationalstaat“ als Synonym für „Staat“ im globalen Zeitalter he- 
rangezogen, der Unterschied zwischen Nation und Staat wird in der Analyse 
allerdings nirgends erörtert. Auch sei „durch die Globalisierung“ das Lei- 
stungsvermögen des Nationalstaates „entscheidend untergraben ...“ - nicht 
jedoch durch spezielle Handlungen spezifischer Akteure, auch wenn diese 
dazu führft)en, dass z.B. multinationale Konzerne zunehmend frei und unge- 
achtet nationaler Grenzen operieren können. Darüber hinaus sei der Natio- 
nalstaat verpflichtet, „sozialen Wohlstand zu gewährleisten“ (II: 254), wobei 
nicht klar wird, wozu diese Verpflichtung existiert. Schließlich stellt Castells 
eine „Destabilisierung der Nationalstaaten“ durch die Globalisierung der 
Kriminalität (II: 259) und eine „Legitimitätskrise“ fest, wovon Mexiko und 
die Vereinigten Staaten gleichermaßen betroffen sein sollen, obwohl beide 
Länder in fast jeder Hinsicht bemerkenswert stabil scheinen. Derartige Inter- 
pretationen vermeiden schlicht die Frage, was der Staat ist. Allerweltssätze wie 
„Staaten sind Ausdruck von Gesellschaften, nicht von Ökonomien“ (I: 102)" 
führen hier nicht weiter. Castells beschreibt staatliche Aktivitäten, als sei der 
Staat sei jeher ein unabhängiger, autonomer Akteur gewesen (II: 261)" - und 
folgt damit genau der Konzeption, die von der kritischen Soziologie bereits 
seit über einem Jahrhundert systematisch ın Frage gestellt worden ist. Den- 
noch lassen sich am Rande Hinweise darauf finden, nach denen „jeder Na- 
tionalstaat nach wie vor seine eigenen Interessen bzw. die Interessen der 
Wählerschaft ... verfolgt“ (II: 266). Dieses letztere Argument könnte eine De- 
batte darüber anstoßen, wo die Macht über die und innerhalb der Staaten 
gegenwärtig liegt und damit genau die politischen Fragen aufgreifen, die in 


16 Eine mögliche Interpretation könnte sein, dass der Nationalstaat bedeutend („einflussreich“) 
in Bezug auf die Entwicklung der Technologie und die Unterstützung „seiner“ multinationa- 
len Konzerne bleibt. Castells betont beide Punkte in verschiedenen Kontexten in allen drei 
Bänden. Warum ist dies dann keine konstante Machtquelle? 

17 Anm. d. Übers.: Dies Zitat entstammt ebenfalls der englischen Ausgabe von 1996. Vgl. Fn. 7 

18 So ım bereits angeführten Zitat, nach dem Nationalstaaten sich „von souveränen Subjekten 
in strategische Akteure gewandelt“ hätten (II: 307). 
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Castells Büchern so wenig Beachtung finden. Allerdings wird auch dieser Ge- 
dankengang nicht weiter verfolgt und seine Formulierung bleibt erneut un- 
eindeutig: dıe Frage ist, wer „den Staat“ als autonomen Akteur und die Wäh- 
ler als passives Objekt bewertet und nicht als ein Konstrukt, das von aktiven 
Wählerschaften kontrolliert bzw. unter Druck gesetzt werden kann. Bemer- 
kenswerterweise frägt die gegenwärtige Debatte um den die „Kontrolle verlie- 
renden Staat” erstaunlich wenig danach, wer an Kontrolle gewinnt.’ 

Am Ende steht schließlich eın Gedanke, der gerade nach den Ereignissen von 
Seattle als äußerst ambivalent erscheinen muss: „die Experten des Internatio- 
nalen Währungsfonds (IWF) agieren nicht unter der Führung von Regierun- 
gen ... sondern entfernen als selbstgerechte Chirurgen geschickt die Überreste 
politischer Kontrolle über die Kräfte des Marktes“ (II: 269). Natürlich bewe- 
gen sich der IWF und die ıhm verwandten internationalen Körperschaften 
bei ihren weltumspannenden Transaktionen nicht außerhalb jeglicher staatlı- 
cher Regulation. Im Gegenteil nutzen sie die politische Macht der Regierun- 
gen, von denen sie bei all ihren Aktivitäten nach wie vor in hohem Maße 
abhängig sind - vor allem von der einen mächtigsten Regierung der einzigen 
Weltmacht. In dieser Hinsicht handeln sie also kaum als unabhängige Exper- 
ten oder „Chirurgen“, sondern bedienen unmittelbar identifizierbare und 
sehr spezifische Interessen. Ihre Aktionen sind Thema hitziger politischer 
Diskussionen ın Ländern der ganzen Welt. Jegliche Diskussion über diese Po- 
litik selbst wird jedoch vermieden. 


Was ist zutun? 


Der abschließende Abschnitt der drei dicht geschriebenen Bände des Infor- 
mationszeitalters ıllustriert noch einmal eindrücklich das grundlegende Un- 
vermögen dieser Analyse, die dargestellten Probleme zu erfassen und zu be- 
arbeiten. Es lohnt sich daher, die Ausdrucksweise eingehender zu betrachten. 
Der Abschnitt beginnt ın einem scheinbar aktıven Modus: 

„Es gibt nichts, dass nicht durch bewusste und entschlossene gesellschaftliche Aktion verändert, 
mit Information versorgt und durch Legitimität unterstützt werden kann.“ 

„Mit Information versorgt“ kann, muss aber nicht zwangsläufig als ambıva- 
lente Redewendung gelten: Die gegen verschiedene Pläne von Regierungen 
oder Unternehmen gerichteten Graswurzelbewegungen werden oft als 
„schlecht informiert“ abgestempelt („wenn sıe nur verstehen würden“). Sicher 


19 Vgl. z.B. Carnoy/Castells (2001: 11): „Die Wissensordnung und die Macht über das Wissen 
entzieht sich in einer globalen Ökonomie zunehmend der Kontrolle durch den National- 
staat ... Der Nationalstaat verliert auch die Kontrolle über das Bildungssystem...“. An ande- 
rer Stelle verfolgt der Autor jedoch einen ganz anderen Ansatz: „Der Netzwerkstaat ist das 
Resultat sozialer Auseinandersetzungen...“ (ebd.: 15). Auch der „kollektive Kapitalist* er- 
scheint wieder, nun definiert als „durch die globalen Finanzmärkte repräsentiert“ (ebd.: 16). 
Die Widersprüchlichkeit beider Konzepte verlangt nach weiterer Untersuchung. 
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gilt auch, je besser die auf gesellschaftlichen Wandel abzielenden Kräfte in- 
formiert sind, desto vorteilhafter für sie (zumindest bis zu dem Punkt, ab 
dem zusätzliche Informationen nicht weiter notwendig sind). „Durch Legiti- 
mität gestützt” dagegen ist ein ambivalenter Begriff: Legitimität in wessen 
Augen? Im Folgenden deutet sich an, wessen Handeln hier gefragt ist. 


„Wenn Menschen informiert und aktiv sind und über die ganze Welt hinweg kommunizieren; 
wenn die Geschäftswelt sich ihrer sozialen Verantwortung stellt; wenn die Medien zu den Über- 
bringern der Botschaft werden, statt die Botschaft selbst darzustellen; wenn politische Akteure 
sich gegen den Zynismus wenden und den Glauben in die Demokratie wiederherstellen; wenn 
Kultur wieder auf Erfahrung aufbaut; wenn die Menschheit untereinander umfassende Solidarität 
übt; wenn wir Generationengerechtigkeit im Einklang mit der Natur durchsetzen, wenn wir end- 
lich beginnen, unser inneres Selbst zu erforschen und wenn wir Frieden unter uns geschaffen ha- 
ben. Wenn all das durch unsere informierte, bewusste, geteilte Entscheidung ermöglicht worden 
ist, wofür immer noch Zeit bleibt, dann könnten wir schließlich leben und leben lassen, lieben 
und geliebt werden.“ 

Wunderbar! Gegen diese Gedanken ist sicherlich nichts einzuwenden. Zu- 
mindest besteht kein Zweifel, welcher Seite Castells zuzuordnen ıst und wel- 
che Werte er selbst vertritt (obwohl er ebenfalls einen kuriosen Exkurs über 
die Neutralität der Sozialwissenschaften präsentiert, s.u.). Aber was wird hier 
gefordert? Wer sollen die Akteure dieses Wandels sein? „Menschen“, die „Ge- 
schäftswelt“, die „Medien“, „politische Akteure“, jemand (hier benutzt Castells 
das Passiv), der die Kultur neu organisiert, die „Menschheit“ und „wir“. Ein 
buntes Durcheinander von Kategorien, einige davon ebenso allgemein wie un- 
nütz („Menschen“, „Menschheit“), andere tatsächlich verantwortlich für viele 
der zu lösenden Probleme („Geschäftswelt“, „Medien“) und wieder andere gänz- 
lich ohne spezifischen Bezug („wir“). Bei Castells ist es ebenso sehr - und 
manchmal sogar in erster Linie - die Sprache wie der Inhalt der Darstellung, 
die entpolitisiert. Das Fehlen spezifischer Adressaten für wesentliche Forde- 
rungen ist in der Tat ein Hauptindikator des Ausmaßes der stattfindenden 
Entpolitisierung. Immer wieder werden spezifische Gruppierungen, Akteure, 
Vermittler - eben die in einer globalisierten Welt real Handelnden - durch 
allgemeine Begriffe („wir“) ersetzt. Wer sind „wir“, die „Frieden untereinander 
schaffen können“. (Immerhin ist mehr als eine Parteı nötig, um Frieden zu stif- 
ten, wer aber sind die anderen?) Castells zitiert mit offensichtlicher Zustim- 
mung Petra Kellys Statement „Wir müssen lernen, mit dem Herzen zu den- 
ken und zu handeln“ (II: 127, Herv. von mir) im Kontext seiner Diskussion 
der „Herausbildung einer neuen Identität, einer biologischen Identität, einer 
Kultur der ‘Spezies Mensch’, (II: 126, Herv. im Original). In gewisser Hin- 
sicht haben „wir“ sicherlich alle das gleiche Interesse am Fortbestand unserer 
Art. Allerdings ist dieses Argument weder brauchbar, um damit in der wenig 
friedvollen und politisch gespaltenen Welt, in der wir leben, Frieden zu schaf- 
fen. Noch hilft es, geeignete Konditionen für einen solchen Frieden zu for- 
mulieren. Die Argumentation impliziert, für die Lösung aller Probleme reiche 
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es bereits aus, wenn die für die reformbedürftigen gesellschaftlichen Bedin- 
gungen Verantwortlichen sich einfach ihrer „biologischen Identität“ bewusst 
würden. Sollte das stimmen, hieße dies gleichzeitig, dass nicht etwa politische 
Auseinandersetzungen, nicht der Ausgleich von Interessengegensätzen und 
nicht die Stärkung der Schwachen zur Übernahme politischer Verantwortung 
notwendig sind, sondern die Konzentration auf die Überzeugungen der 
Mächtigen. Solch ein Standpunkt, den in der Tat große Teile der Umwelt- 
bewegung und bestimmter Glaubensrichtungen vertreten, mag etwas für sich 
haben. Um zu überzeugen, sind dann jedoch eine schlüssige Argumentation 
und handfeste Belege erforderlich - beides hat Castells nirgendwo zu bieten. 
Die Umgehung jeglicher Diskussion über Potenziale oder mögliche Wege des 
Wandels geschieht keineswegs zufällig. Sein vorletztes Kapitel überschreibt 
Castells in offensichtlicher Anlehnung an Lenin mit „Was ist zu tun“ - aller- 
dings mit gänzlich anderem Resultat. Er beginnt mit dem Satz: 

„Jedes Mal, wenn ein Intellektueller versucht hat, diese Frage zu beantworten und die Antwort 
ernsthaft umzusetzen versuchte, war die unmittelbare Folge eine Katastrophe.“ 

Das Statement erinnert an Karl Poppers klassisches Argument, nach dem es 
nicht die Gier nach Macht oder Profit ist, nicht der Imperialismus oder die 
Arbeitslosigkeit, nicht Nationalismus oder Bigotterie, sondern die großen 
Ideen und ganzheitlichen Theorien, die die massenhafte Gewalt auf der Welt 
verursachen.?° Impliziert Castells nun, dass es nichts zu tun gibt? Das würde 
er wohl nicht sagen wollen. Er erachtet „gesellschaftliches Handeln und poli- 
tische Projekte als wesentlich für die dringend notwendige Verbesserung der 
Gesellschaft“ (III: 379). „Indem ich Fragen aufwerfe und sowohl empirische 
als auch theoretische Ansätze entwickle, die helfen, diese zu beantworten ... 
bin ich kein neutraler, isolierter Beobachter des menschlichen Dilemmas und 
will es auch nicht sein“ (ebd.: 379). Allerdings lehnt Castells den Versuch ex- 
plizit ab, „die politische Praxis in Übereinstimmung mit den sozialen Theori- 
en zu entwickeln“. (Nur was bedeutet dann seine oben genannte Aufforde- 
rung an „die Menschen“, sich zu informieren?) Es folgen erstaunliche Aussagen: 


„Iheorie und Forschung ... sollten als ein Mittel zum Verständnis unserer Welt betrachtet und 
ausschließlich nach ihrer Genauigkeit, Stringenz und Relevanz [sic] beurteilt werden. Wie und 
mit welchem Ziel diese Werkzeuge genutzt werden, sollte dabei das alleinige Vorrecht der gesell- 
schaftlichen Akteure selbst sein...“ 


Und so weist Castells schließlich die Marxsche Aufforderung an die Philoso- 
phen, nach ihren verschiedenen Interpretationen käme es einzig darauf an, 
die Welt zu verändern, explizit mıt den Worten zurück, „im 21. Jahrhundert 
ist es nun Zeit für sie, die Welt verschieden zu interpretieren“ (III: 379). 

Derartige Anstrengungen, nicht politisch zu sein, unterdrücken jedoch de 
facto das Politische und sind daher zwangsläufig selbst politisch. Sie verzer- 


20 Eine detaillierte Widerlegung findet sich in Marcuse (1972). 
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ren die Elemente des Politischen in der Forderung nach „Genauigkeit und 
Stringenz“. Das Schlupfloch, das Castells sich selbst verschafft, indem er das 
Wort „Relevanz“ anfügt, das auch als „relevant für die politische Aktion“ ın- 
terpretiert werden könnte, wird von ihm nicht genutzt. Castells mag es nicht 
wollen, dass aus seiner Analyse Schlussfolgerungen für die politische Praxis 
gezogen werden, implizit sind sıe jedoch in ihr enthalten. Die Analyse geht am 
menschlichen Handeln vorbei und verdinglicht die sozialen Beziehungen. Ihre 
Wirkung, ob ıhr Autor es wünscht oder nicht, ist politisch: sie entpolitisiert. 
Dies ist meiner Ansicht nach die grundlegende Schwäche der Castellschen 
Analyse - sie bereitet die intellektuelle Grundlage für seine (und nicht nur 
seine) Abwendung von politischen Einstellungen früherer Tage. Die Proble- 
me der Ungerechtigkeit, der Herrschaft und Ausbeutung und des Mangels an 
Demokratie, mit denen Castells sich beschäftigte und die er auch immer 
noch behandelt, existieren nach wie vor. Ich bin auch nicht der Ansıcht, dass 
sich seine Werte gewandelt haben bzw. dass die Themen rund um soziale Ge- 
rechtigkeit ıhn heute weniger als früher berühren. Die „Gesellschaft ... hat ei- 
nen Wandel offensichtlich nötig“. Aber die „gesellschaftlichen Akteure“ sind 
verschwunden, denen allein er das „Vorrecht“ zuschreibt, diesen zu bewirken. 
Das Proletariat ist tot.”! Die Sozialen Bewegungen, die sein Nachfolger hätten 
sein können, sind ebenfalls verschwunden. Die „Identitäts-Bewegungen“, die 
die sozialen Bewegungen ersetzt haben, sind zersplittert, z.T. von zweifelhaf- 
tem Gehalt und (noch) nicht fähig, wirklichen Wandel hervorzurufen. „Die 
Trennung zwischen ... zwei räumlichen Logiken ... verdrängt die zentralen 
ökonomischen, symbolischen und politischen Prozesse aus ihren angestamm- 
ten Gebieten, in denen noch ... politische Kontrolle ausgeübt werden kann“ 
(II: 124). Also: Nichts ist zu tun.” 

Die abschließende Botschaft bleibt analytisch entpolitisiert und stellt darüber 
hinaus die menschliche Fähigkeit zur Übernahme politischer Verantwortung 
überhaupt in Abrede. Castells’ Analyse, die seinerzeit stark dazu beigetragen 


21 In einer kuriosen Passage behauptet Castells, er bewege sich in der marzistischen Tradition 
und trennt dann „Produzenten“ (vermutlich meint er Arbeiter) ın die eigentlich wesentli- 
chen „Wissenserzeuger und Informationsverarbeiter“ einerseits und die weniger bedeutenden 
„produzierenden Arbeiter“ andererseits. Diese seien dabei auf die Wissensproduzenten an- 
gewiesen, nicht aber umgekehrt. Auf diese Weise wird die „Klassensolidarität“ schrittweise 
aufgelöst. Dennoch habe sich „in gewisser Hinsicht ... gegenüber dem klassischen Kapitalis- 
mus nichts geändert: ... die Unternehmer ... eignen sich einen Teil der Arbeit der Informatı- 
onsproduzenten an.“ Dennoch könnten wir „kaum behaupten, dass es einen Klassengegen- 
satz gibt zwischen diesen Netzwerken hoch individualisierter Produzenten und den globalen 
Finanznetzwerken als kollektiven Kapitalisten.“ (II: 365) Warum nicht, ist allerdings nicht 
klar. 

22 Sicher gibt es Anlass zum Pessimismus und sowohl die Analyse als auch die Politik müssen 
sich dieser, wenngleich trostlosen, Wirklichkeit stellen. Aber letzten Endes muss die Analyse 
klarstellen, wer in dieser Realität was mit wem anstelit und wo die Konfliktlinien verlaufen, 
vgl. dazu Harveys (2000) Darstellung in vielen ähnlichen Punkten, v.a. die Teile 3 und 4, die 
sich mit dem „Utopischen Moment“ und der „Pluralität der Alternativen“ befassen. 
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hatte, frischen Wind ın die Stadtsoziologie zu bringen, hallt nun lediglich 
noch in zwar provozierenden, im Grunde aber frustrierten Wendungen nach. 
Übersetzung aus dem Amerikanischen: Lydia Heller 
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